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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/256: Strahlende Wege - aller Logik zuwider ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus"

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau/Münster/Bonn, Pressemitteilung Nr. 2 vom 6. April 2020

750 Tonnen Uranmüll verlassen Gronau unter Protest und durchqueren
Münster. Auch dort wurde protestiert

Sonderzug passiert Hamm und das Ruhrgebiet auf dem Weg nach Amsterdam /
Russland



Am Montag-Vormittag hat ein Sonderzug mit 15 Waggons und vermutlich
insgesamt 750 Tonnen abgereichertem Uranhexafluorid aus der
westfälischen Urananreicherungsanlage Gronau verlassen und ist jetzt auf
dem Weg zur russischen Atomfabrik Novouralsk. Auf der Bahnbrücke vor der
Urananreicherungsanlage fand eine erste Mahnwache statt, an der sich
abwechselnd rund 15 DemonstrantInnen beteiligten. In Münster nahmen rund
50 Personen an einer Mahnwache teil; das Münsteraner Ordnungsamt hatte
letztlich die Teilnahme von 45 Personen genehmigt. Nach der Durchfahrt
in Münster hatte der Sonderzug Hamm als nächstes Ziel. Dort hat der Zug
gegen 13.25 Uhr den Bahnhof verlassen, vermutlich Richtung Dortmund.
Ziel des Uranzuges ist der Verladehafen von Amsterdam. Von dort wird das
Transportschiff Mikhail Dudin die Atommüllfracht nach Russland
transportieren.

Die Durchführung der Mahnwachen in Gronau und Münster war zunächst
strittig. Letztlich wurden aber seitens der Ordnungsämter in Gronau und
Münster Genehmigungen erteilt, die mit Auflagen versehen waren. Die
TeilnehmerInnenzahl war begrenzt und es sollten Sicherheitsabstände
eingehalten werden. Zudem wurde das Tragen von Gesichtsmasken nahe gelegt.

Bürgerinitiativen und der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz
(BBU) kritisierten den Uranmüllexport in Zeiten der Corona-Krise.

"Das Verhalten des Urananreicherers Urenco ist unglaublich und
verantwortungslos. Viele Betriebe müssen wegen der Corona-Pandemie
erheblich zurückstecken, die Notfalldienste und Krankenhäuser sind voll
eingespannt - und die Öffentlichkeit soll zu Hause bleiben. Doch Urenco
besteht mitten in der Corona-Pandemie auf einem betrieblich völlig
unerheblichen und gefährlichen Uranmülltransport nach Russland. Urenco
stellt wirtschaftliche Erwägungen vor den Schutz der Allgemeinheit.
Warum machen das Bundesinnenministerium und die NRW-Landesregierung
dabei mit?" fragt Matthias Eickhoff von der Initiative SOFA (Sofortiger
Atomausstieg) Münster.

Die Kritik an dem Uranmülltransport von Gronau nach Novouralsk ist groß:
Bereits am Donnerstag hatte die Stadt Münster vom Urenco-Konzern, der
die Gronauer Urananreicherungsanlage betreibt, eine Aussetzung der
Urantransporte während der Corona-Pandemie gefordert. Die
Grünen-Bundestagsabgeordneten Sylvia Kotting-Uhl und Oliver Krischer
forderten Bundesinnenminister Horst Seehofer auf, nicht nur
Castor-Transporte, sondern auch die jetzigen Urantransporte in
Corona-Zeiten zu untersagen. Auch die NRW-Landesvorsitzende der Grünen,
Mona Neubaur, nannte den Transport "unverantwortlich". Der
Linken-Bundestagsabgeordnete Hubertus Zdebel forderte ein "umfassendes
Uranexport-Verbot". Auch Greenpeace fordert einen Transportstopp.Im
Vorfeld hatte das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen den
verantwortlichen NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart und den
Polizeibeauftragten der NRW-Landesregierung aufgefordert, für eine
Untersagung des gefährlichen Uranmüllexportes zu sorgen. Eine Antwort
gab es nicht.

Hintergründe:

Der Urenco-Konzern, an dem auch EON und RWE beteiligt sind, exportierte
bereits von 1995 bis 2009 abgereichertes Uranhexafluorid aus der
Urananreicherung als Atommüll zur Endlagerung nach Russland, um in
Deutschland die wesentlich teurere Entsorgung des Uranmülls zu umgehen.
Aufgrund internationaler Proteste gab es dann eine zehnjährige Pause,
bis im Frühjahr 2019 die Exporte insgeheim wieder aufgenommen wurden.
Seither verließen jetzt insgesamt 12 Uranmüllzüge Gronau mit insgesamt
mehr als 7000 t Uranhexafluorid.

Die Uranmüllzüge fuhren bisher immer von Gronau über Steinfurt durch
Münster und dann weiter via Drensteinfurt, Hamm, den Kreis Unna, das
Ruhrgebiet, Duisburg, Viersen, Mönchengladbach, Venlo und viele
niederländische Orte bis zum Hafen Amsterdam. Dort erfolgte die
Verladung nach St. Petersburg. Zielort ist die Geschlossene Stadt
Novouralsk, die von Außenstehenden nur mit Sondererlaubnis besucht
werden darf.

Bei Uranmülltransporten Ende 2019 hatten AtomkraftgegnerInnen zwei
Uranmüllzüge zwischen Gronau und Münster mit Abseilaktionen für mehrere
Stunden blockiert. Die Proteste richten sich auch gegen die häufigen
Urantransporte mit LKW, die mit dem Betrieb der Gronauer Uranfabrik
verbunden sind. Auch in Russland kam es in St. Petersburg, Moskau und
sogar am Zielort in der abgeschotteten Atomstadt Novouralsk zu Protesten
gegen die Uranmüllexporte. Zudem haben 70 000 Menschen in Russland eine
Protest-Petition gegen die Uranmüllexporte aus Deutschland
unterschrieben. Die Petition wurde im Januar dem Bundesumweltministerium
überreicht.

Gegen den Weiterbetrieb der Urananreicherungsanlage Gronau richtet sich
aktuell auch ein Ostermarsch-Appell, für den rund 20 Initiativen und
Verbände mittels einer Online-Petition Unterschriften sammeln. Die
Petition findet sich unter: 

www.openpetition.de/!cfbxn

Mitte März hatte das Bundesinnenministerium einen für Anfang April
geplanten Atommüll-Transport vom britischen Sellafield zum stillgelegten
AKW Biblis in Hessen aufgrund der Corona-Gefahrensituation abgesagt.
"Die Aussetzung der hochgefährlichen Urantransporte wäre ein
konsequenter nächster Schritt. Die Anti-Atomkraft-Bewegung bleibt am
Ball und engagiert sich weiterhin gegen Atomtransporte und für die
sofortige Stilllegung aller Uranfabriken und Atomkraftwerke", so Udo
Buchholz vom Vorstand dees Bundesverbandes Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU)

Weitere Informationen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8947: Und morgen, den 08. April 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 08.04.2020 bis zum 09.04.2020 +++






[image: Jean-Luc 8947 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Quellbewölkt und Sonnenschein,

vielleicht auch einmal ein Schauer,

Jean-Luc wird beim Einkauf sein,

ihm fehlt Vorrat für die Dauer.
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MELDUNG/130: Internationale Studierende verfassen "Youth Call for Solidarity" (#youthforsolidarity)


#youthforsolidarity - Pressemitteilung vom 6. April 2020

Internationale Studierende verfassen "Youth Call for Solidarity"
für europäisches Zusammenwirken in der Coronakrise



Der Aufruf #youthforsolidarity wurde von Jugendorganisationen aus 15
EU-Ländern unterschrieben und richtet sich an die Finanzminister der
Euroländer.

Junge Menschen verschiedener EU-Länder verfassten den Aufruf gemeinsam via
Videokonferenz. In diesem fordern sie die Finanzminister der Euroländer
auf, angesichts der wirtschaftlichen Schäden durch die Coronakrise eine
Austeritätspolitik zu verhindern und sich auf solidarische Maßnahmen zu
einigen. In den vergangenen Tagen unterschrieben über 40
Jugendorganisationen aus 15 europäischen Staaten, darunter Grüne Jugend und
Jusos. Der Aufruf wurde heute im Jugendmagazin der Süddeutschen Zeitung
(jetzt.de) veröffentlicht.

"Die dramatischen Folgen der Coronakrise betreffen ganz Europa. Leider
 verläuft der Diskurs darüber vor allem auf nationaler Ebene.
 Mit #youthforsolidarity setzen wir uns dafür ein, dass nicht gegenseitige
 Ressentiments sondern gemeinsame Werte wie Humanität und Menschenwürde
 die Zukunft der EU bestimmen." 

 Julia Schmid aus Deutschland



"Einige behaupten, dass Maßnahmen wie Coronabonds ungerecht für die
 junge Generation sind, weil wir die finanziellen Lasten tragen werden. In
 unserem Namen wird also für weitere Sparmaßnamen statt finanzieller Hilfe
 argumentiert. Diese Austeritätspolitik verschlimmert den Schaden durch
 die Coronakrise in vielen Ländern und setzt die Zukunft der EU aufs
 Spiel. Als junge Europäer setzen wir uns für ein solidarisches
 Miteinander ein, in dem die Lasten der Krise geteilt werden."

 Koen Smeets aus den Niederlanden



Initiiert wurde der Aufruf von einer Gruppe internationaler Studierender.
Autoren und Unterzeichner des "Youth Call for Solidarity" wollen eine
europäische Perspektive jenseits nationaler Interessen in den Vordergrund
rücken. Wichtig für dieses Anliegen ist eine geteilte
europäische Öffentlichkeit, in der gemeinsame Diskussionen geführt statt
Ressentiments geschürt werden.


Weiterführende Informationen:

https://www.jetzt.de/politik/corona-bonds-offener-brief-fordert-europaeische-solidaritaet

 * 

Quelle: 

#youthforsolidarity, Pressemitteilung vom

E-Mail: europeansolidarity2020@gmail.com
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FUNDSTÄTTEN/140: "Grabfund von Malaja Pereščepina" wird wissenschaftlich neu betrachtet (idw)


Leibniz-Institut für Geschichte und Kultur des östlichen Europa (GWZO) -
06.04.2020

Historisch bedeutender "Grabfund von Malaja Pereščepina" wird
wissenschaftlich neu betrachtet



Das Dorf Malaja Pereščepina (heute Mala Pereščepina
südlich von Poltava in der Ukraine) war 1912 Schauplatz eines der reichsten
frühmittelalterlichen Grabfunde Europas. Er besteht aus mehreren hundert
Einzelteilen, überwiegend aus Gold und Silber. Seine zentrale Bedeutung für
die Frühgeschichte Osteuropas zeigt sich nicht nur in der großen Zahl
qualitativ hochwertiger Objekte, sondern vor allem auch in seiner
heterogenen Zusammensetzung.

Das Leibniz-Institut für Geschichte und Kultur des östlichen Europa (GWZO)
plant gemeinsam mit nationalen und internationalen Partnern die gründliche
und vielseitige Analyse dieses aus dem 7. Jahrhundert stammenden
einzigartigen archäologischen Fundkomplexes. Das gesamte Fundensemble soll
mit Hilfe modernster Methoden und Technologien in seiner ursprünglichen
Zusammensetzung rekonstruiert und anschließend zum ersten Mal vollständig
der Öffentlichkeit präsentiert werden.

Russische und deutsche Institutionen haben sich dazu in einem
interdisziplinären Forschungsverbund zusammengeschlossen, darunter die
Staatliche Eremitage in St. Petersburg, wo die Objekte aufbewahrt werden.
Weitere Kooperationspartner neben dem GWZO sind die Römisch-Germanische
Kommission des Deutschen Archäologischen Instituts (RGK, Frankfurt am
Main), die Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf
mit dem Zentrum für Baltische und Skandinavische Archäologie (ZBSA,
Schleswig) und das Institut für Geschichte der materiellen Kultur der
Russischen Akademie der Wissenschaften (IHMC RAS, St. Petersburg). Die
Zusammenarbeit ist vorerst auf fünf Jahre angelegt und hat anfangs zum
Ziel, ein internationales Projekt ins Leben zu rufen. Es wird ein
gemeinsamer Projektantrag erarbeitet, der im März 2021 eingereicht werden
soll. Projektbeginn ist für Herbst 2021 geplant. Schon im Herbst 2020 soll
ein Pilotprojekt in St. Petersburg starten.

Im Fokus der Forschungen steht die Erstellung von "Objektbiographien", die
eine Brücke zwischen Vergangenheit (Herstellung, Gebrauch und Niederlegung
der gefundenen Objekte) und Gegenwart (Entdeckung des Fundes, Eingang in
die Sammlung der Staatlichen Eremitage St. Petersburg, "Schicksal" in der
Sammlungsgeschichte) schlagen sollen. Dazu müssen bislang
unveröffentlichte Archivalien ausgewertet und gefundene Objekte
mikroskopisch sowie metallographisch-archäometrisch systematisch
untersucht werden. Abschließend soll der gesamte Fund kulturhistorisch neu
eingeordnet werden. Die Ergebnisse sowie der gesamte Fund sollen im
Anschluss unter anderem in einer Ausstellung in der Staatlichen Eremitage
in St. Petersburg und im Rahmen einer virtuellen Schau präsentiert werden.

Das Leibniz-Institut für Geschichte und Kultur des östlichen Europa (GWZO)
erforscht in vergleichender Perspektive die historischen und kulturellen
Phänomene und Prozesse in dem Raum zwischen Ostsee, Schwarzem Meer und
Adria vom Frühmittelalter bis zur Gegenwart. Die am Institut tätigen
WissenschaftlerInnen repräsentieren verschiedene Disziplinen der
Geisteswissenschaften, darunter Archäologie, Geschichte, Kunstgeschichte
und Literaturwissenschaft. In seiner Forschungsarbeit stützt sich das GWZO
auf ein dichtes Netz an Kooperationsbeziehungen mit
Wissenschaftseinrichtungen in Europa und Übersee.




Weitere Informationen unter:

http://www.leibniz-gwzo.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Geschichte und Kultur des östlichen Europa (GWZO), 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRFUNK/511: Deutschlandfunk Kultur - "Tauben fliegen nur nach Hause", 10.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tauben fliegen nur nach Hause

Von Hans Zimmer

DKultur 2013/52'28

Kakadu - Kinderhörspiel

Freitag, 10. April 2020, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Columbus, eine Brieftaube, kehrt in einen leeren Taubenschlag zurück,
alle Tauben sind weg. Auch Onkel Paul, der Taubenvater, ist nicht mehr
da. Nur Pitsch, ein Straßentäuber, begrüßt sie. Mit ihm könnte sie
durch die Stadt streifen, aber sie will hierbleiben und auf die
anderen warten. Und Lara beobachtet das vom Fenster aus. Ihr Papa ist
Musiker und macht Musik aus Vogelstimmen, die er aufnimmt. Auch Tauben
eignen sich dazu. Lara findet das ein bisschen verrückt. Aber viel
mehr stört sie, dass ihre Mutter weggezogen ist und sie nun immer
zwischen den Eltern pendeln muss. Es wäre so schön, wenn alle wieder
zusammen zu Hause wohnen würden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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GEGENWIND/865: Buchbesprechung - Deutschland und Afrika. Anatomie eines komplexen Verhältnisses


Gegenwind Nr. 379, April 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Interesse am Nachbarn?

Über die Nicht-Politik gegenüber Afrika

von Reinhard Pohl



Eigentlich sieht es logisch aus: Die EU müsste vor allem mit
Afrika zusammenarbeiten, bei uns 27 Staaten, dort über 50 Mitglieder
der Afrikanischen Union. In Wirklichkeit ist es nicht so, und das
liegt auch an der Geschichte.

Das Buch beschäftigt sich vor allem mit der deutschen Politik
gegenüber Afrika beziehungsweise den einzelnen Staaten Afrikas. Das
ist auch logisch, denn es gibt weder eine einheitliche europäische
oder afrikanische Außenpolitik.

Aber Deutschlands Politik leidet auch unter der Vergangenheit - oder,
besser gesagt: der Nicht-Aufarbeitung der kolonialen Vergangenheit.
Deutschland hat sich nach dem Verlust der Kolonien im Ersten Weltkrieg
zunächst jahrelang selbst bemitleidet, weil es etwas verloren hatte,
was ihm angeblich rechtmäßig gehörte. Und nach dem Zweiten Weltkrieg
ging es um die Aufarbeitung der Vernichtung der Juden, da blieben
keine Ressourcen, das alte Unrecht zu untersuchen.

Später ging es dann flott: Als Deutschland in den 60er Jahren wieder
internationale Beziehungen ausbaute, die Entwicklungshilfe schuf,
redete man sich selbst ein, in Wirklichkeit kaum eine koloniale
Vergangenheit zu haben. Außerdem standen die
Block-Auseinandersetzungen im Vordergrund. Man musste also den Ländern
Entwicklungshilfe zusagen, die sonst in Gefahr waren, die DDR
anzuerkennen.

Einige Ansätze gibt es allerdings, die es auch Wert sind, weiter
verfolgt zu werden. Die Autoren des Buches plädieren ausdrücklich für
einige Ansätze, die allerdings immer punktuell sind und leider auch
bleiben, es gibt von Deutschland aus kein Konzept für eine
Zusammenarbeit. Ein Konzept gibt es erst in den letzten zwanzig
Jahren, das lautet aber: Migrationskontrolle. Viele sinnvolle Projekte
werden dem inzwischen völlig untergeordnet, und darunter leidet
beides, der Inhalt der Zusammenarbeit, aber auch die sinnvolle
Migrationspolitik. Versucht wird nämlich nicht, Migration zu verstehen
und damit zu arbeiten, sondern versucht wird, Grenzen zu kontrollieren
und Migration zu verhindern - und die Staaten zu belohnen, die dabei
mitmachen, ohne ihre sonstige Politik in den Blick zu nehmen.

Eine Reihe von Kapiteln widmet sich auch der Politik hierzulande: Wie
wird an den Universitäten eigentlich zu Afrika gearbeitet, und wie
wird das finanziert? Wer arbeitet die Kolonialgeschichte auf? Wie ist
der Umgang mit kolonialem Raubgut? Welchen Stellenwert hat die hier
lebende schwarze Minderheit, und wie ist deren Wahrnehmung?

Bei dem Buch handelt es sich um einen Sammelband mit 16 Beiträgen
unterschiedlicher Autorinnen und Autoren. Vermutlich kann man sich
anders diesem Thema auch nicht nähern.

Das Buch ist ein guter Einstieg in ein unterbelichtetes Thema. Und da
das Thema so unterbelichtet ist: Es kann nur ein Anfang sein.


Henning Melber (Hg.): 

Deutschland und Afrika. Anatomie eines komplexen Verhältnisses. 

Brandes & Apsel Verlag, Frankfurt 2019. 225 Seiten, 22,90 Euro

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 379, April 2020, Seite 74

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro,

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro, ermäßigtes Abo: 23,10 Euro,

Probeabo (3 Hefte) 5,00 Euro.
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GLEICHHEIT/7053: NetzDG - Bundesregierung verschärft Überwachung und Zensur im Internet


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

NetzDG: Bundesregierung verschärft Überwachung und Zensur im
Internet

Von Justus Leicht

7. April 2020



Letzten Mittwoch hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Änderung
des sogenannten Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) beschlossen. Dieser
ergänzt eine Änderung vom 19. Februar dieses Jahres. Mit den Änderungen
werden die Überwachung und Zensur des Internets drastisch verschärft.
Selbst Großanbieter wie Google und Facebook, die sonst eng mit der
Regierung zusammenarbeiten, haben schwerwiegende rechtliche Bedenken
erhoben.

Das NetzDG verpflichtet Anbieter sozialer Medien wie Facebook, Youtube und
Twitter seit Januar 2018 dazu, bestimmte Meinungsäußerungen zu löschen.
Sind diese rechtswidrig, muss die Löschung innerhalb einer Woche erfolgen,
sind sie "offensichtlich rechtswidrig" sogar innerhalb von 24 Stunden.

Die Frage, ob eine Meinungsäußerung rechtswidrig ist, die oft schwierig und
Gegenstand langwieriger juristischer Auseinandersetzungen ist, wird von den
Internetkonzernen entschieden. Diese müssen dem Staat halbjährlich
Transparenzberichte erstatten. Kommen sie ihren Verpflichtungen nicht
ausreichend nach, drohen Bußgelder bis zu 50 Millionen Euro.

Für fälschliches Löschen drohen demgegenüber keine Strafen. Das
Overblocking, das sich daraus ergibt - "lieber zu viel als zu wenig
löschen" -, ist ein beabsichtigtes Ergebnis der Konstruktion. Dieses
Kernstück des NetzDG - kurze Fristen zur Prüfung bei gleichzeitig hohen
Bußgeldandrohungen für Nicht-Löschen - bleibt bestehen.

Die Bundesregierung geht in der Gesetzesbegründung sogar davon aus, dass
für die Prüfung von Beschwerden, die nicht offensichtlich unbegründet oder
ein Verstoß gegen die eigenen Richtlinien des Anbieters sind, im
Durchschnitt 20 Minuten, erforderlich sind. Für zehn Prozent der Fälle, bei
denen eine "vertiefte Prüfung" und ein "hohes Qualifikationsniveau"
erforderlich sind, rechnet sie durchschnittlich mit 60 Minuten!

Bemerkenswerterweise findet sich diese Angabe im Abschnitt
"Erfüllungsaufwand" der Gesetzesbegründung. Die Bundesregierung kalkuliert
damit ein, dass die Internetkonzerne eine ernsthafte Prüfung von
Meinungsäußerungen auf Rechtswidrigkeit - die in 20 bis 60 Minuten kaum zu
leisten ist - schon allein aus Kostengründen nicht durchführen werden,
sondern im Zweifel lieber schnell löschen und melden.

Künftig sollen die Anbieter großer sozialer Netzwerke darüber hinaus
verpflichtet werden, dem Bundeskriminalamt (BKA) als Zentralstelle
bestimmte strafbare Inhalte zu melden, die ihnen durch eine Beschwerde
bekannt und von ihnen entfernt oder gesperrt wurden.

Zu den rechtswidrigen Inhalten, die von der Meldepflicht an das BKA erfasst
werden, gehören laut Bundesregierung das Verbreiten von Propagandamitteln
und Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen
(§§ 86, 86a StGB), Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden
Gewalttat (§§ 89a, 91 StGB), Volksverhetzungen und
Gewaltdarstellungen (§§ 130, 131 StGB) und Morddrohungen (§
241 StGB).

Solche Meldungen sollen erleichtert werden. Die "leichte Bedienbarkeit" und
Erreichbarkeit bei "der Wahrnehmung des Inhalts" werden ausdrücklich
vorgeschrieben. In der Praxis soll das einen Button zur direkten Meldung
neben jedem einzelnen Beitrag bedeuten.

Dafür soll das Bundeskriminalamt sachlich und personell aufgestockt werden.
Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (SPD) sprach in einem Interview
mit dem "Morgenmagazin" von 300 neuen Stellen.

Zudem sollen mit dem Änderungsgesetz auch europarechtliche Vorgaben
umgesetzt werden. Dabei geht es um neue Vorgaben bei Videosharingplattform-
Diensten. Solche Plattformen seien teilweise bereits vom NetzDG umfasst,
teilweise müssten aber Regelungen auch für kleinere und themenspezifischere
Anbieter aufgenommen werden. Die Gesetzesbegründung geht von einem
zusätzlichen Aufkommen von jährlich 100.000 Beschwerden über rechtswidrige
Inhalte durch die neu erfassten Anbieter aus.

Die Netzwerke müssen Posts immer dann melden, wenn "konkrete Anhaltspunkte"
bestehen, dass sie etwa den Tatbestand einer Volksverhetzung oder
Morddrohung erfüllen. Google, das mit YouTube eines der betroffenen
Netzwerke betreibt, merkte dazu in seiner Stellungnahme an, dass dadurch
"eine umfassende Datenbank beim Bundeskriminalamt uNutzer und die von ihnen
geposteten Inhalte zum Zwecke der Strafverfolgung" aufgebaut werde, die
ihresgleichen suche.

Die rechtliche Einordnung von Kommentaren auf den sozialen Netzwerken sei
zudem eine hochkomplexe Angelegenheit, kritisiert auch der Deutsche
Anwaltsverein (DAV). Damit steige die Gefahr, dass auch völlig harmlose
Inhalte gemeldet werden. "Das Bundeskriminalamt bekommt neben den
beanstandeten Äußerungen die digitalen Adressdaten zur
Identifizierung/Verifizierung des Nutzers, und zwar auch dann, wenn sich
der Inhalt bei näherer Betrachtung als nicht strafbar erweist", so der DAV.

Bei den unter Bußgeldandrohungen verpflichtenden halbjährlich vorzulegenden
Transparenzberichten der Anbieter müssen künftig u.a. Veränderungen
gegenüber den letzten beiden vorherigen Berichten erläutert werden.

Auch muss in den Transparenzberichten aufgeführt werden, ob und inwiefern
die sozialen Netzwerke unabhängigen Forschungseinrichtungen Zugang zu
anonymisierten Daten für wissenschaftliche Zwecke gewähren. Dadurch könnten
Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen systematische Analysen durchführen
und tiefergehende Erkenntnisse dahingehend erlangen, welche Personengruppen
- und in Bezug auf welche Eigenschaften - besonders häufig das Ziel
rechtswidriger Inhalte im Netz sind und inwiefern abgestimmte und
koordinierte Verhaltensweisen von Verfasserinnen und Verfassern
rechtswidriger Inhalte vorliegen.

Google kritisierte diese verklausulierte Auflage in einer Stellungnahme:
Das "Nachhalten solcher Informationen über Opfer und Täter" setze voraus,
dass die Betreiber "eine umfassende Überwachungsstruktur in Bezug auf das
Nutzerverhalten installieren".

Die Anbieter müssten nicht nur "Daten zum Nutzerverhalten" sammeln, sondern
dieses auch umfangreich auswerten, monierte Google. Facebook gab ebenfalls
zu bedenken, dass die neuen Transparenzauflagen "ohne weitreichende neue
Datenerhebungen und -auswertungen in einem sehr sensiblen Bereich
(beispielsweise ethnische oder religiöse Zugehörigkeit oder politische
Gesinnung) nicht umsetzbar" seien.

Regierung und Medien stellten die Einführung eines
"Gegenvorstellungsverfahren" im Gesetzentwurf groß heraus. Angeblich soll
damit die Gefahr des Overblockings verringert werden. Die Betreiber werden
dazu verpflichtet, auf Antrag eines Mitglieds ihre Entscheidungen zum
Löschen oder Beibehalten von Beiträgen zu überprüfen und das Ergebnis
gegenüber dem Betroffenen "in jedem Einzelfall zu begründen".

"Das Gegenvorstellungsverfahren soll als Art schiedsgerichtliches Verfahren
zwischen Dienstanbieter, Betroffenem und dem Inhalte einstellenden Nutzer
(auch 'Uploader' genannt) geführt werden", schreibt Google dazu. "Erneut
verlagert das Gesetz damit jedenfalls faktisch staatliche Aufgaben mit in
alle Richtungen nachteiligen Effekten auf Private. Zu nennen ist hier vor
allem das erhebliche Risiko für Betroffene", dass ihre Identität im Rahmen
des Ansatzes erkennbar werde.

"Selbst bei Anonymisierung der personenbezogenen Daten des Betroffenen [was
das Gesetz vorschreibt] kann die vollständige Anonymität nicht
gewährleistet werden", erklärte Google. Der Antragsteller laufe Gefahr,
"dass möglicherweise gewaltbereite, rechtsextreme Gruppierungen ihn
identifizieren können". Ähnliche Risiken bestünden für Personen des
öffentlichen Lebens wie Politiker oder Journalisten, "die aufgrund ihres
Bekanntheitsgrads erkennbar bleiben". Dafür müssen sie die Gegenvorstellung
"nicht einmal selbst eingereicht haben".

Die künftige polizeiliche Zentraldatenbank würde auch über das hinausgehen,
was bisher die heftig umstrittene Vorratsdatenspeicherung wollte: private
Kommunikation Ermittlern unfreiwillig preisgeben. Bei der
Vorratsdatenspeicherung ging es nämlich bei einem Verdacht einer konkreten
schweren Straftat nur um sogenannte Verkehrsdaten, die der Telefonanbieter
ausschließlich bei sich länger speichern sollte: also wer, wann und wo mit
wem telefoniert hat. Um den Inhalt der Gespräche ging es dabei nicht.
Gleichwohl haben das Bundesverfassungsgericht und der Europäische
Gerichtshof die Vorratsdatenspeicherung bislang stets abgelehnt.

Die Gesetzesverschärfungen stellen einen massiven Angriff auf demokratische
Grundrechte dar. Mit dem angeblichen Kampf gegen Rechtsextremismus, den die
Bundesregierung als Vorwand nimmt, hat er nichts zu tun. Tatsächlich haben
alle Parteien im Bundestag die rechtsradikale AfD von Anfang an
systematisch legitimiert und eingebunden, und die Polizei- und
Geheimdienstbehörden sind von rechtsextremen Netzwerken durchsetzt.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2020 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten
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Quelle:

World Socialist Web Site, 07.04.2020

NetzDG: Bundesregierung verschärft Überwachung und Zensur im Internet

https://www.wsws.org/de/articles/2020/04/07/netz-a07.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





Ossietzky/1096: Krankenhäuser dichtmachen?


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 6 vom 21. März 2020

Krankenhäuser dichtmachen?

Von Carl Waßmuth



Mit dem Coronavirus hat die Weltgemeinschaft ein echtes Problem. Dabei
verläuft die Erkrankung selbst zumeist harmlos. Auch bestehen wenig
Zweifel, dass für einen Großteil der Bevölkerung auf Dauer eine
Ansteckung unvermeidlich ist. Aber für Ältere und Personen mit
Vorerkrankungen ist die Situation lebensbedrohlich. Ziel aller
Maßnahmen ist es daher, zum Schutz dieser Menschen die
Ausbreitungsgeschwindigkeit des Virus zu verlangsamen. Das hat für den
Alltag erhebliche Folgen. Viele Menschen begeben sich in eine Art
freiwilliger Quarantäne. In ganz Europa werden Kindergärten, Schulen
und Hochschulen geschlossen und Veranstaltungen abgesagt. Zahlreiche
Arbeitgeber lassen von zu Hause aus arbeiten oder ordnen Kurzarbeit
an. Einige Firmen sind von der Pleite bedroht. Der DAX ist in wenigen
Wochen um mehr als 30 Prozent gefallen, der Dow Jones um 25 Prozent,
eine weltweite Wirtschaftskrise ist nicht ausgeschlossen.

Die heftigen Politik- und Börsenreaktionen sind der begrenzten
Leistungsfähigkeit der Gesundheitssysteme geschuldet. In etwa fünf
Prozent der Fälle soll es bei der Erkrankung Covid-19 zu schweren bis
kritischen Verläufen kommen: Die betroffenen Patienten müssen ins
Krankenhaus, teilweise ist Beatmung erforderlich. Kommen die
Krankenhäuser an ihre Kapazitätsgrenzen, leiden Corona-positive
Patienten sowie andere akut Erkrankte gleichermaßen. In Italien kam es
wegen überforderter Krankenhäuser bereits zu dramatischen Situationen.
Es steht außer Frage, dass unser Gesundheitssystem und vor allem
unsere Krankenhausversorgung vor einer schweren Probe stehen.

In dieser Situation mutet es befremdlich an, dass in Deutschland die
Zahl der Krankenhäuser massiv reduziert werden soll. Und das sind
keineswegs nur vage Pläne. In Nordrhein-Westfalen überarbeitet die
Landesregierung unter Armin Laschet (CDU) derzeit den Krankenhausplan.
Dazu hat man sich von der Bertelsmann-Stiftung und der Partnerschaft
Deutschland GmbH - einer Beratungsgesellschaft, die für
öffentlich-private Partnerschaften wirbt - eine Studie erstellen
lassen. Vorgeschlagen wird die Schließung von bis zu 60 Prozent der
derzeitigen Kliniken. Eine vergleichbare Studie gibt es auch für
Deutschland insgesamt, danach sollen drei Viertel aller
Plankrankenhäuser schließen. Der wissenschaftliche Beirat des
Bundesfinanzministers übernimmt die Forderungen: "Hätte Deutschland
die Krankenhausstruktur seines nordischen Nachbarn [Dänemark], kämen
in der Akutversorgung auf 1000 Einwohner nicht 6,1 Betten, sondern
lediglich 2,5. Auch gäbe es nicht 1371 Plankrankenhäuser, sondern
lediglich 330." Für die freiwillige Schließung von Krankenhäusern hat
der Gesundheitsminister des Landes Nordrhein-Westfalen, Karl-Josef
Laumann (CDU), einen Fonds eingerichtet, aktuell stehen jährlich 500
Millionen Euro für Schließungen in Nordrhein-Westfalen bereit. Von
einem derart radikalen Umbau würden die vier Privatklinik-Betreiber
Fresenius, Helios, Asklepios und Rhön-Klinik profitieren, außerdem
Baufirmen und kreditgebende Banken. PatientInnen drohen wesentlich
längere Wege - bei Schlaganfällen beispielsweise entscheiden nicht
selten 15 zusätzliche Minuten im Rettungswagen über Leben und Tod.

Vorbild für die schöne neue Krankenhausstruktur soll Dänemark sein.
Dort ist die Ärztedichte geringfügig höher als in Deutschland (4,46
pro 1000 Einwohner gegenüber 4,21 in Deutschland). Die Zahl der
Krankenhausbetten ist mit 2,5 pro 1000 Einwohner jedoch erheblich
niedriger als bei uns (8,3 pro 1000 Einwohner). Noch extremer ist das
Verhältnis der Intensivbetten: Deutschland hat 29 Intensivbetten pro
100.000 Einwohner, Dänemark nur sechs. Schon ohne Corona hätte klar
sein können, dass das keinen Vorbildcharakter hat. Angesichts
exponentiell steigender Corona-Infektionszahlen ist es inzwischen kaum
vorstellbar, dass in Deutschland Krankenhäuser geschlossen werden.
Dennoch sind die Pläne nicht vom Tisch. Genaugenommen verfügen Laschet
oder andere Länder-Chefs zwar gar nicht über Schließungen, auch
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn hat dazu keine Befugnis.
Angesichts der gegebenen Rahmenbedingungen ist das aber auch nicht
nötig. Die bestehende Pflicht zum gewinnorientierten Wirtschaften von
Kliniken macht bereits seit Jahren kommunale und kleine Krankenhäuser
kaputt. Wenn nun nach den neuen Plänen viele Kliniken aus den
Krankenhausplänen der Bundesländer gestrichen werden, bekommen sie
keine Gelder mehr für Investitionen und keine Erstattungen von den
Krankenkassen - und gehen in kürzester Zeit pleite.

Dagegen regt sich Widerstand: Die Initiative "Regionale
Krankenhausinfrastruktur erhalten" in Nordrhein-Westfalen hat einen
offenen Brief an Ministerpräsident Laschet geschrieben und um ein
Gespräch gebeten. Der lässt antworten: "Da wir aktuell an der
Erstellung des neuen Krankenhausplans arbeiten und dies für uns
angesichts des eng bemessenen Zeitplans Priorität hat, können wir
nicht allen Gesprächswünschen nachkommen. Vor diesem Hintergrund bitte
ich um Verständnis." Die Initiative hat auch der katholischen
Bischofskonferenz eine Gesprächsbitte geschickt, da viele Kliniken in
der Region die Kirche als Träger haben. Der Bischof lässt antworten,
dass man "nicht noch weitere Gesprächs- und Diskussionsforen
begründen" wolle. Vorsorglich wird hinzugefügt, dass "unsere
Vertretung im Landesausschuss für Krankenhausplanung, die
ausschließlich ihrer entsendenden Organisation gegenüber
verantwortlich ist, sich mit Blick auf ihre dortige Tätigkeit
ausdrücklich zur Verschwiegenheit verpflichten musste und daher für
Gespräche der von Ihnen gewünschten Art ohnehin nicht zur Verfügung
stehen kann".

Kirche und Staat schließen sich also mit Bertelsmann und anderen
Beratern ins Hinterzimmer ein, um dort über die Zukunft der
Krankenhauslandschaft zu beraten. Die Organisation Gemeingut in
BürgerInnenhand fordert demgegenüber: Kein einziges Krankenhaus darf
schließen! Wir brauchen jedes einzelne! Ein entsprechender Aufruf
steht unter www.gemeingut.org/krankenhausschliessungen-stoppen und
kann online unterzeichnet werden.
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VORWÄRTS/1575: Welche ärztliche Versorgung?


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 27. März 2020

Welche ärztliche Versorgung?

von Siro Torresan



Die Studie "Ansprüche an die ärztliche Versorgung" lässt
Schlussfolgerungen zu, die für die Weichenstellung in der
Gesundheitspolitik von grosser Bedeutung sind. Und sie kommt auch zum
Schluss, dass der Zugang zur Gesundheit nicht vom Portemonnaie
abhängen darf.


"Die Schweizer Gesundheitspolitik beschränkt sich seit einigen
Jahren fast ausschliesslich auf Prämienpolitik und Kostensparen. Es
drohen Gesundheitsreformen, die an den Wünschen und Ansprüchen der
Menschen vorbeigehen", schreibt die Ärztegesellschaft des Kantons
Zürichs AKZ in ihrer Medienmitteilung vom 13. März. Grund der
Mitteilung ist der Schlussbericht der Studie "Ansprüche an die
ärztliche Versorgung", die vom Forschungs- und Beratungsbüro Infras im
Auftrag der AKZ durchgeführt wurde. Die AKZ konnte nicht im
Entferntesten ahnen, wie wichtig diese Studie für die Zeit nach der
Coronazeit, die hoffentlich bald anbricht, werden wird.


Fragen über Fragen

Welche Ansprüche hat die Bevölkerung und die Ärzteschaft an die
Gesundheitsversorgung? Stimmen die Bedürfnisse der Patienten und das
Angebot in der ambulanten Versorgung überein? Wie muss die
Versorgungslandschaft der Zukunft aussehen, damit Bedürfnisse der
Patient*innen erfüllt sind und sich Ärzt*innen in dieser Arbeitswelt
wiederfinden? Wie passt dies zusammen mit den Trends und politischen
Vorhaben im Gesundheitssystem? Antworten auf diese Fragen zu finden,
war Sinn und Zweck der Studie. Befragt wurden 1005 Personen über 18
Jahre, repräsentativ in Bezug auf das Geschlecht, das Alter, den
Wohnort, Migrationshintergrund und Bildung. Hinzu kamen rund 140
Haus- und Kinderärzt*innen, Spezialist*innen und Psychiater*innen.


Erste Anlaufstelle das Wichtigste

Die AKZ "zieht aus der Studie Schlussfolgerungen für
Gesundheitsreformen, die wirklich den Bedürfnissen der Bevölkerung
entsprechen." Eine ist, dass die "Bevölkerung grossen Wert auf eine
gute Hausarztversorgung" legt. Dies geht aus den Ergebnissen der
Studie deutlich hervor. Rund 90 Prozent der Befragten wählen als erste
Anlaufstelle immer oder meistens die Hausärztin oder den Hausarzt.

Dies weil die PatientInnen grossen Wert auf eine kontinuierliche
Ansprechperson legen, welche die Krankheitsgeschichte kennt und eine
ganzheitliche Sicht auf das individuelle Gesundheitsproblem einnehmen
kann. Die Bereitschaft, hier Abstriche für mögliche Prämiensenkungen
bei der Krankenkasse in Kauf zu nehmen, ist in der Bevölkerung sehr
gering. Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass der drohende
Hausarztmangel bereits für die Bevölkerung spürbar ist und eher ein
Ausbau in diesem Bereich gewünscht ist.

Als weiteren wichtigen Punkt unterstreicht die AKZ die Autonomie der
Patient*innen. Sie sollte weiter gefördert werden, und zwar deshalb:
"Patient*innen und Ärzt*innen sollen in der Lage sein, alle
notwendigen Informationen auszutauschen, partnerschaftlich
medizinische Entscheidungen zu treffen und gemeinsam vorauszuplanen".
Doch dafür braucht es in erster Linie Zeit. "Und die ist immer weniger
vorhanden, infolge von zunehmender Belastung der Ärzt*innen durch
Administration und durch die Kürzung der von den Krankenkassen
bezahlten Zeit für Patientengespräche." Weiter zeigt die Studie, dass
die Grundversorgung gestärkt werden sollte. Die AKZ schreibt:
"Patient*innen legen Wert auf eine vertraute verfügbare Anlaufstelle;
diese kann eine wichtige Rolle bei der Koordination zwischen den
Leistungserbringern übernehmen."

Natürlich unterscheiden sich Ansprüche und Bedürfnisse teils zwischen
den Bevölkerungsgruppen, zwischen den sozialen Klassen. Spannend ist,
was die Studie betreffend "Personen mit geringem Einkommen" festhält:
"Zu erwarten wäre, dass diese eine höhere Bereitschaft haben,
Einschränkungen im Zugang und in der Qualität der Versorgung in Kauf
zu nehmen, wenn dadurch die Prämien sänken. Dies ist aber nicht der
Fall."
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MELDUNG/1075: Neue "BR KulturBühne" - BR erweitert Engagement für Kultur in der Krise (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Neue "BR KulturBühne"

BR erweitert Engagement für Kultur in der Krise



Oster-Highlights mit Doris Dörrie, Luise Kinseher, Hannes
Ringlstetter, Axel Hacke und einer besonderen Matthäus-Passion aus der
leeren Philharmonie im Gasteig. Auch PULS, das junge Content-Netzwerk
des Bayerischen Rundfunks, engagiert sich für heimische Künstler.

Was tun, wenn Theater, Kinos und Museen geschlossen bleiben? Mit der
"BR KulturBühne" bringt der Bayerische Rundfunk den Menschen die
Kultur nach Hause und bietet Künstlern und Kulturschaffenden in Bayern
während dieser schwierigen Zeit eine digitale Ersatz-Bühne. Unter der
Adresse www.br.de/kultur erweitert der BR ab heute sein Engagement für
die Kultur in der Krise. Auch während der Krise muss damit niemand auf
Musik, Theater, Literatur, Ausstellungen und Events verzichten.

Zahlreiche Kreative wie Doris Dörrie, Josef Hader, Luise Kinseher,
Hannes Ringlstetter, Axel Hacke oder Wolfgang Flatz haben bereits ihre
Teilnahme zugesagt und öffnen ein kreatives Fenster in ihre Wohnung
und in die Welt: Im Live-Stream oder über Videos-on-demand erzählen
sie über ihren Alltag in Zeiten von Corona, bieten Lesungen und
Wohnzimmerkonzerte oder präsentieren Ausschnitte aus ihrem aktuellen
Programm. Auch virtuelle Kunst-Ausstellungen bringt der BR exklusiv
nach Hause: etwa die Installationen der indischen Künstlerin Sheela
Gowda, deren Ausstellung im Münchner Lenbachhaus abgesagt wurde. Ein
Highlight am Karfreitag: Der Münchner Gasteig bringt um 15 Uhr eine
alternative Matthäus-Passion aus der leeren Philharmonie auf die BR
KulturBühne, nachdem die Aufführung der traditionellen
Matthäus-Passion des Münchener Bach-Chores erstmalig abgesagt werden
musste. Ab Donnerstag, 9. April 2020, wird PULS, das junge
Content-Netzwerk des BR, die Hälfte seines Radio-Programms mit Musik
von Künstlerinnen und Künstlern aus dem deutschsprachigen Raum
bestreiten und diesen somit zu mehr Reichweite verhelfen.

Darüber hinaus finden die Nutzer auf dem digitalen Portal
www.br.de/kultur das vielfältige BR-Kulturangebot in Hörfunk,
Fernsehen und Online gebündelt auf einen Blick: aktuelle Highlights
aus dem Konzert-Angebot von BR-Klassik Concert, Bayern 2-Hörspiele und
Features zum live- oder nachhören, aktuelle Kulturbeiträge von BR24,
Kulturangebote für Kinder sowie Kultur-Highlights aus der Mediathek
wie dem Kulturmagazin Capriccio und der Kult-Sendung quer. Unter der
Rubrik "Was lesen?", "Was schauen", "Was hören?" gibt es Tipps für
spannende und unterhaltsame Bücher, Empfehlungen für Filme und Serien
sowie Highlights aus dem BR-Podcast-Archiv, ausgewählt von der
BR-Kulturredaktion.

"Dem Bayerischen Rundfunk liegt das kulturelle Leben sehr am
 Herzen. Wir wollen gerade jetzt, wo so viele öffentliche
 Veranstaltungen abgesagt werden müssen, den vielen
 Kulturbegeisterten in Bayern weitere digitale Angebote für die Zeit
 der Krise machen. So möchte der Bayerische Rundfunk dazu beitragen,
 den Kulturschaffenden, die vor allem auf die Plattformen der
 US-Anbieter angewiesen sind, eigene zusätzliche Alternativen zu
 bieten."

 BR-Intendant Ulrich Wilhelm



"Mit der neuen BR KulturBühne will der BR in der Corona-Krise
 seinen Beitrag dazu leisten, dass Kunst und Kultur erlebbar
 bleiben. Die Kreativen und die Künstlerinnen und Künstler können
 hier lesen, erzählen, Kreatives schaffen, spielen, unterhalten, die
 Zuschauerinnen und Zuschauer staunen, lachen, nachdenken, Ideen
 bekommen und nicht zuletzt: sich erfreuen an Kunst und Kultur. Die
 BR KulturBühne ist ein Kreativraum, wie wir ihn jetzt in der
 Corona-Krise brauchen."

 BR-Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik



"Von der Kinderoper bis zur virtuellen Ausstellung, vom Kabarett
 bis zur Welt der Bücher - es gibt so viele Ideen, wie Kreative das
 kulturelle Leben weiter gestalten und die Menschen von daheim aus
 teilnehmen können: Mit der BR KulturBühne schaffen wir ein
 digitales Fenster für die Kultur in Bayern und bringen die große
 Bühne nach Hause, auf die Couch."

 Sylvie Stephan, Leiterin Programmbereich Kultur




Ausgewählte Highlights für die Osterferien

Den Auftakt macht am Dienstag, 7. April 2020, um 19.30 Uhr das Ehepaar
Axel Hacke und Ursula Mauder, das gerade einen neuen Podcast
entwickelt hat: "Unter einer Decke". In einer Mischung aus Lesung,
Konzert und Dialog geben sie auf der BR KulturBühne Einblicke über das
Eheleben in Zeiten von Corona.

Die indische Installations-Künstlerin Sheela Gowda, deren Ausstellung
"Sheela Gowda. It.. Matters" im Münchner Lenbachhaus Ende März hätte
eröffnet werden sollen, zeigt ihre Kunst auf der BR-Bühne nun
virtuell, stets unter neuen Aspekten.

Am 8. April präsentiert die bayerische Kabarettistin Luise Kinseher
exklusiv Ausschnitte aus ihrem neuen Programm "Mary von Bavary -
Unglückliche Essiggurkerl". Am Tag darauf, den 9. April, erleben wir
Hannes Ringlstetter "live aus seinem Wohnzimmer", unter der
Überschrift "Programm und a Liadl".

Ein besonderes Highlight am Karfreitag: Der Münchner Gasteig bringt
eine alternative Matthäus-Passion aus der leeren Philharmonie auf die
BR KulturBühne - am 10. April um 15 Uhr.

Wagner-Freunde haben am Ostersonntag, 12. April, die letzte
Gelegenheit, den "Parsifal" in der Inszenierung von 2018 der
Bayerischen Staatsoper zu erleben, in der Starbesetzung mit Christian
Gerhaher, Jonas Kaufmann, René Pape, unter der Leitung von Kirill
Petrenko (https://operlive.de/parsifal).

Das neue Social-Media Format des ARD-Kulturmagazins ttt - titel,
thesen, temperamente: #Heimspiele ttt wird ebenfalls auf dieser Seite
prominent präsentiert. Kreativschaffende wie Doris Dörrie, Josef Hader
und Wolfgang Flatz setzen sich künstlerisch mit der derzeitigen Lage
auseinander und schicken Videos aus Ihrer jeweiligen Heim-Quarantäne
(Instagram).

Auch Bücherfreunde kommen auf ihre Kosten: Neben den traditionellen
Literatursendungen des BR (Diwan, radiotexte/Lesungen) gibt es in
dieser Woche ein neues BR-Literaturformat für die Krise: "Autoren und
ihre Texte - Was ich zu meinem Buch noch sagen wollte". In Kooperation
mit zehn Verlagen hat BR-Literaturexperte Knut Cordsen Autorinnen und
Autoren zu ihren aktuellen Büchern befragt - die Antworten gibt es auf
der BR KulturBühne. Und in der "Abendschau" im BR Fernsehen: exklusive
Literaturempfehlungen von Knut Cordsen, von Montag bis Freitag, bzw.
in der BR Mediathek.

In den "Corona-Tagebüchern" schreiben Künstlerinnen und Künstler,
Literaten und Kreative aus dem Film, Musik- und Theaterbereich über
ihre Erfahrungen in einem veränderten Alltag. Bayern 2 sendet die
Gedanken jeden Werktag (Montag bis Freitag) in der Bayern2 Kulturwelt
um 8.30 Uhr, nachhörbar auch auf der BR KulturBühne.

Gegen den Corona-Koller empfiehlt die BR-Hörspielredaktion die
schönsten Reportagen, Podcasts und Hörspiele, und auch für die Kleinen
gibt es Kulturangebote für die Krise, von Lego-Opern über Geschichten
für Kinder sowie Buch- und Basteltipps.

PULS sendet ab 16. April, immer donnerstags ab 0.15 Uhr in insgesamt
vier Nächten die besten PULS Live Sessions und Konzertmitschnitte von
PULS-Events im BR Fernsehen. In den Konzertsendungen zeigt PULS
vielversprechende lokale Acts aus Bayern und erfolgsverdächtige
Newcomer-Bands aus dem deutschsprachigen Raum. Bayerische Initiativen
der lokalen Kultur- und Musikszene unterstützt PULS im Radio, auf
www.br.de/puls und auf den eigenen Social-Media-Kanälen. Auf Facebook
gibt es wöchentlich eine Auswahl an Konzert-Livestreams.

https://www.br.de/puls/puls-homepage100.html

Mehr Infos unter https://www.br.de/kultur/index.html

 * 
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DOKUMENTATION/1732: ARD-alpha - Oberammergau und die Passion, 10.4.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. April 2020

alpha-retro

Oberammergau und die Passion

Karfreitag, 10. April 2020, ab 20.15 Uhr, ARD-alpha



Alle zehn Jahre wird in Oberammergau das "Spiel vom Leiden, Sterben
und Auferstehen unseres Herrn Jesus Christus" aufgeführt. 500.000
Besucher aus aller Welt sahen das Laienschauspiel 2010. Nun, 2020,
sind die Passionsspiele infolge der Corona-Krise abgesagt. Am
Karfreitag, 10. April 2020, ab 20.15 Uhr, ermöglicht ARD-alpha dennoch
eine Begegnung mit den Passionsspielen, aber auch mit der
Zeitgeschichte der Jahre zwischen 1959 und 1990 - mit "alpha-retro:
Oberammergau und die Passion".

"Spielerwahl in Oberammergau", Spätsommer 1959: Wer wird im nächsten
Jahr, bei der 35. Passion seit 1634, den Christus spielen, wer die
Maria, wer Petrus und wer den Judas? Der Film lässt die Anspannung
unter den Oberammergauern spüren, schließlich zogen die Passionsspiele
auch vor 60 Jahren bereits Hunderttausende Besucher an. Die
Dokumentation um 20.15 Uhr fängt die Stimmung unter den Dorfbewohnern
ein, von denen die meisten Protagonisten der Passion sein werden - mit
Ausnahme verheirateter Frauen und Frauen über 35 Jahre. Das galt bis
1990.

Wie die Spiele im Jahr 1960 das Leben im Dorf bestimmen, ist das Thema
der Dokumentation "Oberammergauer Passionsspiele" um 20.35 Uhr. Und es
ist wirklich das ganze Dorf - Jung und Alt, Arm und Reich -, das bei
diesen Spielen zusammenwirkt; schließlich ist das Ganze auch ein
Tourismusmagnet und damit ein weltliches Geschäft. Ein Plakat wirbt
für einen "Hausfrauenabend" zum Thema: "Was koche ich für meine
Passionsspielgäste?" Es gibt Gymnastik in der Turnhalle, denn die
langen Aufführungen können nur mit einer guten Physis durchgestanden
werden. Der Film wirft auch einen Blick auf die damalige Aufführung
mit der Szene, in der Jesus die Händler aus dem Tempel vertreibt.

In der Dokumentation "Die ewige Passion" um 20.55 Uhr zu den
Passionsspielen 1970 kommt zur Sprache, was schon länger diskutiert
wurde: Der Jüdische Weltkongress erhebt Einspruch wegen der
antisemitischen Inhalte von Teilen des Passionstextes. Der Vatikan
fordert die Oberammergauer auf, das Spiel grundlegend zu überarbeiten.
Doch das geschieht nicht. Rom entzieht den Passionsspielen daraufhin
seine Zustimmung, die Missio Canonica. Der Passionstext muss geändert
werden, aber: Würden dann weniger Zuschauer kommen?

1990 ist man in Oberammergau bereit, den 100 Jahre lang unveränderten
Text doch zu ändern. In der Dokumentation "Jesus oder Jeschua?" um
21.45 Uhr diskutieren die Religionswissenschaftler Ruth und Pinchas
Lapide mit dem seinerzeit neuen Spielleiter Christian Stückl und
dessen Dramaturgen Otto Huber. Gemeinsam suchen sie nach Lösungen für
die Passagen des Passionstextes, die den Vorwurf einer negativen
Darstellung von Juden auf sich zogen. Der Film zeigt in Beispielen,
wie der damals erst 28-jährige Regisseur Stückl das Ergebnis dieser
Suche in seiner ersten Inszenierung umsetzt.


alpha-retro: Oberammergau und die Passion:

Freitag, 10. April 2020

20.15 Uhr: alpha-retro: Spielerwahl in Oberammergau (1959)

Dokumentation, 1959

20.35 Uhr: alpha-retro: Oberammergauer Passionsspiele (1960)

Dokumentation, 1960

20.55 Uhr: alpha-retro: Die ewige Passion (1970)

Dokumentation, 1970

21.45 Uhr: alpha-retro: Jesus oder Jeschua? (1990)

Eine Kulturreportage mit Pinchas und Ruth Lapide

Dokumentation, 1990

 * 
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FILM/1718: BR - Besondere Filmklassiker am Freitagabend, 10.4. - 8.5.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 3. April 2020

Besondere Filmklassiker am Freitagabend

"Die Bibel" mit Ava Gardner und John Huston

Freitag, 10. April 2020, 23.15 Uhr, BR Fernsehen



Das BR Fernsehen zeigt jeden Freitag auf dem ClassiX-Sendeplatz
unvergessene Filmklassiker - in den kommenden Wochen mit einem
besonders großen Staraufgebot. So gibt es am Karfreitag, 10. April,
den Monumentalfilm "Die Bibel" mit Ava Gardner und John Huston.

Außerdem sind die Hollywood-Diven Marilyn Monroe und Lauren Bacall
("Wie angelt man sich einen Millionär?" / 17. April) sowie
Sophia Loren ("Arabeske", gemeinsam mit Gregory Peck / 24. April;
"Hausboot", gemeinsam mit Cary Grant / 8. Mai) zu sehen. Am 1. Mai
sorgt das Traum-Duo Ornella Muti und Adriano Celentano gleich zweimal
("Der gezähmte Widerspenstige" und "Gib dem Affen Zucker") für
Unterhaltung.


Die Klassiker der nächsten Wochen im Überblick:


Freitag, 10. April 2020, 23.15 Uhr

"Die Bibel"

Spielfilm, Italien, USA 1965

Regie: John Huston

Noah (John Huston), ein Nachfahre von Evas drittem Sohn Set, baut wie
von Gott beauftragt, die Arche Noah, damit er zusammen mit seiner
Familie und einem Paar jedes Tieres die Sintflut überleben kann.

Der opulente Monumentalfilm beginnt am Anfang aller Geschichten: mit
der Schöpfung der Erde und der Erschaffung der ersten Menschen Adam
und Eva. Im Stil eines Historienfilms wird das 1. Buch Mose, Genesis,
erzählt. Mit Starbesetzung (Stephen Boyd, George C. Scott, Ava
Gardner, Franco Nero und Richard Harris), großartigen Kulissen und
einer kraftvollen Inszenierung schuf John Huston ein bildstarkes
Filmepos, das den biblischen Text ernst nimmt.


Freitag, 17. April 2020, 22.30 Uhr

"Wie angelt man sich einen Millionär?"

Spielfilm, USA, 1953

Regie: Jean Negulesco

Sie sind jung, schön - und pleite. Der einzige Ausweg aus der Misere
ist für die Freundinnen Pola, Tschicki und Tütü, gespielt von den
Hollywood-Ikonen Marilyn Monroe, Lauren Bacall und Betty Grable, ganz
klar: Ein reicher Ehemann muss her! Mit ihren letzten Groschen mietet
das "Goldfischtrio" ein vornehmes Penthouse, um dort die Opfer auf
"die Knie zum Antrag" zu zwingen...


Freitag, 17. April 2020, 0.00 Uhr

"Marilyn Monroe - Ich möchte geliebt werden"

Dokumentation, Deutschland 2010

Autor: Eckhart Schmidt

Am 5. August 1962 erschütterte der Tod der Schauspielerin Marilyn
Monroe die Welt. Der gefeierte Star aus Hollywoodfilmen wie "Manche
mögen's heiß", "Das verflixte siebte Jahr", "Blondinen bevorzugt" und
"Fluss ohne Wiederkehr" war die bedeutendste Ikone des
US-amerikanischen Kinos - und sie blieb es bis heute.
Hollywood-Experte Eckhart Schmidt zeichnet in seinem Dokumentarfilm
das Leben des Stars nach und versucht herauszufinden, wer Marilyn
Monroe wirklich war.


Freitag, 24. April 2020, 22.30 Uhr

"Arabeske"

Spielfilm, USA, 1966

Regie: Stanley Donen

Yasmin Azir (Sophia Loren) kennt Professor David Pollock (Gregory
Peck) erst seit ein paar Stunden. Aus patriotischen Gründen sieht sie
sich trotzdem gezwungen, mit ihm ein Duschbad zu nehmen, um gewisse
Leute nicht mißtrauisch zu machen. Die Aussichten, die sich dem
Professor dabei eröffnen, sind überwältigend.

Traumpaar Sophia Loren und Gregory Peck in einem spannenden
Spionageabenteuer von Regisseur Stanley Donen aus dem Jahr 1966. David
Pollock, Professor für alte Sprachen in Oxford wird von einem
arabischen Millionär zur Entzifferung einer Hieroglyphenschrift
angeheuert. Nicht weniger Aufregung bereitet ihm eine ebenso
verführerische wie mysteriöse Schöne, die ein undurchsichtiges Spiel
mit dem wackeren Wissenschaftler zu treiben scheint.


Freitag, 24. April, 0.10 Uhr

"Anastasia"

Spielfilm, USA, 1956

Regie: Anatole Litvak

Paris 1928. Eine Gruppe russischer Emigranten um General Bounine (Yul
Brynner) sucht die Zarentochter Anastasia, die das Massaker an ihrer
Familie überlebt haben soll, um an die dafür ausgesetzte
Millionenerbschaft zu kommen. Als eine junge, Anastasia ähnelnde Frau
(Ingrid Bergman) gefunden wird, führt Bounine sie in die Gesellschaft
ein und arrangiert ein Treffen mit der Zarenmutter. Doch auch der als
Glücksritter bekannte Prinz Paul hat es auf das Geld der Zarentochter
abgesehen.


Freitag, 1. Mai 2020, 22.30 Uhr

"Der gezähmte Widerspenstige"

Spielfilm, Italien, 1980

Regie: Giuseppe Moccia, Franco Castellano

Adriano Celentano und Ornella Muti im turbulenten Geschlechterkampf:
Die gutsituierte und weltgewandte Lisa Silvestri gelangt nach einer
Autopanne in das Haus des Großbauern und Winzers Elia Codogno, der ein
eingefleischter Junggeselle und ausgesprochener Frauenhasser ist. Elia
hat sich bisher allen Versuchen seiner Haushälterin Mamie, ihn mit
einer Frau zu verkuppeln, erfolgreich widersetzt. Lisa verliebt sich
in Elia, der sich ihren Verführungskünsten gegenüber als taub erweist.


Freitag, 1. Mai 2020, 0.10 Uhr

"Gib dem Affen Zucker"

Spielfilm, Italien, 1981

Regie: Franco Castellano und Giuseppe Moccia

Adriano Celentano und Ornella Muti als Traum-Duo: Das winzige
Fürstentum Saint-Toulipe ist ein Spielerparadies und finanziell am
Ende. Ein Millionenkredit muss her - doch aus der Finanzspritze für
den Monarchen Gustavo und seine Gattin Betsy wird nichts! Jetzt ruhen
ihre ganzen Hoffnungen auf ihrer attraktiven Tochter Cristina. Sie
soll in Rom einen reichen Industriellen heiraten. Doch in Rom
angekommen, lernt sie einen einfachen Busfahrer kennen und lieben...


Freitag, 8. Mai 2020, 22.30 Uhr

"Hausboot"

Spielfilm, USA, 1958

Regie: Melville Shavelson

Komödienklassiker mit Cary Grant und Sophia Loren: Als
alleinerziehender Vater fällt es Tom schwer, sich nach dem Tod seiner
Frau um die Kinder zu kümmern. Er braucht dringend eine größere
Wohnung, doch stattdessen muss er sich mit einem alten Hausboot
zufriedengeben. Mit ihm und seinen Kindern zieht dort die junge
Italienerin Cinzia ein, die der Witwer unter falschen Voraussetzungen
als Haushälterin engagiert hat. Sie kann weder kochen, nähen, noch
waschen...


Freitag, 8. Mai 2020, 0.15 Uhr

"Serenade zu Dritt"

Spielfilm, USA, 1933

Regie: Ernst Lubitsch

Ein ewiger Komödienklassiker aus dem Jahr 1933 mit geschliffenen
Dialogen. Brillant inszeniert von Meisterregisseur Ernst Lubitsch,
nach dem Broadway-Erfolgsstück "Design for Living" von Noël Coward.
Eine Werbezeichnerin, ein Maler und ein angehender Dramatiker,
gespielt von Miriam Hopkins, Gary Cooper und Fredric March, gehen eine
unkonventionelle Bindung zu dritt ein. Aus den entstehenden
Liebeskonflikten flüchtet sich die Frau in eine bürgerliche Ehe, aus
der sie zu erneutem Glück zu dritt "befreit" wird.

 * 
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MELDUNG/452: BR - Gottesdienste zu den Osterfeiertagen, 10.-13.4.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. April 2020

Gottesdienste zu den Osterfeiertagen

Rund um die Osterfeiertage von Karfreitag, 10. April bis Ostermontag,
13. April 2020 bietet der Bayerische Rundfunk Gottesdienste im
Fernsehprogramm



Karfreitag, 10. April 2020

21.00 bis 22.15 Uhr, im BR Fernsehen

Papst Franziskus betet den Kreuzweg

Live aus Rom

Live-Stream in der BR Mediathek online unter: www.br.de/mediathek

In diesem Jahr stammen die Meditationen von Strafgefangenen und
Menschen, die mit der Gefängniswelt zu tun haben: Aufseher, Opfer,
Richter, Familien der Insassen sowie zu Unrecht Angeklagte. Papst
Franziskus hat die Strafanstalt Due Palazzi der norditalienischen
Stadt Padua dazu eingeladen, die Texte des Kreuzwegs zu verfassen.

Der Kreuzweg thematisiert 14 Stationen, von der Verurteilung zum Tode
bis zur Grablegung.

Es kommentieren Monsignore Erwin Albrecht und Elisabeth Möst.


Karsamstag, 11. April 2020

22.00 bis 23.00 Uhr, im BR Fernsehen

Evangelischer Gottesdienst zur Osternacht

Live aus der Himmelfahrtskirche in München-Sendling

Live-Stream in der BR Mediathek online unter: www.br.de/mediathek

Mitte und Höhepunkt der Osternachtsfeier ist die Botschaft: Christus
ist auferstanden! Er ist hier und jetzt bei uns und unter uns:
Symbolisch im Licht der Osterkerze, das sich verbreitet und die dunkle
Kirche erhellt; verkündet im Osterevangelium und in der Predigt.

Auch, wenn im Kirchenraum die Gemeinde fehlt, so ist doch die
Fernsehgemeinde eingeladen, gerade in schwierigen Zeiten auf diese
Botschaft zu hören.

Die Predigt hält der EKD-Ratsvorsitzende und bayerischen Landesbischof
Heinrich Bedford-Strohm. Liturgin ist Pfarrerin Stephanie Höhner, die
musikalische Gestaltung leitet Klaus Geitner.


Ostersonntag, 12. April 2020

11.00 bis 12.25 Uhr, vom BR im Ersten und zeitgleich im BR
Fernsehen

Ostern in Rom

Gottesdienst mit Papst Franziskus und Segen "Urbi et orbi"

Live-Stream in der BR Mediathek online unter: www.br.de/mediathek

Zum ersten Mal seit der Antike feiert der Papst das Fest der
Auferstehung Jesu Christi ohne die direkte Anwesenheit von Gläubigen.
Trotz der Corona-Pandemie und des internationalen Gesundheitsnotstands
sollen die Gottesdienste aber unter den vorgegebenen
Sicherheitsmaßnahmen stattfinden. Papst Franziskus bittet die
Katholiken weltweit, besonders für die alten Menschen zu beten und
sich solidarisch zu zeigen.

Die Messe am Ostersonntag wird über Radio, Fernsehen und Internet
übertragen. Für den Segen "Urbi et Orbi" haben sich 160 Sendeanstalten
angemeldet.

Es kommentieren Monsignore Erwin Albrecht und Elisabeth Möst.

Weitere Sendungen online unter:
https://www.br.de/mediathek/rubriken/religion-orientierung

 * 
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MELDUNG/451: Den Ostergottesdienst aus dem Kölner Dom live erleben (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Trotz Corona


Mit dem WDR den Ostergottesdienst aus dem Kölner Dom live
erleben

koelnerdomlive.wdr.de



Mit dem WDR kann man zu Ostern trotz Corona doch in den Kölner Dom.
Und sogar die Gottesdienste live erleben. Zumindest virtuell. Dazu
macht der WDR die gotische Kathedrale rundum erlebbar. Für jeden: im
Netz, auch ohne teure Technik. Und in der Osternacht (21.30 - 23.30
Uhr) sowie am Ostersonntag (10.00 - 12.00 Uhr) und Ostermontag (10.00 -
 12.00 Uhr) werden die beeindruckenden Rundum-Innenaufnahmen mit dem
Audio-Livestream der Ostermessen untermalt. Damit ermöglicht der WDR,
dass niemand zu Ostern auf einen Besuch verzichten muss, obwohl der
Kölner Dom derzeit für Gottesdienste gesperrt ist.

Jetzt kommt der Höhepunkt des Kirchenjahres und die Gläubigen können
wegen des Coronavirus nicht dabei sein", erklärt WDR-Projektleiter
Thomas Hallet die Idee. "Da muss man doch als WDR etwas machen:
Zumindest virtuell kann man doch hinein in den Kölner Dom. Und wir
werden dafür sorgen, dass man dazu die Gottesdienste an den Ostertagen
live verfolgen kann, im Audiostream." Die Tonaufnahmen können auch
nach den Messen zeitunabhängig abgespielt werden.

Das Oster-Special basiert auf der mit dem "Grimme Online Award" und
dem "Deutschen Digital Award" ausgezeichneten WDR-Produktion "Der
Kölner Dom in VR und 360 Grad". Die beeindruckenden Aufnahmen wurden
2017 im Kölner Dom produziert und sind über koelnerdomlive.wdr.de mit
dem Smartphone, Tablet oder PC erlebbar. Vorrangig war die Produktion
für die Nutzung mit einer Virtual-Reality-Brille konzipiert. "In
unserem Oster-Special dagegen kann jeder eine Dom-Tour machen, auch
ohne Brille", so Hallet. "Wir bauen dazu eine Seite mit
360-Grad-Ansichten, die man über den PC Browser oder das Smartphone
erreichen kann."

koelnerdomlive.wdr.de

Und der WDR überträgt noch mehr Gottesdienste im Fernsehen und
Hörfunk. Die Termine im Einzelnen:



Fernseh-Übertragung von Gottesdiensten

Münster, Karfreitag, 10.04.2020, 15.00 Uhr auf Phoenix:

Katholischer Gottesdienst am Karfreitag aus der Klosterkapelle des
Canisiushauses

Predigt: Pfarrer Ludger Bornemann

Lemgo, Ostermontag, 13.04.2020, 10.00 - 11.00 Uhr im Ersten:

Evangelischer Ostergottesdienst aus der St. Nicolai-Kirche

Predigt: Superintendent Dr. Andreas Lange


Hörfunk-Übertragung von Gottesdiensten

Bonn-Friesdorf, Karfreitag, 10.04.2020, 10.00 Uhr auf WDR 5:

Evangelischer Gottesdienst aus der Pauluskirche

Predigt: Pfarrer Siegfried Eckert

Hildesheim, Ostersonntag, 12.04.2020, 10.00 Uhr auf WDR 5:

Katholischer Gottesdienst aus der Seminarkirche (Übernahme vom
NDR)

Predigt: Bischof Heiner Wilmer

Vatikan, Ostersonntag, 12.04.2020, 12.05 Uhr auf WDR 5:

Päpstlicher Ostersegen Urbi et Orbi (Übernahme vom BR)

Elmshorn, Ostermontag, 13.04.2020, 10.00 Uhr auf WDR 5:

Gottesdienst aus dem Christus-Zentrum Arche (Übernahme vom NDR)

Predigt: Pastor Hans-Peter Mumssen

Corona: Ausgeweitetes Programmangebot im WDR

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2020/04/20200401_uebersicht_corona.html

 * 
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FEATURE/1439: Deutschlandfunk Kultur - Wie das Hubble-Teleskop die Astronomie verändert hat, 9.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das mit den Sternen tanzt

Wie das Hubble-Teleskop die Astronomie verändert hat

Von Dirk Lorenzen

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 9. April 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Weltraumteleskop Hubble macht seit 30 Jahren gestochen scharfe
Aufnahmen von Planeten, Sternen und Galaxien. Es blickt mehr als 13
Milliarden Lichtjahre weit hinaus in den Kosmos und liefert so Bilder
aus der Kindheit des Universums. Auch nach drei Jahrzehnten im All ist
Hubble ein überragend wichtiges Forschungsinstrument der Astronomie.
Fünf Rettungs- und Wartungsmissionen durch Astronauten, ein
gigantischer falsch geschliffener Spiegel und viele Stolpersteine
musste das Teleskop überwinden. Der Lohn der Mühen: Hubble hat uns das
Weltall auf einzigartige Weise nahegebracht. Manche Bilder sind Ikonen
der Wissenschaftsgeschichte.

 * 
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HÖRSPIEL/2073: Deutschlandfunk - "Ein paar Dutzend Worte", 10.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein paar Dutzend Worte

Reise in einen fast vergessenen Krieg

Hörspiel von Jochen Langner nach Texten von Swetlana
Alexijewitsch

Deutschlandfunk/Theater im Bauturm, Köln/Kryly Khalopa Theater Brest
2019

Hörspiel

Freitag, 10. April 2020, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Fünf Schauspieler machen sich auf den Weg von Deutschland nach
Belarus. Ein Ensemble unterschiedlicher Generationen und kultureller
Herkunft: aus Deutschland, der Republik Kongo, der Ukraine, Tunesien
und Belarus. Im Gepäck Texte aus dem Buch "Die letzten Zeugen" der
Literaturnobelpreisträgerin Swetlana Alexijewitsch. Alexijewitsch
sammelt in diesem "Roman der Stimmen" die Kindheitserinnerungen
Erwachsener aus der Zeit des NS-Terrors und der Verbrechen der
Wehrmacht an der Zivilbevölkerung Weißrusslands. "Die letzten Zeugen"
berichtet nicht nur von der Vergangenheit, sondern berührt
Erinnerungen und Traumata, die Kriegsflüchtlinge auch heute erleben.

 * 
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HÖRSPIEL/2072: Deutschlandfunk Kultur - "Qualitätskontrolle", 9.4.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

auto-record

Qualitätskontrolle oder Warum ich die Räusper-Taste nicht
drücken werde!

Von Helgard Haug und Daniel Wetzel

WDR 2014/53' 32

Freispiel

Donnerstag, 9. April 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit sie vor 20 Jahren und voller Lebenslust einen Kopfsprung in den
Pool einer Ferienanlage machte und sich dabei das Genick brach, wird
sie ohne Unterbrechung betreut. Für dieses Hörspiel schickt die Heldin
ihren Pfleger nach Hause, um mit den Hörenden allein zu sein. Sie
delegiert Gesten und Haltungen an die Hörenden, nimmt sie mit in ihr
akustisches Archiv, aktiviert die Stimmen ihrer Eltern und ihrer
Schwester, die der Ärzte und Pfleger: "Ich habe die Ethikkommission
überlebt. Das Mitleid. Die Prognosen über meinen Körper. Das Gutachten
des Psychologen und ein rätselhaftes Koma. Ich hätte auch ganz zu
Gemüse werden können - Ich denke immer: Das Leben ist doch ganz okay.
Oder?"

 * 
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MELDUNG/2056: Bayern 1 - Gottesdienste zu den Osterfeiertagen, 10.-13.4.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. April 2020

Gottesdienste zu den Osterfeiertagen

Rund um die Osterfeiertage von Karfreitag, 10. April bis Ostermontag,
13. April 2020 bietet der Bayerische Rundfunk Gottesdienste im Hörfunk



Karfreitag, 10. April 2020

10.00 bis 11.00 Uhr auf Bayern 1

Evangelischer Gottesdienst zum Karfreitag

Live aus der St. Mattäuskirche in München

Die Predigt hält der bayerische Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm.

Liturgie: Pfarrer Gottfried von Segnitz

Karsamstag, 11. April 2020

21.05 bis 23.00 Uhr auf Bayern 1

Katholische Feier zur Osternacht

Live aus der Kirche St. Andreas in Karlstadt

Zelebrant und Prediger: Pfarrer Simon Mayer

Ostersonntag, 12. April 2020

10.00 bis 11.00 Uhr auf Bayern 1

Hochamt zum Osterfest

Live aus der Pfarrkirche Unser liebe Frau in Nürnberg

Zelebrant und Prediger: Stadtdekan Hubertus Förster

12.00 bis 12.30 Uhr

Osteransprache und Segen "Urbi et Orbi" von Papst Franziskus

Live vom Petersplatz in Rom

Ostermontag, 13. April 2020

10.00 bis 11.00 Uhr auf Bayern 1

Evangelischer Gottesdienst zu Ostern

Live aus der Johanniskirche in Olching

Liturgie und Predigt: Pfarrerin Simone Oppel und Pfarrer Harald Sauer

 * 
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HNO/314: COVID-19 - HNO-Ärzte besonders gefährdet ... Schutzausrüstung dringend benötigt (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 02.04.2020

DGHNO-KHC: SARS-CoV-2: HNO-Ärzte besonders gefährdet - Schutzausrüstung dringend benötigt



Das Coronavirus SARS-CoV-2 ist weltweit vor allem deshalb gefürchtet, weil
es schwere, in vielen Fällen auch tödliche Lungenentzündungen verursachen
kann. Die größte Virusdichte findet sich in der Regel aber nicht in der
Lunge, sondern in den oberen Atemwegen, vor allem in der Nase und im
Nasenrachenraum. Hals-Nasen-Ohren-Ärzte sind daher einem besonders hohen
Infektionsrisiko ausgesetzt. Die Deutsche Gesellschaft für
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde, Kopf- und Halschirurgie (DGHNO-KHC) richtet sich mit
einem dringenden Appell an Fachkollegen, Patienten und Verantwortliche im
Gesundheitswesen, um gemeinsam den Schutz von Ärzten, medizinischem
Fachpersonal und Patienten in der HNO zu verbessern.

Erste Analysen der Erkrankungswellen in China (Wuhan), Italien und dem
Iran zeigen bereits jetzt, dass HNO-Ärzte besonders häufig von einer
SARS-CoV-2-Infektion und der durch sie verursachten Erkrankung COVID-19
betroffen sind. Professor Dr. med. Andreas Dietz, Präsident der DGHNO-KHC
und Direktor der Universitäts-Hals-Nasen-Ohren-Klinik Leipzig, erklärt:
"Die Schleimhäute der oberen Atemwege wirken wie ein Virenreservoir. Von
dort aus gelangen die Viren nicht nur beim Husten, Niesen und Sprechen
nach außen - auch viele HNO-ärztliche Untersuchungen und Eingriffe wirbeln
feinste Tröpfchen auf und lassen einen stark virushaltigen Sprühnebel
entstehen." Noch einmal gesteigert werde die Ansteckungsgefahr dadurch,
dass für die Behandlung eine große räumliche Nähe zum Patienten
erforderlich sei.

Auch aus einem anderen Grund arbeiten HNO-Ärzte quasi an vorderster Front:
Viele Infizierte entwickeln zunächst recht unspezifische Symptome im
HNO-Bereich, vor allem Atemwegsbeschwerden oder Erkältungssymptome, aber auch
Riech- oder Schmeckstörungen. "Sie suchen daher häufig einen HNO-Arzt auf,
noch bevor sie auf das neue Virus getestet wurden", sagt Dietz. Weil eine
Infektion mit dem neuartigen Coronavirus zudem oft sehr mild, mit
unspezifischen Symptomen oder gar symptomlos verlaufe, müsse derzeit jeder
Patient so behandelt werden, als sei er infiziert. Denn mittlerweile weiß
man, dass auch symptomlose SARS-CoV-2-Träger das Virus ebenso weitergeben
können wie Patienten, die erkennbar erkrankt sind.

Die DGHNO-KHC rät HNO-Ärzten daher dringend dazu, bei allen Eingriffen
eine zusätzliche Schutzausrüstung mit idealerweise
FFP-2-Mund-Nasen-Schutzmaske und Augenschutz (Visier) anzulegen. Bei definitiv erkrankten
COVID-19-Patienten sind weitreichendere Schutzmaßnahmen insbesondere bei
dringenden Eingriffen an den oberen Luftwegen, vor allem der Luftröhre zu
bedenken. Als unhaltbar bezeichnet es die Fachgesellschaft, dass von dem
derzeitigen Mangel an Schutzkleidung auch viele HNO-Ärzte betroffen sind.
Aufgrund ihrer besonders exponierten Tätigkeit müssten sie prioritär
ausgestattet werden.

International gibt es bereits klare Empfehlungen, Eingriffe, die mit einem
besonders hohen Infektionsrisiko für den Arzt verbunden sind, während der
Corona-Krise auszusetzen. "Dieser Empfehlung möchten wir uns
vollumfänglich anschließen", sagt DGHNO-KHC-Präsident Dietz. Auf
verschiebbare Untersuchungen und Behandlungen solle derzeit generell
verzichtet werden. Auch die Patienten könnten dazu beitragen, das
Infektionsrisiko für beide Seiten zu senken, indem sie HNO-Praxen oder
-Ambulanzen nur nach telefonischer Absprache aufsuchten.

Noch längst ist die neue Erkrankung nicht in all ihren Facetten bekannt.
Daher ruft die DGHNO-KHC alle HNO-Ärzte dazu auf, ihre Erfahrungen mit
COVID-19 an die Fachgesellschaft zu melden - wie etwa den Fall eines
Patienten, der sich ursprünglich mit einer schweren, blutigen Entzündung
der Nasenschleimhaut vorstellte. Solche ungewöhnlichen Fallberichte seien
ein wertvoller Erfahrungsschatz, der an alle Fachmitglieder weitergegeben
wird, betont Dietz. Sie könnten dazu beitragen, die große Bandbreite
möglicher COVID-19-Symptome zu erfassen, um dann im Einzelfall schneller
reagieren zu können: "Wir alle lernen gerade erst, mit diesem neuen
Krankheitsbild umzugehen."


Originalpublikation:

Dringender Appell an das BMG: Atemschutzmasken für HNO-Ärzt*innen und Phoniater*innen besonders wichtig:

https://cdn.hno.org/media/Corona-Ticker/Stellungnahme_HNO-PP-Verb%C3%A4nde_zu_Atemschutzmasken_23-3-20.pdf

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.entuk.org/tracheostomy-guidance-during-covid-19-pandemic 

https://www.entuk.org/entuk-guidelines-changes-ent-during-covid-19-pandemic https://www.entnet.org/content/academy-supports-cms-offers-specific-nasal-policy

http://msg.entnet.org/q/12EIVEPLLnvDGyHVAzpT0872/wv

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs00101-020-00758-x

https://jamanetwork.com/journals/jamaotolaryngology/fullarticle/2763406

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 02.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNERE/1421: Fachgesellschaft für Gefäßmedizin warnt - "Angst vor Corona könnte zu mehr Amputationen führen" (idw)


Deutsche Gesellschaft für Angiologie - Gesellschaft für Gefäßmedizin e.V. - 02.04.2020

Fachgesellschaft für Gefäßmedizin (DGA) warnt: "Angst vor Corona könnte zu mehr Amputationen führen"

Patienten mit Gefäßerkrankungen gehen viel zu spät zum Arzt - erst recht
in Zeiten der Corona-Pandemie.



Das öffentliche Leben steht still, die Bundesreigierung rät, zu Hause zu
bleiben. Viele Menschen halten sich daran, was für Patienten mit
Gefäßerkrankungen gefährlich werden und im schlimmsten Fall zu
Amputationen führen kann. Deshalb sollten Patienten mit schweren
Gefäßerkrankungen unbedingt ihre Termine wahrnehmen und ihren Arzt
konsultieren. Neben der Angst vor Ansteckung sind auch die Annahme, dass
die Krankenhausbetten mit Coronavirus-Infizierten belegt seien und dass
Gefäßleiden vermeintlich warten können Gründe dafür, dass Patienten zu
Hause bleiben.

Berlin, 2. April 2020. Das öffentliche Leben steht still, viele Arztpraxen
arbeiten unter erhöhten Sicherheitsvorkehrungen oder sind ganz
geschlossen, in Kliniken gibt es Besuchsverbote. Die Bundesregierung rät,
zu Hause zu bleiben und sich sozial zu isolieren. Viele Menschen halten
sich daran.

Dies kann für Patienten mit Gefäßerkrankungen, wie etwa der
Schaufensterkrankheit, gefährlich werden und im schlimmsten Fall zu
Amputationen führen. Deshalb sollten Patienten mit schweren
Gefäßerkrankungen unbedingt ihre Termine wahrnehmen und ihren Arzt
konsultieren. Dies ist inzwischen zum Teil auch per Video- oder
Telefonsprechstunde möglich.

Schmerzen in den Beinen unbedingt ernst nehmen!

Die Corona-Pandemie ist weltweit das vorherrschende Thema, dennoch dürfe
nicht vergessen werden, dass auch andere Erkrankungen für die Patienten
gefährlich werden können, so Dr. Michael Lichtenberg, Präsident der
Deutschen Gesellschaft für Angiologie (DGA). Insbesondere Diabetiker und
Patienten mit peripherer arterieller Gefäßerkrankung (PAVK) müssen ihre
Erkrankung ernst nehmen und dürfen nicht aus Furcht vor Ansteckung oder
aufgrund zu großer Rücksichtnahme ihre Termine beim Gefäßmediziner
absagen.

Therapien wahrnehmen und Amputationen verhindern

Warum die Patienten gerade in Zeiten der Coronavirus-Infektion (Covid-19)
viel zu spät ihren Arzt aufsuchen, liegt neben der Angst vor Ansteckung
auch an der Annahme der Patienten, dass die Krankenhausbetten mit
Covid-19-Patienten belegt seien und ihre Gefäßleiden vermeintlich warten
könnten. Letzteres ist allerdings ein Trugschluss, denn je eher Patienten
mit Schmerzen im Bein oder Fuß, Verfärbungen der Haut oder offenen Wunden
an den Beinen zum Gefäßspezialisten gehen, "umso besser ist die Chance,
dass ein Absterben der Gliedmaßen und somit eine Amputation verhindert
werden kann", so Michael Lichtenberg. Er ruft vor allem Diabetiker und
PAVK-Patienten dazu auf, rechtzeitig zu Fachärzten zu gehen und sich
behandeln zu lassen - trotz der Corona-Pandemie. Gefäßpatienten werden
auch weiterhin behandelt, in deutschen Gefäßkliniken werden die Betten
nicht nur für Patienten mit Coronavirus-Infektionen vorgehalten. Zudem
werden die Covid-19-Patienten oder Verdachtsfälle in gesonderten
Klinikbereichen untergebracht und behandelt, sie kommen so nicht mit den
anderen Patienten in Kontakt.

Amputationszahlen sind viel zu hoch

Etwa 60.000 Zehen, Füße und Beine werden jährlich in Deutschland
amputiert. Häufig sind Gefäßerkrankungen wie die periphere arterielle
Verschlusskrankheit (PAVK) - auch Schaufensterkrankheit genannt - oder
Diabetes der Grund für die Amputationen. Dabei können diese Erkrankungen
bei rechtzeitiger Diagnose gut behandelt werden, z.B. durch
Kathetertherapien (mit und ohne Einsatz von Stents), operative Eingriffe
oder auch nur durch Medikamente. Weitere Informationen erhalten Sie über
die DGA unter: 

https://www.dga-gefaessmedizin.de/fileadmin/content/PDFs/Publikationen/13818002_Ratgeber_PAVK_148x148_DGA_web.pdf.

Eine Übersicht zu Gefäßmediziner*innen in Ihrer Nähe finden Sie hier:

https://www.dga-gefaessmedizin.de/patienten/der-arzt-in-ihrer-naehe.html.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2137

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Angiologie - Gesellschaft für Gefäßmedizin e.V. - 02.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KINDER/508: "Händewaschen nicht vergessen!" - Effektiver Schutz gegen Infektionskrankheiten (idw)


GEMEINSAME PRESSEINFORMATION

Stiftung Kindergesundheit

IKK classic - 1. April 2020

"Händewaschen nicht vergessen!" - Effektiver Schutz gegen Infektionskrankheiten



Hygienebewusstsein ist nicht angeboren, sondern muss gelernt werden.
Gerade in Zeiten von Infektionskrankheiten wie COVID-19 ist es besonders
wichtig, auf ein angemessenes Hygieneverhalten zu achten und die Grundlage
dafür bereits im Kindesalter zu legen - als Maßnahme mit Sofortwirkung und
als Investition in die Zukunft.

Die Wissenschaft bestätigt immer wieder, dass regelmäßiges Händewaschen
die Ausbreitung von Krankheitserregern erheblich erschwert und das
Infektionsrisiko deutlich reduziert - so auch bei dem neuartigen
Coronavirus.

Das Präventionsprogramm "DIE RAKUNS - Das gesunde Klassenzimmer" der
Stiftung Kindergesundheit und der IKK classic beschäftigt sich unter
anderem mit dem Thema Hygiene und Prävention im Alltag, um Kinder dafür zu
sensibilisieren, dass ein aktives, verantwortungsbewusstes
Hygieneverhalten nachhaltig die Gesunderhaltung stärkt. In der
Unterrichtseinheit "Körperpflege und -hygiene" vermitteln die
Comic-Waschbären "DIE RAKUNS" und ihre Clique den Schülerinnen und Schülern
spielerisch die Wichtigkeit sowie die richtige Technik des Händewaschens.
Mithilfe von Abklatschplatten werden Bakterien auf der Haut auf
eindrucksvolle Weise sichtbar und damit für die Kinder "begreifbar"
gemacht.

Die 2.800 Schulen, die in den letzten Jahren DIE RAKUNS im Unterricht
eingesetzt haben, berichten von einschlägigen und nachhaltigen Erfahrungen
der Schülerinnen und Schüler. "Es gab viele Aha-Erlebnisse bei Versuchen.
Je mehr Aha-Effekte es gibt, desto besser können sich die Kinder später an
das Gelernte erinnern", so eine Münchner Grundschullehrerin.

Mit den RAKUNS setzen sich die Kinder bei zahlreichen Experimenten und
Spielen intensiv und eigenständig mit der Gesundheit auseinander,
erweitern ihr Wissen und schärfen ihr Bewusstsein für den eigenen Körper
und seine Bedürfnisse. Somit wird die Grundlage für ein
gesundheitsbewusstes Verhalten bereits im Grundschulalter gelegt.

Lehrkräfte erhalten kostenfrei vielfältige und umfassende
Unterrichtsmaterialien zur Umsetzung des Präventionsprogramms im
Unterricht. Interessierte Schulen können die Unterlagen für die Klassen
1/2 und 3/4 auf der Programmhomepage www.rakuns.de bestellen.


Über die Stiftung Kindergesundheit

Die Stiftung Kindergesundheit engagiert sich seit 1997 aktiv für ein
gesundes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen. Stifter und
Vorstandsvorsitzender Univ.-Prof. Dr. Berthold Koletzko und sein Team
informieren die Öffentlichkeit zu wichtigen Gesundheitsfragen und
erarbeiten in Kooperation mit Kompetenzpartnern und anerkannten
Spezialisten Präventionsmaßnahmen, welche alle Alters- und Lebensbereiche
vom Säugling bis zum Jugendlichen umfassen. Darüber hinaus fördert die
Stiftung den fachlichen Austausch von Ärzten und Wissenschaftlern und
liefert Expertise auf dem Gebiet der pädiatrischen Prävention.

Die Stiftung wurde für gleich drei Präventionsprojekte von "IN FORM -
Deutschlands Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung" des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft ausgezeichnet und ist
Partner des Bündnisses für Prävention.

Weitere Informationen über die Stiftung finden Sie unter:

www.kindergesundheit.de


Über die IKK classic

Die IKK classic ist mit mehr als drei Millionen Versicherten das führende
Unternehmen der handwerklichen Krankenversicherung und eine der großen
Krankenkassen in Deutschland. Die Kasse hat rund 8.000 Beschäftigte an 180
Standorten im Bundesgebiet. Ihr Haushaltsvolumen beträgt rund 10
Milliarden Euro.

Mehr Informationen über die IKK classic finden Sie unter:

www.ikk-classic.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit - 01.04.2020
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SPORTMEDIZIN/355: Corona, Sport und das Immunsystem - Begünstigt körperliche Fitness mildere Krankheitsverläufe? (idw)


Universität Paderborn - 03.04.2020

Corona, Sport und das Immunsystem: Begünstigt körperliche Fitness mildere Krankheitsverläufe?



Vonseiten der Politik werden umfangreiche Maßnahmen getroffen, um die
Erkrankung, die durch das neuartige Coronavirus ausgelöst wird,
einzudämmen. Laut Fachleuten bleibt das Risiko einer Infektion für einen
Großteil der Bevölkerung dennoch bestehen. Wie Sport das Immunsystem
beeinflusst und damit zu einem möglicherweise milderen Verlauf der
Krankheit beiträgt, erklärt Prof. Dr. Dr. Claus Reinsberger, Neurologe und
Leiter des Sportmedizinischen Instituts der Universität Paderborn.

"Wenn es zu einer Infektion kommt, ist es vorteilhaft, gesundheitlich und
in Bezug auf die eigene Fitness bestmöglich aufgestellt zu sein", sagt
Reinsberger, der sich in seiner Forschung mit klinisch-wissenschaftlicher
Leistungs- und Gesundheitsdiagnostik befasst. Der Mediziner ruft zum
Handeln auf: "Die körperliche Leistungsfähigkeit und das Immunsystem zu
stärken, ist essentiell - in Zeiten von Corona mehr denn je. Auch bislang
nicht oder wenig Aktive sollten jetzt trainieren, wenn sie nicht an
Krankheitssymptomen leiden. Sport erhält nicht nur die Fitness, sondern
hilft dem Körper durch seine Wirkung auf die Abwehrkräfte dabei, mit
Infektionen besser fertig zu werden". Gleichzeitig macht er deutlich: "Das
Infektionsrisiko als solches wird nicht verringert. Das Virus betrifft
fitte und weniger fitte Menschen gleichermaßen - aber die Verläufe sind
vermutlich unterschiedlich."

Eine zentrale Bedeutung kommt Reinsberger zufolge vor allem der
Eigenregulation des Immunsystems zu: "Neue Erreger provozieren
Immunreaktionen, die in erster Linie dazu dienen, die Viren zu bekämpfen.
Im Normalfall wird durch die Mechanismen der Eigenregulation
sichergestellt, dass diese Reaktion nicht überschießt. Tut sie das doch,
ist der komplette Organismus überlastet. Studien haben belegt, dass durch
eine Steigerung der körperlichen Leistungsfähigkeit auch die Prozesse der
Eigenregulation optimiert werden. Das Ergebnis: Der Körper kann besser auf
Infektionen reagieren."

Sport trägt dazu bei, die körpereigenen Abwehrkräfte nachhaltig zu
stärken. Der Wissenschaftler rät u. a. zu Ausdaueraktivitäten wie Joggen:
"Eine moderate Intensität ist besonders zu empfehlen. Dabei wird das
Immunsystem vermutlich am besten aktiviert. Von Extrembelastungen rate ich
allerdings ab". Positive Effekte auf das Herz-Kreislauf-System und
verschiedene Organe wie insbesondere die Lunge seien ebenfalls durch die
medizinische Forschung bestätigt, so Reinsberger, der in diesem
Zusammenhang auch auf die positive Wirkung von Sport auf Gehirn und Psyche
verweist. Darüber hinaus sei der Zusammenhang zwischen körperlicher
Fitness und dem Verlauf schwerer Erkrankungen in der Medizin zunehmend in
den in den Fokus gerückt.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn - 03.04.2020
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DIAGNOSTIK/616: Thüringer Forscherteam entwickelt Antikörpertest auf Coronavirus mit (idw)


Leibniz-Institut für Photonische Technologien e. V. - 02.04.2020

Thüringer Forscherteam entwickelt Antikörpertest auf Coronavirus mit



Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung des Jenaer
Leibniz-Instituts für Photonische Technologien hat einen Antikörper-Schnelltest
auf das neue Coronavirus entwickelt. Er zeigt anhand einer Blutprobe
innerhalb von zehn Minuten an, ob eine Person akut mit dem Virus
SARS-CoV-2 infiziert oder bereits immun dagegen ist. Der Test wird von der
Diagnostik-Firma Senova in Weimar hergestellt und ist bereits auf dem
Markt. Antikörpertests helfen zu erfahren, wann sich eine Herdenimmunität
einstellt und bieten einen Vorteil für medizinisches Personal und
Berufsgruppen mit viel Kontakt zu Menschen: Wer immun gegen das Vrus ist,
könnte arbeiten, ohne andere anzustecken oder sich zu gefährden.

Mit dem Schnelltest lässt sich rasch und kostengünstig feststellen, ob
eine Person die Krankheit bereits überstanden und Antikörper gegen das
Virus Sars-CoV-2 gebildet hat. Der Test funktioniert so unkompliziert wie
ein Schwangerschaftstest. Ein Tropfen Blut aus der Fingerspitze genügt und
nach etwa zehn Minuten zeigen Striche auf dem Teststreifen an, ob einer
von zwei Typen von Antikörpern gefunden wurde. Die IgM-Antikörper finden
sich bereits wenige Tage nach der Infektion im Blut, die IgG-Antikörper
bilden sich erst später im Infektionsverlauf. Sie bleiben meist viele
Monate nachweisbar und zeigen eine bestehende Immunität an.

"Wenn wir wüssten, wie viele Menschen bereits immun sind, wüssten
 wir, an welchem Punkt dieser Krise wir stehen"



"Antikörpertests liefern wichtige Informationen zum Verständnis und zur
Eindämmung der Corona-Pandemie", erläutert der Biochemiker Prof. Ralf
Ehricht vom Jenaer Leibniz-Institut für Photonische Technologien
(Leibniz-IPHT), dessen Team an der Entwicklung, Beurteilung und Qualitätskontrolle
des Schnelltests arbeitet. Wie viele Menschen bereits mit dem Coronavirus
infiziert waren, ohne es zu bemerken, ist nicht bekannt. "Wir wissen
nicht, wie viele jetzt schon immun sind. Deshalb wissen wir streng
genommen nicht, wo in dieser Krise wir stehen", betont Ehricht, der am
Leibniz-IPHT und der Friedrich-Schiller-Universität Jena neue
Multiparameterverfahren für die Diagnose und Epidemiologie von
Infektionskrankheiten erforscht. "Das Virus ist hochansteckend, es gibt
aktuell keine verfügbare Impfung dagegen und wenig therapeutische Ansätze.
Das bedeutet, dass die Ausbreitung erst dann zum Stillstand kommt, wenn
sich, nach derzeitigem Kenntnisstand, etwa 70 Prozent der Bevölkerung
infiziert haben."

Entlastung für Pflegekräfte und medizinisches Personal

Anders als die PCR-Tests (Polymerase-Kettenreaktion), die die RNS - das
Erbmaterial - des Virus aus einem Rachenabstrich und damit die akute
Infektion direkt nachweisen, zielen Antikörpertests darauf ab, die
Immunantwort des Wirtes zu bestimmen. Umfangreich eingesetzt, können sie
die Dunkelziffer bereits erfolgter Infektionen aufdecken. "Wir müssen
flächendeckend Antikörpertests einführen, um zu lernen, wer tatsächlich
immun ist", bestätigt Prof. Michael Bauer, Direktor der Klinik für
Anästhesiologie und Intensivmedizin am Universitätsklinikum Jena und
Vorstandsmitglied im Forschungscampus InfectoGnostics, in dessen Rahmen
der Schnelltest entwickelt wurde. "Um die Herdenimmunität zu nutzen,
müssen wir diese auch messen. Dazu brauchen wir die Schnelltests." Mit den
serologischen Untersuchungen auf Antikörper ließe sich präziser
abschätzen, welcher Prozentsatz infizierter Menschen keine oder nur
leichte Symptome entwickelt hat - und somit erfahren, an welchem Punkt der
Infektionswelle wir stehen und wann sich die sogenannte Herdenimmunität
einstellen könnte. Eine Herdenimmunität könnten theoretisch auch kleiner
gefassten Gemeinschaften erreichen, erläutert Ralf Ehricht, etwa Kliniken
oder Altenheime.

Einen großen Vorteil würden Antikörpertests für Pflegekräfte und Ärztinnen
und Ärzte bedeuten, denn sie könnten ihr Risiko für eine Infektion mit dem
Coronavirus besser einschätzen. Wer Sars-CoV-2 erfolgreich überstanden und
Antikörper ausgebildet hat, könnte Erkrankte pflegen, ohne selbst
ansteckend oder gefährdet zu sein. Auch für Angehörige anderer
Berufsgruppen mit viel Kontakt zu Menschen - etwa an der Kasse, im
öffentlichen Nahverkehr oder bei der Polizei - wäre das Wissen um eine
Immunität sehr hilfreich. Ob die Antikörper eine dauerhafte Immunität
anzeigen oder diese nur vorübergehend ist, wissen Forschende derzeit noch
nicht.

Schnelle Lösung dank enger Zusammenarbeit von Forschung und Wirtschaft

Zehntausende der Antikörper-Schnelltests hat die Weimarer Diagnostik-Firma
Senova bereits für die Auslieferung an den nordrhein-westfälischen
Vertriebspartner produziert. Innerhalb von drei Monaten hat das Thüringer
Team aus Forschern und Entwicklern mit einer chinesischen Firma sowie dem
Medizinproduktehändler Servoprax aus Wesel nun unter Hochdruck die Tests
fertiggestellt und ihre Wirksamkeit bestätigt. "So schnell zu einem
verfügbaren Produkt zu kommen, ist nur möglich, wenn Partner aus
Wirtschaft, Wissenschaft und Medizin Hand in Hand zusammenarbeiten, wie
wir es am Standort Jena tun", unterstreicht Ralf Ehricht. Am
InfectoGnostics Forschungscampus Jena entwickeln Technologen aus der
Industrie, klinische Anwender und akademische Forschungseinrichtungen
marktreife Lösungen für die Diagnostik von Infektionskrankheiten.
Gefördert wird diese öffentlich-private Partnerschaft vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF).

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-ipht.de/institut/presse/aktuelles/detail/forscherteam-vom-leibniz-ipht-entwickelt-antikoerpertest-auf-coronavirus-mit.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution203

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Photonische Technologien e. V. - 02.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Geburten in den Zeiten von Corona

Empfehlungen der Dt. Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe
e.V.

Seit Wochen bestimmt das Coronavirus unseren Alltag. Besonders
verunsichert sind sicherlich Schwangere, die sich um die Gesundheit
ihres ungeborenen Kindes sorgen. Zugleich machen sie sich Gedanken,
wie die Versorgung im Krankenhaus in Zeiten von Corona sein wird.
Hierzu hat die Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe
e.V. ausführliche Empfehlungen veröffentlicht - auf Grundlage der
Information und Anweisungen der WHO und des Robert Koch-Instituts.


(dgk) Bekanntlich löst das Coronavirus eine Infektion der
Atemwege aus, die bei den meisten Menschen nur zu einer leichten
Erkrankung führt. Aber ungefähr 14 Prozent der mit SARS-CoV-2
Infizierten leiden an einer schweren Krankheit (COVID-19), die
Krankenhausaufenthalt und Sauerstoffunterstützung erfordert. Etwa fünf
Prozent der Erkrankten müssen auf der Intensivstation versorgt werden.

Bisher gibt es nur wenige Daten zu COVID-19 bei Kindern und
schwangeren Frauen. Bei Kindern mit COVID-19 sind die Symptome
normalerweise weniger schwerwiegend als bei Erwachsenen und treten
hauptsächlich als Husten und Fieber auf. Es wurden relativ wenige
Fälle von Säuglingen gemeldet. Derzeit ist bei schwangeren und nicht
schwangeren SARS-CoV-2-infizierten Frauen im gebärfähigen Alter kein
Unterschied bekannt, was den Krankheitsverlauf anbelangt. Bislang geht
man davon aus, dass das Coronavirus nicht von der Schwangeren auf ihr
ungeborenes Kind übergeht.

Eine Schwangere mit Verdacht auf CoronavirusInfektion sollte im
Krankenhaus sofort getestet werden, eine medizinische Maske
(Mund-/Nasenschutz) erhalten und in einen separaten Bereich kommen.
Weiter empfiehlt die Dt. Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe
e.V., dass die Patientin auf das Abstandhalten, das richtige Verhalten
beim Husten und Niesen und Handhygiene hingewiesen wird. Ihre
Bewegungsfreiheit wird begrenzt auf den Kreißsaal und das Zimmer mit
eigener Nasszelle, im Idealfall ein Isolierzimmer mit
Schleuse/Vorraum. Außerhalb ihres Zimmers trägt sie eine medizinische
Maske. Eine gemeinsame Isolierung mehrerer Patientinnen ist unter
bestimmten Bedingungen möglich.

Das Personal schützt sich durch Standardvorkehrungen, wie zum Beispiel
Händehygiene, und die Verwendung persönlicher Schutzausrüstung bei
indirektem und direktem Kontakt mit Blut, Körperflüssigkeiten,
Sekreten und nicht intakter Haut der Patientin.

Die Schwangere darf im Kreißsaal von maximal einer Person begleitet
werden, wechselnde Begleitpersonen unter der Geburt sind nicht
erlaubt. Eine Begleitung, die positiv auf Corona getestet ist (auch
Partner, Kind), ist im Kreißsaal und auf der Station nicht erlaubt.
Vor Betreten des Kreißsaals werden schriftliche Fragen zur Adresse,
Aufenthalte in Risikogebieten, Infektionsverdacht etc. gestellt.

Säuglinge, die von Müttern mit vermutetem, wahrscheinlichem oder
bestätigtem COVID-19 geboren wurden, sollten - wie alle Kinder -
innerhalb einer Stunde nach der Geburt zum Stillen angelegt werden.
Alle Mütter sollen praktische Unterstützen bekommen, um
Stillschwierigkeiten zu bewältigen. Das ausschließliche Stillen sollte
sechs Monate lang fortgesetzt werden. Wie bei allen bestätigten oder
vermuteten COVID-19-Fällen sollten Mütter, die stillen oder
Haut-zu-Haut-Kontakt (Känguru-Mutterpflege) praktizieren, einen
Mundschutz verwenden - auch während des Stillens. Wenn eine schwere
Krankheit bei einer Mutter mit COVID-19 oder anderen Komplikationen
sie daran hindert, sich um ihr Kind zu kümmern, oder zu stillen,
sollten Mütter ermutigt und unterstützt werden, Milch abzupumpen und
dem Kind während der Anwendung sicher Muttermilch zu geben. Mütter und
Säuglinge sollten in die Lage versetzt werden, kontinuierlich zusammen
zu bleiben und Hautkontakt durchzuführen - Tag und Nacht, insbesondere
unmittelbar nach der Geburt, während des Stillens und unabhängig
davon, ob sie oder ihre Kinder, COVID-19 vermutet, wahrscheinlich oder
bestätigt bekommen haben. Eine Mutter mit bestätigtem COVID-19 sollte
alle möglichen Vorkehrungen treffen, um eine Ausbreitung des Virus auf
ihr Kind zu vermeiden, einschließlich Händewaschen vor dem Berühren
des Kindes und Tragen einer medizinischen Maske.

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V.:

Empfohlene Präventionsmaßnahmen für die geburtshilfliche Versorgung in
deutschen Krankenhäusern und Kliniken im Zusammenhang mit dem
Coronavirus, 19.03.2020

https://www.dggg.de/fileadmin/documents/Weitere_Nachrichten/2020/COVID-19_DGGG-Empfehlungen_fuer_Kreissaele_20200319_f.pdf

 * 

IMPFTIPP

Pneumokokken-Impfung - für wen?

(dgk) Seit Kurzem rückt eine Impfung in den Fokus, über die viele
Jahre kaum gesprochen wurde, obwohl sie für bestimmte Gruppen schon
lange empfohlen ist: die Pneumokokken-Impfung.


Bereits seit 22 Jahren empfiehlt die Ständige Impfkommission am
Robert Koch-Institut (STIKO) diese Impfung für Menschen, die ein
besonders hohes Risiko für einen schweren Verlauf dieser bakteriellen
Infektionskrankheit haben: die ab 60-Jährigen und die chronisch
Kranken aller Altersgruppen. Im Jahr 2006 wurde außerdem die
Pneumokokken-Impfung mit einem Konjugatimpfstoff als Standardimpfung
für Kinder im Alter von 2 bis 23 Monaten empfohlen, da auch diese zu
den Hochrisikogruppen für Pneumokokken gehören.

Doch seit Beginn der Corona-Epidemie wird der Impfstoff knapp bzw. ist
sogar vorübergehend nicht mehr verfügbar. Der Grund: Experten hatten
zu Impfungen gegen respiratorische Infektionskrankheiten, also auch
zur Impfung gegen Pneumokokken, geraten. Jetzt besinnen sich auch
diejenigen darauf, für die die Indikation mitunter schon seit Jahren
besteht, sich nun doch impfen lassen zu wollen. Und es möchten sich
auch Menschen impfen lassen, die gar nicht durch schwere
Pneumokokken-Infektionen gefährdet sind.

Wegen der ungeahnten Nachfrage und der damit verbundenen
Impfstoffknappheit sah sich die STIKO gezwungen, eine
Handlungsanweisung auszusprechen, damit der Impfstoff den besonders
gefährdeten Menschen zugutekommen kann.

Um besonders gefährdete Personengruppen möglichst effektiv und
entsprechend ihrem Risiko zu schützen, soll daher wie folgt vorgegangen werden:

• Die Konjugatimpfstoffe sollen ausschließlich für
die Grundimmunisierung im Säuglingsalter bis zu einem Alter von 2
Jahren verwendet werden.

• Der Polysaccharidimpfstoff soll bevorzugt für folgende
Personengruppen verwendet werden:

- Patienten mit Immundefizienz

- Senioren ab dem Alter von 70 Jahren

- Patienten mit chronischen Atemwegserkrankungen.

Die STIKO weist darauf hin, dass auch dann, wenn die Impfstoffe wieder
verfügbar sein werden, diese ausschließlich dem Personenkreis
vorbehalten bleiben sollen, der in den gültigen Impfempfehlungen der
STIKO benannt ist (die aktuellen STIKO-Empfehlungen finden Sie hier:
www.rki.de/stiko-empfehlungen). Das Paul-Ehrlich-Institut gibt auf
seiner Webseite an, dass der Pneumokokken-Polysaccharidimpfstoff
Anfang Mai wieder verfügbar sein soll

(https://www.pei.de/DE/arzneimittel/impfstoffe/lieferengpaesse/lieferengpaesse-node.html)

Anfang Texteinschub

Pneumokokken - ein Steckbrief


Streptococcus pneumoniae (Pneumokokkus) ist einer der
wichtigsten bakteriellen Infektionserreger, gefährdet sind
insbesondere junge Kinder, Abwehrgeschwächte und ältere Menschen.


Besonders gefürchtet ist die Pneumokokken-Sepsis und
Meningoenzephalititis, also eine Infektion der Hirnhäute und des
Gehirns. Pneumokokken sind aber auch häufig Auslöser von
Lungenentzündungen.


Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) zählt Pneumokokken-Infektionen
zu den schwersten Erkrankungen beim Menschen; sie führen weltweit
jährlich zu rund 2 Millionen Todesfällen, vor allem in Ländern mit
eingeschränktem Zugang zu medizinischer Versorgung.


Es gibt zwei verschiedene Impfstoffarten: Konjugatimpfstoffe,
die bereits bei Kindern ab zwei Lebensmonaten wirksam sind, und
Polysaccharidimpfstoffe, die als Standardimpfung für Senioren und bei
vielen chronischen Erkrankungen empfohlen ist.

Ende Texteinschub

Quellen:

1. STIKO: Lieferengpässe, Stand 18.03.2020, Zugang am 23.03.2020;
https://www.rki.de/DE/Content/Kommissionen/STIKO/Lieferengpaesse/Lieferengpaesse_node.html;jsessionid=6AC9FF7932E36C386BD08D948BB38B8A.internet061#doc6917942bodyText6

2. Rose M, Pneumokokken-Erkrankungen, in: Handbuch der Impfpraxis, 2.
Auflage 2020, Deutsches Grünes Kreuz e.V.

 * 

Medikamente ausschleichen - so geht's

Manche Arzneimittel dürfen nicht von heute auf morgen abgesetzt
werden. Vielmehr gilt es, die Dosis schrittweise zu verringern. Gehört
auch Ihre Medizin dazu? Ihre Apothekerin und Ihr Apotheker beraten Sie
kompetent.


(RA/dgk) Ob Blasenentzündung, Erkältung oder Sportverletzung:
Viele vom Arzt verschriebene oder selbst gekaufte Medikamente können
Patienten problemlos absetzen, wenn sie keine Beschwerden mehr haben.
Andere verordnete Arzneimittel müssen hingegen dauerhaft angewendet
werden, häufig sogar ein Leben lang. Vor allem Menschen mit
chronischen Krankheiten wie Diabetes, Bluthochdruck oder
Schilddrüsenleiden sind meist langfristig auf ihre Medizin angewiesen.

Und dann gibt es noch Medikamente, die Patienten zwar nach einer
gewissen Zeit wieder weglassen dürfen - aber keinesfalls plötzlich!
Vielmehr werden diese Präparate unter ärztlicher Überwachung langsam
und schrittweise in der Dosis reduziert. Ausschleichen heißt dieser
Prozess im medizinischen Fachjargon. Zu dieser Gruppe zählen unter
anderem die folgenden Arzneimittel:

Kortison-Präparate: Auf keinen Fall von jetzt auf gleich
beenden dürfen Patienten eine Behandlung mit Kortison-Präparaten, die
beispielsweise bei entzündlichem Rheuma verordnet werden. Sie ahmen
die Wirkung des körpereigenen Hormons Kortisol nach, das in der
Nebennierenrinde hergestellt wird. Während einer längerfristigen
Einnahme von Kortison drosselt der Körper die Eigenproduktion. Werden
die Medikamente plötzlich weggelassen, kann es zu einer
Stoffwechselentgleisung kommen. Um den Nebennieren genug Zeit zu
geben, die Hormonproduktion wieder anzukurbeln, werden
Kortison-Präparate unter ärztlicher Kontrolle ausgeschlichen.

Antidepressiva: Auch Arzneimittel gegen Depressionen werden
meist Schritt für Schritt über einen längeren Zeitraum in der Dosis
verringert. Das ist einerseits wichtig, um einen Rückfall der
psychischen Krankheit zu vermeiden. Aber auch schwere Nebenwirkungen
wie Schwindel und Schlafstörungen sind zu befürchten, wenn
Antidepressiva zu schnell abgesetzt werden.

Blutdruckmittel: Zur Behandlung von Bluthochdruck kann der Arzt
unterschiedliche Arzneimittel verordnen, unter anderem Betablocker.
Meist müssen diese Blutdrucksenker dauerhaft eigenommen werden.
Möglich ist es allerdings, dass sich der Blutdruck durch gesunde
Lebensgewohnheiten so positiv entwickelt, dass man mit weniger
Tabletten auskommt - etwa weil man Übergewicht abgebaut hat und sich
mehr bewegt. Der Arzt hat entschieden, dass künftig auf verordnete
Betablocker verzichtet werden kann? Dann heißt es: Langsam
ausschleichen! Wird die Medizin abrupt abgesetzt, kann der Blutdruck
plötzlich auf extrem hohe Werte ansteigen. Dann besteht erhöhte
Herzinfarkt- und Schlaganfall-Gefahr.

Auch bei weiteren Arzneimitteln kann zu rasches Absetzen Probleme
verursachen. Das gilt sogar für manche Wirkstoffe, die ohne Rezept in
der Apotheke erhältlich sind. Deshalb ist es richtig, in
Zweifelsfällen mit Ärztin oder Arzt zu sprechen und sich an Ihre
Apothekerin bzw. Ihren Apotheker vor Ort zu wenden.

 * 

AUS WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG

Mensch und Erreger - eine Geschichte von Salmonellen in der Jungsteinzeit 

(dgk) Das Neolithikum, die Jungsteinzeit, brachte wesentliche
Änderungen in der Lebensweise der Menschen. In der Altsteinzeit hatten
Sammler und Jäger häufig ihre Wohnorte gewechselt, dies änderte sich
im Laufe des Neolithikums. Die Menschen wurden sesshaft, betrieben
Ackerbau und Viehzucht. Mensch und Haustier lebten enger zusammen und
die Vorratshaltung von Getreide und Milchprodukten lockte Nagetiere
an. Mit den Tieren im Gepäck kamen ihre Parasiten wie Flöhe, Würmer,
Läuse sowie Bakterien und Viren: Der Infektionsrisiko der
jungsteinzeitlichen Ackerbauern und Viehzüchter wuchs. Ein
evolutionärer Prozess, der bis heute andauert, nahm seinen Beginn: die
Entwicklung von Infektionskrankheiten. Krankheitserreger wurden vom
Tier auf den Menschen übertragen, und sie passten sich ihrem neuen
Wirt an.

Am Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte in Jena wird über das
spannende Thema der Geschichte historischer Pandemien und die
Evolution unserer Krankheitserreger geforscht. In einer neuen Studie,
publiziert in Nature Ecology & Evolution unter der Leitung von Felix
M. Key, Alexander Herbig und Johannes Krause, dem Direktor des
Instituts, zeigen die Forscher das bislang älteste rekonstruierte
Genom eines Bakteriums, und zwar von Salmonella enterica.

Das internationale Forscherteam hat aus 2.739 menschlichen Überresten
acht verschiedene, etwa 6.500 Jahre alte Salmonellen-Genome isoliert
und entschlüsselt. Die Individuen stammten aus verschiedenen
neolithischen Kulturen von Russland bis in die Schweiz, von späten
Sammlern und Jägern bis zu nomadisierenden Viehzüchtern und frühen
Ackerbauern. Das Probenmaterial für die Extraktion von Erbmaterial
wurde aus Zähnen entnommen, was zeigt, dass die Individuen zum
Zeitpunkt ihres Todes systemisch an Salmonellen erkrankt waren.

Die Forscher entwickelten eine neue Methode, genannt HOPS, um das
isolierte Erbmaterial tausender archäologischer Proben auf das
Vorhandensein von Salmonellen-DNA prüfen zu können. Die Schwierigkeit,
altes Erreger-Erbmaterial zu finden, zeigt die Tatsache, dass es
hunderter Proben bedarf, um ein einziges mikrobielles Genom zu
rekonstruieren.

Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass sechs Salmonellen-Genome, die
von Proben nomadisierender Viehzüchter und Ackerbauern stammen,
Vorläufer von Paratyphi C sind, ein heute seltener,
humanpathogener Salmonellen-Stamm. Die jungsteinzeitliche Salmonella
war wahrscheinlich noch nicht auf den Menschen "spezialisiert" und
konnte sowohl Tiere als auch Menschen infizieren. Dies deutet darauf
hin, dass human-pathogene Erreger sich aus nicht wirtspezifischen
Vorläufern der Jungsteinzeit entwickelten.

Frühere Arbeiten ließen vermuten, dass Salmonella vor etwa 4.000
Jahren von domestizierten Schweinen auf den Menschen übergesprungen
ist. Die Jenaer Forscher postulieren jedoch, dass sowohl die humanen
als auch die Schwein-spezifischen Salmonellen sich aus gemeinsamen
Vorfahren aufgrund des engen Zusammenlebens von Mensch und Tier
entwickelten.

Die Wissenschaftler hoffen, mit ihrer Studie neuen Einblick geben zu
können darüber, wie die kulturelle Evolution des Menschen die
Entwicklung von humanen Pathogenen beeinflusst und vorangetrieben hat.

Quellen:

1. Key F. M. et al. Emergence of human-adapted Salmonella enterica is
linked to the Neolithization process. Nature Ecology & Evolution 2020,
Mar;4(3):324-333.

2. Max-Planck-Institut für Menschheitsgeschichte, Press releases,
february 24, 2020: Oldest Reconstructed Bacterial Genomes Link
Agriculture and Herding With Emergence of New Disease.

3. Johannes Krause und Thomas Trappe: Die Reise unserer Gene.
Propyläen - Ullstein Buchverlage, 6. Auflage 2019.

 * 

MELDUNG

Jetzt erst recht: Impfungen nicht wegen Corona-Pandemie vernachlässigen


(dgk) Das Robert Koch-Institut (RKI) und das Center for Disease
Control and Prevention (CDC), das US-amerikanische Pendant zum
deutschen RKI, rufen dazu auf, wenn irgend möglich, die notwendigen
Impfungen für Kinder in den beiden ersten Lebensjahren weiterzuführen.
Das RKI nennt explizit die 6fach-Impfung, die Pneumokokkenimpfung und
auch die Masern-Mumps-Röteln-Windpocken-Impfung. Aber natürlich auch
alle anderen Altersgruppen oder besonders Gefährdete sind gut beraten,
ihren Impfschutz nötigenfalls auffrischen zu lassen. Sonst würden
Infektionen, vor denen man sich mit Impfungen hätte schützen können,
später wieder deutlich ansteigen. Ganz naheliegend ist aber gerade in
der Coronakrise, alle anderen Erreger von Lungenentzündungen
zurückzudrängen - durch einen guten Impfschutz in der Bevölkerung. Das
gelingt durch Immunisierung gegen Pneumokokken und Influenza in den
gefährdeten Gruppen, aber auch gegen Keuchhusten. Und viele wissen
nicht, dass sowohl bei Masern als auch bei Windpocken eine
Lungenentzündung als Komplikation vorkommen kann. Die Angst, in
Corona-Zeiten zu impfen, ist laut RKI unbegründet: "Es gibt keine
Hinweise darauf, dass die Auseinandersetzung des Immunsystems mit dem
neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) durch eine in zeitlicher Nähe
verabreichte Impfung beeinflusst wird. Durch Impfungen wird der
Impfling vor Infektionen geschützt, die ihn auch in der Pandemiezeit
zusätzlich gefährden oder schädigen können."

Selbstverständlich muss der Praxisbesuch zuvor sorgfältig geplant und
durchgeführt werden - im eigenen Interesse und in Verantwortung für
andere. Das bedeutet z.B., dass nur Kinder ohne Atemwegssymptome oder
Fieber kommen dürfen, am besten mit nur einem Elternteil und ohne
Geschwister. Ansonsten muss der Impftermin um 2 Wochen verschoben
werden. Bei Erwachsenen, die bereits in der Praxis sind, können
Impfungen sofort erfolgen. Patienten, die als COVID-19-Risikopatienten
gelten, sollten vorab mit ihrer Praxis Rücksprache halten, ob der
benötigte Impfstoff auch vorhanden ist und keinesfalls mit
öffentlichen Verkehrsmitteln dorthin fahren und im Wartezimmer sitzen.

Quellen:

1. COVID-19 und Impfen: Antworten auf häufig gestellte Fragen (FAQ),
Stand 30.03.2020

https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/COVID-19-Impfen.html

2. Deutsche Akademie für Kinder und Jugendmedizin.

www.dakj.de/stellungnahmen/covid-19-impfungen-und-frueherkennungsuntersuchungen/

 * 

MELDUNG

Alzheimer nur bei Menschen

(dgk) Bei Alzheimer-Erkrankten sind bestimmte Gene in ihrer
Aktivierung verändert. Diese Gene, so haben Forscher der Universität
Leipzig herausgefunden, sind entwicklungsgeschichtlich sehr jung. Die
Erkrankung befällt vor allem Hirnstrukturen, die sich erst in der
jüngeren Entwicklung der Menschheit zum Homo sapiens herausgebildet
haben. Durch diese Anpassungen wurde das menschliche Gehirn
leistungsfähiger.

Damit ist belegt, dass die Alzheimersche Erkrankung eine
stammesgeschichtliche Erkrankung ist. "Diese Einsicht dürfte von
weitreichender Konsequenz für die zukünftige Therapieentwicklung sein.
Ein Großteil der Tierversuche, die fast ausschließlich an Mäusen
erfolgt, ist in hohem Grade ungeeignet, da sich deren Genstruktur
deutlich vom Menschen unterscheidet", so Prof. Dr. Thomas Arendt vom
Paul-Flechsig-Institut für Hirnforschung der Universität Leipzig.
Lediglich bestimmte Teilaspekte der Alzheimerschen Erkrankung könnten
weiterhin im Tiermodell überprüft werden.

In Deutschland sind etwa 1,2 Millionen Menschen von Alzheimer
betroffen, täglich kommen etwa 500 Neuerkrankungen dazu. Nach
Schätzungen der WHO könnte die Erkrankung in etwa 20 Jahren die
weltweit zweithäufigste Todesursache sein.

Quellen:

1. https://idw-online.de/de/news743212

2. Originalveröffentlichung in "Molecular Psychiatry":

"Alzheimer-related genes show accelerated evolution" DOI:

https://doi.org/10.1038/s41380-020-0680-1

 * 

SERVICE

Zu vielen Themen in dieser Ausgabe finden Sie weitergehende
Informationen auf unserer Homepage unter www.dgk.de/Aktuelles

Haben Sie Fragen?

Für Rückfragen steht Ihnen unsere Pressestelle täglich (außer Mittwoch) 
von 9.00 bis 13.00 Uhr zur Verfügung:

Unter der Telefonnummer (06421) 293-129
oder E-Mail unter heike.schuch@dgk.de

 * 
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MELDUNG/1033: Weltgesundheitstag - ver.di mahnt stärkere internationale Zusammenarbeit an (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. April 2020

Weltgesundheitstag: ver.di mahnt stärkere internationale
Zusammenarbeit und Ausbau der öffentlichen Gesundheitsversorgung an



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert
anlässlich des heutigen Weltgesundheitstages eine stärkere internationale
Zusammenarbeit zur Bekämpfung der Corona-Pandemie und den Ausbau der
öffentlichen Gesundheitsversorgung. "International zeigen sich in
dieser Krise die Folgen einer jahrzehntelangen neoliberalen Politik,
die die Gesundheitsausgaben zusammengekürzt und die
Gesundheitssysteme dem Markt ausgeliefert hat. Jetzt kommt es darauf
an, diese Situation gemeinsam zu bewältigen und danach die
entsprechenden Schlussfolgerungen zu ziehen", erklärte der
ver.di-Vorsitzende Frank Werneke. "Das Gesundheitswesen muss so
ausgebaut werden, dass es auch besondere Herausforderungen besteht.
Das heißt vor allem: flächendeckend ausreichende Kapazitäten, genug
qualifiziertes Personal und angemessene Bezahlung. Statt
betriebswirtschaftlicher Kennziffern müssen die Menschen und eine
bestmögliche Versorgung im Vordergrund stehen."

Unmittelbar müssten die Staaten in der EU ihre Bemühungen bei der
Beschaffung von Atemschutzmasken und anderem Schutzmaterial
koordinieren. "Es darf nicht sein, dass sich die Staaten und zum Teil
sogar die Behörden innerhalb der Länder gegenseitig Konkurrenz machen
und die Preise so noch weiter in die Höhe treiben", betonte Werneke.
"Dringend benötigte Schutzausrüstung, die zu völlig überhöhten
Preisen angeboten wird, muss europaweit beschlagnahmt und rasch auf
die Gesundheitseinrichtungen verteilt werden." Es sei unerträglich,
wenn Firmen den Notstand ausnutzten, um ihre Gewinne hochzuschrauben:
"Der Virus macht nicht vor Grenzen halt. Jetzt sind Solidarität und
internationaler Zusammenhalt gefragt."

Am heutigen Weltgesundheitstag, der alljährlich am 7. April begangen
wird, ruft der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen
Dienst (EGÖD) zu dezentralen Aktionen gegen die Kommerzialisierung
und für den Ausbau des öffentlichen Gesundheitswesens auf. In
Deutschland haben bereits etliche Gesundheitsbeschäftigte ihre
Forderungen an Politik und Arbeitgeber mit einer Foto-Aktion sichtbar
gemacht: wirbleibenhier.verdi.de

ver.di weist aus diesem Anlass auch auf den Zusammenhang zwischen
sozialer Ungleichheit und schlechter Gesundheitsversorgung hin. "Ob
in den Armenvierteln Südafrikas oder den überfüllten
Flüchtlingslagern in Griechenland - es sind stets die Armen, die
Krankheiten besonders ausgeliefert sind", so Werneke. "Wer die Welt
zu einem sichereren Ort machen will, muss daher auch soziale
Ungleichheit und Ausgrenzung bekämpfen. Die Corona-Pandemie sollte
Anlass sein, auch über diese Fragen nachzudenken."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/1032: COVID-19 - Datenbank zu europäischen Corona-Krankenhaus- und -Intensivfällen (idw)




Technische Universität Berlin - 03.04.2020

TU Berlin: Datenbank zu europäischen Corona-Krankenhaus- und -Intensivfällen

Covid-19-Fälle in Europa: Datenbank ermöglicht tagesgenaue Übersicht zu
stationär und intensivmedizinisch behandelten Patient*innen



Gesundheitsökonom Prof. Dr. Reinhard Busse macht entscheidungsrelevante
Daten für das Gesundheitssystem zugänglich

In der jetzigen Situation der Covid-19-Pandemie ist es wichtig, die Anzahl
der (Neu-)Infizierten zu beobachten und ihren Anstieg zu begrenzen, um die
Kapazitäten des Gesundheitssystems nicht zu überfordern. Um zu messen und
vorherzusagen, wie viele Patient*innen stationär und insbesondere
intensivmedizinisch behandelt werden können, sind Daten zur
Wahrscheinlichkeit der Krankenhausaufnahme und der Dauer der Behandlung
erforderlich - nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Ländern.

Das Fachgebiet Management im Gesundheitswesen der TU Berlin unter der
Leitung von Prof. Dr. med. Reinhard Busse hat deshalb eine Datenbank
aufgebaut, in der für derzeit 15 europäische Länder täglich erfasst wird,
wie hoch die absoluten und prozentualen Zahlen der Krankenhaus- und
Intensivpatient*innen sind. Die Daten stammen von den
Gesundheitsministerien, nationalen Gesundheitsbehörden und
intensivmedizinischen Vereinigungen.

Dabei zeigt sich, dass in den 15 Ländern Ende März über 20.000
Patient*innen mit Covid-19 intensivmedizinisch behandelt wurden, davon
jeweils über 5000 in Spanien und Frankreich sowie über 4000 in Italien.
Dies waren doppelt so viele wie noch eine Woche zuvor. Dass die
Prozentsätze der positiv getesteten Patient*innen, die intensivmedizinisch
versorgt werden, so stark variieren (von 2 Prozent in Österreich und 3
Prozent in Deutschland und Portugal bis 9 Prozent in den Niederlanden und
über 10 Prozent in Frankreich), erklärt Reinhard Busse nicht nur mit dem
unterschiedlichen Stadium der Epidemie in den verschiedenen Ländern,
sondern insbesondere auch mit der Anzahl der insgesamt getesteten
Personen. Dort, wo wenig getestet wird, liegen relativ viele Patient*innen
im Krankenhaus - in Spanien über 50 Prozent und in Frankreich über 40
Prozent, während es in Deutschland derzeit "nur" rund 10 Prozent sind.

Diese Datenbank ist einmalig in Europa und ist Teil der Bemühungen des
Fachgebietes, nationalen Gesundheitsministerien Daten und Fakten für eine
verbesserte evidenz-informierte Gesundheitspolitik zur Verfügung zu
stellen.

Das Fachgebiet Management im Gesundheitswesen von Prof. Dr. med. Reinhard
Busse beteiligt sich deshalb auch maßgeblich am Aufbau der Webseite

https://www.covid19healthsystem.org/ des European Observatory on Health
Systems and Policies, auf der unter anderem für die
Weltgesundheitsorganisation und die Europäische Kommission der Umgang mit
Prävention und Testung in allen europäischen Ländern vergleichend
dargestellt wird. Derzeit liegen für 18 Länder Informationen vor.


Zugang zur Datenbank:

www.tu-berlin.de/?49992

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1242: COVID-19 und Herz-Kreislauf-Erkrankungen - "Je schwerer die Grunderkrankung, desto gefährdeter" (idw)


Medizinische Universität Innsbruck - 01.04.2020

COVID-19 und Herz-Kreislauf-Erkrankungen: "Je schwerer die Grunderkrankung, desto gefährdeter"



Bakterielle und virale Infektionen stellen eine zusätzliche Belastung für
das Herz-Kreislauf-System dar. Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2
scheint auf Basis von Berichten aus China gerade für Menschen mit
Grunderkrankungen wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit einem höheren
Sterblichkeits- und Komplikationsrisiko verbunden zu sein.

Innsbruck, 01.04.2020: Angesichts der Infektionsfälle mit dem neuartigen
Coronavirus (SARS-CoV-2/Covid-19) herrscht bei Menschen mit Herz- und
Kreislauferkrankungen derzeit besondere Verunsicherung über Risiken und zu
ergreifende Maßnahmen. Axel Bauer, Direktor der Innsbrucker Univ.-Klinik
für Innere Medizin III (Kardiologie und Angiologie) beantwortet dazu die
wichtigsten Fragen.


Was ist grundsätzlich unter einer Herz-Kreislauf-Erkrankung zu verstehen?

Axel Bauer:  Darunter versteht man die Gesamtheit aller Erkrankungen, die
das Herz, die Gefäße oder deren Regulation betreffen. Die häufigsten
Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind Bluthochdruck, koronare Herzerkrankungen,
Herzschwäche, Herzklappenerkrankungen sowie Herzrhythmusstörungen wie z.B.
Vorhofflimmern.


Warum haben Personen mit Vorerkrankungen des Herzens im Vergleich zu
PatientInnen mit anderen Vorerkrankungen ein erhöhtes Risiko für einen
schweren Verlauf einer Infektion mit dem neuen Coronavirus CoV-2?

Axel Bauer:  Das hat verschiedene Gründe. Zum einen haben PatientInnen mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen eingeschränkte Reserven und können die zusätzliche
Belastung einer Infektionserkrankung schlechter kompensieren. Zum anderen
kann die Immunabwehr bei PatientInnen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen
geschwächt sein. Des Weiteren kann das Virus neben der Lunge auch das Herz
im Sinne einer akuten Herzmuskelschädigung direkt angreifen. In Wuhan war
das bei fünf der 41 ersten PatientInnen mit COVID-19 der Fall. Diesen
zusätzlichen Angriff stecken PatientInnen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen
schlechter weg. Zuletzt könnte es jedoch auch spezifische Mechanismen
geben, die bislang nicht verstanden sind. Insbesondere die Häufung von
Bluthochdruck und schweren Verläufen von COVID-19 scheint mir auffällig.


Wie reagieren Herz-Kreislauf-PatientInnen und Patienten auf die Erkrankung?

Axel Bauer:  Zunächst einmal genauso wie PatientInnen ohne Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
d.h. mit Unwohlsein, Fieber, trockenem Husten, Kopfschmerzen. Allerdings
kommt es, wie Arbeiten aus China zeigen, bei PatientInnen mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen häufiger zu schwereren Verläufen. Das gilt im
Übrigen auch für ältere PatientInnen ab etwa 60 Jahren. Das Tückische an
der Erkrankung ist, dass sich die schweren Verläufe oft erst nach einigen
Tagen demaskieren.


Wer von der Gruppe der "Herz-Kreislauf-PatientInnen" ist besonders gefährdet?

Axel Bauer:  Bisherige Untersuchungen zeigen: Je schwerer die Grunderkrankung, desto
gefährdeter der Patient/die Patientin. Ich denke hier insbesondere an
PatientInnen mit fortgeschrittener Herzschwäche und mit akuten
Herzerkrankungen wie Herzinfarkten. Wir dürfen aber auch die Gruppe der
immunsupprimierten, herztransplantierten PatientInnen nicht vergessen.


Warum verlaufen Infektionen mit SARS-CoV-2 so unterschiedlich?

Axel Bauer:  Das bleibt vorerst ungelöst. Möglicherweise spielt die individuelle
Immunantwort, wie der Organismus auf das Virus reagiert, eine
entscheidende Rolle. Möglicherweise gibt es auch eine genetische
Prädisposition.


Dürfen im Falle einer Infektion die verordneten Medikamente weiter genommen werden?

Axel Bauer:  Das lässt sich nicht pauschal beantworten und ist sehr vom Zustand des
Patienten/der Patientin abhängig. Im Falle einer Infektion sollte die
Medikation mit dem behandelnden Arzt/der behandelnden Ärztin besprochen
werden. Ein selbstständiges, unkontrolliertes Absetzen von
Herzkreislaufmedikamenten, beispielsweise bei Herzschwäche, kann schwere
Folgen haben.


Erhöhen Blutdrucksenker das Risiko für einen ungünstigen Verlauf der Erkrankung durch SARS-CoV-2?

Axel Bauer:  Das wird aktuell kontrovers diskutiert. Hier angesprochen sind die
sogenannten ACE-Hemmer bzw. Renin-Angiotensin-Rezeptorblocker - zwei weit
verbreitete und bewährte Substanzklassen. Nun ist es so, dass SARS-CoV2
über bestimmte Rezeptoren, die sogenannten ACE2-Rezeptoren, in die Zellen
gelangt, welche durch ACE-Hemmer und Renin-Angiotensin-Rezeptor-Blocker
hochreguliert werden, d.h. diese Rezeptoren kommen dann auf der
Zelloberfläche vermehrt vor. Hierdurch könnte die Ausbreitung des Virus im
Körper begünstigt werden. Auf der anderen Seite haben diese Medikamente
viele günstige Wirkungen - wir haben sie den PatientInnen ja schließlich
aus gutem Grund verschrieben. Die Fachgesellschaften empfehlen den
PatientInnen, die Substanzen weiter einzunehmen und in keinem Fall
selbstständig abzusetzen. Allerdings besteht nach wie vor eine große
Unsicherheit in der Bevölkerung. Um das optimale Vorgehen bei der Einnahme
dieser Blutdrucksenker zu klären, haben wir daher in Innsbruck, zusammen
mit der Ludwig-Maximilians-Universität München, eine multizentrische,
kontrollierte, klinische Studie geplant, die wir hoffentlich bald starten
können. Die Studie wird an vielen Zentren in Tirol und Bayern durchgeführt
werden.


Sollen PatientInnen zur Behandlung bzw. Kontrolle überhaupt an die Klinik kommen?

Axel Bauer:  Das halte ich für eine sehr wichtige Frage! Wir müssen auch in den
schwierigen Zeiten einer Pandemie wie COVID-19 darauf achten, dass unsere
PatientInnen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen eine leitliniengerechte
Therapie erhalten. Sonst kann es ein böses Erwachen geben. Manche
Untersuchungen lassen sich für begrenzte Zeit ohne Nachteil aufschieben,
andere jedoch nicht. Das muss individuell entschieden werden.
HerzpatientInnen mit Symptomen wie Angina pectoris oder Luftnot müssen
abgeklärt und therapiert werden, sonst entstehen durch COVID-19 große
Kollateralschäden.


Gelten zum Schutz vor einer Ansteckung besondere Vorkehrungen für PatientInnen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen?

Axel Bauer:  PatientInnen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen zählen zur Risikogruppe, d.h.
bei diesen PatientInnen sind die allgemein empfohlenen Maßnahmen zur
Infektionsprophylaxe wie Händedesinfektion, Abstandhalten oder
Gesichtsmasken besonders wichtig. Schicken Sie Ihre Enkel zum Einkauf und
bleiben Sie zu Hause. Generell gilt: Erhöhte Vorsicht, aber keine Panik!


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Universität Innsbruck - 01.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1241: COVID-19 - Herzinfarkt-Patienten scheuen Notruf 112 und lebensrettende Versorgung in der Klinik (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 02.04.2020

Corona-Pandemie: Herzinfarkt-Patienten scheuen Notruf 112 und lebensrettende Versorgung in der Klinik

Notfallmediziner und Kardiologen warnen: Bei Verdacht auf Herzinfarkt oder
andere Herznotfälle ist das Zögern vor dem Notruf 112 lebensgefährlich.
Kliniken sind trotz Corona-Pandemie für Herz- und andere Notfälle gerüstet



Jedes Jahr sterben pro Jahr bundesweit fast 345.000 Menschen an
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, davon rund 47.000 Menschen allein am Herzinfarkt.
Allein in Bayern sterben jährlich rund 7.000 Menschen am Herzinfarkt. In
den Zentren der aktuellen COVID-19-Pandemie ist aufgefallen, dass sich
deutlich weniger Patienten mit Herzinfarkt in den Notaufnahmen vorstellen.
Aus Erfahrungsberichten von Ärzten etwa in Italien und Spanien mehren sich
die Hinweise, dass sich schwere Komplikationen bei Infarktpatienten im
Zuge der Corona-Pandemie häufen. Dies berichten etwa Dott. Gabriele
Gasparini aus Mailand, Italien, und Prof. Hector Bueno aus Madrid,
Spanien. Kardiologen in deutschen Herzzentren schlussfolgern, dass wohl
viele Patienten auch mit notfallartigen Beschwerden in der aktuellen
Corona-Krise Angst vor einer möglichen Coronavirus-Infektion haben und
deshalb nicht ins Krankenhaus kommen möchten. "Möglicherweise liegt es
auch daran, dass die Patienten das medizinische Personal zur Behandlung
von COVID-19 nicht 'belästigen' möchten", berichtet Dott. Salvatore
Cassese vom Deutschen Herzzentrum München.

Herzspezialist Prof. Dr. med. Heribert Schunkert, Vorstandsmitglied der
Deutschen Herzstiftung und Direktor der Klinik für Herz- und
Kreislauferkrankungen am Deutschen Herzzentrum München, warnt, dass der
akute Brustschmerz sowie die akute Luftnot dringend abklärungspflichtige
Symptome sind und erinnert eindringlich daran, dass die
Brustschmerzambulanzen (Chest-Pain-Units) weiterhin für alle Notfälle
offen stehen: "Der Herzinfarkt ist ein lebensbedrohliches Krankheitsbild,
dass eine sofortige Behandlung im Krankenhaus bedarf. Eine Zeitverzögerung
kann schwere gesundheitliche Folgen wie eine Herzschwäche oder
Herzrhythmusstörungen mit dem plötzlichen Tod nach sich ziehen", warnt
Schunkert. Eine Notfallversorgung für diese Patienten wie auch für andere
Herznotfälle ist weiterhin gewährleistet. "Krankenhäuser mit
Chest-Pain-Units sind optimal ausgerüstet, um auch in diesen schweren Zeit Patienten
mit Herzbeschwerden abzuklären und bei Herzinfarkt schnell und effektiv zu
handeln", bestätigt der Kardiologe und versichert: "Ebenso herrschen
höchste hygienische Standards zur Vermeidung einer COVID-19 Erkrankung im
Krankenhaus." Infos zur Ersten Hilfe bei Herzinfarkt und Herzstillstand
unter 

www.herzstiftung.de/herznotfall-verhalten.html

Beim Herzinfarkt zählt jede Minute: bei Infarktverdacht immer sofort Notruf 112

Die Deutsche Herzstiftung und das Deutsche Herzzentrum München appellieren
deshalb an die Bevölkerung, bei Verdacht auf Herzinfarkt sofort den Notruf
112 abzusetzen. "Auch in diesen Zeiten zählt beim Herzinfarkt jede Minute:
also bei typischen Symptomen nicht zögern und gleich den Notarzt rufen",
so Herzstiftungs-Vorstandsmitglied Schunkert. Der Notarzt ist hier so
wichtig, weil der Herzinfarkt jederzeit in Herzkammerflimmern übergehen
und der Patient in wenigen Minuten am plötzlichen Herztod versterben kann.
Ebenso kann durch den Infarkt ein größerer Teil des Herzmuskels
irreparabel zerstört werden und der Patient entwickelt dadurch akut oder
auch langfristig eine Herzschwäche. "Beim Herzinfarkt zählt deshalb jede
Minute nach dem Prinzip: Zeit ist Herzmuskel."

Herzinfarkt-Verdacht: auf diese Warnzeichen achten!

Typische Herzinfarkt-Symptome sind insbesondere plötzlich einsetzende
starke Schmerzen, die länger als fünf Minuten anhalten und sich in Ruhe
nicht bessern (häufig: kalter Schweiß, Blässe, Übelkeit, Atemnot, Unruhe
und Angst). Die Schmerzen sind überwiegend im Brustkorb, häufig hinter dem
Brustbein, bisweilen auch nur im Rücken zwischen den Schulterblättern oder
im Oberbauch. Die Schmerzen können in den Arm, den Hals oder Kiefer
ausstrahlen. Mehr Infos zu dem Herzinfarkt-Schmerzorten unter:
www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html


Referenz:

"MI patients too scared to go to the ER" Prof. Hector Bueno - Madrid,
Spain; for European Society of Cardiology, "COVID-19 and Cardiology"

[https://youtu.be/tM8AB-CfyOk]

Tipp: 

Ein Notfallset mit dem Ratgeber "Was tun im Notfall?" (14 S.) und 2
Notfallkärtchen fürs Portemonnaie mit Darstellungen der
Herzinfarkt-Alarmzeichen und Erläuterungen zur Laien-Reanimation bietet die
Herzstiftung kostenfrei unter Tel. 069 955128400 oder unter

www.herzstiftung.de/herznotfall-set.html an.

Weitere Infos der Herzstiftung zum Coronavirus unter:

www.herzstiftung.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de/herznotfall-verhalten.html

https://www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html

https://www.herzstiftung.de/herznotfall-set.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79606

PM_DHS_DHM_Herznotfall-Versorgung-und-Corona-Pandemie_2020-04

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 02.04.2020
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INFEKTION/1850: Neues Coronavirus SARS-CoV-2 - Flughunde und Frettchen sind empfänglich, Schweine und Hühner nicht (idw)


Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit - 02.04.2020

Neues Coronavirus SARS-CoV-2: Flughunde und Frettchen sind empfänglich, Schweine und Hühner nicht



Das neue Coronavirus SARS-CoV-2 stammt ursprünglich vermutlich aus
Fledermäusen und führte zu einer Pandemie. Ob es auch andere Tierarten
infizieren kann, wird weltweit von verschiedenen Forschungsinstituten
untersucht. Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) begann vor wenigen
Wochen mit Infektionsstudien in Schweinen, Hühnern, Flughunden und
Frettchen. Erste Ergebnisse zeigen, dass Flughunde und Frettchen
empfänglich für eine SARS-CoV-2 Infektion sind, Schweine und Hühner
hingegen nicht. Insbesondere die Empfänglichkeit von Frettchen ist ein
wichtiger Befund, da sie als Modelltiere für die Infektion des Menschen
zur Erprobung von Impfstoffen oder Medikamenten eingesetzt werden könnten.

In den Infektionsstudien wurde den Tieren SARS-CoV-2 in die Nase
verabreicht, um den natürlichen Infektionsweg beim Menschen über den
Nasen-Rachenraum nachzuahmen. Nilflughunde, die zu den Fledertieren
gehören, wurden getestet, um Kenntnisse über die vermutete
Reservoirfunktion von Fledermäusen zu erlangen. Diese Tiere konnten zwar
infiziert werden, zeigten aber keine Krankheitssymptome und steckten
Artgenossen nicht effizient an.

Frettchen sind bei anderen Atemwegs-Infektionen, insbesondere durch
Grippeviren, ein gutes Modell für den Menschen. Da SARS-CoV-2 sich vor
allem im Atmungstrakt vermehrt, könnten Frettchen sich als Modell auch für
diese Infektion eignen. Nach solch einem Tiermodell, das die Infektion des
Menschen widerspiegelt, wird derzeit weltweit dringend gesucht. Die
Versuche des FLI zeigen, dass sich Frettchen effizient mit SARS-CoV-2
infizieren lassen, das Virus gut vermehren und es auf Artgenossen
übertragen. Die Tiere vermehrten das Virus hauptsächlich in den oberen
Bereichen des Atmungstraktes, zeigten dabei aber keine Krankheitssymptome.
Damit steht ein Infektionsmodell zur Verfügung, das bei der Erprobung von
Impfstoffen und Medikamenten gegen SARS-CoV-2 helfen könnte.

Nutztiere sind besonders in Kontakt mit dem Menschen. Daher wurden
Schweine und Hühner auf Empfänglichkeit für SARS-CoV-2 getestet. Es wurde
untersucht, ob die Tiere infiziert werden, den Erreger vermehren und
Krankheitssymptome zeigen. Weiterhin wurde getestet, ob sie den Erreger
wieder ausscheiden und damit eine potenzielle Gefahr für den Menschen
darstellen könnten. Unter den Versuchsbedingungen zeigten sich weder
Schweine noch Hühner als empfänglich für eine Infektion mit SARS-CoV-2.
Nach jetzigem Kenntnisstand sind sie also von dem Virus nicht betroffen
und stellen demnach kein potentielles Risiko für den Menschen dar.


Die komplette Auswertung aller Versuchsreihen wird noch einige Zeit in
Anspruch nehmen, mit den Endergebnissen ist Anfang Mai zu rechnen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fli.de/de/aktuelles/tierseuchengeschehen/coronavirus/ 

Informationen / FAQ zu SRS-Cov-2 und Tieren

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1445

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Loeffler-Institut, Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit - 02.04.2020
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SCHLAGANFALL/465: COVID-19 - Versorgung auch während der Pandemie ohne Qualitätseinbußen gewährleisten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 03.04.2020

Die Schlaganfallversorgung muss auch während der SARS-CoV-2-Pandemie ohne Qualitätseinbußen gewährleistet sein!



Die DGN sieht mit Sorge, dass im Rahmen der aktuellen SARS-CoV-2-Pandemie
zunehmend Stroke-Unit-Betten in Beatmungsbetten umgewandelt werden, denn
Daten aus China und Italien deuten darauf hin, dass es zu einer möglichen
Häufung von Schlaganfällen und anderen vaskulären Komplikationen bei
Covid-19-Patienten kommen kann. Die Stroke Units stehen damit vor der
Herausforderung, u.U. mehr Patienten behandeln zu müssen, und zwar
zeitgleich Coronavirus-infizierte sowie nicht-infizierte, was rein
organisatorisch eine Herausforderung darstellt. Eine Aufweichung des hohen
Therapiestandards für Schlaganfälle sei nicht hinnehmbar, auch nicht der
Verzicht auf Nachsorge und Rehabilitationsmaßnahmen.

Etwa 270.000 Menschen erleiden pro Jahr in Deutschland einen Schlaganfall.
Die Erkrankung ist lebensbedrohlich, hinzukommt, dass die
Minderdurchblutung des Gehirns dauerhafte Schäden nach sich ziehen kann
und eine der Hauptursachen für bleibende Behinderungen ist. Eine schnelle
Versorgung der Betroffenen - hier gilt das Motto "time is brain" - auf
einer Stroke Unit, einer auf die Behandlung von Schlaganfällen
spezialisierten Abteilung, ist essentiell. Sie rettet Leben und
Lebensqualität.

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) sieht mit Sorge, dass im
Rahmen der aktuellen SARS-CoV-2-Pandemie zunehmend Stroke-Unit-Betten in
Beatmungsbetten umgewandelt werden. Das könnte perspektivisch die
Versorgung von Schlaganfallpatienten gefährden. "Bei allem Verständnis für
notwendige Umstrukturierungsmaßnahmen in dieser beispiellosen Krise, darf
es nicht sein, dass ein Schlaganfallpatient im April 2020 eine schlechtere
Prognose als im April 2019 hat, weil Stroke-Unit-Kapazitäten abgebaut
werden", erklärte Professor Dr. Götz Thomalla, Sprecher der DGN-Kommission
Zerebrovaskuläre Erkrankungen, vom UKE Hamburg.

Im Gegenteil, die Stroke Units müssten nun gestärkt werden, weil sie nun
sowohl Covid-19-positive als auch -negative Patienten zu versorgen haben,
was eine räumliche Trennung der Patienten sowie einen höheren Hygiene- und
Personalaufwand erfordert. Hinzu komme, dass Daten aus China und Italien
[1, 2] darauf hindeuten, dass es zu einer möglichen Häufung von
Schlaganfällen und anderen vaskulären Komplikationen bei Patienten kommen
kann, die sich mit dem Coronavirus infiziert haben. Eine solche Häufung
ist auch im Kontext anderer Virusinfektionen bekannt. "Vor diesem
Hintergrund ist ein Abbau von Stroke-Unit-Betten unverantwortlich, denn
wir müssen mit einer Zunahme der Patientenzahlen rechnen. Diese können nur
auf einer Stroke Unit optimal versorgt werden, eine Aufweichung des
Therapiestandards ist nicht hinnehmbar", so der Hamburger Neurologe.

Im Moment ist allerdings ein gegenläufiger Trend zu beobachten, der
Schlaganfallexperten stark beunruhigt: Derzeit wird ein Rückgang an
Patienten beobachtet, vor allem solcher, die mit einem leichten
Schlaganfall oder "Mini-Schlaganfall" (transitorische ischämische
Attacke/TIA) eingeliefert werden. "Über die Gründe kann man im Moment nur
spekulieren, allerdings haben wir die Sorge, dass Patienten es aus Angst
vor einer SARS-CoV-2-Ansteckung vermeiden bzw. hinauszögern, zum Arzt zu
gehen. Eine TIA geht meistens von selbst wieder vorbei, doch das Tückische
ist: Unbehandelt ist das Risiko, zeitnah einen zweiten schweren
Schlaganfall zu erleiden, als hoch einzustufen. Es ist daher wichtig, dass
auch diese Patienten bei einem Spezialisten vorstellig werden", mahnt
DGN-Generalsekretär Professor Dr. Peter Berlit. Grundsätzlich sollte jeder,
der - und sei es nur vorübergehend - Schlaganfallsymptome wie z.B.
Lähmungen, Sprachstörungen oder Sehstörungen an sich wahrnimmt, den Notruf
112 wählen. Auch die Deutsche-Schlaganfall-Gesellschaft mahnt an, in
Krisenzeiten Schlaganfallsymptome ebenso ernst zu nehmen wie sonst [3].

Doch es gibt noch eine weitere Problematik vor dem Hintergrund der
"Corona-Krise": Zu einer optimalen, leitliniengerechten Versorgung der
Patienten gehört nicht nur die Notfalltherapie, sondern auch die
Sekundärprävention und Rehabilitation. Gerade letztere gerät in der
aktuellen Situation immer stärker unter Druck, da der Fokus allein auf die
Akuttherapie gerichtet ist und Ressourcen von der Reha- in die
Notfallversorgung verschoben werden. Doch eine Reha nach Schlaganfall ist
keine elektive Therapie, die länger hinausgeschoben werden kann. "Die
Betroffen benötigen die Rehabilitationsmaßnahmen unmittelbar nach der
Therapie im Krankenhaus, um die langfristigen Folgen des Schlaganfalls
möglichst gering zu halten, sie gehören zum Therapiestandard. Die DGN
setzt sich daher dafür ein, dass die komplette Schlaganfallversorgung auch
während der SARS-CoV-2- Pandemie ohne Qualitätseinbußen gewährleistet
ist", erklärt DGN-Generalsekretär Professor Berlit abschließend.


Literatur

[1] NeurologyToday®: COVID-19: Neurologists in Italy to Colleagues in US:
Look for Poorly-Defined Neurologic Conditions in Patients with the
coronavirus

https://journals.lww.com/neurotodayonline/blog/breakingnews/pages/post.aspx?PostID=920Acute

[2] Cerebrovascular Disease Following COVID-19: A Single Center,
Retrospective, Observational Study(Preprint bei The Lancet)

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=3550025

[3] Auch in Krisenzeiten Schlaganfallsymptome ernst nehmen. Pressemeldung
der DSG. Abrufbar unter 

https://www.dsg-info.de/images/stories/DSG/Presse/PDF/2020/PM-4-Schlaganfall-und-Corona-Krise042020.pdf


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1410: Blockierung des Eisentransports könnte Tuberkulose stoppen (idw)


Universität Zürich - 01.04.2020

Blockierung des Eisentransports könnte Tuberkulose stoppen



Tuberkulose-Bakterien brauchen Eisen zum Überleben. Wird der
Eisentransport in den Bakterien gestoppt, so kann sich der
Tuberkulose-Erreger nicht weiter vermehren. Nun haben Forscher der Universität Zürich
die Struktur des Transportproteins ermittelt, das für die Eisenzufuhr
zuständig ist. Dies eröffnet Möglichkeiten zur Entwicklung neuer
Medikamente.

Einer der verheerendsten Erreger, der sich im Inneren menschlicher Zellen
vermehren kann, ist Mycobacterium tuberculosis - der Bazillus, der
Tuberkulose verursacht. Nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation WHO
starben 2019 rund 1,5 Millionen Menschen an dieser Krankheit, die
vorwiegend die Lunge befällt. Besonders besorgniserregend ist die Zunahme
multiresistenter M. tuberculosis-Stämme, die gegen viele der wirksamsten
Tuberkulose-Antibiotika unempfindlich sind. Neue Medikamente zur
Behandlung der Infektionskrankheit werden daher dringend benötigt.

Tuberkulose-Bakterien brauchen Eisen zum Überleben

Alle lebenden Organismen, auch Krankheitserreger, brauchen Eisen, um
überleben zu können. Wird eine menschliche Zelle mit Krankheitserregern
wie M. tuberculosis infiziert, verringert sie die Eisenkonzentration auf
ein Minimum und versucht so, den Eindringling auszuhungern. Die
Tuberkulose-Bakterien beginnen darauf, kleine Moleküle - so genannten
Mycobactine - freizusetzen. Diese können freies Eisen sehr gut binden und
es daher der Wirtszelle entreissen. Das von Mycobactin eingefangene Eisen
wird anschliessend von einem Protein namens IrtAB in das Bakterium hinein
transportiert.

Ein Forscherteam unter der Leitung von Markus Seeger, Professor am
Institut für Medizinische Mikrobiologie der Universität Zürich (UZH), hat
nun das Eiweiss, das für den Eisentransport von der Wirtszelle in das
Bakterium verantwortlich ist, im Detail analysiert. «Das Transportprotein
ist für das Überleben der Erreger unerlässlich. Fehlt IrtAB oder
funktioniert es nicht, kann sich M. tuberculosis in der menschlichen Zelle
nicht mehr vermehren», sagt Seeger.

Transportprotein funktioniert in umgekehrter Richtung

Mit einer Kombination aus Kryo-Elektronenmikroskopie und
Röntgenkristallografie haben die Forschenden erstmals die detaillierte
dreidimensionale Struktur des Transportproteins IrtAB bestimmt. Diese
Analyse erfolgte in Zusammenarbeit mit Ohad Medalia, Professor am Institut
für Biochemie der UZH. Seinem räumlichen Aufbau zufolge gehört IrtAB zu
den sogenannten ABC-Exporter. Diese Eiweisse sind typischerweise dafür
zuständig, Moleküle aus einer Bakterienzelle hinauszubefördern. «Wir
konnten jedoch zeigen, dass IrtAB die Mycobactine in das Bakterium
importiert. Anders als erwartet transportiert es also Moleküle in die
entgegengesetzte Richtung», erklärt Seeger.

Gemeinsam mit Wissenschaftlern der Universität von Texas, USA, entdeckte
das Forscherteam eine weitere Besonderheit des Transportproteins: IrtAB
kann das an Mycobactin gebundene Eisen chemisch verändern, nachdem es in
das Bakterium importiert wurde. Dadurch wird das Eisen im Zellinnern
freigesetzt und das leere Mycobactin kann wiederverwendet werden.

Neuer Angriffspunkt für eine Tuberkulose-Therapie

«IrtAB ist ein potenzieller Angriffspunkt gegen den Erreger. Wird das
Eiweiss ausgeschaltet, wird M. tuberculosis inaktiv und unfähig, weitere
Zellen zu infizieren. Dank der nun aufgeklärten Struktur und Funktion des
Transportproteins eröffnen sich neue Wege, die Eisenzufuhr in die
Bakterien mit einem Wirkstoff gezielt zu unterbinden», sagt Markus Seger.
«Angesichts der Krankheit Covid-19, die ebenfalls primär die Lunge
angreift, wird die Tuberkulose in Zukunft vermutlich wieder eine
wichtigere Rolle spielen. Es ist durchaus denkbar, dass durch Covid-19
geschwächte Patienten häufiger von Tuberkulose befallen werden.»

Finanzierung

Das Forschungsprojekt wurde grösstenteils mit dem ERC Consolidator Grant
2017 des Europäischen Forschungsrats für das Projekt «Discovery and
molecular investigation of mycobacterial transporters responsible for iron
acquisition» (MycoRailway) unter der Leitung von Markus Seeger finanziert.
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The ABC exporter IrtAB imports and reduces mycobacterial siderophores. 

Nature. 25 March 2020. 

DOI: 10.1038/s41586-020-2136-9
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STUDIE/667: Wie sich Flucht auf die Gesundheit auswirkt (idw)


Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemiologie, BIPS - 01.04.2020

Wie sich Flucht auf die Gesundheit auswirkt



Der Unterschied in der Gesundheitszufriedenheit zwischen syrischen
Geflüchteten mit hohem und niedrigem sozioökonomischen Status (SES)
verringert sich stark nach der Migration. Zu diesem Ergebnis kommen
Wissenschaftler der Copenhagen Business School und des Leibniz-Instituts
für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS in einer Studie, die
gerade in der renommierten Fachzeitschrift PLOS Medicine erschienen ist.

"Ziel unserer Studie war es, die Beziehung zwischen SES vor der Migration
und selbst berichteten Gesundheitsindikatoren nach der Migration unter
syrischen Geflüchteten zu analysieren. Insbesondere wollten wir
herausfinden, wie sich ihr SES auf die Veränderung der
Gesundheitszufriedenheit vor und nach der Migration auswirkt", erklärt
Studienerstautor Prof. Dr. Jan Michael Bauer von der Copenhagen Business
School.

Der starke Anstieg der Zahl Geflüchteter und Asylsuchender in Deutschland
und den meisten europäischen Ländern hat in den vergangenen Jahren das
Thema Migration selbst, die Integration von Migrantinnen und Migranten und
auch ihre Gesundheit ganz oben auf die politische Agenda gesetzt. Die
Dynamik der Flüchtlingsgesundheit ist jedoch bislang noch nicht gut
verstanden. Die Studie soll dazu beitragen, das zu ändern.

Die Wissenschaftler haben dazu Daten aus der Flüchtlingsumfrage 2016
verwendet, die Teil des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) war. Diese
Umfrage war zwar eine Querschnittsstudie, sammelte jedoch Informationen
zur Situation der Geflüchteten in Deutschland sowie zu ihrer Situation vor
der Migration. Anhand einer Stichprobe von 2.209 erwachsenen, syrischen
Geflüchteten, die zwischen 2013 und 2016 nach Deutschland eingereist
waren, führten sie eine Querschnitts- und eine
quasi-Längsschnitt-(retrospektive) Analyse durch. Das mittlere Alter betrug 35 Jahre, 64
Prozent der Teilnehmenden waren Männer.

"Unsere Ergebnisse zeigten eine positive Assoziation zwischen dem vor der
Migration selbst berichteten SES und mehreren subjektiven
Gesundheitsindikatoren zum Beispiel Gesundheitszufriedenheit, selbst
berichtete Gesundheit, psychische Gesundheit in der Querschnittsanalyse",
erläutert Prof. Dr. Hajo Zeeb vom BIPS die Ergebnisse. Er fügt an: "Wir
haben jedoch auch festgestellt, dass der Unterschied in der
Gesundheitszufriedenheit zwischen Flüchtlingen mit hohem und niedrigem
sozioökonomischem Status nach der Migration viel geringer geworden ist.
Ähnliche Ergebnisse wurden nach Kontrolle der soziodemografischen
Merkmale, der Erfahrungen während der Migrationspassage und der aktuellen
Situation in Deutschland erzielt. Eine geschlechtsspezifische Analyse
ergab, dass sich die Gesundheitszufriedenheit lediglich bei Männern mit
dem niedrigsten SES im Zeitverlauf etwas verbesserte."

Eine Einschränkung der Studie besteht darin, dass nur die ersten Monate
oder Jahre nach der Migration berücksichtigt werden. Es lässt sich daher
nicht ausschließen, dass der sozioökonomische Gradient auf längere Sicht
wieder an Bedeutung gewinnt.

"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass der sozioökonomische Gradient der
Gesundheitszufriedenheit vor der Migration in den ersten Jahren nach der
Migration unter syrischen Flüchtlingen stark abgeschwächt ist", so
Mitautor Dr. Tilman Brand, der ebenfalls am BIPS arbeitet. Ein hoher
sozioökonomischer Status schütze Flüchtlinge also nicht unbedingt vor den
negativen Einflüssen während der Migration und der ersten Monate oder
Jahre im neuen Land.


Das BIPS - Gesundheitsforschung im Dienste des Menschen

Die Bevölkerung steht im Zentrum unserer Forschung. Als epidemiologisches
Forschungsinstitut sehen wir unsere Aufgabe darin, Ursachen für
Gesundheitsstörungen zu erkennen und neue Konzepte zur Vorbeugung von
Krankheiten zu entwickeln. Unsere Forschung liefert Grundlagen für
gesellschaftliche Entscheidungen. Sie informiert die Bevölkerung über
Gesundheitsrisiken und trägt zu einer gesunden Lebensumwelt bei.

Das BIPS ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der 96 selbstständige
Forschungseinrichtungen gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den
Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich,
ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen. Aufgrund ihrer
gesamtstaatlichen Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der
Leibniz-Gemeinschaft gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund
20.000 Personen, darunter 10.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.
Der Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.


Originalpublikation:

Bauer JM, Brand T, Zeeb H. Pre-migration socioeconomic status and
post-migration health satisfaction among Syrian refugees in Germany: A
cross-sectional analysis. PLoS Med. 2020;17(3):e1003093. 
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AUSLAND/9368: Aus aller Welt - 07.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Verhandlungen zwischen Regierung und Taliban abgebrochen

In Afghanistan sind die Verhandlungen zwischen Regierung und Taliban
über einen Gefangenenaustausch vorerst gescheitert. Man werde nicht
länger an den fruchtlosen Gesprächen teilnehmen, twitterte der
politische Sprecher der Miliz, Suhail Schahin. Er warf der Regierung
von Präsident Aschraf Ghani vor, den Austausch unter Vorwänden
hinauszuzögern. Der afghanische Regierungsunterhändler Matin Bek
wiederum machte die Taliban für den Stillstand bei den Verhandlungen
verantwortlich. Die Miliz fordere die Freilassung von 15
Kommandeuren, was seine Regierung nicht zulassen könne, sagte Bek.

7. April 2020
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JUSTIZ/9368: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Wohnungsdurchsuchungen bei rechtsextremer Szene in Hessen

Die hessische Polizei hat bei einer Razzia gegen mutmaßliche
Rechtsextremisten sechs Wohnungen durchsucht. Wie Innenminister Peter
Beuth (CDU) am Dienstag in Wiesbaden mitteilte, stellten die Beamten
Kennzeichen rechtsextremistischer Organisationen und Devotionalien
sowie Schuß- und Kriegswaffen sicher. Zudem wurden diverse
Datenträger im Zuge der Polizeiaktion beschlagnahmt. Auch in Zeiten
der Pandemie halte man den Druck gegen die rechtsextreme Szene hoch,
sagte Beuth.

7. April 2020
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MILITÄR/9365: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Myanmar erhält russisches Jagd-U-Boot von Indien

Indien bereitet offenbar die Übergabe eines generalüberholten
Jagd-U-Boots an die Marine in Myanmar vor. Das in den 1980er Jahren
von der Sowjetunion gebaute, dieselelektrische Unterwasserschiff der
Kilo-Klasse war zuletzt bei der indischen Marine im Einsatz. Das 73
Meter lange U-Boot verfügt über sechs Torpedorohre vom
Standardkaliber 533 mm und kann bis zu einer Tiefe von 300 Metern
tauchen. Ob die Regierung in Naypyidaw die ausgemusterte "Sindhuvir"
kaufen oder leasen wird, war zunächst unklar.

7. April 2020
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POLITIK/9367: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Regierung will Einbußen beim Elterngeld verhindern

Die Bundesregierung hat eine Lockerung der Berechnungsgrundlagen beim
Elterngeld beschlossen. Union und SPD verständigten sich darauf, daß
Zeiten der Kurzarbeit, die auf die Corona-Pandemie zurückgehen, nicht
zu Einbußen beim Elterngeld führen. Wenn jemand wegen der Krise
gerade Kurzarbeitergeld bezieht, sollen die betroffenen Monate nun
nicht mitgerechnet werden. Deutschlands bekannteste und beliebteste
Familienleistung sei auch in Corona-Zeiten krisenfest, sagte
Familienministerin Franziska Giffey (SPD).

7. April 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9365: Tragisches und Kurioses - 07.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



Verheerender Wirbelsturm erreicht Südseeinseln

Der Zyklon Harold hat die östlichen Inseln des südpazifischen
Inselarchipels Vanuatu getroffen und dort schwere Verwüstungen
angerichtet. Bei Windgeschwindigkeiten von bis zu 235 Kilometern
stürzten Gebäude ein, und es kam zu Sturzfluten. In der mit 16.500
Einwohnern zweitgrößten Stadt Luganville beschädigte der Wirbelsturm
etwa die Hälfte der Wohnhäuser. Zu Toten oder Verletzten gab es
zunächst keine Angaben. Der Zyklon bewegt sich weiter in Richtung
Fidschi.

7. April 2020
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WISSENSCHAFT/8450: Aus Forschung und Technik - 07.04.2020 (SB)




MELDUNGEN



USA betrachten Weltraum nicht als globales Gemeingut

Die russische Weltraumbehörde Roskosmos kritisiert die Pläne der USA
zur kommerziellen Nutzung der Weltraumressourcen. US-Präsident Donald
Trump unterzeichnete am Montag eine Verordnung, die das Recht der USA
auf den Abbau von Rohstoffen auf dem Mond und anderen Himmelskörpern
bekräftigen soll. Aus der Geschichte wissen wir, was passieren wird,
wenn ein Land damit beginnt, im eigenen Interesse Territorien zu
erobern, sagte der Vizechef von Roskosmos, Sergej Saweljew. Die
Versuche, den Weltraum zu enteignen, werde andere Länder kaum zu
fruchtbarer Zusammenarbeit veranlassen.

7. April 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8464: Aus aller Welt - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Luxemburg nimmt zwölf minderjährige Flüchtlinge aus Griechenland auf

In griechischen Flüchtlingslagern sind insgesamt über 100.000
Menschen oft unter katastrophalen Bedingungen untergebracht. Unter
ihnen leben auch viele unbegleitete Minderjährige. Die Regierung in
Athen startet ein Programm zur Verlegung junger Menschen in andere
EU-Staaten. Das Büro des stellvertretenden Migrationsministers
Giorgos Koumoutsakos teilte am Dienstag mit, eine erste Gruppe von
zwölf unbegleiteten Minderjährigen solle in den nächsten Tagen in
Zusammenarbeit mit dem Uno-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) und der
Internationalen Organisation für Migration nach Luxemburg gebracht
werden. Das sei telefonisch mit dem luxemburgischen Außenminister
Jean Asselborn vereinbart worden.
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GESUNDHEIT/8419: Medizin und Gesundheitswesen - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Fachgesellschaft warnt vor Strategie der Herdenimmunität

Angesichts der gescheiterten Versuche, der Corona-Pandemie mit Hilfe
der sogenannten Herdenimmunität entgegenzuwirken, überrascht es doch
nicht wenig, daß diese Strategie weiterhin als Möglichkeit diskutiert
wird. Jetzt hat die Deutsche Gesellschaft für Infektiologie (DGI)
Stellung genommen und sich eindeutig gegen eine Durchseuchung
bestimmter Altersgruppen ausgesprochen. Wie DGI-Präsident Bernd
Salzberger laut Deutschem Ärzteblatt warnte, gibt es überhaupt keinen
Präzidenzfall für das Funktionieren solch einer Strategie. Zum einen
kann, wenn das Virus breit in der Bevölkerung zirkuliert, nicht
verhindert werden, daß die Infektionen von Jüngeren auch auf andere
Altersgruppen übertragen wird. Doch nicht nur für Risikogruppen wie
ältere Menschen oder Personen mit schweren Grunderkrankungen wäre die
Strategie der Herdenimmunität fatal. Auch bei jüngeren Menschen
wäre die Zahl der Todesfälle bei ungebremster Ausbreitung gewaltig.
Nach den Daten der DGI müßten in Deutschland mit deutlich über 
100.000 Toten allein bei den unter 60jährigen gerechnet werden. Daher 
gibt es keine Alternative zur Verlangsamung des Infektionsgeschehens, 
einen Ausbau der Testkapazitäten und die weiter strikte Isolation 
positiv getesteter Menschen.
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JUSTIZ/8452: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Erste Zahlen zur Entwicklung rechtsextremer Straftaten 2019

Beim Meldedienst für Politisch Motivierte Kriminalität (PMK) wurden
für 2019 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt 22.337 Delikte mit
rechtsextremem Hintergrund aufgenommen. Ein Jahr zuvor waren es rund
20.400 gewesen. Das erfuhr die Bundestagsabgeordnete Irene Mihalic
(Bündnis 90/Die Grünen) auf Anfrage beim Bundesinnenministerium.
Neben Propagandadelikten und Volksverhetzung wurden
Körperverletzungen und in Einzelfällen auch Tötungsdelikte
registriert. Die versuchten und vollzogenen Gewalttaten gingen den
Angaben zufolge binnen eines Jahres von 1156 auf 986 zurück. Den 2032
antisemitischen Straftaten im vergangenen Jahr stehen 1799 von 2018
gegenüber.
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KULTUR/8374: Sprache, Kunst und Medium - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Nachlaß von Doris Day kommt Tierschutzstiftung zugute

Ein Jahr nach ihrem Tod in Kalifornien wurde der Nachlaß des früheren
Leinwandstars Doris Day vom Auktionshaus Julien's Auctions in Beverly
Hills versteigert. Wie das Unternehmen bekanntgab, kamen Hunderte
Andenken unter den Hammer, darunter drei Golden-Globe-Trophäen und als
teuerster Posten ein Ford Model A aus dem Jahr 1930. Das Auto, das der
Star in der Show "Best Friends" benutzt hatte, erzielte 96.000 Dollar.

Obwohl das Auktionshaus mit bestenfalls 600.000 Dollar gerechnet
hatte, lagen am Ende fast drei Mio. Dollar (rund 2,8 Mio. Euro) in der
Kasse. Dabei mußte die Versteigerung wegen der Coronavirus-Pandemie
ohne Publikum im Internet stattfinden.

Auf Wunsch der mit 97 Jahren gestorbenen Schauspielerin soll der
Versteigerungserlös an eine von ihr gegründete Tierschutz-Stiftung
gehen.
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MILITÄR/8441: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Uno-Untersuchung zu Angriffen auf zivile Einrichtungen in Syrien

In den verbliebenen Rebellengebieten im Bürgerkriegsland Syrien sind
im vergangenen Jahr drei Gesundheitseinrichtungen, eine Schule und
ein Kinderzentrum unter Einsatz von Kriegswaffen beschädigt worden.
Untersuchungen der Vereinten Nationen kamen zu dem Schluß, daß dafür
sehr wahrscheinlich die syrischen Streitkräfte oder deren Verbündete
verantwortlich waren. Die Untersuchung hatte Uno-Generalsekretär
Guterres in die Wege geleitet, nachdem Hilfsorganisationen von
Luftangriffen auf zivile Einrichtungen in Syrien berichtet hatten.
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POLITIK/8455: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



BMBF fördert Antisemitismusforschung in Deutschland

Bundesforschungsministerin Karliczek (CDU) hat am Dienstag in Berlin
ein neues Förderprogramm des Bundes zur Antisemitismusforschung in
Deutschland vorgestellt. Dem Projekt stehen in den kommenden fünf
Jahren insgesamt bis zu zwölf Millionen Euro des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) für Grundlagenforschung und Entwicklung
konkreter Handlungsempfehlungen zur Verfügung. Dafür soll die bislang
oft unverbundene Forschung in verschiedenen Disziplinen und
Forschungsfeldern interdisziplinär und standortübergreifend enger
miteinander vernetzt werden.
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SONSTIGES/8424: Tragisches und Kurioses - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



40.000 Gläubige in Pakistan in Quarantäne

In Pakistan suchen die Behörden nach einer religiösen
Massenveranstaltung nahe der Stadt Lahore nach Zehntausenden Anhängern
der islamischen Glaubensbewegung Tablighi Jamaat. Nach der untersagten
mehrtägigen Veranstaltung im März befänden sich bereits 40.000
islamische Prediger und Gläubige in Quarantäne, sagte ein Sprecher der
Bewegung.

Die in Südasien angesiedelte Glaubensgemeinschaft gilt als eine der
größten transnationalen islamischen Organisationen. Zu dem jährlichen
Treffen waren laut ARD Tagesschau mehr als 100.000 Anhänger gekommen.
Jetzt befürchten die Behörden, daß durch sie die Coronavirus-Pandemie
weitergetragen werden könnte.
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SOZIALES/8453: Arbeit, Soziales und Familie - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Knapp sechs Millionen Pflegekräfte weltweit zu wenig

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) meldet zum Weltgesundheitstag
am Dienstag, daß weltweit 5,9 Millionen professionelle
Krankenschwestern und Pfleger fehlen. Der Mangel tritt besonders in
Afrika, Südostasien, im Nahen und Mittleren Osten sowie in Teilen
Lateinamerikas auf. Der WHO-Generaldirektor Tedros Adhanom
Ghebreyesus appellierte an die Regierungen, mehr Geld in die
Ausbildung der Pflegekräfte zu investieren und dem Personal sichere
und fair bezahlte Stellen anzubieten. Zur Zeit arbeiten 27,9
Millionen Menschen in Pflegeberufen. Von diesen sind 19,3 Millionen
für die Aufgabe ausgebildet. 90 Prozent der Pflegekräfte sind
weiblich.
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UMWELT/8430: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Hai-Angriff endete tödlich

Das Meer gehört keineswegs zum natürlichen Lebensraum des Menschen.
Das gilt auch, wenn man australischer Parkmitarbeiter ist. Ein
solcher ist am Great Barrier Reef von einem Hai angegriffen worden.
Wie die Polizei mitteilte, war er mit Kollegen im Wasser auf dem Weg
zu einem Boot, als er von dem Hai gebissen wurde. Dabei erlitt er
schwere Arm- und Beinverletzungen, an denen er dpa zufolge im
Krankenhaus verstarb. Es war in dieser Gegend bereits der dritte
Hai-Angriff in den letzten drei Monaten.
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WIRTSCHAFT/8441: Märkte und Finanzen - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Investitionen in Stromspeicher für private Photovoltaikanlagen lohnen

Das Forschungszentrum Jülich und die RWTH Aachen haben am Montag
einen Bericht zur Verbreitung privater Stromspeicher in Deutschland
veröffentlicht. Demnach gab es zum Ende letzten Jahres landesweit
rund 180.000 stationäre Speicher und damit etwa 55.000 mehr als ein
Jahr zuvor. Die gesamte Speicherkapazität wird mit etwa 1400
Megawattstunden angegeben. Die Investitionen in private Stromspeicher
rentieren sich angesichts von durchschnittlich elf Cent je
Kilowattstunde für Strom, der aus Photovoltaikanlagen ins Netz
eingespeist wird, und rund 30 Cent für Strom, den private Verbraucher
aus dem Netz beziehen. Der Bundesverband Solarwirtschaft gibt die
Anzahl der in Deutschland installierten Photovoltaikanlagen mit rund
1,8 Millionen an. Das heißt, nur etwa jede zehnte verfügt über einen
eigenen Speicher.
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WISSENSCHAFT/8453: Aus Forschung und Technik - 07.04.2020 (SB)




VOM TAGE



Samsung mit weiterem Update für das Galaxy S20

Gerade erst hat das südkoreanische Hightech-Unternehmen Samsung ein
Update für sein neues Flaggschiff, das Galaxy S20, veröffentlicht,
schon bereitet es offenbar ein weiteres vor. Es soll die Kennummer
"G98x0ZCU1ATD1" tragen und in erster Linie die Stabilität des
Betriebssystems verbessern. Laut dem Internetportal curved.de soll
das Update aber auch (erneut) den Autofokus der Kamera und HDR
optimieren sowie die Animationen der Benutzeroberfläche feintunen.
Offenbar steht das Update für das Galaxy S20 vorerst exklusiv in
China zur Verfügung. Aber allgemein wird davon ausgegangen, daß es
schon bald auch in anderen Ländern ausgerollt wird. Zumindest hatte
Samsung das sonst so gehalten.
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ENERGIE/1668: Zuwachs bei stationären Batteriespeichern (idw)


Forschungszentrum Jülich - 06.04.2020

Zuwachs bei stationären Batteriespeichern



Die Menge der stationär verbauten Batteriespeicher ist in Deutschland in
den letzten Jahren sprunghaft gestiegen. Das zeigt eine umfassende Analyse
von JARA Energy, dem gemeinsamen Energieforschungsverbund von
Forschungszentrums Jülich und RWTH Aachen. Die meisten stationären
Batterien wurden privat als Stromspeicher für Photovoltaikanlagen
angeschafft. Zusammen kamen sie mit rund 930 MWh im Jahr 2018 auf eine
Kapazität, die der eines mittelgroßen Pumpspeicherkraftwerks entspricht.
Ein deutliches Plus gab es auch bei stationären Großbatteriespeichern,
deren Kapazität 2018 bei rund 550 MWh lag und die vorrangig zur
Stabilisierung der Stromnetze eingesetzt werden.

"Die Datenlage zu stationären Batteriespeichern war bis jetzt recht
lückenhaft. Wir haben Daten aus verschiedenen Studien und Datenbanken
vereint, und damit eine solide Datenbasis für aktuelle und zukünftige
Studien geschaffen, die einmal jährlich auf den neuesten Stand gebracht
werden wird", erklärt Dr.-Ing. Martin Robinius vom Institut für Energie-
und Klimaforschung (IEK-3) des Forschungszentrums Jülich.

Die gemeinsame Untersuchung von Wissenschaftlern der RWTH Aachen und des
Forschungszentrums Jülich zeigt, dass Speicherlösungen mit Batterien für
stationäre Anwendungen immer mehr an Bedeutung gewinnen. Keine andere
stationäre Speichertechnologie hat in Deutschland zuletzt mehr Umsatz
erwirtschaftet. 2018 übertrafen die Umsätze erstmals die im Bereich der
Pumpspeicherkraftwerke, wobei beide Technologien zusammen etwa 75 Prozent
des gesamten Marktes für stationäre Energiespeicher abdecken.

Solarstromspeicher im Trend

"Eine wichtige Rolle für den Zuwachs von Heimspeichern spielt die
Photovoltaik. In den letzten fünf Jahren des Beobachtungszeitraums haben
sich die Kapazitäten der Solarstromspeicher-Neuinstallationen in etwa
verzehnfacht und wir gehen davon aus, dass wir auch in diesem Jahr noch
ein solides Marktwachstum analog zum PV-Markt sehen werden. Dennoch machen
uns die sinkenden Einspeisevergütungen für PV-Anlagen Sorgen, da mit
diesen die Wirtschaftlichkeit von PV-Anlagen abnimmt. Diese sinkende
Wirtschaftlichkeit lässt einen Rückgang des PV-Markts im
Kleinanlagensegment erwarten", erklärt Prof. Dirk Uwe Sauer vom Institut
für Stromrichtertechnik und Elektrische Antriebe (ISEA) der RWTH Aachen.

Insgesamt rund 125.000 Heimspeicher haben die Forscher für das Ende des
Jahres 2018 registriert. Seit die Einspeisevergütung im Jahr 2012 unter
den Verbraucherpreis fiel, nimmt die Zahl der privaten Stromspeicher
beständig zu. 11 Cent bekamen Privatleute 2018 durchschnittlich für jede
Kilowattstunde gutgeschrieben, die sie von ihrer PV-Anlage ins öffentliche
Netz einspeisten. Um die gleiche Menge als Verbraucher aus dem Netz zu
beziehen, mussten sie dagegen im Schnitt an die 30 Cent zahlen.

"Prinzipiell ist es daher erst einmal günstig, den Eigenverbrauch so hoch
wie möglich zu halten. Die aktuelle Preisdifferenz allein reicht
allerdings nicht aus, um den Zuwachs bei den stationären Energiespeichern
zu erklären. Für die Anschaffung spielen vor allem weitere Gründe eine
Rolle wie etwa eine größere Unabhängigkeit von Energieversorgern in
Erwartung steigender Strompreise und der Wille, einen eigenen Beitrag zum
Gelingen der Energiewende zu leisten", konstatiert Jan Figgener,
Projektleiter am ISEA.

Begünstigt wurde die Entscheidung zusätzlich durch fallende Preise für
Lithium-Ionen-Heimspeicher, die innerhalb weniger Jahre um 50 Prozent von
über 2.000 Euro auf rund 1.150 Euro pro Kilowattstunde gesunken sind.

"Die Entwicklung geht nicht zuletzt auch auf die staatliche Förderung
zurück, die gerade in den ersten Jahren den Markt als Anreizprogramm
angekurbelt hat", erklärt Jan Figgener von der RWTH Aachen. "In den
Anfangsjahren zwischen 2013 und 2015, als die Preise noch recht hoch
waren, wurde mehr als jede zweite Anlage durch KfW-Kredite begünstigt.
Danach, nachdem die Förderung aufgrund fallender Preise zurückgeschraubt
wurde, sank dieser Anteil an geförderten Neuinstallationen kontinuierlich
bis zum Jahr 2018 auf etwa 5 Prozent."

In den meisten Fällen, rund 90 Prozent, wurden die Batteriespeicher direkt
zusammen mit einer neuen Photovoltaik-Anlage installiert. Nur in rund 10
Prozent der Fälle wurden bestehende PV-Anlagen nachgerüstet. Mehr als jede
zweite PV-Anlage mit einer Spitzenleistung bis 30 kWp wurde zuletzt direkt
in Kombination mit einem Batteriespeicher installiert.

Die Experten der RWTH Aachen und des Forschungszentrums Jülich (IEK-3)
gehen davon aus, dass der Trend weiter anhält. Bis Ende 2019 sollte eine
Kapazität von 1.400 MWh im Heimspeichersegment erreicht worden sein. Das
legen neuere Daten für das Jahr 2019 nahe, die in Kürze als Update der
Publikation im Journal of Energy Storage (DOI: 10.1016/j.est.2019.101153)
erscheinen werden.

Starker Anstieg bei Großbatteriespeichern

Auch bei den Großbatteriespeichern gab es in den letzten Jahren einen
starken Anstieg zu verzeichnen. Vorrangige Anwendung ist hier mit 92
Prozent die Stabilisierung der Stromnetze.

"Stationäre Batteriespeicher können am schnellsten auf
Frequenzschwankungen reagieren. Wir gehen allerdings davon aus, dass die
rasante Entwicklung in diesem Bereich bereits einen Sättigungspunkt
erreicht hat und sich in den nächsten Jahren in der bisherigen Dynamik
nicht weiter fortsetzen wird", erklärt Dr.-Ing. Martin Robinius vom
Institut für Energie- und Klimaforschung (IEK-3) des Forschungszentrums
Jülich.

Großes Potenzial für stationäre Batterien sieht er dagegen in anderen
industrielle Anwendungen: etwa in Smart Grids von Unternehmen, die
verstärkt auf eine autarke Energieversorgung setzen, oder als
Pufferspeicher für die Schnellladung von Elektroautos. Dr. Peter Stenzel
(auch IEK-3) Co-Autor der Studie ergänzt: "Wir erwarten, dass dieser Markt
in den nächsten Jahren noch deutlich wachsen wird, wenn Unternehmen
anfangen, das Potenzial von Batteriespeichern in diesen Anwendungen zu
erkennen."


Originalpublikation:

The development of stationary battery storage systems in Germany - A
market review

Jan Figgener, Peter Stenzel, Kai-Philipp Kairies, Jochen Linßen, David
Haberschusz, Oliver Wessels, Georg Angenendt, Martin Robinius, Detlef
Stolten, Dirk Uwe Sauer

Journal of Energy Storage (June 2020),

DOI: 10.1016/j.est.2019.101153


Weitere Informationen unter:

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2020/2020-04-06-batteriespeicher.html

- Pressemitteilung des Forschungszentrums Jülich mit weiteren Infos
und Bildmaterial zum Download

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich, 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2020 
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MELDUNG/236: Smartphones schnell und sicher mit Licht desinfizieren (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 06.04.2020

Smartphones schnell und sicher mit Licht desinfizieren



Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer-Institut für Optronik,
Systemtechnik und Bildauswertung IOSB, Institutsteil Angewandte
Systemtechnik-AST haben eine innovative Lösung zum Desinfizieren von
Smartphones entwickelt. Diese können damit innerhalb weniger Sekunden von
Bakterien und Viren wie SARS-CoV-2 befreit werden. Statt teurer Chemie
kommt dabei sogenanntes UVC-Licht zum Einsatz. Weitere Einsatzfelder sind
denkbar.

Smartphones, Tablets und ähnliche mobile Wegbegleiter werden täglich
unzählige Male in die Hand genommen. Meist spielen hygienische Aspekte
dabei allerdings eine eher untergeordnete Rolle. Im klinischen Bereich
sieht es jedoch anders aus. Hier werden Tablets und Smartphones inzwischen
vielseitig genutzt und gehen auch von Hand zu Hand. Eine Desinfektion ist
daher zur Verhinderung von Erregerübertragungen unbedingt nötig. Der
Einsatz von chemischen Mitteln verbietet sich hier allerdings, da die
fettabweisende Beschichtung der Displays hierdurch zerstört wird. Dafür
haben Forscherinnen und Forscher vom Fraunhofer IOSB-AST aus Ilmenau eine
technische Innovation entwickelt: Sie sieht von außen wie eine
handelsübliche Mikrowelle aus. Im Inneren kommen aber so genannten
UVC-LEDs - Leuchtdioden, die mit ultraviolettem Licht arbeiten - mit einer
Wellenlänge von 269nm zum Einsatz.

Insgesamt sind zwei separate UVC-LED-Module mit jeweils 10 UVC-LEDs für
die Ober- und Unterseite des Smartphones verbaut. Jede UVC-LED besitzt
eine Leistung von 100 Milliwatt, sodass die Gesamtstrahlleistung zwei Watt
beträgt. So wird in nur wenigen Sekunden eine Bestrahlungsdosis von 800
J/m² erreicht, was eine effiziente Inaktivierung von Bakterien und Viren
ermöglicht.

Smartphones werden mit der Lösung aber nicht nur einfach per Licht
desinfiziert, son-dern über einen NFC-Reader auch identifiziert, die
applizierte Dosis über einen Sensor erfasst und protokolliert. Somit ist
jeder Desinfektionsvorgang validierbar und dem jeweiligen Gerät eindeutig
zuzuordnen. Ein LCD-Display informiert den Nutzer über die wichtigsten
Funktionen. Weiterhin können nachgelagerte IT-Systeme per W-LAN und
Webinterface integriert werden.

»Seit vielen Jahren arbeiten wir im Rahmen des BMBF-Programms 'Advanced UV
for Life' an sehr unterschiedlichen Anwendungen für UVC-Technologien im
Bereich der Desinfektion. LEDs bieten dabei große Vorteile, was wir am
Beispiel der Smartphone-Desinfektion hervorragend demonstrieren können«,
erklärt Ingenieur Thomas Westerhoff vom Fraunhofer IOSB-AST.

Die Anwendungsgebiete der Handydesinfektion reichen dabei vom klinischen
Bereich über die private und gewerbliche Nutzung bis hin zum Eventmarkt.
Der Prototyp wird voraussichtlich im September 2020 auf der IFAT, der
Weltleitmesse für Wasser-, Abwasser-, Abfall- und Rohstoffwirtschaft in
München, präsentiert werden.

Für die kommerzielle Verwertung sucht das Fraunhofer IOSB-AST noch Partner
aus der Wirtschaft.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 06.04.2020
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AUSSEN/2240: Syrien - Politische Häftlinge müssen umgehend freigelassen werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. April 2020

Syrien: Politische Häftlinge müssen umgehend freigelassen werden



Zur drohenden Ausbreitung der Corona-Pandemie in syrischen
Gefängnissen erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Es ist bemerkenswert, dass der Rat der syrischen Charter in ihrem
aktuellen Aufruf die Freilassung aller politischen Gefangenen
angesichts der drohenden Corona-Katastrophe in den Gefängnissen
fordert. Der überkonfessionelle und -ethnische Rat der syrischen
Charter fordert zu Recht die Freilassung der Inhaftierten. Mitglieder
im Rat sind auch Angehörige der alawitischen Minderheit im Land, die
oftmals dem Assad-Lager zugeordnet werden. Ihr Aufruf ist daher
besonders hoch einzuschätzen, da auch diese Gruppe den Ernst der Lage
erkannt hat und das Regime auffordert, im Sinne der Menschen und ihrer
Gesundheit zu handeln.

Schon lange vor dem Krieg hat das syrische Regime unter der Leitung
der Assad-Familie politische Gegner foltern und in Gefängnissen
verschwinden lassen. Die große Zahl an Gefangenen hat sich über die
Kriegsjahre stark erhöht. Die Lage in den syrischen Gefängnissen ist
verheerend. Die Insassen haben keinen Zugang zu ihrem Rechtsbeistand,
viele Menschen wissen nicht einmal, wo und unter welchen Umständen
ihre Angehörigen inhaftiert sind. Die Menschen leben eng gedrängt
unter hygienisch schwierigsten Bedingungen. Eine Ausbreitung der
Corona-Pandemie in den Gefängnissen hätte schlimme Folgen für die
Häftlinge.

Für einen Aussöhnungsprozess im Land ist die Freilassung der
politischen Gefangenen eine Hauptbedingung. Die Verantwortlichen für
Folter und Menschenrechtsverletzungen müssen dringend zur Rechenschaft
gezogen werden. Die Bundesregierung muss sich auch im Rahmen der
Vereinten Nationen für die Aufarbeitung der Kriegsverbrechen in Syrien
und die Freilassung der Gefangenen einsetzen und den Friedenprozess
auf internationaler Ebene wieder vorantreiben.
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Pressemitteilung vom 7. April 2020
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AUSSEN/2239: Coronakrise in der Türkei - Engagement für Demokratie und Menschenrechte darf nicht zum Todesurteil werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. April 2020

Coronakrise: Engagement für Demokratie und Menschenrechte darf nicht zum Todesurteil werden



Zur anstehenden Justizreform in der Türkei erklären Cem Özdemir und
Claudia Roth:

In der Coronakrise zeigt sich, wer in seinem Regierungsamt für das
Wohl aller Menschen kämpft und wem es vor allem um den eigenen
Machterhalt geht: Präsident Erdogan missbraucht auf schamlose Art und
Weise die Pandemie, um kritische Stimmen im eigenen Land zum Schweigen
zu bringen. Pflegepersonal, das auf Missstände im türkischen
Gesundheitssystem hinweist, wird beispielsweise unter Druck gesetzt.
Journalistinnen und Journalisten, die kritisch über den Umgang Ankaras
mit der Coronakrise berichten, werden festgenommen.

Die Zustände in den türkischen Gefängnissen sind laut Berichten von
Insassen katastrophal: Die Gefängnisse sind überbelegt, die
hygienische und medizinische Versorgung ist schlecht. Durch Covid-19
drohen die Haftanstalten zu Seuchenherden zu werden. Daher soll die
türkische Nationalversammlung morgen ein Gesetz verabschieden, mit dem
bis zu einem Drittel aller Inhaftierten in der Türkei freikommen
könnten. Die türkischen Gefängnisse angesichts der Coronakrise zu
entlasten, ist richtig. Aber ausgerechnet jene im Gefängnis zu lassen,
die dort noch nie hingehört haben, offenbart das politische Machtspiel
Erdogans gegen unliebsame Kritikerinnen und Kritiker aus
Zivilgesellschaft und Opposition.

Wir fordern daher die Bundesregierung auf, sich gerade jetzt mit
besonderer Kraft für eine sofortige Freilassung derjenigen
einzusetzen, die einzig und allein hinter Gitter sitzen, weil sie
ihrem Menschenrecht auf Meinungsfreiheit nachgegangen sind. Viele von
ihnen, so auch der ehemalige Co-Vorsitzende der HDP, Selahattin
Demirtas, der Autor Ahmet Altan und der Philanthrop Osman Kavala,
gehören zur Risikogruppe der Älteren beziehungsweise Vorerkrankten.
Ihr Engagement für Demokratie und Menschenrechte droht in der
Coronakrise zum Todesurteil zu werden. Ebenso sollte die
Bundesregierung die türkische Regierung darauf drängen, ihren
internationalen Menschenrechtsverpflichtungen nachzukommen und für
eine angemesse ne medizinische und hygienische Versorgung aller
Inhaftierten zu sorgen.
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GESUNDHEIT/1070: Grüne begrüßen grundsätzlich Vorstellung einer ersten Corona-App-Lösung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. April 2020

Grüne begrüßen grundsätzlich Vorstellung einer ersten Corona-App-Lösung



Zur heutigen Vorstellung einer ersten Corona-App für die Erfassung von
Gesundheitsdaten durch das Robert-Koch-Institut (RKI) erklären
Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender, und
Tabea Rößner, Sprecherin für Netz- und Verbraucherschutzpolitik:

Wir begrüßen es grundsätzlich, dass es nun endlich erste digitale
Lösungen gibt, die zur Eindämmung der Pandemie beitragen können. Seit
Wochen weisen wir gemeinsam mit zahlreichen Expertinnen und Experten
darauf hin, dass entsprechende Apps datenschutzfreundlich,
rechtsstaatlich und zielgerichtet zu coden durchaus möglich ist. Bei
der nun vorgestellten App handelt es sich nicht um die viel
diskutierte Kontaktverfolgungs-App.

Als Grüne haben wir die Diskussion von vornherein kritisch-konstruktiv
begleitet, haben rote Linien aufgezeigt und klargemacht, dass eine App
nur auf freiwilliger Basis und Grundlage höchster Datenschutz- und
IT-Sicherheitsstandards für uns denkbar ist. Nur so entsteht
Vertrauen, das für das Erreichen einer kritischen Masse von
Nutzerinnen und Nutzern unabdingbar ist.

Die Bundesregierung hat wertvolle Zeit durch unsinnige
Funkzellen-Diskussion vergeudet. Zudem war ihr Vorgehen insgesamt
extrem intransparent. Durch unsinnige Gedankenspiele aus den Reihen
der Union wurde das dringend benötigte Vertrauen der Nutzerinnen und
Nutzer ohne Not gefährdet.

Insgesamt muss von vornherein jedweder Zweifel an der Integrität von
App-Lösungen ausgeschlossen sein. Die Bundesregierung muss
unmissverständlich klarstellen, dass für diejenigen, die Apps aus
unterschiedlichen Gründen nicht nutzen, keine Nachteile entstehen. Die
Dezentralität der Datenspeicherung und eine sehr strenge Zweckbindung
müssen garantiert sein. Gerade vor dem Hintergrund der Sensibilität
der Daten und ihrer Aufbereitung müssen die Übertragungswege sicher
und die Möglichkeit einer Rückverfolgung zweifelsfrei ausgeschlossen
sein.

Wir werden uns die nun vorgestellte, erste Anwendung sehr genau
anschauen und bewerten. Von ihrer konkreten technischen Ausgestaltung
werden wir abhängig machen, ob wir ihre Nutzung empfehlen.

Digitale Anwendungen können ein wichtiger Baustein bei der Bekämpfung
der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus sein. Eine solche App ist
aber gewiss kein Allheilmittel, auch, da sie nur einen Teil der
Gesamtbevölkerung erreichen wird. An den vielen, vielen anderen
wichtigen Baustellen muss die Bundesregierung auch weiterhin parallel
mit Hochdruck arbeiten.

 * 
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SOZIALES/1989: Flexibilisierung im Bundesfreiwilligendienst richtig, aber nicht ausreichend 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. April 2020

Flexibilisierung im Bundesfreiwilligendienst richtig, aber nicht ausreichend - Engagement und Ehrenamt brauchen Soforthilfen



Zum Launch der Online-Plattform www.freiwillige-helfen-jetzt.de und
Flexibilisierung der Einsatzbereiche von Freiwilligendienstleistenden
erklärt Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Bürgerschaftliches
Engagement:

Ich begrüße es, dass das Bundesfamilienministerium angesichts der
Coronakrise den Bundesfreiwilligendienst flexibilisiert. Viele Tausend
Dienstleistende sind derzeit ohne Einsatzstelle und wollen gerne dort
aushelfen, wo akut Freiwillige und Ehrenamtliche fehlen. Damit wird
auch dem Wunsch vieler Träger entsprochen. Klar muss aber sein, dass
es sich um eine freiwillige Entscheidung jedes Dienstleistenden
handelt. Wir können über jeden jungen Menschen froh sein, der
freiwillig anpacken kann und möchte.

Die Flexibilisierung des Bundesfreiwilligendienstes reicht aber nicht
aus, um die Zivilgesellschaft zu unterstützen. Insgesamt sind
gemeinnützige Organisationen von der aktuellen Pandemiesituation hart
getroffen, weil sie nur geringe Vermögenswerte erwirtschaften dürfen
und jetzt hohe Einnahmeverluste haben. Viele passen nicht unter den
Rettungsschirm der Bundesregierung. Gerade bei kleinen Vereinen könnte
dies schon bald die Existenz bedrohen.

Wir haben in einem Brief Bundesministerin Giffey vorgeschlagen, einen
Soforthilfefonds für gemeinnützige Organisationen der
Zivilgesellschaft zu schaffen. Die Mittel dafür könnten schnell und
unkompliziert aus dem Etat der neuen "Deutschen Stiftung für
Engagement und Ehrenamt" kommen. Für 2020 stehen bereits 23 Millionen
Euro im Haushalt bereit, von denen ein Teil in einen Soforthilfefonds
fließen könnte. Die Zivilgesellschaft braucht jetzt schnelle Hilfe,
damit sie sich untereinander helfen kann.
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GESUNDHEIT/729: Weltgesundheitstag - Jeder kann einen Beitrag leisten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. April 2020

Jeder kann einen Beitrag leisten



Zum Weltgesundheitstag am heutigen Dienstag und dem Treffen des
UN-Sicherheitsrates am Gründonnerstag können Sie die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, gern wie
folgt zitieren:

"Am heutigen 7. April ist Weltgesundheitstag, zu dem stets ein neues
Jahresthema im Fokus steht. In diesem Jahr rückt die
Weltgesundheitsorganisation Pflegekräfte und Hebammen in den
Mittelpunkt. Wie unverzichtbar diese Berufe sind, zeigt sich aktuell
in ganz besonderem Maße.

Derzeit steht weltweit alles im Schatten der Corona-Pandemie. Am
Gründonnerstag wird sich deshalb auch der UN-Sicherheitsrat treffen.
Denn das Virus kann nur international und gemeinsam bekämpft werden.
Jeder von uns kann einen Beitrag leisten, damit sich das Virus nicht
weiter verbreitet. Dabei gilt es vor allem drei Dinge zu beherzigen:
Abstand wahren, zuhause bleiben und auf die Hygiene achten. Deshalb
nie vergessen - Händewaschen. DANKE!"

 * 
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INNEN/3566: Kommunen profitieren doppelt vom Energie- und Klimafonds


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. April 2020

Kommunen profitieren doppelt vom Energie- und Klimafonds

Förderprogramme zur Stärkung der heimischen Wirtschaft nutzen und
Schwerpunkt bei Klimawandelanpassung setzen



Das Bundesministerium der Finanzen hat Anfang April dem
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages den Bericht über die
Tätigkeit des Sondervermögens "Energie- und Klimafonds" (EKF) im Jahr
2019 übersandt. Dazu erklärt der kommunalpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Christian Haase:

"Der Energie- und Klimafonds wirkt sich in vielen Bereichen kommunal
relevant aus. Wir begrüßen, dass dabei die Kommunen doppelt
profitieren: Zum einen profitiert die kommunale Infrastruktur durch
Förderprogramme wie das CO2-Gebäudesanierungsprogramm, die
Kommunalrichtlinie oder die Beschaffung von kommunalen
Elektrofahrzeugen durch das Sofortprogramm 'Saubere Luft'. Zum
anderen profitieren als indirekte Folge des EKF die kommunalen
Haushalte durch entsprechende Gewerbesteuereinnahmen, die über die
geförderten Investitionen wieder zurück in die kommunalen Kassen
fließen.

Damit kann der Energie- und Klimafonds auch in der aktuellen
Corona-Krise ein Anker der Beständigkeit sein, wenn auch jetzt
geförderte Maßnahmen beauftragt und umgesetzt werden. Hierfür
brauchen wir - wie bereits in der Finanz- und Wirtschaftskrise vor
rund zehn Jahren - kurzfristig mehr Flexibilität, um über regionale
Ausschreibungen der Kommunen direkt das heimische Handwerk zu
fördern.

Problematisch ist, dass auch beim Energie- und Klimafonds der
Mittelabfluss zum Teil durch fehlende Planungskapazitäten in den
Kommunalverwaltungen verzögert wird. Hierauf verweist auch der
Bericht des Bundesfinanzministeriums. Künftig sollten daher auch die
Planungskosten gegebenenfalls auch zu 100 Prozent gefördert werden
können. Denn die beste Investitionsförderung bringt dem Klimaschutz
nichts, wenn für sie aufgrund nicht finanzierbarer
Planungskapazitäten kein Konzept möglich ist.

Wichtig ist auch, die Förderung im Bereich der Klimawandelanpassung
künftig stärker zu fördern. Kommunen sind immer mehr von
klimabedingten Großschadenslagen betroffen. Dabei geht es weniger um
Frühjahrshochwasser, die aus den vergangenen Jahren bekannt sind,
sondern um den Umgang mit anhaltender Hitze, aber auch mit vermehrt
auftretendem Starkregen, auf die die kommunale Infrastruktur besser
ausgerichtet werden muss."
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SOZIALES/2048: Schutz vor negativen Auswirkungen der Coronavirus-Krise auch für werdende Eltern und Paare im Elterngeldbezug


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. April 2020

Schutz vor negativen Auswirkungen der Coronavirus-Krise auch für
werdende Eltern und Paare im Elterngeldbezug

Gesetzliche Anpassung der Elterngeldregelungen im Zuge der
Corona-Krise sollen kommen



Um Eltern in der Corona-Krise vor negativen Auswirkungen beim
Elterngeldbezug zu schützen, werden Elterngeldregelungen angepasst.
Dazu erklären die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Nadine Schön und der familienpolitische
Sprecher Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will, dass auch
Eltern, die von den Auswirkungen der Corona-Krise betroffen sind,
Unterstützung erhalten. Das ist richtig und notwendig. Unterstützung
von Familien gehört schon immer zum Markenkern der Union. Daher
begrüßen wir, dass Zeiten der Kurzarbeit wegen der Corona-Krise nicht
dazu führen, dass das Elterngeld niedriger ausfällt, als von den
werdenden Eltern kalkuliert. Dazu kommt eine größere Flexibilität bei
der Inanspruchnahme der Elterngeld- und der Partnerschaftsmonate für
Eltern in systemrelevanten Berufen. Verlässlichkeit auch in
Krisenzeiten, darauf können Familien bei der Union zählen."

Marcus Weinberg: "Sondersituationen machen Sonderregelungen
notwendig - auch während der Corona-Krise beim Elterngeld. Wir wollen
Eltern und werdende Eltern vor den negativen Auswirkungen der
Coronavirus-Krise pragmatisch und gesetzlich gleichermaßen schützen.
Eltern, die bereits im Elterngeldbezug sind, oder kurz davorstehen,
und zu den systemrelevanten Berufsgruppen gehören, wie beispielsweise
Ärzte, Krankenpfleger, Polizisten, werden in dieser Zeit dringend vor
Ort an ihrer Arbeitsstelle gebraucht. Sie können bereits heute ihre
Elterngeldmonate unterbrechen und wieder Vollzeit arbeiten. Wir
wollen zusätzlich pragmatisch und gesetzlich garantieren, dass sie
ihre unterbrochenen Elterngeldmonate in der Zeit nach der Krise
nehmen können. Zudem dürfen wir es nicht zulassen, dass Eltern, die
jetzt krisenbedingt in Kurzarbeit sind, finanzielle Einbußen beim
Elterngeld haben; diese Monate sollen daher bei der
Elterngeldberechnung nicht berücksichtigt werden. Jetzt sind Lösungen
gefragt, die den Eltern und werdenden Eltern sofort helfen, aber auch
eine klare rechtliche Sicherheit für alle Beteiligten mit sich
bringen. Es ist ein wichtiges familienpolitisches Signal der
Koalition, auch in diesen Zeiten die Leistungen zielgenau und an den
Bedarfen der Familien orientiert kurzfristig anzupassen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2903: Liquiditätshilfen weiter optimieren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. April 2020

Liquiditätshilfen weiter optimieren



Zu der Neuregelung der KfW-Schnellkredite 2020 erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Joachim
Pfeiffer:

"Mit den KfW-Schnellkrediten werden die Liquiditätshilfen weiter
optimiert. Zielgenau sollen Unternehmen und Branchen, die mit den
existierenden Instrumenten bisher nicht in ausreichendem Umfang
berücksichtigt wurden, geholfen werden. Betriebe erhalten ein
KfW-Darlehen in Höhe von drei Monatsumsätzen des Jahres 2019 bis zu
einem Höchstbetrag von 800.000 Euro. Wesentliche Punkte sind dabei
der Verzicht auf eine Zukunftsprognose sowie auf eine umfassende
Besicherung, eine 100-prozentige Übernahme der Risiken durch den
Staat und eine Laufzeit von zehn Jahren. Durch die Anpassung der
Liquiditätshilfen wird nun der Wirtschaft noch zielgerichteter
geholfen."

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1985: Erdogan gefährdet politische Gefangene


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. April 2020

Erdogan gefährdet politische Gefangene



"Während zehntausende Gefangene in der Türkei zum Schutz vor der
Corona-Pandemie vorzeitig aus dem Gefängnis entlassen werden, sollen
die politischen Gefangenen weiter eingekerkert bleiben. Diese
Inhumanität wirft ein Schlaglicht auf den Charakter des
Erdogan-Regimes. Die Bundesregierung muss sich mit Nachdruck dafür
einsetzen, dass auch all diejenigen sofort freikommen, die allein
wegen ihrer journalistischen Arbeit und politischen Meinungsäußerungen
inhaftiert sind", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikexpertin der
Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen
weiter:

"DIE LINKE fordert die sofortige und bedingungslose Freilassung der
politischen Gefangenen in der Türkei, allen voran der früheren
Vorsitzenden der oppositionellen HDP, Selahattin Demirtas und Figen
Yüksekdag, die wegen konstruierter Terrorvorwürfe inhaftiert sind.
Alle, die verhaftet und verurteilt wurden, weil sie von ihrem Recht
auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit Gebrauch gemacht haben, müssen
umgehend aus der Haft entlassen werden. Es ist unverantwortlich, dass
die Bundesregierung Erdogan weiter mit Waffenlieferungen und
Finanzhilfen unterstützt, während die Inhaftierung seiner Kritiker mit
Blick auf Covid-19 einem Todesurteil gleichkommt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. April 2020
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EUROPA/1792: Bundesregierung muss Blockade von Corona-Bonds beenden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Bundesregierung muss Blockade von Corona-Bonds beenden



Vor Beginn des Eurogruppentreffens heute Nachmittag melden sich Jörg
Schindler, Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE und Martin
Schirdewan, Ko-Vorsitzender der Linksfraktion im Europäischen
Parlament und Mitglied des Wirtschafts- und Währungsausschusses des
Europäischen Parlamentes, zu Wort. Jörg Schindler kommentiert die
Haltung der Bundesregierung:

Der Zusammenhalt der EU hängt an ihrer Solidarität. Wenn in der Stunde
der Not das Hauptinteresse einiger EU-Staaten ist, anderen
Mitgliedsstaaten Regeln aufzuzwingen und die eigenen Schäfchen ins
Trockene zu bringen, wird die EU das nicht unbeschadet überstehen.
Wenn die EU selbst inmitten dieser schrecklichen Pandemie nicht im
Stande ist, solidarisch zu handeln, wird sie es niemals sein.
Es geht bei dem heutigen Treffen der Eurogruppe um nicht weniger als
um die Zukunft der EU. Die Bundesregierung muss ihre Blockadehaltung
gegen Corona-Bonds aufgeben. Damit hilft sie nicht nur ihren
Europäischen Partnern, sondern auch sich selbst.

Deutschland ist, mit Österreich, Finnland und den Niederlanden eines
von nur vier Ländern, die die solidarische Lösung, die Corona-Bonds,
rigoros ablehnt. Und mit Abstand das Einflussreichste. Wenn die Große
Koalition ihre Blockadehaltung gegen Corona-Bonds nicht aufgibt, macht
sie sich zur Totengräberin der europäischen Idee.

Dazu erklärt Martin Schirdewan:

Es wäre fatal, falls sich die Eurogruppe nicht auf Corona-Bonds
einigen kann. Doch stattdessen soll es wohl wieder der Europäische
Stabilitätsmechanismus (ESM) richten. Der ESM hat zu Recht einen
schlechten Ruf als ein Instrument, um Schuldnerstaaten eine massive
Kürzungspolitik und dramatischen Sozialabbau aufzuzwingen. Die bisher
betroffenen Staaten haben das nicht vergessen.

Die Corona-Krise bietet die Chance, endlich mit der falschen
Austeritätspolitik zu brechen und zu solidarischen Lösungen zu finden.
Falls die Bundesregierung und andere jedoch weiter an ihrer Betonmauer
bauen und den am stärksten von der Pandemie betroffenen Ländern wieder
ihre falsche Medizin verschreiben wollen, drohen Autokraten und
Rechtspopulisten die lachenden Dritten zu sein.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1791: Corona-Bonds - Merkel und Scholz riskieren neue Euro Krise


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. April 2020

Corona-Bonds: Merkel und Scholz riskieren neue Euro Krise



"Bundeskanzlerin Merkel und Finanzminister Scholz riskieren eine neue
Euro-Krise mit extremen Kosten für Deutschland. Das ist
verantwortungslos", kommentiert Fabio De Masi, deutsch-italienischer
Finanzpolitiker und stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE
LINKE, die Debatte um Corona-Anleihen im Vorfeld des Treffens der
EU-Finanzminister. De Masi weiter:

"Der Widerstand gegen Corona-Anleihen ist unbegründet. Corona-Anleihen
dienen nicht der Vergemeinschaftung von Altschulden. Wer Italien
zwingt, in die Krise zu kürzen, macht die Krise teurer und tödlicher -
auch für Europa.

Die Europäische Investitionsbank (EIB) könnte eine Corona-Anleihe
begeben und die Europäische Zentralbank (EZB) diese Anleihe kaufen.
Die EZB kauft bereits heute Anleihen der EIB. Das Zins- und
Haftungsrisiko für Deutschland wäre faktisch null, da die EZB in Euro
nie Pleite gehen kann. Diese Finanzierung von Staatsausgaben durch die
EZB wäre zulässig, da die EIB kein Staat, sondern eine Bank ist.

Das Verbot der Staatsfinanzierung durch die EZB in den EU-Verträgen
schafft ein künstliches Insolvenzrisiko. Dabei kann ein Land
eigentlich in eigener Währung nie Pleite gehen. In den USA und jedem
anderen Währungsraum wäre es undenkbar, dass die Zentralbank die
Staatsanleihen der eigenen Regierung nicht akzeptiert.

Wird dieses Problem nicht behoben, wird der Euro nicht überleben.
Faktisch setzt sich die EZB bereits über dieses Verbot hinweg, da sie
im Rahmen des Pandemic-Bond-Programms angekündigt hat, unabhängig vom
jeweiligen Kapitalschlüssel notfalls Staatsanleihen zu kaufen. Diese
werden Banken und Fonds jedoch auf dem Sekundärmarkt abgekauft. Das
ist überflüssig.

Der ESM ist in seinem Volumen begrenzt und aufgrund der
Kürzungsauflagen ungeeignet. Er erhöht überdies die Staatsverschuldung
von Ländern wie Spanien und Italien und schafft damit das Risiko einer
neuen Eurokrise."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1585: Die Kommunen brauchen jetzt einen Schutzschirm


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. April 2020

Die Kommunen brauchen jetzt einen Schutzschirm



"Wir brauchen jetzt dringend einen Schutzschirm für die Kommunen.
Aufgrund der unzureichenden finanziellen Ausstattung galten rund 2.500
Städte und Gemeinden schon vor der Corona-Krise als überschuldet. Nun
verlieren alle Kommunen einen erheblichen Teil ihrer Einnahmen aus
Gewerbesteuer und Gebühren. Gleichzeitig steigen aber die Sozialkosten
massiv an. Der hessische Landkreistag geht davon aus, dass für alle
deutschen Kommunen bis Mitte Mai ein Finanzbedarf von 11,5 Milliarden
Euro besteht. Hier ist schnelle und effektive Unterstützung durch Bund
und Länder gefragt", erklären Kerstin Kassner, kommunalpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, und Fabio De Masi,
stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der
Fraktion. Die beiden Abgeordneten weiter:

"Der Bund muss zügig einen Gesetzentwurf für einen Altschuldenfonds
auf Bundesebene vorlegen sowie einen Solidarpakt III für
strukturschwache Kommunen auf den Weg bringen. Die Abschlagszahlungen
von Gewerbesteuern überschuldeter Kommunen an den Bund sollten
ausgesetzt werden, und wir brauchen Ergänzungszuweisungen des Bundes
an die Länder, damit diese die Kommunen im Rahmen ihrer
verfassungsmäßigen Zuständigkeit unterstützen können. Zudem müssen
Bund und Länder dafür Sorge tragen, dass sie die finanziellen Lasten
übernehmen, die den Kommunen im Rahmen der Krisenbewältigung durch
Bundes- und Landesgesetze entstehen. Es handelt sich hier um eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe und der Bund darf die Verantwortung
nicht einfach an die Länder abschieben."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1184: Corona bestimmt die Schlagzeilen, das Leben und bedroht Existenzen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. April 2020

Corona bestimmt die Schlagzeilen, das Leben und bedroht Existenzen



Anlässlich des Weltgesundheitstages erklärt Katja Kipping, Vorsitzende
der Partei DIE LINKE:

Am heutigen Weltgesundheitstag ist eine Krankheit das Thema Nr. 1 auf
allen Kanälen. Corona bestimmt die Schlagzeilen, das Leben und bedroht
Existenzen.

Die vor uns liegenden Osterzeit wird der Bevölkerung auch sozial viel
abverlangen. Es versprechen besonders warme und schöne Tage zu werden,
die wir gerne mit unseren Familien verbringen würden. Da wird es
doppelt schwer fallen zu Hause zu bleiben und sich nicht im Kreise der
Familie zu treffen. Umso wichtiger ist es, dass die Regierung jetzt
Vertrauen stiftet und zwei entscheidende Pflöcke einschlägt:

Wir brauchen eine Koordination in der Beschaffung und Produktion aller
notwendigen medizinischen Materialien und Geräte, um unsere
Krankenhäuser für die zu erwartende Zahl der Corona-Kranken fit zu
machen. Dazu gehört auch, dass die Corona-Lohnzuschläge von 500 bis
1500 Euro jetzt wirklich erfolgen. Das ist die Regierung allen
schuldig, die jetzt in Krankenhäusern und an Supermarktkassen die
Gesellschaft stützen. Das muss aber unbedingt ergänzt werden um einen
regelmäßigen monatlichen Gehaltsaufschlag von 500 Euro im Monat für
Pflegekräfte. Sonst droht dieser Versuch einer Anerkennung der
besonderen Leistungen unterbezahlter Berufsgruppen in Zeiten von
Corona zum Gegenteil zu werden: Einer Botschaft der Missachtung
dessen, was die Pflegekräfte seit Jahrzehnten tagtäglich bis über ihre
Belastungsgrenzen hinaus leisten.

Und: Das Gefeilsche um europäische Hilfen für Spanien und Italien muss
endlich aufhören. Jeder Tag schadet der europäischen Idee.
Bundeskanzlerin Merkel sollte diese Debatte sofort beenden und dafür
sorgen, dass Italien und Spanien umgehend und ohne Bedingungen
geholfen wird. Die Europäische Union kann nur gemeinsam diese Krise
schultern. Sonst droht sie zu zerbrechen.

Ich bin mir sicher, dass die Menschen mit noch mehr Bereitschaft zu
Hause bleiben, wenn sie sehen, dass die Regierung ihren Job macht.
Dazu gehört aber noch etwas: Der Blick in die Zukunft. Auch hier sind
zwei Fragen zu klären: Wer bezahlt für die Krise? Und: Wie stellen wir
unser Gesundheitssystem für zukünftige Krisen auf.

Die Regierung muss schleunigst klarstellen, dass nicht die
Beschäftigten für die Krisenkosten zur Kasse gebeten werden, sondern
die Milliardäre und Großkonzerne. Der Teil der Gesellschaft, der davon
profitiert, wenn - wie eben geschehen - mitten in der Krise die 100
größten DAX Konzerne ihren Anlegern rund 44 Mrd. Euro auszahlen. Unter
Umständen, um kurz danach Staatshilfen zu beantragen. Wenn klar ist,
dass nicht die Beschäftigten die Krise zahlen werden, kann die
Mehrheit der Bevölkerung schon ein ganzes Stück beruhigter in die
Osterpause fahren.

Und die Regierung muss erklären, dass sie aus den Fehlern der
Vergangenheit gelernt hat. Die Schließung und Privatisierung von
Krankenhäusern, die Kürzungspolitik im Gesundheitssystem, die
Auslagerung entscheidender Produktionsketten auf andere Kontinente,
die zwei Klassen-Medizin.

Nur wenn sichtbar ist, dass die Regierung nicht die gleichen Fehler
nach der Krise sofort wieder machen wird, kann Vertrauen
gerechtfertigt sein.

 * 
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BUNDESTAG/9683: Heute im Bundestag Nr. 376 - 07.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 376

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. April 2020, Redaktionsschluss: 14.12 Uhr

1. Reform des Ehe- und Geburtsnamenrechts

2. Digitalisierung der Justiz und IT-Sicherheit

3. FDP: Förderung sozialer Innovationen

4. Eine Milliarde Überstunden

5. Ein Jahresentgelt wenig aussagekräftig

6. Zahl als divers registrierter Personen

7. Korrekturbitten des BVersA



1. Reform des Ehe- und Geburtsnamenrechts

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die FDP-Fraktion hat den Entwurf eines "Gesetzes zur
Änderung des Ehe- und Geburtsnamensrechts - Echte Doppelnamen für
Ehepaare und Kinder" vorgelegt (19/18314). Durch Änderungen im
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) soll für Ehegatten eine weitere
Wahlmöglichkeit bezüglich ihres Ehenamens und für Eltern hinsichtlich
des Geburtsnamens des gemeinsamen Kindes geschaffen werden. Es soll
zukünftig möglich sein, einen Doppelnamen als Ehenamen,
zusammengesetzt aus den Geburtsnamen, den aktuell geführten Namen oder
einer Kombination aus Geburtsname und aktuell geführten Namen, zu
bestimmen. Weiterhin soll es möglich sein, dass als Geburtsname des
gemeinsamen Kindes ein Doppelname bestimmt werden kann, sofern die
Elternteile keinen Ehenamen führen.

Hintergrund ist dem Entwurf zufolge, dass nach der gegenwärtigen
Fassung des BGB nur der Geburtsname oder der aktuell geführte Name
eines Ehegatten zum Ehenamen bestimmt werden kann. Derjenige Partner,
dessen Geburtsname oder aktuell geführter Name nicht als Ehename
bestimmt worden ist, könne diesen Namen als Begleitnamen vor oder nach
dem Ehenamen führen. Die Möglichkeit einen "echten" Ehedoppelnamen aus
den Geburtsnamen oder den aktuell geführten Namen beider Ehepartner zu
bestimmen, bestehe nicht. Sofern kein gemeinsamer Ehename bestimmt
worden ist, trage jeder Ehepartner seinen bisherigen Namen weiter. Bei
der Geburt eines Kindes müsse, sofern Vater und Mutter keinen
gemeinsamen Ehenamen führen, entschieden werden, welchen Geburtsnamen
das Kind trägt. Auch hier könne kein Doppelname als Geburtsname
bestimmt werden.

 * 

2. Digitalisierung der Justiz und IT-Sicherheit

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Anforderungen der IT-Sicherheit werden bei allen
Vorhaben der Digitalisierung der Justiz generell mitberücksichtigt.
Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18271) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17546). Dieser Aspekt bedürfe
keiner ausdrücklichen Erwägung. Nach Ansicht der Fragesteller bestehen
ohne ein hinreichendes Maß an IT-Sicherheit erhebliche Gefährdungen
für die Funktionsfähigkeit der Justiz. Konkret fragten sie unter
anderem, warum die Maßnahme "Digitalisierung der Justiz voranbringen"
keine Ziele im Bereich der IT-Sicherheit der Justiz umfasst.

Wie die Bundesregierung weiter schreibt, sieht sie den Abfluss oder
die Manipulation von Daten im Zuge von erfolgreichen Cyberattacken als
mögliches Grundgefährdungsszenario. Hinsichtlich der Cyberattacke auf
das Berliner Kammergericht lägen aber keine Hinweise vor, dass die
Arbeit von Bundeskriminalamt, Bundesamt für Verfassungsschutz oder
anderer Bundesbehörden bei Ermittlungen im Bereich der organisierten
Kriminalität, des internationalen Terrorismus oder anderer schwerer
staatsgefährdender Delikte beeinträchtigt wird. Der Rechtsstaat sei
durch einen vergleichbaren Cyberangriff auf ein oder mehrere
Bundesgerichte nicht gefährdet.

 * 

3. FDP: Förderung sozialer Innovationen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) In einem Antrag (19/18238) fordert die FDP-Fraktion
"Social Entrepreneurship" ebenso wie technologische Innovation zu
fördern. Die Politik müsse erkennen, dass soziale Innovation
gleichwertig zur technologischen Innovation sind, schreiben die
Abgeordneten und setzen sich dafür ein, eine ressortübergreifende
Arbeitsgruppe auf Bundesebene zu gründen, die im Austausch mit
Vertretern des Sektors eine soziale und gesellschaftliche
Innovationsstrategie erarbeitet. Sozialunternehmen sollen in den
öffentlichen Wirkungsprozess integriert werden und zusammen mit den
Ländern über Pilotprojekte alle Akteure an Hochschulen und Schulen für
"Social Entrepeneurship" sensibilisieren und damit die Grundlage für
erweiterte und vertiefende Lernangebote in diesem Bereich sowie
Integration von sozialen Innovationen in bestehende Gründerinitiativen
an Schulen und Hochschulen schaffen. Ferner sollen vorhandene
Förderprogramme des Bundesforschungsministeriums wie die
"Validierungsförderung +" und die ab 2021 im zweiten Auswahlprozess
stattfindende "Innovative Hochschule" für soziale Innovationen noch
stärker ausgeweitet werden. Das Programm "KMU-innovativ:
Einstiegsmodul", das bisher nur von der Förderung von
Technologiefeldern spreche, solle für "Social Entrepreneurship"
geöffnet werden.

 * 

4. Eine Milliarde Überstunden

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Basierend auf Ergebnissen des Mikrozensus haben die
abhängig Beschäftigten im Jahr 2018 rund 58,9 Milliarden
Arbeitsstunden geleistet. Darunter waren insgesamt eine Milliarde
Überstunden. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/18332) auf eine Kleine Anfrage (19/17422) der AfD-Fraktion.
Demnach betrug der Anteil der Überstunden an allen geleisteten
Arbeitsstunden rund 1,8 Prozent. Der Anteil der unbezahlten
Überstunden an allen geleisteten Arbeitsstunden betrug rund ein
Prozent, der Anteil der bezahlten Überstunden an allen geleisteten
Arbeitsstunden rund 0,8 Prozent. Bezogen auf die geleisteten
Überstunden wurden damit rund 54,2 Prozent der Überstunden unbezahlt
und 45,9 Prozent der Überstunden bezahlt geleistet.

 * 

5. Ein Jahresentgelt wenig aussagekräftig

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Auf Basis des Entgeltes eines Jahres kann nicht auf
die während der gesamten Erwerbsbiografie erzielten Entgelte
geschlossen werden. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/18219) auf eine Kleine Anfrage (19/17424) der AfD-Fraktion. Daher
ließen diese Werte auch keine Rückschlüsse auf die tatsächliche Höhe
zukünftiger Rentenanwartschaften zu. Darüber hinaus könne aus der Höhe
einer Rentenanwartschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung
grundsätzlich nicht auf Bedürftigkeit in der Grundsicherung im Alter
geschlossen werden, da weitere Haushaltseinkommen nicht berücksichtigt
würden, schreibt die Regierung weiter.

 * 

6. Zahl als divers registrierter Personen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie viele Personen
aktuell mit dem Geschlecht "divers" registriert sind. Auch erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/18259) unter anderem danach, wie
hoch nach Kenntnis der Bundesregierung "die Anzahl sowie der Anteil
von Personen mit Varianten der Geschlechtsentwicklung in Deutschland"
ist.

 * 

7. Korrekturbitten des BVersA

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/18183)
zu Korrekturbitten des Bundesversicherungsamtes (BVersA) im August
2019 gestellt. Darin möchte sie von der Bundesregierung unter anderem
wissen, ob und aus welchen Gründen das BVersA mit und ohne anwaltliche
Hilfe mediale Berichterstattungen korrigieren ließ.

 * 
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BUNDESTAG/9682: Heute im Bundestag Nr. 375 - 07.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 375

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. April 2020, Redaktionsschluss: 13.24 Uhr

1. Kurzfristige Vermietung und Steuern

2. Rechtslage für Softairwaffen

3. Entscheidungen zu aus Seenot Geretteten

4. Korrekturbitten im August 2019

5. Wirksamkeit von Pandemie-Anleihen



1. Kurzfristige Vermietung und Steuern

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Angesichts eines wachsenden Anteils von über
Internetplattform vermittelten Geschäftsvorfällen tritt die
Bundesregierung für eine einheitliche Besteuerungslösung innerhalb der
EU und auf Ebene der OECD ein. Dies teilt die Regierung in ihrer
Antwort (19/18034) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/17453) mit, die sich nach der Besteuerung von Einkünften
aus kurzfristiger Wohnraumvermietung über Portale wie Airbnb erkundigt
hatte. Wie viele Steuerpflichtige kurzfristig Wohnraum vermieten
würden, sei nicht bekannt, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

2. Rechtslage für Softairwaffen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Folgen des Dritten
Waffenrechtsänderungsgesetzes für Besitzer von Softairwaffen" sind ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/18226) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/17531). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, sind nach bisher geltendem Waffenrecht Schusswaffen, die zum
Spiel bestimmt sind, vom Waffengesetz (WaffG) freigestellt, wenn ihre
Mündungsenergie nicht mehr als 0,5 Joule beträgt.

Dieser Grenzwert entsprach laut Vorlage der EU-Richtlinie "über die
Sicherheit von Spielzeug". Im Dezember 2018 wurde die zu dieser
Richtlinie erlassene Spielzeugsicherheitsnorm den Angaben zufolge
allerdings "dahingehend geändert, dass bezüglich des Energiegrenzwerts
von Spielzeugwaffen nicht mehr auf die Mündungsenergie, sondern auf
die Auftreffenergie im Ziel abgestellt wird". Der neue Grenzwert
betrage 2.500 Joule je Quadratmeter.

Im Rahmen des "Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes und
weiterer Vorschriften" wurde diese Änderung laut Bundesregierung
"dergestalt umgesetzt, dass nun eine gleitende Verweisung auf die
EU-Spielzeugsicherheitsrichtlinie enthalten ist: Danach sind künftig
sämtliche Gegenstände vom Waffengesetz freigestellt, die Spielzeug im
Sinne der Richtlinie sind". Diese Änderung soll der Antwort zufolge
zum 1. September 2020 in Kraft treten.

Allerdings erfüllten nicht alle nach der bisherigen Ausnahme
freigestellten Gegenstände sämtliche Anforderungen der
EU-Spielzeugsicherheitsrichtlinie, "weil sie zum Beispiel nicht die
erforderliche Kennzeichnung aufweisen oder für Sammler über 14 Jahren
bestimmt sind", heißt es in der Vorlage weiter. Dies würde laut
Bundesregierung grundsätzlich dazu führen, dass Softairwaffen künftig
unter das Waffengesetz fallen.

Um unnötige bürokratische Aufwände für die Besitzer dieser Gegenstände
zu vermeiden, soll den Angaben zufolge "die bisherige Ausnahme -
zusätzlich zur neuen - wiederhergestellt werden". Diese Regelung sei
Teil des "Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbedingungen
luftsicherheitsrechtlicher Zuverlässigkeitsüberprüfungen", das vom
Deutschen Bundestag am 5. März 2020 beschlossen wurde. Mit der am 13.
März erfolgten Zustimmung des Bundesrates zu diesem Gesetz ist laut
Antwort "sichergestellt, dass die bisherige Rechtslage für Hersteller
und Händler von Softairwaffen und für deren Besitzer auch nach dem 1.
September 2020 bestehen bleibt".

 * 

3. Entscheidungen zu aus Seenot Geretteten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Von Entscheidungen des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) über Asylanträge von aus Seenot geretteten und nach
Deutschland überstellten Asylsuchenden berichtet die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/18228) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/17320). Danach waren mit Stand vom 25. Februar dieses Jahres
zu 458 gestellten Asylanträgen 205 Entscheidungen ergangen. Dabei
wurde den Angaben zufolge in sieben Fällen Flüchtlingsschutz zuerkannt
und in 50 Fällen subsidiärer Schutz, während in 15 Fällen
Abschiebungsverbote festgestellt wurden. Zu einer Ablehnung kam es
laut Vorlage in 125 Fällen und zu einer Einstellung in acht Fällen.

 * 

4. Korrekturbitten im August 2019

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im August 2019
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe bei Medien um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/18180) danach, aus welchen Anlässen es im
selben Zeitraum ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen
von Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

5. Wirksamkeit von Pandemie-Anleihen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Wirkungsweise und Effektivität der bei der
Weltbank angesiedelten Pandemic Emergency Financing Facility (PEF) ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/18235) der Fraktion Die Linke. Unter
anderem erkundigen sich die Abgeordneten, ob die Bundesregierung die
PEF, die nach dem Ausbruch einer Pandemie schnell finanzielle Mittel
zur Verfügung stellen soll, für erfolgreich hält. Außerdem wollen sie
wissen, welche Konsequenzen sie aus dem Umstand zieht, dass die ersten
Auszahlungen des PEF erst zwölf Wochen nach Ausbruch eines Virus
gezahlt werden können.

 * 
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BUNDESTAG/9681: Heute im Bundestag Nr. 374 - 07.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 374

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. April 2020, Redaktionsschluss: 12.25 Uhr

1. Bedingungen für Schuldenabbau

2. Wert von Depots gestiegen

3. Provision bis zu sieben Prozent

4. Absetzung von Verlusten gestreckt

5. Aufträge für Sozietät

6. Themenportal Wiedergutmachung geplant



1. Bedingungen für Schuldenabbau

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat im Januar und Februar dieses
Jahres bilaterale Gespräche mit allen 16 Ländern über eine mögliche
Bundesbeteiligung beim Abbau kommunaler Altschulden geführt . Wie es
in der Antwort der Bundesregierung (19/18041) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17454) heißt, seien die
Gespräche mit den Ländern noch nicht abgeschlossen. Erst nach
Abschluss dieser Gespräche will die Bundesregierung ein Modell für
eine möglichen Beteiligung des Bundes beim Abbau kommunale Altschulden
vorlegen. Voraussetzung für eine Bundesbeteiligung beim Abbau
kommunaler Altschulden sei allerdings, dass die Länder einen Aufbau
übermäßiger überjähriger Kassenkredite künftig unterbinden würden.

 * 

2. Wert von Depots gestiegen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In Deutschland wurden zum Jahresende 2019 23,465
Millionen Wertpapierdepots geführt. Der Kurswert pro Depot habe 50.035
Euro betragen, berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/18042) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17455). Danach
lag der durchschnittliche Kurswert je Depot im Jahre 2010 noch bei
30.967 Euro. Wie die Bundesregierung weiter mitteilt, unterliegen
Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapieren dem Abgeltungssteuersatz
von 25 Prozent. Im Rahmen einer Günstigerprüfung könne die Anwendung
der tariflichen Einkommensteuer beantragt werden, wenn dies zu einer
niedrigeren Steuerbelastung führe. Die Einführung einer
Spekulationsfrist für langfristige Anlagen in Wertpapieren sei derzeit
nicht geplant.

 * 

3. Provision bis zu sieben Prozent

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die durchschnittlichen Abschlussprovisionen bei
kapitalbildenden Produkten in Relation zur Beitragssumme betragen im
Branchendurchschnitt 3,25 Prozent. Diese Zahl nennt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18046) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/17445). Darin wird auf Angaben der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht hingewiesen, wonach es einzelne
Vermittler gebe, denen im Jahresdurchschnitt Abschlussprovisionen von
über sieben Prozent der Beitragssumme gezahlt werden würden.

 * 

4. Absetzung von Verlusten gestreckt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die infolge der Rechtsprechung zur steuerlichen
Berücksichtigung des Vermögensverfalls bei Forderungsausfällen und
Verlusten aus Termingeschäften resultierenden Steuermindereinnahmen
werden auf jährlich rund 100 Millionen Euro geschätzt. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18035) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/17472) mit. Durch die Neuregelung im Gesetz zur
Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreitender
Steuergestaltungen würden diese Steuermindereinnahmen zeitlich
gestreckt. Dadurch werde der Steuerausfall voraussichtlich auf einen
jährlich zweistelligen Millionenbetrag reduziert, erwartet die
Regierung.

 * 

5. Aufträge für Sozietät

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer hat von
verschiedenen Bundesministerien Beratungsaufträge erhalten.
Einzelheiten dazu finden sich in der Antwort der Bundesregierung
(19/18054) auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17444).

 * 

6. Themenportal Wiedergutmachung geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen will mit den
zukünftig zur Verfügung stehenden digitalisierten Akten, Dokumenten
und Unterlagen zur Wiedergutmachung auf dem geplanten Themenportal
"Wiedergutmachung" ein Angebot an die freie, unabhängige,
wissenschaftliche, universitäre sowie außeruniversitäre Forschung
machen. Der Wissenschaft sollten dabei keine Vorgaben zu
Untersuchungsgegenständen gemacht werden, schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/18047) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/17504). Wie weiter erläutert wird, spiegelten die Inhalte
aller Wiedergutmachungsakten den Umgang mit den Verbrechen der
Vergangenheit und das Ringen um gesellschaftlich akzeptierte Übernahme
von Verantwortung seit Mitte der 1940er Jahre bis in die Gegenwart
wieder. Darüber hinaus würden sie die einzigartige und bedeutende
Sicht der Verfolgten selbst wiedergeben, die ihre Leidensgeschichte im
Entschädigungsverfahren detailliert geschildert hätten. Die
Sicherstellung eines weltweiten Zugangs zu diesen autobiographischen,
individuellen Zeitzeugnissen sei für die Bundesregierung ein
besonderes Anliegen im Rahmen des Gesamtvorhabens. "Der Quellenwert
dieser hunderttausend- und millionenfachen Unterlagen ist immens",
heißt es in der Antwort.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 374 - 7. April 2020 - 12.25 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9680: Heute im Bundestag Nr. 373 - 07.04.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 373

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 7. April 2020, Redaktionsschluss: 09.53 Uhr

1. Digitalisierung in der Baubranche

2. Mietenentwicklung in Deutschland

3. Perspektiven von Small Data in KI

4. Ursache und Folgen von Schulabsentismus

5. Einfluss des Auslands auf Islam-Ausbildung

6. Bundesliegenschaft in Sankt Augustin

7. Übergriffe gegen Flüchtlinge



1. Digitalisierung in der Baubranche

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Lediglich 18 Prozent der Unternehmen im Bauwesen
haben bislang eine ausgereifte Digitalstrategie entworfen. Das geht
aus der Antwort (19/18229) auf eine Kleine Anfrage (19/17498) der
FDP-Fraktion hervor. Wie die Bundesregierung weiter erklärt, haben 80
Prozent der Branche erklärt, digitale Methoden für sich nutzen zu
wollen. Die Bundesregierung beruft sich auf eine Studie der
Unternehmensberatung PricewaterhouseCoopers von Juni 2019. Sie listet
in der Antwort Förderprogramme auf, mit denen Unternehmen beim
Einführen digitaler Prozesse unterstützt werden sollen. Gleichzeitig
weist sie darauf hin, dass die Verantwortung für neue Prozesse bei den
Marktteilnehmern liegt.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der Arbeitsmarkt im Bauwesen
von der Digitalisierung profitiert. Arbeitsplätze könnten attraktiver
gestaltet werden. "Derzeit kann die Bauwirtschaft ihren
Arbeitskräftebedarf nicht abdecken, durch Digitalisierung gehobene
Effizienzpotenziale können hier entgegenwirken", heißt es.

 * 

2. Mietenentwicklung in Deutschland

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Wohnungen zur Wiedervermietung sind in Deutschland
im vergangenen Jahr für durchschnittlich 8,67 Euro pro Quadratmeter
angeboten worden. Im Jahr 2012 waren es 6,53 Euro pro Quadratmeter.
Dies geht aus der Antwort (19/18230) auf eine Kleine Anfrage
(19/17465) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor. Die
Bundesregierung beruft sich auf Zahlen des Bundesinstituts für
Bau-, Stadt- und Raumforschung. In der Antwort listet sie zudem die
Mietenentwicklung in den 100 größten deutschen Städten auf.

 * 

3. Perspektiven von Small Data in KI

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Deutschland soll zu einem weltweit führenden
Standort für KI werden und verfügt jetzt schon mit seiner
differenzierten und leistungsfähigen Forschungslandschaft über eine
gute Position in der KI-Forschung. Das trifft auch für den Bereich der
Entwicklung von KI-Methoden und -Verfahren im Bereich von Small Data
zu. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18212) auf
die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17352).

Um Forschung und Entwicklung als auch Anwendungen von KI in
Deutschland und Europa auf ein weltweit führendes Niveau zu bringen,
soll laut Antwort insbesondere für einen umfassenden und schnellen
Transfer von Forschungsergebnissen in Anwendungen gesorgt werden.
Entsprechend fördere das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) mit der Förderrichtlinie "Anwendung von Methoden der
Künstlichen Intelligenz in der Praxis" Vorhaben, die den Transfer von
innovativen Forschungsergebnissen aus dem Gebiet der KI in die Praxis
zum Ziel haben. So sollen auch KI Anwendungen, die auf Small Data,
also auf geringe Datenmengen basieren, technologisch führend werden.

Die FDP-Fraktion hatte angeführt, dass für die deutsche Wirtschaft
innovative Mittelständler prägend seien, darunter viele sogenannte
"hidden champions", Weltmarktführer in ihrem jeweiligen Bereich. Sie
verfügten im Vergleich zu großen Plattform-Unternehmen über wesentlich
kleinere Datenmengen als Grundlage für KI-Anwendungen. Entsprechend
groß sei das Potential von KI-Anwendungen zur Analyse kleinerer
Datenmengen ("small data"), ist die FDP überzeugt. Fortschritte bei
KI-Anwendungen auf der Grundlage kleiner Datenmengen bieten nach
Ansicht der Fraktion aber auch da Vorteile, wo Datensätze sich zwar
theoretisch zusammenführen ließen, es aber beispielsweise aus
Datenschutzerwägungen nicht gewünscht sei.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass Small-Data-Anwendungen jetzt
schon Bestandteil zahlreicher Forschungsprojekte seien die im Rahmen
der KI-Strategie gefördert werden. Selbst spezielle Methoden des
maschinellen Lernens könnetn hier gewinnbringend eingesetzt werden.

 * 

4. Ursache und Folgen von Schulabsentismus

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung verweist in ihrer Antwort
(19/18211) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/17458) zur Ursache und
gesellschaftlichen Folgen von Schulabsentismus auf das Statistische
Bundesamt. Zu vielen in der Anfrage gefragten Daten liegen der
Bundesregierung nach eigenem Bekunden keine Zahlen vor. Die
Voraussetzungen und Grenzen der Schulpflicht sowie die Art ihrer
Erfüllung seien in den für den schulischen Bildungsbereich zuständigen
Ländern festgelegt.

Dennoch unterstütze der Bund die Länder mit zwei Programmen: Das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend setze sich
mit dem ESF-Programm JUGEND STÄRKEN im Quartier unter anderem für die
Behebung beziehungsweise Verringerung von Schulabsentismus ein. Das
Programm gibt es laut Antwort seit 2015, an der aktuellen Förderphase
von 2019 bis Mitte 2022 nehmen 160 Kommunen teil. Standorte von JUGEND
STÄRKEN finden sich in allen Bundesländern außer Hamburg. Zwölf
Prozent der Programmteilnehmenden (rund 1.700 jährlich) sind
schulabsente Jugendliche/Schulverweigernde. Nach deren Teilnahme
besuchen 68 Prozent wieder den regulären Schulunterricht.

Mit der Initiative des Bundesministeriums für Bildung und Forschung
zur "Verhinderung von Ausbildungsabbrüchen (VerA)" werden laut
Bundesregierung Jugendliche während der Ausbildung von ehrenamtlichen
Senior-Expertinnen und -Experten begleitet. VerA richtet sich an
Auszubildende mit oder ohne Schulabschluss, die während der Ausbildung
Unterstützung benötigen. Seit 2008 wurden über 15.000 Jugendliche
begleitet.

 * 

5. Einfluss des Auslands auf Islam-Ausbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung will sich von der Abhängigkeit
von im Ausland ausgebildetem muslimischen Lehrpersonal lösen und
bietet ein wissenschaftlich fundiertes Studium von Religionsgelehrten
im staatlichen Hochschulsystem in deutscher Sprache an. Sie folge
damit der Umsetzung der Empfehlung des Wissenschaftsrates aus dem Jahr
2010 für den islamischen Religionsunterricht. Das unterstreicht die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18216) auf die Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/17419).

Mit diesen Maßnahmen will die Bundesregierung demnach auch einer
steigenden Nachfrage nach wissenschaftlicher Expertise zu Fragen der
Religionen, insbesondere des Islam gerecht werden. Zudem soll so auf
die weiter wachsende Pluralität der religiösen Bekenntnisse in
Deutschland reagiert, das Wissenschaftssystem auf diese Ziele
langfristig und institutionell ausgerichtet werden. Die Imam-
Ausbildung liegt dabei weiter in der Verantwortung der muslimischen
Glaubensgemeinschaften. Sie kann auf der akademischen Ausbildung
aufbauen oder parallel erfolgen.

Die Bundesregierung betont, dass ihr keine Erkenntnisse vorlägen, dass
ausländische Staaten, etwa die Türkei oder der Iran, oder
radikalislamische Organisationen in der Vergangenheit versuchten oder
aktuell versuchen, Einfluss auf die Beiräte und oder auf die
Lehrinhalte der Zentrums für islamische Theologie oder der Institute
für islamische Theologie zu nehmen.

Zu den vom Bund geförderten Zentren gehören laut Antwort Tübingen, das
von 2011 bis 2021 mit 6,2 Millionen Euro gefördert wird, Münster mit
4,6 Millionen Euro, Osnabrück mit 4,8 Millionen Euro, Frankfurt mit
6,3 Millionen Euro, Erlangen-Nürnberg mit 6 Millionen Euro, die
Humboldt-Universität Berlin mit 0,27 Millionen Euro und Paderborn mit
0,04 Millionen Euro.

 * 

6. Bundesliegenschaft in Sankt Augustin

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Entwicklung der Bundesliegenschaft in Sankt
Augustin geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/18280) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17447).
Danach wurde mit einem Masterplan aus dem Jahr 2013 ein "wichtiger
Grundstein für die Sanierung und zukunftssichere Ertüchtigung der
Liegenschaft gelegt". In ihm wurde dem Angaben zufolge ein Nutzungs-
und Ausbaukonzept für die von der Bundespolizei genutzte
Bundesliegenschaft entwickelt. Weitere Nutzer der Liegenschaft sind
den Angaben zufolge das Zwischenarchiv und die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben.

Wie aus der Vorlage ferner hervorgeht, gliedert sich die Neugestaltung
der Liegenschaft in sieben Hauptphasen. Bis 2045 sollen alle Bereiche
laut Bundesregierung "neugestaltet und mit modernen sowie
funktionsgerechten, gestalterisch als auch architektonischen
aufeinander abgestimmten Gebäudekomplexen ausgestattet sein". Die
ersten Baumaßnahmen sind der Antwort zufolge seit 2016 in Ausführung.
Insgesamt würden mehr als 80 Gebäude mit einer Nettogrundfläche von
mehr als 100.000 Quadratmeter neu gebaut, modernisiert oder
instandgesetzt.

 * 

7. Übergriffe gegen Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Übergriffe gegenüber Asylbewerbern und
Flüchtlingsunterkünften im vierten Quartal vergangenen Jahres
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18269) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17428). Danach lagen der
Bundesregierung mit Stand vom 31. Januar vorläufigen Zahlen zufolge
Erkenntnisse zu 280 politisch motivierten Delikten im Zeitraum von
Anfang Oktober bis Ende Dezember 2019 vor, "die sich gegen
Asylbewerber/Flüchtlinge außerhalb von Asylunterkünften" richteten.

Zudem lagen ihr den Angaben zufolge Erkenntnisse zu 23 politisch
motivierten Delikten im vierten Quartal 2019 vor, bei denen eine
Flüchtlingsunterkunft Tatort oder direktes Angriffsziel war. Ferner
verfügte die Bundesregierung laut Antwort über Erkenntnisse zu 28
politisch motivierten Delikten im genannten Zeitraum, die sich "gegen
Hilfsorganisationen und Ehrenamtliche/freiwillige Helfer" richteten.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2020: Kanzlerin Merkel zu den Maßnahmen der Bundesregierung im Zusammenhang mit dem Coronavirus, 06.04.2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 6. April 2020

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zu den Maßnahmen der
Bundesregierung im Zusammenhang mit dem Coronavirus



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, nachdem ich mich schon per Podcast
zurückgemeldet hatte, wollte ich mich heute auch noch einmal in Form des
Gesichtes und einer Pressekonferenz beziehungsweise zumindest eines
Statements mit Fragen zurückmelden und vom Coronakabinett berichten, aber
auch von dem, was in Europa diskutiert wird.

Wir hatten heute wieder Coronakabinett, wie Sie wissen, und sind von den
entsprechenden Fachministern informiert worden. Es waren, glaube ich,
wichtige Beschlüsse, einmal zu der Tatsache, dass wir auch nationale
beziehungsweise mit Europa abgestimmte Wege gehen wollen, wenn es um
persönliche Schutzausrüstung geht, hier insbesondere auch um die Produktion
von Masken. Ich glaube, vor dem Hintergrund der Tatsache, dass dieser Markt
im Augenblick in Asien angesiedelt ist, ist es doch auch wichtig, dass wir
als eine Erfahrung aus dieser Pandemie lernen, dass wir auch hier eine
gewisse Souveränität oder zumindest eine Säule der Eigenfertigung brauchen.
Das kann in Deutschland sein. Wir werden aber versuchen, das auch
europaweit abzustimmen. Auf jeden Fall brauchen wir hier Fähigkeiten.

In einem zweiten Punkt ging es um die Einreise nach Deutschland. Sie haben
ja verfolgt, dass wir bereits in der letzten Woche mit dem
Robert-Koch-Institut abgestimmte Regelungen für den Aufenthalt von
Saisonarbeitern in Deutschland festgelegt haben. Jetzt geht es noch darum,
dass wir den freien Reiseverkehr der Berufspendler und derjenigen, die
beruflich unterwegs sind, garantieren und trotzdem bei den vielen, die
vielleicht auch nach Deutschland zurückkehren, einen maximalen
Gesundheitsschutz veranlassen. Hierzu werden wir im Laufe dieser Woche
zusammen mit den Ländern, in deren Hoheit das liegt, die entsprechenden
Beschlüsse fassen.

Wir müssen das auch deshalb tun, weil das Robert-Koch-Institut in Zukunft
nicht mehr einzelne Risikogebiete ausweisen wird, sondern weil wir, weil es
inzwischen der Meinung ist, da das Coronavirus in 180 bis 190 Ländern
aufgetreten ist, die Welt als ein Risikogebiet haben. Deshalb werden solche
Einreisebeschränkungen, das heißt die Verhängung von häuslicher Quarantäne,
dann auch für diejenigen notwendig sein, die nach Deutschland kommen, egal
woher sie kommen, mit Ausnahme derer - so machen wir es ja auch zwischen
Deutschland, Frankreich und anderen Ländern -, die als Berufspendler
unterwegs sind.

Wir haben uns auch damit auseinandergesetzt, wie jetzt der Beschaffungsstab
im Gesundheitsministerium, der eingerichtet wurde, arbeitet und wie er die
Versorgung der betroffenen Personengruppen mit Masken gewährleistet.
Hierbei sind wir vorangekommen, aber noch nicht so, wie wir es uns
wünschen. Das heißt, wir müssen hart arbeiten, damit Krankenhäuser, Ärzte,
Pflegeeinrichtungen, Behinderteneinrichtungen und das Personal dort
wirklich ausreichend und auch nicht von Tag zu Tag lebend mit den
entsprechenden Schutzgütern ausgestattet sind.

Als vierten Punkt haben wir eine Modifikation des schon bestehenden
KfW-Programms, also des Programms der Kreditanstalt für Wiederaufbau, zur
Vergabe von Darlehen verabschiedet. Das war deshalb notwendig, weil das von
uns zuerst aufgelegte Programm nur eine 90-prozentige Garantieabsicherung
für die Unternehmen gegeben hat. Es hat sich herausgestellt, dass es für
viele Unternehmen sehr schwerfällig ist, wenn Banken dann eine Prognose
über die Fortführung des Unternehmens abgeben müssen. Deshalb haben wir uns
entschieden - das ist im Grundsatz auch von der EU-Kommission so gebilligt
worden -, dass es eine Haftungsfreistellung in Höhe von 100 Prozent geben
kann - die Minister Scholz und Altmaier haben Sie auch darüber informiert -
, und zwar für Darlehen bis zu drei Monatsumsätzen, bis zu 800 000 Euro und
bei bis zu 50 Beschäftigten 500 000 Euro. Es sind natürlich Sicherungen
eingebaut, dass das Unternehmen bereits seit 1. Januar 2019 am Markt sein
und dass es Gewinne erwirtschaftet haben muss. Die Zinssätze werden etwas
höher sein als die bei dem ersten KfW-Kreditprogramm.

Das alles sind wichtige Maßnahmen.

Wir werden dann am Donnerstag im Coronakabinett den Punkt der
Eigenherstellung von persönlicher Schutzausrüstung noch einmal etwas
komprimierter und umfassender beratschlagen. Wir haben gesagt, dafür soll
das Bundeswirtschaftsministerium, also Peter Altmaier, verantwortlich
zeichnen. Auch dafür wird ein Stab eingerichtet, der sich nur mit der Frage
der nationalen beziehungsweise europaweiten Produktion beschäftigen wird,
sodass wir da noch einen festen Zugang zu den Ausrüstungen haben.

Sie wissen, dass morgen die Eurogruppe tagt oder, besser gesagt, in einer
Videokonferenz zusammentritt. Der Europäische Rat hat der Eurogruppe in der
vergangenen Woche den Auftrag gegeben, Vorschläge vorzulegen, wie wir der
Krise begegnen können. Ich will hier an dieser Stelle sagen, dass die
Europäische Union aus meiner Sicht vor der größten Bewährungsprobe seit
ihrer Gründung steht; das ist unbenommen. Wir haben eine große
Herausforderung in Bezug auf die Gesundheit unserer Bevölkerung. Alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, wenn auch in abgestufter Weise,
sind betroffen. Das ist ein symmetrischer Schock, wie man das etwas
technisch bezeichnet. Das heißt, alle sind gleichermaßen davon betroffen.
Deshalb muss es auch das Interesse aller sein - das ist das Interesse
Deutschlands -, dass Europa stark aus dieser Bewährungsprobe hervorgeht.

Dabei geht es darum zu verstehen, dass es auch Deutschland - das habe ich
immer und immer wieder gesagt, auch bei vorhergehenden Krisen; dieses Mal
gilt das noch mehr - auf Dauer nur gut gehen wird, wenn es Europa gut geht.
Schauen wir uns nur einmal an, wie unsere Wirtschaften verflochten sind und
was passiert, wenn der freie Gang der Güter nicht gewährleistet ist.
Deshalb kann die Antwort nur lauten: mehr Europa, ein stärkeres Europa und
ein gutes funktionierendes Europa, und zwar in allen seinen Teilen, das
heißt in allen seinen Mitgliedstaaten.

Natürlich sind in besonderer Weise diejenigen Länder betroffen, die durch
eine gemeinsame Währung noch verstärkt verbunden sind. Dies soll eine
weltweit starke Währung sein. Deshalb haben wir auch die Finanzminister um
Vorschläge gebeten. Der Bundesfinanzminister hat Ihnen schon gesagt, um
welche drei Elemente es im Augenblick in der Diskussion geht:

Es geht einmal um das Kriseninstrument Europäischer Stabilitätsmechanismus,
ESM. Hier gibt es vorsorgliche Kreditlinien, die auch mit einer geringeren
Konditionalität ausgestattet sind und die es ermöglichen, Sicherheit für
alle zu schaffen.

Nach den Europäischen Verträgen gibt es die Möglichkeit, im Falle von
Naturkatastrophen - so ist es im Artikel 122 der EU-Verträge festgelegt -
besondere Maßnahmen zu ergreifen. Ich glaube, wir können sagen, dass die
Coronapandemie etwas ist, was einer Naturkatastrophe gleichkommt. Insofern
kann die Europäische Kommission Darlehen an die Mitgliedstaaten vergeben.

Ich finde den Vorschlag von Ursula von der Leyen sehr begrüßenswert, dass
man insbesondere im Bereich der Sicherung von Arbeitsplätzen, das heißt von
arbeitsmarktpolitischen Instrumenten wie zum Beispiel dem Kurzarbeitergeld,
eine große europäische Kraftanstrengung startet. Wir als Bundesrepublik
Deutschland haben mit dem Kurzarbeitergeld sehr gute Erfahrungen gemacht.
Nicht alle können das im Augenblick in gleichem Maße tun. Deshalb gibt es
das Angebot, ein solches Instrument bis zu einer Höhe von 100 Milliarden
Euro - da müsste Deutschland 7 Milliarden Euro Garantien geben - zur
Verfügung zu stellen, damit Arbeitsplätze durch diesen Schock, der im
wirtschaftlichen Bereich stattfindet, nicht verloren gehen.

Es wird darum gehen zu zeigen, dass wir bereit sind, unser Europa zu
verteidigen und zu stärken. Wir werden nach diesem schweren
wirtschaftlichen Einschnitt natürlich ein Wiederbelebungsprogramm, ein
Wiederaufbauprogramm brauchen, nicht nur jeweils in den Nationalstaaten,
sondern auch auf europäischer Ebene. Deutschland ist bereit, auch dazu
seinen Beitrag zu leisten.

Wir werden eine Diskussion über die Frage haben, welche strategischen
Fähigkeiten wir in Europa haben müssen und wollen. Diese müssen wir dann
ganz gezielt aufbauen. Gleichzeitig müssen wir die Digitalisierung
vorantreiben und im Hinblick auf den Klimaschutz, der ja als Thema nicht
verloren gegangen ist, das Richtige tun.

Das werden dann die Entscheidungen sein, wenn wir die schwersten Teile
dieser Krise im gesundheitlichen Bereich erst einmal überstanden haben.

Das sind die Dinge, die mir im Zusammenhang mit der Tagung der
Finanzminister, der Eurogruppe morgen wichtig sind. Das werden wir
sicherlich auch im Europäischen Rat demnächst wieder diskutieren. Ein
Termin dafür steht noch nicht fest. Das hängt auch von den Beratungen der
Finanzminister ab.

Das war es, was ich Ihnen sagen wollte. Jetzt bitte ich um Ihre Fragen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, die Grenzkontrollen zwischen Bayern und
Österreich werden anders aussehen als die zwischen Nordrhein-Westfalen und
den Niederlanden. Liegt das an den Ministerpräsidenten, oder was ist der
Unterschied?

BK'in Merkel: Wir haben zum Teil Wünsche der Ministerpräsidenten gehabt.
Das galt für Bayern. Dort bestanden die Grenzkontrollen ja schon aus
anderen Gründen. Aber auch Baden-Württemberg, das Saarland und
Rheinland-Pfalz hatten darum gebeten, und zwar zu einem Zeitpunkt, als die
verhängten Maßnahmen zwischen Deutschland und Frankreich noch recht
unterschiedlich waren - im Augenblick ist es ja so, dass es dabei eine hohe
Angleichung gegeben hat -, während Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen
einen anderen Weg gewählt haben. Sie haben eine sehr, sehr enge Abstimmung
zwischen den Niederlanden, Belgien und Nordrhein-Westfalen und im Falle der
Niederlande mit Niedersachsen gehabt und, sich den Verkehr anschauend,
darum gebeten, dass dieses Grenzmanagement so beibehalten werden kann und
dass im Zweifelsfall noch eine verstärkte Schleierfahndung durch die
Bundespolizei stattfindet. Man glaubt aber, dass sich der Verkehr dort
wirklich auf die Pendler beschränkt. Es ist ein sehr intensiver Austausch
an diesen Grenzen. Deshalb haben wir gesagt: Wir glauben, dass wir auch
damit das Notwendige erreichen können. - Das ist jedenfalls der jetzige
Stand.

Frage: Frau Merkel, eine Frage kurz vorweg zu den Berliner Vorkommnissen:
Wie bewerten Sie die Aussagen des Berliner Regierenden Bürgermeisters, dass
das Verhalten der USA im Fall der angeblich abhanden gekommenen Masken
unmenschlich sei? Liegen Ihnen dazu nähere Informationen vor, die eine
solche Äußerung rechtfertigen würden?

Die zweite Frage betrifft die Frage eines Ausstiegsszenarios aus dem
Lockdown. Es gibt dazu ein Papier aus dem Bundesinnenministerium, das die
Runde macht und auch bekannt ist. Dazu die Frage: Was halten Sie von dem
Papier?

Darin ist von Coronahotels die Rede und davon, dass man eine zentrale
Kommunikationsstelle im Bundeskanzleramt einrichtet, also so etwas wie
einen Coronabeauftragten. Ist das geplant?

Österreich hat jetzt schon leichte Lockerungen angekündigt.

BK'in Merkel: Erst einmal zu dem, was Sie zu Berlin gefragt haben: Mir
liegen dazu keine näheren Informationen vor. Ich finde es wichtig, dass das
jetzt aufgeklärt wird. Auch das habe ich aus dem Berliner Senat gehört. Wir
wissen, dass das Unternehmen sagt, dass es sich das nicht vorstellen könne.
Wir haben sehr unterschiedliche Äußerungen, und ich hoffe, dass man das
wirklich aufklären kann, und denke, dass das möglich ist.

Das Zweite: Ich habe schon am Wochenende in meinem Podcast gesagt: Wir
wären eine schlechte Bundesregierung, wenn wir nicht intensiv - ich sagte
sogar: Tag und Nacht - darüber nachdächten, wie wir auch bei Einhaltung des
Gesundheitsschutzes das Leben schrittweise wieder öffnen könnten. Ich wäre
aber auch eine schlechte Bundeskanzlerin beziehungsweise wir wären eine
schlechte Bundesregierung, wenn wir jetzt schon ein Datum nennen würden.
Das können wir nicht. Wir haben erste Andeutungen, wie sich die Dinge
entwickeln. Österreich war uns in den Dingen immer ein Stück weit voraus,
aber wir müssen unsere eigenen Zahlen ansetzen. Deshalb ist es auf jeden
Fall jetzt nicht ratsam, über ein Datum in Deutschland zu sprechen.

Ich sage mit Bedacht, dass der Gesundheitsschutz auch bei Öffnung des
öffentlichen Lebens immer im Vordergrund stehen wird und dass die Frage,
wie es weitergeht, auf jeden Fall unter der Überschrift laufen wird: Wir
leben weiter in der Pandemie. - Das Virus wird nicht verschwunden sein.

Mehr kann ich dazu heute nicht sagen. Natürlich denken wir darüber nach.
Natürlich gibt es Studien. Es gibt die aus dem Innenministerium; es gibt
von Herrn Fuest und Frau Woopen eine Studie. Ich freue mich, dass die
Leopoldina eine Arbeit macht, die kurz nach Ostern erscheinen wird und sich
mit genau demselben Thema beschäftigt. Dabei müssen natürlich Mediziner,
Soziologen und Ökonomen zusammenarbeiten.

Welche Schlüsse wir daraus ziehen, können wir Ihnen aber heute noch nicht
sagen. Aber wir denken darüber nach. Auf jeden Fall wird es ein
schrittweises Vorgehen sein, so viel kann man schon sagen.

Über die Struktur, wie wir dann vorgehen, haben wir jetzt noch keine
Entscheidungen getroffen. Das alles wird zum rechten Zeitpunkt getan
werden. Dazu gibt es jetzt viele Vorschläge. Wir sind ja nicht die
Einzigen, die sich darüber Gedanken machen, sondern viele andere tun dies
auch. Aber zum Schluss wird es immer darauf ankommen, dass wir bei aller
Notwendigkeit des wirtschaftlichen Handelns den Gesundheitsschutz vornan
stellen. Denn so, wie sich viele wünschen, dass es jetzt schnell vorangehen
möchte, wird die Diskussion, wenn die ersten Menschen sterben, weil wir zu
schnell gehandelt haben und unser Gesundheitssystem den Belastungen nicht
mehr standhalten wird, sich sofort ins Gegenteil verkehren. Es wäre ganz
schlecht, wir würden zu schnell voranschreiten, um dann sozusagen wieder
alles zurücknehmen zu müssen. Das versuchen wir zu vermeiden - immer mit
der Maßgabe, nicht unser Gesundheitssystem zu überlasten.

Ich will an der Stelle auch noch einmal sagen, dass ich sehr dankbar bin,
dass sich so viele Menschen darauf einlassen, diese sehr, sehr harten
Regeln einzuhalten - gerade wenn man sich das Wetter anschaut, wie es im
Augenblick ist. Denn sie wissen, dass sie damit einen Beitrag leisten,
Menschenleben zu retten und auch Krankenschwestern, Ärzten und allen, die
im Gesundheitssystem tätig sind, das Leben - bei aller Belastung - etwas
leichter zu machen. Für dieses Verständnis, das es gibt, möchte ich mich
bedanken. Denn die Regeln werden ja doch von der überwiegenden Mehrzahl der
Menschen eingehalten.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, noch eine Frage zu dem Thema "Lockerung der
Maßnahmen". Wie lautet genau Ihr aktuelles Kriterium dafür? Sie haben
gesagt, die Verdopplungszeit der Infektionen ist entscheidend. Erst hieß es
zehn Tage, dann zwölf, jetzt vielleicht sogar vierzehn. Können Sie einmal
sagen: Was genau ist Ihr aktuelles Kriterium? Gibt es weitere Kriterien für
mögliche Lockerungen der Maßnahmen?

Eine zweite kurze Frage zum Thema Masken. Die Leopoldina, die Sie ja auch
gerade erwähnt haben, empfiehlt ja am Freitag eine Mund- und
Nasenschutzpflicht für die gesamte Bevölkerung mit einfachen Masken. Warum
zögern Sie bisher, so eine Pflicht auszurufen?

BK'in Merkel: Erstens sind wir ja noch in der Phase, in der wir uns die
Ratschläge der Experten immer wieder anhören. Ich sage einmal: Am Anfang
gab es mehr Zurückhaltung zu diesen Masken, zu den Alltagsmasken, wenn ich
das jetzt einmal so sagen darf. Jetzt wandelt sich auch die Meinung der
Experten, und der werden wir uns natürlich nicht entgegenstellen.

Allerdings sagen uns alle Experten: Eine gut gehandhabte Maske - das heißt:
regelmäßiges Waschen, nicht zu lange tragen, heiß bügeln oder in den
Backofen oder in die Mikrowelle stecken -, ist die Voraussetzung dafür,
dass die begrenzte Wirkung, aber wenigstens die begrenzte Wirkung, auch
eintritt. Ein unsachgemäßer Umgang wäre noch fataler. Auf jeden Fall heißt
es, dabei nie die Abstandsregeln zu vergessen. Wer also glaubt, er brauche
nicht mehr 1,5 bis 2 Meter Abstand zu halten, weil er eine solche
Alltagsmaske trägt, dann wäre das falsch, absolut falsch. Aber wenn sich
das jetzt immer weiter durchsetzt, dann werden wir natürlich auch dafür
plädieren, dass Menschen das tun. Wie weit wir was mit welchen
Begleiterscheinungen verbinden, das wird sich dann im Zusammenhang zu der
Aussage zu möglichen Lockerungen ergeben. Das ist heute nicht der Tag.

Aber ich verfolge die Diskussion in der Fachwelt sehr aufmerksam. Wir
wissen ja auch, dass deutsche Unternehmen jetzt beginnen, solche Masken zu
produzieren, und viele das auch in Eigenarbeit tun. Soweit ich es
verstanden habe, muss der Stoff möglichst fest sein, damit das auch seine
Wirkung entfaltet. Aber die Pflege dieser Masken ist dann auch ganz
wichtig.

Dann fragten Sie nach dem Kriterium. Die Verschiebung der Zahlen hatte
jetzt etwas damit zu tun, dass wir im Laufe der Krankheitsverläufe gesehen
haben, dass die Beatmung, auch abhängig vom Alter der Patienten, länger
dauert, als wir das am Anfang erwartet hatten. Das hat auch damit zu tun,
dass bei uns am Anfang bei uns sehr viele jüngere Menschen infiziert waren.
Es gibt im Grunde verschiedene Kriterien, die alle miteinander
zusammenhängen - in einer größeren deutschen Tageszeitung gibt es dazu
heute einen sehr guten Artikel. Zum einen gibt es den Reproduktionsfaktor
R0. Zum anderen gibt es die Frage der Verdopplungszeit, die etwas mit der
Überbelastung des Gesundheitswesens zu tun hat. Es gibt auch die Frage:
Habe ich eine stabile Zahl von Neuerkrankungen und ist vielleicht die Zahl
derer, die jeden Tag gesunden, ähnlich hoch wie die Zahl derer, die neu
erkranken, beziehungsweise sind diese Zahlen jedenfalls in einem bestimmten
Verhältnis zueinander?

Wir werden das zum Schluss nicht abschließend sagen können. Ich vermute
einmal, die Virologen werden uns auch nicht sagen können: "Ihr könnt diese
und jene und noch eine Maßnahme machen." Das geht gar nicht. Wir müssen
dann auch sehen: Was wirkt wie? Es ist nicht ganz so einfach, das
herauszufinden. Auf jeden Fall muss jede Frage so gestaltet werden, dass
wir immer wieder sehen können: Wird unser Gesundheitssystem überfordert
oder nicht? Denn der Gesundheitsschutz steht an oberster Stelle.

An den Tagen sehen wir ja - das sagen uns die Leute, die sich auf den
Reproduktionsfaktor oder auf die neuen Fallzahlen verlassen, genauso -,
dass wir einen Schritt vorangekommen sind. Es ist aber immer noch nicht so,
dass man sagen könnte, wir könnten jetzt in irgendeiner Weise Entwarnung
geben. Es ist noch nicht der Tag gekommen, an dem wir bereits Aussagen
treffen können; das sagt uns auch kein Virologe. Das heißt, wir haben jetzt
erst einmal bis zum einschließlich 19. April unsere Maßnahmen getroffen,
und daran wird sich auch nichts ändern.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, auch noch einmal zum Exit, aber auf der
europäischen Ebene: Bund und Länder haben ja, nachdem einige bei der
Verschärfung von Maßnahmen vorangeprescht sind, vereinbart, dass man bei
der Lockerung möglichst gemeinsam handeln will. Muss man das nicht auch auf
europäischer Ebene tun? Es gibt einige Länder wie Österreich, die jetzt
schon anfangen, aber es könnte ja wieder neue Grenzdebatten hervorrufen,
wenn in einem Land etwas erlaubt wird, was in einem anderen Land nicht
erlaubt wird.

Eine kurze Nachfrage zu der heimischen Produktion, die Sie anfangs erwähnt
haben: Wenn jetzt hier in Deutschland schon Garantien für die Abnahme von
Schutzmasken zum Beispiel bis Ende 2021 gegeben werden, wie will man dann
noch eine europäische Koordinierung hinbekommen? Im Moment schließt ja auch
da jedes Land für sich mit der Wirtschaft einzelne Verträge.

BK'in Merkel: Ich glaube, dass es schon richtig ist, dass jedes Land einmal
für sich selber überlegt, was es leisten kann. Vielleicht kann dann der
eine das eine und der andere das andere, und dann kann man sich darüber
auch austauschen. Wichtig für die Investoren ist ja nur, dass es eine
Abnahmegarantie gibt. Ob wir die dann alle nehmen oder ob wir sie mit
anderen europäischen Ländern teilen, die uns dafür wieder etwas anderes
geben, wird man dann ja sehen. Nur, dass man erst einmal selber schaut,
welche Kapazitäten man aufbauen kann, finde ich schon richtig.

Zweitens. Natürlich werden bestimmte Prozesse - zum Beispiel das Bauen von
Autos - überhaupt erst wieder gut funktionieren, wenn in Italien, in
Spanien und in anderen europäischen Ländern Unternehmen auch wieder öffnen;
denn ansonsten funktioniert die Wertschöpfungskette gar nicht. Ich glaube
aber, dass wir trotzdem auch unterschiedliche Gegebenheiten in Europa
haben, was den Zustand beziehungsweise die Phase der Infektion anbelangt.
Italien hat ja sehr viel früher mit den Maßnahmen begonnen, ist in einigen
Regionen aber auch sehr, sehr hart betroffen gewesen. Das heißt, dass wir
überall das Gleiche tun, kann ich mir nicht vorstellen. Deshalb hat die
Kommission auch genau diese Einschränkungen bei Schengen akzeptiert und
gesagt: Der freie Warenverkehr und der Pendlerverkehr müssen gewährleistet
sein. Man kann aber nicht sofort wieder den freien Besuchsverkehr
einführen; dazu bedürfte es dann der Lockerung überall und in gleichem
Maße. Das ist bei den augenblicklichen Regelungen an den Grenzen nicht
notwendig, glaube ich.

Für bestimmte Wertschöpfungsketten ist das aber ganz wichtig. Wir haben zum
Beispiel nie durch Allgemeinverfügung verboten, dass Automobilfabriken
arbeiten. Sie haben selber das Arbeiten eingestellt. Warum haben sie das
getan? Aus zwei Gründen: zum einen, weil die Autohändler geschlossen hatten
und damit auch keine Autos mehr verkauft werden können, und zum anderen,
weil sie bestimmte Teile überhaupt nicht mehr bekommen haben, weil in
anderen Ländern bestimmte Produktionskapazitäten nicht mehr produziert
haben.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, es gibt inzwischen Befürchtungen, dass die
Krisenregelungen und die Einschränkungen für die Bürger nach der Krise
nicht mehr vollständig zurückgefahren werden könnten. Können Sie die Bürger
da beruhigen?

Zweitens. Habe ich das richtig verstanden, dass die Position, die Minister
Maas und Scholz in mehreren europäischen Zeitungen vertreten haben, nämlich
dass es einen Dreiklang von ESM, EIB und "Sure" geben solle, die gemeinsame
Position der Bundesregierung ist?

BK'in Merkel: Selbstverständlich. Ich spreche jeden Tag mehrfach mit dem
Bundesfinanzminister darüber. Wir agieren ja in Europa abgestimmt. Wir
haben der Eurogruppe einen Auftrag gegeben beziehungsweise eine Bitte
geäußert, dass sie uns Vorschläge vorlegt, und bevor die deutsche Position
festgelegt wird, stimmen wir uns natürlich ab, und zwar sehr, sehr eng.

Zweitens darf ich den Bürgerinnen und Bürgern als eine auch
freiheitsliebende Bürgerin im 30. Jahr der deutschen Einheit natürlich
sagen: Sobald die gesundheitliche Situation es zulässt, werden wir
selbstverständlich zu dem freien Leben, wie wir es kennen, zurückkehren.
Das ist kein regelloses Leben, das wissen Sie; es gab schon immer Gesetze,
die man einhalten muss. Aber das, was wir hatten und auf das wir stolz
waren, wollen wir natürlich wieder erreichen, das ist überhaupt gar keine
Frage. Wir müssen das aber eben immer mit Blick auf die Frage machen:
Gefährden wir Menschenleben? Das ist die einzige Grundlage dafür, dass wir
jetzt so handeln mussten. Das fällt ja auch niemandem leicht. Es fällt den
Menschen, die betroffen sind, nicht leicht; aber glauben Sie doch nicht,
dass es mir als Politikerin leicht fällt, mit anderen gemeinsam so etwas
anordnen zu müssen. Das ist doch etwas, was wir uns lieber erspart hätten,
aber was die Umstände einfach erfordern.

Danke schön!

Montag, 6. April 2020
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Themen: COVID-19-Pandemie (Pressekonferenz der Bundeskanzlerin zu
den Maßnahmen der Bundesregierung, aktuelle Lage, sogenanntes
Coronakabinett, Zahl der zur Verfügung stehenden Intensivbetten,
Forderungen nach einem Mechanismus zur Verteilung von Patienten bei
überlasteten Kliniken, Herstellung von Schutzmasken in Deutschland, Zahl
der Tests, Reproduktionsrate, Kapazitäten im Gesundheitswesen, mögliche
Pflicht zum Tragen eines Mundschutzes, Behandlung von EU-Bürgern in
deutschen Krankenhäusern, Exitstrategie, Grenzkontrollen, Vorschlag des
Bundes an die Länder zur Anordnung einer verbindlichen zweiwöchigen
Quarantäne für nach Deutschland Einreisende, Anti-Corona-App, Aufruf des
niederländischen Ministerpräsidenten an deutsche Urlauber mit Blick auf die
Osterferien, Lockerung der Maßnahmen in Österreich, geplante Smartphone-App
zur Analyse der Infektionswege, Podcast der Bundeskanzlerin, Eurobonds,
Lage am Ölmarkt, Hilfen für gemeinnützige Organisationen), Aufnahme
minderjähriger Flüchtlinge durch EU-Staaten


Sprecher: StS Seibert, Berve-Schucht (BMG), Breul (AA), Grünewälder
(BMI), Kolberg (BMF), Baron (BMWi)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich möchte zwei Dinge
vorwegsagen: Erstens haben sicherlich auch Sie die Ankündigung bekommen,
dass die Bundeskanzlerin heute Nachmittag um 16.15 Uhr im Kanzleramt vor
die Presse treten wird. Ich weise noch einmal darauf hin: Wegen der nötigen
Abstandsregelungen haben wir einen etwas begrenzten Zugang, den Sie ja auch
schon aus den letzten Wochen kennen. Aber natürlich wird auch alles live im
Netz um 16.15 Uhr zu sehen sein.

Vorsitzende Wefers: Ich darf Sie kurz unterbrechen. - Wir sind hier heute
auf eine Stunde limitiert - das nur für die Kollegen -, weil um 14 Uhr der
Bundeswirtschaftsminister und der Bundesfinanzminister zu uns kommen.

StS Seibert: Ich möchte kurz einleitend sagen: Wir sind jetzt in der
Karwoche, wir gehen auf das Osterfest zu. Das ist eine ganz besondere Zeit
für alle, ob sie nun Christen sind oder nicht. Das ist eine Zeit, die wir
alle in diesem Jahr der Coronapandemie ganz anders erleben werden und
erleben müssen.

Die Bundeskanzlerin hat in ihrem Podcast am Wochenende die Lage noch einmal
beschrieben. Sie sprach von der leichten Hoffnung, die sich mit den neuen
Infektionszahlen verbindet, von denen wir aber eben noch nicht sagen
können, ob sie wirklich einen sicheren Trend abbilden. Es bleibt daher
absolut notwendig, alle Regeln des reduzierten öffentlichen Lebens wie auch
des reduzierten privaten Lebens weiter einzuhalten. Es bleibt unerlässlich,
den Abstand von mindestens 1,5 Metern zu allen zu wahren, mit Ausnahme
derjenigen Menschen, mit denen man in der Wohnung zusammenlebt. Es bleibt
daher für jeden von uns bei der Notwendigkeit regelmäßigen und gründlichen
Händewaschens. Alle diese Hygieneregeln sind heute so nützlich und
notwendig wie auch in den letzten Wochen. Das wird auch so bleiben.

Vieles, das uns an Ostern wichtig und lieb ist - der Kirchgang, die kurze
Urlaubsreise, der Ausflug ans Meer, der Ausflug in die Berge, mit vielen
anderen um das Osterfeuer stehen -, geht in diesem Jahr eben nicht. Das
soll jeder wissen, und das soll bitte jeder auch beherzigen.

Insofern werden Sie verstehen, dass die Bundesregierung, auch wenn manche
das fordern, jetzt keinen Exitstichtag, keinen festen Termin nennen kann,
ab dem alles wieder anders wird, ab dem die Maßnahmen gelockert werden
können.

Die Kanzlerin hat aber in diesem Podcast auch an alle Bürgerinnen und
Bürger die Versicherung gegeben, dass sie und die gesamte Bundesregierung
jeden Tag darüber nachdenken, wie beides zu schaffen sein wird, also sowohl
den Gesundheitsschutz für alle zu sichern als auch einen Prozess
aufzusetzen, mit dem das öffentliche Leben Schritt für Schritt wieder
möglich wird.

Jetzt komme ich zu dem schon angesprochenen Treffen der Bundeskanzlerin mit
einigen Ministern zum Umgang mit der Coronapandemie. Das findet ja nun
allmontaglich statt, und auch am Donnerstag. Dann werden je nach Thema
weitere Minister hinzugezogen. Heute ging es im Wesentlichen um folgende
Themen - die Kollegen aus den Ressorts können Ihnen sicherlich noch
Einzelheiten dazu geben -:

Zunächst hat der Bundesgesundheitsminister einen Lagebericht zum Stand der
Pandemie in Deutschland abgegeben, unter anderem zur Situation in den
Krankenhäusern, die natürlich regional sehr unterschiedlich ist.

Der Bundesinnenminister hat dann über Fragen, die mit der Einreise nach
Deutschland verbunden sind, gesprochen und Vorschläge gemacht, die wiederum
mit den Ländern zu beraten sind; denn bei denen liegen die Kompetenzen in
diesem Bereich. Im Kern geht es darum, jetzt, da das RKI nicht mehr
einzelne Länder als Risikogebiet ausweist, eine Vorgehensweise zu finden,
die für Einreisende aus allen Ländern die gleiche ist.

Ein weiteres wichtiges Thema - ebenfalls vom Gesundheitsminister
vorgetragen - ist das Thema der heimischen Produktion von Schutzausrüstung,
besonders Masken. Diese Produktion ist wiederum nur möglich, wenn
Ausgangsmaterial, wie eine spezielle Art von Vlies, auch hier in
Deutschland hergestellt wird. Darum bemüht sich das
Bundesgesundheitsministerium.

Abschließend ging es in der Besprechung der Kanzlerin mit den Ministern um
das Thema zusätzlicher Hilfen für Kleine und mittlere Unternehmen mittels
eines KfW-Schnellkredits. Dazu kommen ja um 14 Uhr die Minister Scholz und
Altmaier hier in die BPK und berichten Ihnen.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Gesundheitsministerium. Am Wochenende
hat es ja ein bisschen Verwirrung über die Zahl der zur Verfügung stehenden
Intensivbetten gegeben. In der letzten Woche hieß es, die Zahl von 40 000
sei mittlerweile erreicht. Dann gab es Zweifel daran, ob wirklich 40 000
zur Verfügung stehen. Vielleicht können Sie da für Aufklärung sorgen. - Das
ist das eine.

Das Zweite ist: Es gab Forderungen von Kliniken in Südwestdeutschland, dass
der Bund einen Verteilmechanismus aufsetzt, wonach besonders überlastete
Kliniken dann nach einem vom Bund aufgesetzten Verfahren Patienten zum
Beispiel auch nach Norddeutschland schicken können. Plant die
Bundesregierung das? Ist das bei Ihnen schon in Vorbereitung?

Berve-Schucht: Zunächst etwas zu dem Zahlenwirrwarr am Wochenende. Man muss
unterscheiden: Das eine sind die Zahlen, die die Deutsche
Krankenhausgesellschaft bei ihren Krankenhäusern abgefragt hat. Das andere
sind die Zahlen, die in dem sogenannten DIVI-Register gemeldet werden. Das
ist ein Register, das die Fachgesellschaft aufgestellt hat. Dahin melden
die Krankenhäuser ihre zur Verfügung stehenden Intensiv- und
Beatmungsbetten. Dieses Register besteht schon seit einiger Zeit.

Ich glaube, beide Gesellschaften waren sich darüber einig, dass in
Deutschland ungefähr 10 000 Beatmungsbetten frei sind, also zur Verfügung
stehen. Um da den Überblick zu verstetigen und um einen noch besseren
Überblick zu bekommen, ist von Gesundheitsminister Spahn eine Anordnung auf
den Weg gebracht worden, dass die Krankenhäuser verpflichtet werden, diese
Betten an das Register zu melden. Die sollen täglich gemeldet werden, um
täglich einen aktuellen Überblick zu haben. Ich kann Ihnen noch eine
aktuelle Zahl dazu geben: Es geht um 1160 Krankenhäuser. Davon haben -
Stand heute - 1015 freie Betten gemeldet. Das ist die Zahl der
Krankenhäuser, nicht die Zahl der Betten. - Das ist das eine.

Der andere Punkt war die nationale Verteilung. Das ist eine Forderung, die
jetzt nicht so ganz neu ist. Die ist schon vorletzte Woche einmal erhoben
worden. Wir sind eigentlich der Meinung, dass eine Bundesbehörde oder eine
zentrale bundesweite Verteilung da nicht so viel Sinn macht. Aus unserer
Sicht ist es besser, das bei den Ländern zu belassen, die einfach den
Überblick über ihre Krankenhäuser haben und im Bedarfsfall dort tätig
werden können.

Zusatzfrage: Ich möchte zu dem ersten Punkt nachfragen - ich habe
verstanden, wie Sie es erklärt haben, aber vielleicht habe ich es überhört -
: Wie hoch ist denn jetzt die Zahl der zur Verfügung stehenden Betten? Sie
als Ministerium müssen doch von einer Größe ausgehen, mit der Sie dann auch
arbeiten und rechnen können.

Berve-Schucht: Ich kann Ihnen jetzt nicht genau die Zahl der Betten sagen.
Ich kann Ihnen im Moment nur die Zahl der Krankenhäuser und die 10 000
Beatmungsbetten nennen, die man da am Wochenende von beiden Seiten
übereinstimmend identifiziert hat. Dieses Register ist öffentlich
einsehbar. Ich bitte Sie um Verständnis, dass ich im Moment keinen
aktuellen Stand habe, weil das auch sehr schnellen Veränderungen
unterworfen ist.

Zusatzfrage: Nur um es zu verstehen: Das heißt, wenn es öffentlich
einsehbar ist, werde ich ab der verpflichtenden Meldung - ich weiß nicht,
wann das greifen wird, heute, morgen - - -

Berve-Schucht: Der Referentenentwurf ist auf den Weg gebracht worden. Ganz
so schnell geht es jetzt auch nicht, aber das kommt dann.

Zusatzfrage: Wann kommt das? Ab wann können wir damit rechnen, dass wir
wirklich verlässliche Zahlen haben?

Berve-Schucht: Im Moment sind das noch freiwillige Meldungen der
Krankenhäuser, aber auch verlässlich. Sie sind aber noch nicht für alle
Krankenhäuser da. Ich kann Ihnen das nicht sagen. Dazu muss jetzt eine
Verordnung vorgelegt werden. Die muss unterzeichnet und verkündet werden,
und dann tritt sie in Kraft.

Frage: Ich habe eine Frage zu den Masken. Herr Seibert hat gesagt, dass nun
mehr Materialien, bestimmte Vliese in Deutschland produziert werden sollen.
Wo wird das passieren? Wie lange wird es dauern, um eine ausreichende
Anzahl von Masken herzustellen?

Berve-Schucht: Es gibt eine Initiative des Gesundheitsministeriums. Wir
haben diejenigen deutschen Unternehmen angeschrieben, die schon vorher
signalisiert haben, dass sie bereit sind zu produzieren, und ihnen einen
Rahmenvertrag angeboten, um ihnen da auch eine gewisse Sicherheit zu geben.
Das ist ein Rahmenvertrag, der bis Ende 2021 laufen soll und der bestimmte
Konditionen für die Abnahme des Materials bietet. Wie viele Unternehmen
sich bislang gemeldet haben, kann ich Ihnen heute nicht sagen. Aber es gibt
einige deutsche Unternehmen - das ist ja auch öffentlich bekannt -, die da
schon eingestiegen sind, die schon produzieren und die sich schon
öffentlich dazu geäußert haben, Trigema unter anderem.

Zusatzfrage: Wie lange wird es dauern, damit sie diese ausreichend Zahl von
Masken produzieren können? Kann man das beschreiben?

Berve-Schucht: Das wissen Sie ja auch: Wir sind natürlich schon jetzt mit
allen Kräften dabei, Material im Inland und im Ausland einzukaufen. Das ist
auch ein laufender Prozess. Da wird jeden Tag bestellt, und jeden Tag
werden Lieferungen entgegengenommen. Die Rahmenverträge haben eine Frist,
wonach die ersten Lieferungen bis Mitte August da sein müssen. Man setzt
auch voraus, dass das jetzt erst einmal anlaufen muss und dass die
Produktion eingestellt werden muss. Bis dahin sollen die ersten Lieferungen
garantiert werden.

Aber auch schon jetzt wird viel geliefert. Ich kann Ihnen noch ein paar
aktuelle Zahlen dazu geben: Ende letzter Woche wurden Schutzmasken
geliefert. Dabei geht es einmal um die FFP-Masken und um die sogenannten 
OP-Masken. Da sind Lieferungen mit knapp 37 Millionen Stück eingegangen, die
dann auf die Bundesländer verteilt werden, und knapp 25 Millionen
Handschuhe. Das ist ein laufender Prozess. Da wird jeden Tag bestellt und
geliefert.

StS Seibert: Ich glaube, man muss auch im Blick haben, dass es nicht nur um
einen kurzfristigen Bedarf gehen wird, was Masken und Schutzausrüstung
betrifft, sondern auch um einen mittelfristigen Bedarf. Deswegen ist es
wichtig, hier in Deutschland eine mittelfristige Produktion aufzubauen, die
den Bedarf in den kommenden Monaten - es wird um viele Monate gehen - auch
decken kann.

Frage: Es soll 10 000 neue Intensivbetten geben, wenn ich das richtig
verstanden habe. Wie war die Gesamtzahl am Wochenende?

Berve-Schucht: Das hatte ich eben schon gesagt: Am Wochenende gab es aus
dem DIVI-Register und von der Krankenhausgesellschaft die Meldung, dass 10
000 Beatmungsbetten zur Verfügung stehen. Also, 10 000 sind frei und stehen
für eine Aufnahme zur Verfügung.

Vorsitzende Wefers: Ich kann nicht ganz genau sehen, wann die Frage
hereinkommt, ob sie vor oder nach Ihrer Antwort hereingekommen ist.

Frage: Ich habe zwei Fragen: Erstens. Wie viele Tests gab es insgesamt, und
wie viele unterschiedliche Menschen in Deutschland wurden bisher getestet?
Manche werden ja mehrfach getestet. Können Sie uns das sagen?

Zweitens. Zur Reproduktionsrate sagte Herr Wieler vom RKI am Freitag, dass
sie mittlerweile auf eins gefallen sei, also dass jeder Infizierte nur noch
einen weiteren ansteckt. Bis vor Kurzem galt bei Ihnen die Zahl zwei bis
drei. Ist das auch Ihr Stand?

Berve-Schucht: Ich weiß, dass Herr Wieler das am Freitag so dargestellt
hat, dass die Reproduktionsrate ungefähr eins beträgt. Das heißt, dass eine
infizierte Person ungefähr eine weitere Person ansteckt. Diese
Reproduktionsrate wird deshalb als wichtig betrachtet, weil man davon
ausgeht, dass sie unter eins fallen muss, um wirklich einen stabilen Trend
zu haben und auch über weitere Maßnahmen nachdenken zu können.

Zusatzfrage: Halten Sie die Zahl für belastbar? Es gibt ja Experten, die
sagen, die Dunkelziffer sei zehnmal so hoch.

Berve-Schucht: Das sind Zahlen, die das RKI jeden Tag neu berechnet.
Insofern halten wir sie für belastbar, ja.

Zusatzfrage: Wie hoch ist die Gesamtzahl an Tests und der getesteten
Menschen in Deutschland?

Berve-Schucht: Dazu habe ich im Moment keine aktuelle Zahl, aber vielleicht
bekomme ich gleich eine.

Frage: Vielleicht können Sie einmal erläutern, wie sich die Lage aus Ihrer
Sicht darstellt: Gibt es bestimmte Regionen in Deutschland, in denen die
Kapazitäten im Gesundheitswesen schon knapper sind, oder wo sind
Schwerpunkte aus Ihrer Sicht?

Berve-Schucht: Die Lage, wie sich die Fallzahlen verteilen, ist ja bekannt.
Insgesamt gibt es - Stand heute -, dem RKI gemeldet, 95 391 infizierte
Fälle, die sich auf die Bundesländer verteilen. Schwerpunkt ist nach wie
vor Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen. Bayern hat im Moment die
meisten infizierten Fälle.

Zusatzfrage: Die Frage war nach den Kapazitäten des Gesundheitswesens.

Berve-Schucht: Dazu kann ich Ihnen im Moment keinen aktuellen Stand geben.
Ich habe da keine landesbezogenen Meldungen vorliegen.

Frage: Ich habe zwei kurze Fragen an Herrn Seibert zum Thema Schutzmasken.
Herr Scholz hatte gestern Beschlüsse zu diesem Thema angekündigt, um die
inländische Produktion von Schutzmasken und Schutzausrüstung anzukurbeln.
Unter anderem auf Twitter hat er das angekündigt. Gab es diese Beschlüsse? -
 Das ist die erste Frage.

Die zweite Frage: Ist im Coronakabinett auch über eine Pflicht zum Tragen
eines Mundschutzes diskutiert worden?

StS Seibert: Zweite Frage: Nein, das war heute kein Thema.

Die inländische Produktion war heute Thema in Gestalt des Unterthemas, über
das wir hier gesprochen haben. Für eine inländische Produktion von
Schutzmasken muss gewährleistet sein, dass auch wichtige Vorprodukte in
Deutschland verfügbar und in Deutschland hergestellt sind. Genau das prüft
das Gesundheitsministerium im Moment, nämlich wie man mit den Unternehmen,
die dafür infrage kommen, Verabredungen treffen kann, wie man sie bei den
Investitionskosten unterstützen kann und wie man auch Garantieabnahmen
vereinbart, damit sich die Investition in diese Produktion, die diese
Unternehmen bisher nicht machen, auch rechnet.

Frage: Könnten Sie noch kurz einen Überblick geben, wie viele Italiener,
Franzosen und Spanier gerade zur Behandlung in Deutschland sind?

An das Auswärtige Amt die Frage: Gibt es derzeit noch mehr Anfragen, schwer
erkrankte Patienten nach Deutschland zu bringen?

Berve-Schucht: Ich kann Ihnen dazu, ehrlich gesagt, keine Zahlen nennen.
Das läuft von der Organisation und von der Verteilung her nicht über das
BMG.

Breul: Ich kann Ihnen gerne die Zahlen nennen, wie sie mir vorliegen. Wie
Sie wissen, wird das ja dezentral organisiert. Die Länder machen bestimmte
Zusagen auf Basis der jeweils vorliegenden Kapazitäten, die vorhanden sind
und die für Patienten aus Krisengebieten aus anderen Ländern Europas zur
Verfügung gestellt werden können. Da sind wir bisher, soweit wir Kenntnis
haben, bei 198 Patienten aus anderen EU-Mitgliedstaaten, davon 130 aus
Frankreich, 44 aus Italien und 24 aus den Niederlanden.

Bislang gibt es weitere Zusagen über 58 Plätze, von denen wir derzeit
Kenntnis haben und die noch nicht gefüllt sind. Dazu gibt es Gespräche. Die
Platzzusagen werden auch nicht mehr exklusiv für bestimmte EU-Länder
vergeben, wie es am Anfang war, sondern sie gelten allgemein für andere 
EU-Staaten.

Auf italienischer Seite ist im Moment ein leichter Rückgang der Zahl der
Coronaintensivpatienten zu beobachten. Daher wird aus Italien zunächst kein
weiterer Transfer nach Deutschland geplant.

Die Bundesländer sind informiert und stehen weiterhin bereit, falls sich
die Lageeinschätzung ändern sollte.

Frage: Meine erste Frage richtet sich auf die Exitstrategie.

Wird es eine schrittweise Lösung geben in der Weise, dass man zum Beispiel
nach gewissen Branchen öffnet, also Kleine Geschäfte zuerst?

Wie macht man es mit den Schulen? Bildung ist Ländersache. Entscheiden am
Ende die Länder darüber?

Dann eine Frage zum Thema der Grenzen: Die Grenzen nach Belgien und Holland
sind nach wie vor offen, auch deshalb, weil Nordrhein-Westfalen dies so
will. Gibt es dabei jetzt sozusagen einen Gesinnungswandel? Drängt das BMI
das Land Nordrhein-Westfalen, die Grenze jetzt zu schließen? Wie sieht das
generell aus?

Meine letzte Frage bezieht sich auf die App für die Nachverfolgung. Gibt es
jetzt diese App, die datenschutzmäßig ausgestaltet worden ist, und, wenn
ja, wann kann sie verteilt beziehungsweise angeboten werden?

StS Seibert: Vielleicht beginne ich kurz mit Ihrer Frage nach der
Exitstrategie. Ich verweise noch einmal auf den Podcast, den die
Bundeskanzlerin am Wochenende gemacht hat, über den sehr viel berichtet
wurde und der auch von sehr, sehr vielen Bürgern abgerufen wurde. Sie hat
ganz klar gesagt: Die Bürger können sich darauf verlassen, dass die
Bundesregierung ihrer Verantwortung nachkommt und Tag und Nacht, wie sie
gesagt hat, darüber nachdenkt, wie wir beides zusammenbringen: auf der
einen Seite das hohe Ziel des Gesundheitsschutzes, was nichts anderes
heißt, als dass wir jedem Bürger, der schwer erkrankt mit Corona ins
Krankenhaus eingeliefert werden muss, wirklich die adäquate Behandlung
zusichern können, und auf der anderen Seite den notwendigen Prozess, das
öffentliche Leben Schritt für Schritt wieder in Gang zu setzen. Darüber
denkt die Bundesregierung natürlich nach; es wäre unverantwortlich, wenn
sie es nicht täte.

Die Bundeskanzlerin hat aber auch gesagt, dass es unverantwortlich wäre,
wenn sie jetzt falsche Hoffnungen wecken würde, die sich dann durch die
Realität des Infektionsgeschehens möglicherweise nicht erfüllen ließen.
Deswegen können wir heute keine Exitstichtage nennen, und deswegen ist es
auch nicht sinnvoll, hier jetzt über einzelne mögliche Schritte eines
solchen Prozesse zu sprechen.

Frage: Welche Erkenntnisse haben Sie aus dem Verhalten der Menschen an
diesem sonnigen Wochenende unter den Ausgangsregeln gezogen? Könnte man
daraus womöglich eine Lockerung ableiten?

Frage: In Österreich hat Kanzler Kurz eine Exitstrategie vorgestellt, die
feste Daten für die Öffnung von Geschäften vorsieht. Warum sieht sich die
Bundesregierung dazu nicht in der Lage?

StS Seibert: Zu der ersten Frage, vielleicht kann das Innenministerium
ergänzen: Ich habe jetzt sicherlich keinen Gesamtüberblick über alles, was
sich in Deutschland in der Öffentlichkeit zwischen Schleswig-Holstein und
dem Bodensee abgespielt hat. Dennoch gilt der Eindruck - ich habe auch
nichts Gegenteiliges gehört -, dass die allermeisten Menschen in
Deutschland nicht nur in Umfragen erklären, dass sie diese Maßnahmen für
sinnvoll halten, sondern sich auch selbst in ihrem persönlichen Leben und
in ihrer Bewegung im öffentlichen Raum an diese Maßnahmen halten, indem sie
den Abstand einhalten und indem sie die Kontakte so weit minimieren, wie es
nur irgend geht. Dafür kann man den allermeisten unserer Mitbürger gar
nicht genug danken. Die Bundeskanzlerin hat es in ihrem Podcast sehr
deutlich getan.

Vorsitzende Wefers: Kein Österreich?

StS Seibert: Ich bin der Sprecher der Bundesregierung in Deutschland.

Vorsitzende Wefers: Sie waren gefragt, warum sich die Bundesregierung nicht
so verhält - - -

StS Seibert: Weil ich mich zu der Frage des Exits aus den derzeitigen
Regelungen mit Bezug auf die dazu sehr klaren Worte der Bundeskanzlerin
geäußert hatte.

Grünewälder: Ich kann die Frage zu den Grenzkontrollen beantworten.

Zum Thema der Unterbrechung der Infektionswege nach Deutschland kann ich
allgemein sagen: Ziel der Maßnahmen der Bundesregierung seit Ausbruch der
Epidemie ist es, die Ausbreitung des Coronavirus zu verlangsamen, und zwar
dadurch, dass man in Deutschland die Infektionsketten, aber auch die
Infektionswege nach Deutschland unterbricht.

Dazu wurden verschiedene Maßnahmen ergriffen. Unter anderem hat der
Europäische Rat am 17. März beschlossen, dass Einreisen aus Drittstaaten in
die EU nur noch in ausgewählten Fällen zulässig sind. Das umfasst zum
Beispiel EU-Bürger, Bürger aus Schengen-assoziierten Staaten oder
langjährig in Deutschland wohnende Personen und deren Familien. Diesen ist
nach wie vor die Einreise gestattet, um an ihren Wohnort zurückzukehren.

Der Bundesinnenminister ist der Auffassung, dass man noch weitere
Anstrengungen unternehmen sollte, und hat daher darauf gedrungen, dass
darüber heute im Coronakabinett gesprochen wird. Die Bundesregierung
schlägt den Ländern nun vor, dass für die Personengruppe, die noch nach
Deutschland einreisen darf, nach mindestens mehrtägigem Auslandsaufenthalt
eine verbindliche zweiwöchige Quarantäne angeordnet werden soll. Das ist
ein Vorschlag an die Länder, die die Aufgabe haben, dies auf Basis des
Infektionsschutzgesetzes anzuordnen. Der Bund ist daran interessiert, dass
wir ein möglichst einheitliches Vorgehen haben, und wird die Länder daher
dabei unterstützen, dies umzusetzen.

Frage: Zu den Grenzkontrollen: Wie viele Personen wurden an der Grenze
abgewiesen, weil sie keinen triftigen Einreisegrund hatten, und wie viele
wurden wegen des Verdachts auf eine Coronainfektion abgewiesen?

Grünewälder: Der Bundesinnenminister hat am 16. März angeordnet, dass an
einigen deutschen Binnengrenzen vorübergehend wieder Grenzkontrollen
stattfinden sollen. An diesen Grenzen - das sind die Grenzen zu Österreich,
der Schweiz, Frankreich, Luxemburg und Dänemark - sind bis zum 5. April
insgesamt rund 70 000 Personen abgewiesen worden, die keinen dringenden
Einreisegrund nachweisen konnten.

Frage: Plant die Bundesregierung oder das Bundesinnenministerium, die
gleichen Regelungen für die Grenze zu Polen, Tschechien, Holland und
Belgien, wie sie für die Grenze zu Österreich jetzt gelten?

Grünewälder: Ich habe Ihnen gerade die Maßnahmen vorgetragen, die die
Bundesregierung jetzt treffen will. Diese bestehen vor allem darin, dass
sich Personen, die mit einem wichtigen Grund nach Deutschland einreisen, 14
Tage in Quarantäne begeben müssen. Weitere Maßnahmen sind mit Stand von
heute nicht geplant.

Zusatzfrage: Ist es für die Quarantäne also egal, über welche Grenze man
kommt?

Grünewälder: Egal auf welchem Wege diese Personen einreisen, sei es auf dem
Landweg, sei es auf dem See- oder dem Luftweg, gilt das für alle, die nach
Deutschland einreisen und einen mehrtägigen Auslandsaufenthalt hinter sich
haben.

Frage: Trifft es zu, dass es aus den Staatskanzleien der 16 Bundesländer
schon Zustimmung dazu gab, dass Rückkehrer nach Deutschland zur Quarantäne
verpflichtet werden sollen?

Grünewälder: Das ist mir nicht bekannt.

Frage: Wenn ich es richtig verstehe, sind an einigen europäischen Grenzen
weiterhin keine Grenzkontrollen vorgesehen. Die Menschen, die von dort
kommen, zum Beispiel aus den Niederlanden und aus Polen, sollen aber, wenn
sie von dort kommen, in Quarantäne. Verstehe ich das richtig?

Wenn ich es richtig verstehe, frage ich mich, wie das für Berufspendler
praktikabel sein soll.

Grünewälder: Ich kann Ihnen mitteilen, dass es natürlich Ausnahmen von
dieser Regelung gibt, unter anderem für Berufspendler, aber auch für
Geschäftsreisende, die dringende, unaufschiebbare Termine in Deutschland
haben. Das gilt auch für den Güterverkehr. Das gilt für Transitreisen, also
für Personen die durch Deutschland in ihr Heimatland reisen wollen und dies
nachweisen können. Für diese soll die zweiwöchige Quarantäne nicht gelten.

Ansonsten bleibt es dabei, dass an bestimmten Grenzen vorübergehend
Grenzkontrollen eingeführt worden sind. Dort kann man unmittelbar
kontrollieren, ob jemand einen dringenden Einreisegrund hat, und ihm, wenn
er diesen hat, die Quarantäneanordnung direkt aushändigen. Die
Bundespolizei wird hierbei unterstützen und in Amtshilfe tätig werden.

Die konkreten Einzelheiten werden in den nächsten Tagen mit den
Bundesländern abgestimmt. Ziel ist es, dass diese Regelungen bis zum 10.
April in Kraft treten werden.

Zu Ihrer konkreten Frage: Wie Sie wissen, gibt es seit Beginn der Pandemie
in Deutschland intensivierte Kontroll- und Fahndungsmaßnahmen an allen
Grenzen, auch an denen, an denen keine vorübergehenden
Binnengrenzkontrollen eingeführt worden sind. Im Rahmen dieser verstärkten
Kontrollmaßnahmen hat die Bundespolizei die Möglichkeit, auch diese neue
Quarantäneregelung mitzuüberprüfen und den Personen, die eingereist sind,
die Quarantäneanordnung bekanntzumachen.

Frage: Ab wann gilt das?

Wie wird das kontrolliert?

Grünewälder: Die neue Regelung soll in Abstimmung mit den Bundesländern am
10. April in Kraft treten. Konkrete Einzelheiten werden jetzt abgestimmt.
Die Bundespolizei wird in Amtshilfe tätig sein können, um die Anordnungen
auszuhändigen.

Kontrolliert werden soll es durch die Gesundheitsbehörden vor Ort, die für
die Umsetzung des Infektionsschutzgesetzes zuständig sind. Diese
Verordnungen sollen, wie gesagt, auf Basis der 32 und 28 des
Infektionsschutzgesetzes durch die Länder erlassen werden, die dann für die
Umsetzung vor allem zuständig sind.

Frage: Holland und auch Polen wurden angesprochen. Bisher gibt es die
Grenzkontrollen, die es zu Ländern wie Frankreich und Österreich gibt, zu
den Niederlanden, zu Belgien und einigen anderen Ländern noch nicht. Wie
wollen Sie dann diese Quarantäne bei Menschen, die keinen dringenden Grund
haben, überprüfen? Geschieht das über eine Schleierfahndung wie jetzt, oder
werden die Kontrollmaßnahmen dort ausgeweitet?

Meine zweite Frage geht an Herrn Seibert. Es betrifft einen Aufruf des
niederländischen Ministerpräsidenten an deutsche Urlauber, in den
Osterferien bitte nicht nach Holland zu kommen. Das hat er ganz zwingend
gesagt. Würde die Bundeskanzlerin Urlauber aus den Niederlanden oder auch
aus anderen Ländern dazu aufrufen, in den Osterferien bitte nicht nach
Deutschland zu kommen?

Grünewälder: Also zum ersten Punkt kann ich sagen: In den nächsten Tagen
werden die konkreten Einzelheiten zusammen mit den Bundesländern
festgelegt. Es soll gelten, dass für jeden, der aus dem genannten
Personenkreis einreist, die Verpflichtung gilt, sich vierzehn Tage in
häusliche Quarantäne zu begeben.

Diese Maßnahmen sollen durch die Länder umgesetzt und auch kontrolliert
werden, zum Beispiel durch die Gesundheitsbehörden. Die Bundespolizei hat
angeboten, hier in Amtshilfe tätig zu sein und diese Anordnung den Personen
auszuhändigen. An den Grenzen, an denen jetzt noch nicht kontrolliert wird,
gibt es, wie gesagt, diese verstärkten Fahndungs- und Kontrollmaßnahmen. In
diesem Zuge wird dann Personen, die angehalten werden, diese Bekanntmachung
ausgehändigt werden können.

Aber die konkreten Einzelheiten werden jetzt bis zum 10. April
ausgearbeitet. Dann wird man Wege finden, wie das kontrolliert wird.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich in diesem schon erwähnten Podcast
mit der Bitte an die Bürger in Deutschland gewandt, die Lage ernst zu
nehmen. Sie hat ihnen ganz klar gesagt, dass Kurzreisen innerhalb
Deutschlands - all das, was man in der Osterzeit so gern macht; der kurze
Urlaub in die Berge, der Urlaub an die See, der kurze Ausflug zu Verwandten
-, in diesem Jahr über Ostern nicht stattfinden kann.

Sie hat gesagt: "Das sind harte Wahrheiten." Das weiß sie. Wir sind es
natürlich gewöhnt, uns frei zu bewegen, und das ist auch ein Teil unserer
Selbstentfaltung. Aber genau das ist jetzt notwendig. Sie hat sich an
deutsche Bürger gewandt.

Ich gehe davon aus, dass der niederländische Ministerpräsident mit den
Worten, die er an die Bundesbürger gerichtet hat, sicherlich auch seine
eigenen Bürger meinte. Das liegt ja in der Logik der Sache.

Ich glaube, wir alle müssen verstehen - da machen Deutschland, Niederlande
oder andere keinen großen Unterschied: Dieses Osterfest wird ein anderes
sein müssen. Es ist ein Osterfest in Zeichen der Pandemie. Es ist ein
Osterfest, in dem wir unsere Fürsorge, unsere Nächstenliebe, dadurch
ausdrücken, dass wir eben solche Reisen nicht machen, um nicht neue
Infektionsherde zu schaffen, um die Infektionszahlen nicht weiter hochgehen
zu lassen. Wir müssen sie abflachen.

Breul: Ich kann dazu vielleicht ganz kurz ergänzen, dass wir ja bereits
seit Mitte März eine weltweite Reisewarnung haben, also vor nicht
notwendigen touristischen Reisen ins Ausland abraten, dementsprechend auch
von Reisen in die Niederlande. Daran ändert sich jetzt über die Osterzeit
nichts. Von daher ist das absolut die Linie, die wir auch unseren Bürgern
hier empfehlen, die der niederländische Ministerpräsident vorgetragen hat.

Frage: An Herrn Seibert noch die Frage zu den Lockerungen in Österreich:
Überrascht Sie das, dass die Österreicher das schon relativ konkret
festlegen können, unter anderem auch mit einem genannten Datum für die
Rückkehr der Schüler in die Schulen?

StS Seibert: Das ist nicht an mir, jetzt hier Überraschung oder so etwas
auszudrücken. Die Bundeskanzlerin ist zurzeit nahezu täglich mit vielen
europäischen Regierungschefs in Kontakt. Sie war in den letzten Tagen auch
mit dem österreichischen Regierungschef in Kontakt. Ich habe das jetzt hier
nicht zu kommentieren. Unsere Situation ist so, wie wir sie dargestellt
haben.

Frage: Meine Frage schließt direkt daran an. Ich würde gern vom
Innenministerium wissen: Wenn Österreich jetzt seine eigenen Regelungen
lockert, werden dann die Grenzkontrollen gegenüber Österreich, an der
bayerisch-österreichischen Grenze zum Beispiel, verschärft, weil man nicht
möchte, dass die Österreicher dann ihre Freiheiten in Deutschland ausleben?

Die zweite Frage: Vielleicht können Sie noch einmal erklären, warum es
eigentlich diese Unterscheidung zwischen diesen fünf Ländern, die Sie
erwähnt haben, und den Niederlanden und Belgien gibt? Ist also das
Infektionsrisiko von Menschen, die aus den Niederlanden und Belgien nach
Deutschland kommen, geringer, oder hat das etwas mit den Landesregierungen
zu tun, die betroffen sind?

Frage: Wie wird diese Quarantänepflicht begründet - in einer Phase, in der
das Virus auch in Deutschland ähnlich weit verbreitet wie im Rest Europas
ist und alle EU- und Nachbarstaaten sehr ähnliche Vorsichtsmaßnahmen
ergriffen haben?

StS Seibert: Ich möchte noch eins in Richtung der Kollegin nachreichen: Ich
glaube, man muss auch bedenken, dass Österreich zum Teil strengere
Maßnahmen als Deutschland ergriffen hatte. Da gibt es dann auch noch
Unterschiede von Land zu Land. Das muss bei der ganzen Sache bedacht
werden.

Grünewälder: Zu den Grenzkontrollen in Österreich ist zu sagen, dass hier
ja schon seit geraumer Zeit, auch schon vor Ausbruch der Pandemie,
kontrolliert worden ist - aus anderen Gründen. Wir haben hier
vorübergehende Grenzkontrollen. Das heißt, es darf niemand das Land
betreten und ins Land einreisen, der keinen wichtigen Reisegrund
vorzuweisen hat. Das ist so scharf, wie das jetzt erforderlich ist. Weitere
Verschärfungen sind jetzt nicht denkbar. Das ist das, was nötig ist und was
wir auch für völlig ausreichend erachten.

Zu den übrigen Grenzen: Es ist entschieden worden, dass wir zu bestimmten Ländern - Schweiz, Frankreich, Luxemburg und Dänemark - vorübergehende Grenzkontrollen wie in Österreich einführen. Dafür gab es verschiedene Gründe. Ein leitender Grund war, dass es Risikogebiete an den Grenzen gegeben hat oder gibt, und deswegen eine besondere Dringlichkeit war, dort besonders kontrollieren zu müssen.

Selbstverständlich spielt hier auch eine Rolle, inwieweit die Länder dies für erforderlich halten. Wir stehen da in engem Austausch mit den Landesregierungen. Ein Argument ist auch, ob die Landesregierungen eine solche Maßnahme befürworten oder nicht.

Zur dritten Frage nach der Quarantäne: Wie war die Frage noch ganz genau?

Vorsitzende Wefers: Vom Sinn her, warum Deutschland jetzt Einreisekontrollen macht, obwohl das von der Gefahr her inzwischen in ganz Europa von der Gefahr eigentlich ähnlich ist.

Grünewälder: Die Bundesregierung wird bei ihren Maßnahmen davon geleitet, die Infektionswege nicht nur in Deutschland, sondern auch nach Deutschland zu unterbrechen. Da unterscheiden wir nicht. Insofern ist es dem Bundesinnenminister sehr wichtig, auch hier voranzuschreiten. Die Quarantänepflicht für die Menschen, die nun nach Deutschland nach mehrtägigem Auslandsaufenthalt zurückkehren, dient dazu, weiterhin die Infektionsketten nach Deutschland zu unterbrechen und hier eine weitere Verlangsamung der Virusausbreitung zu erreichen.

Zusatzfrage: Ich muss noch einmal zur Rückkehr nach Auslandsaufenthalten und der Quarantäne nachfragen: Wenn jetzt zum Beispiel das Auswärtige Amt Personen von Flugreisen nach Deutschland zurückbringt - sie landen in Frankfurt, wohnen aber in Hamburg, und die Quarantäne wird dann in Frankfurt ausgesprochen -, wie ist das dann vorgesehen? Begeben sich die Rückreisenden dann in Hamburg in Quarantäne? Oder müssen sie an zentrale Orte und dann dort in Quarantäne gehen?

Grünewälder: Es ist vorgesehen, dass das Bundesgesundheitsministerium die Flugreisefirmen, also die Flugunternehmen, verpflichtet, die Passagierdaten an die jeweils zuständige Gesundheitsbehörde weiterzugeben, sodass dort kontrolliert werden kann, ob der Quarantäne Folge geleistet wird oder nicht.

Zusatzfrage: Das war nicht die Antwort auf die Frage. Die Frage war, ob sie dann innerhalb von Deutschland noch weiter herumreisen oder ob es das geben soll, was es ja auch schon einmal gegeben hat, eine zentrale Quarantäne für Rückreisende?

Grünewälder: Vorgesehen ist eine häusliche Quarantäne. Das heißt, in diesem konkreten Fall kann der Reisende dann in seine Heimatstadt reisen und sich dort direkt in Quarantäne begeben. Dass dies eingehalten wird, wird von den örtlichen Gesundheitsbehörden kontrolliert, die die entsprechenden Informationen durch die Flugunternehmen erhalten.

Vorsitzende Wefers: Hier taucht noch die Frage nach einem triftigen Grund auf. Was ist ein triftiger Grund, der darunterfällt?

Grünewälder: Ein dringender Grund ist zum Beispiel - das gilt für die Regionen, in denen jetzt schon vorübergehende Grenzkontrollen angeordnet worden sind -, wenn man zum Beispiel einen Arbeitsvertrag nachweisen kann, wenn man also Berufspendler ist oder einen Arbeitsauftrag in Deutschland auszuführen hat. Das sind zum Beispiel dringende Gründe.

Vorsitzende Wefers: Dann kommen wir nun zur App.

StS Seibert: Ich will nur einmal ganz grundsätzlich sagen: Es ist natürlich ein ganz zentraler Baustein, wenn man die Ansteckungsquote beim Coronavirus senken will, dass wir im Infektionsfall in der Lage sind, die Kontaktketten möglichst schnell zu unterbrechen. Das, was bisher stattfand, also das analoge Verfahren, dass Mitarbeiter eines Gesundheitsamts versuchten, telefonisch Menschen zu erreichen, die ihnen von einem Infizierten als seine Kontakte genannt worden sind, kann bei diesem Ausmaß der Epidemie nicht mehr die Lösung sein. Es kann sich auch niemand namentlich an alle Kontakte erinnern, die er vielleicht im Bus oder so gehabt hat. Deswegen brauchen wir diese digitalen Lösungen. Diese digitalen Lösungen müssen natürlich datenschutzrechtlich, in Fragen der Datensicherheit, allen europäischen und nationalen Vorgaben genügen. Ganz wichtig ist auch: Sie müssen auf europäischer Ebene miteinander vereinbar, interoperabel, sein.

Die Bundesregierung begleitet jetzt die Entwicklung verschiedener Techniken. Man muss da im Wesentlichen zwei Dinge unterscheiden:

Das Eine ist die Frage nach einer deutschen App. Sie wird zurzeit entwickelt. Es gibt ein Projekt mit dem Heinrich-Hertz-Institut und dem Robert-Koch-Institut, gefördert vom Bundesgesundheitsministerium.

Das Andere ist die Frage der europäischen Interoperabilität. Da gibt es einen sogenannten multinationalen Pan European Privacy-Preserving Proximity Tracing, PEPP-PT. Das soll die technische Rahmenarchitektur für interoperable Tracing-Apps in Europa werden. Daran sind 130 Wissenschaftler aus mehreren europäischen Ländern beteiligt. Als Sprecher fungiert Christian Boos, Mitglied des Digitalrats der Bundesregierung. Da sind auch mehrere Fraunhofer-Institute, das RKI und die TU Berlin beteiligt. Auch sie haben einen vielversprechenden Ansatz, damit wir wirklich von einer grenzüberschreitenden Funktion sprechen können.

Der Minister im Kanzleramt, Helge Braun, hat heute Morgen in einer Fernsehsendung gesagt: Wir brauchen das in jedem Fall EU-weit. Das Schlimmste wäre, wenn wir nun sozusagen viele verschiedene Tracking-Apps in Europa hätten.

Was Deutschland betrifft, hat er gesagt, dass man mit Entwicklern und Testern dabei sei, die App so reif zu bekommen, dass wir sie in den kommenden Tagen oder Wochen breit in der Bevölkerung zum Einsatz bringen können.

Dann noch der letzte Satz dazu, weil er ganz, ganz wichtig ist: Diese App soll freiwillig eingesetzt werden. Freiwilligkeit ist die Grundlage der Verwendung dieser App. Natürlich ist das von der Seite der Bundesregierung und auch von der Seite des RKI mit der Hoffnung verbunden, dass möglichst viele Menschen diese App freiwillig nutzen werden. Denn dann wird sie ihre beste Wirkung entfalten.

Frage: Wie viel Beteiligung muss sein, damit die App wirklich eine zufriedenstellende Funktionstiefe hat? Sind es 50 Prozent, 60 Prozent, 80 Prozent? Was ist sozusagen die Beteiligungsmindestzahl? Es gibt ja schon Umfragen, die zeigen, dass viele Leute das nicht wollen.

StS Seibert: Ich kann Ihnen das, ehrlich gesagt, nicht beziffern. Ich denke aber, die Argumente für diese App und das immer wieder zu erwähnende Argument der Freiwilligkeit sind trotzdem so groß, dass vielleicht, wenn sie dann auf dem Markt ist, sich doch sehr viele Menschen überlegen werden, dass sie, indem sie diese App nutzen, keinerlei datenrechtliches Risiko eingehen, aber wirklich einen nennenswerten Beitrag dazu leisten, dass wir die Infektionsketten unterbrechen können und mittelfristig die Ansteckungsquote besser in den Griff bekommen.

Frage: Der Kanzleramtsminister Helge Braun hatte sich unterschiedlich geäußert: Einmal hat er von Wochen gesprochen, bis die App da ist, und einmal von Tagen. Wie ist die zeitliche Perspektive? Handelt es sich um die NINA-App oder um eine andere Entwicklung?

StS Seibert: Nein, NINA ist ja, wenn ich das sagen darf, etwas anderes. NINA ist die App des Bundeamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, des BBK. Für jeden, der schnelle Informationen über die Coronapandemie und ihren Weg durch unser Land haben will, ist das eine sehr nützliche und empfohlene App. Das ist aber nicht die Tracing-App, über die ich hier gerade gesprochen habe.

Frage: Herr Seibert, Sie sagten gerade, die App solle innerhalb Europas vereinbar beziehungsweise interoperabel sein. Herr Braun spricht von einer einheitlichen europaweiten App. Das sind ja zwei unterschiedliche Dinge. Könnten Sie noch einmal aufklären, was jetzt gilt?

Sie sagen, dass das RKI zusammen mit dem BMG usw. diese App entwickeln. Aber wer programmiert diese App, wer sind also die Coder im Hintergrund? Ist das eine Firma, ist das Open Source? Wie ist das?

StS Seibert: Die Antworten auf diese Fragen würde ich Ihnen, weil es doch sehr ins Detail geht - auch ins technische und digitale Detail -, gerne nachreichen.

Zusatzfrage: Weil Sie den Podcast der Kanzlerin so oft erwähnen: Können Sie uns sagen, wie viele Abrufe der mittlerweile hat?

StS Seibert: Nicht aus dem Kopf.

Zusatzfrage: Ersetzen die Podcasts mittlerweile die Interviews?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin macht seit mindestens zwölf Jahren jedes Wochenende einen Videopodcast, und so war es auch am vergangenen Wochenende wieder.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

StS Seibert: Es gab schon nahezu immer in dieser Kanzlerschaft einen wochenendlichen Videopodcast. Genau das gibt es auch weiterhin, und heute Nachmittag gibt es einen Pressetermin im Kanzleramt.

Frage: Herr Seibert, Sie haben gesagt, dass mehrere Versionen dieser App geprüft werden. Können Sie die Berichte bestätigen, dass bei der Entwicklung dieser App auch die umstrittene US-Firma Palantir im Gespräch ist?

StS Seibert: Das war hier am vergangenen Freitag in der Regierungspressekonferenz und ist klar beantwortet worden. Ich würde Sie bitten, im Protokoll nachzuschauen.

Frage: Direkt an das anschließend, was der Kollege gefragt hat: Es gibt in Europa ja schon verschiedene App-Entwicklungen: Polen entwickelt, Österreich entwickelt, die Briten entwickeln eigene Apps. Wie wird denn sichergestellt, dass es am Ende nur eine gibt? Wird das möglicherweise ein Thema des EU-Gipfels beziehungsweise der Telefonschalte werden?

An das Gesundheitsministerium: Es wurde erwähnt, dass Sie zusammen mit dem RKI und einem Fraunhofer-Institut die App entwickeln. Baut diese App auf der Basis der Arbeit dieser 130 Wissenschaftler auf, oder haben Sie eine ganz eigene Entwicklung?

Berve-Schucht: Ich kann Ihnen dazu, ehrlich gesagt, keine technischen Details nennen. Wir können das im Zweifelsfall nachreichen.

StS Seibert: Auch ich würde Ihnen die technischen Einzelfragen zur Entwicklung dieses Pan European Privacy-Preserving Proximity Tracing gerne nachreichen.

Zusatzfrage: Das war jetzt aber keine technische Einzelfrage, sondern eine Frage nach den politischen Abstimmungen, also danach, ob das möglicherweise auf dem EU-Gipfel eine Rolle spielt, weil einzelne EU-Regierungen ja längst an verschiedenen Apps arbeiten.

StS Seibert: Ich kann dem nächsten Europäischen Rat im Videokonferenzformat hier nicht vorgreifen, aber ich reiche Ihnen trotzdem gerne eine Antwort nach.

Frage (zum Thema Eurobonds): Was hält die Bundesregierung von dem Gentiloni/Breton-Vorschlag beziehungsweise dem Vorschlag der EU-Kommission eines Fonds, der langfristige Anleihen ausgibt? Wird der Europäische Rat noch diese Woche stattfinden?

Kolberg: Zu dem Thema haben wir hier jetzt ja schon oft gesprochen. Der Minister wird hier gleich eine Pressekonferenz geben, und ich denke, da kann man ihn auch noch einmal zu der europäischen Dimension der Hilfe, die wir leisten, fragen. Er hat ja heute zusammen mit dem Außenminister auch einen Gastbeitrag herausgegeben, in dem er noch einmal betont, dass wir eine gemeinsame solidarische Antwort auf die Krise brauchen, und hat konkrete Vorschläge gemacht, wie diese Hilfe aussehen kann. Darüber ist er gerade mit seinen europäischen Partnern im Gespräch. Er wird dann am Dienstag eine Telefonkonferenz mit den Partnern aus der Eurogruppe im erweiterten Format abhalten und wird sich danach auch dazu äußern. Dann werden die Finanzministerinnen und Finanzminister dem Europäischen Rat einen Vorschlag machen.

StS Seibert: Ich kann die Frage nach dem Europäischen Rat ganz kurz beantworten: Die Einladung ist natürlich eine Sache des Präsidenten des Europäischen Rates, Charles Michel. Bisher liegt keine neue Einladung zu einer Videokonferenz vor.

Frage (zur Lage am Ölmarkt): Vielleicht an Herrn Breul und gegebenenfalls an Frau Baron: Können Sie uns sagen, wie Sie den Streit zwischen den Saudis und den Russen bewerten und wie Sie sich zu OPEC generell positionieren?

Baron: Ich kann das gerne ganz kurz beantworten: Wie üblich nehmen wir keine Kommentierungen zu OPEC-Verhandlungen vor und erstellen auch keine Ölpreisprognosen. Ich kann Ihnen aber sagen, dass die Versorgungssicherheit in Deutschland gewährleistet ist.

Zusatzfrage: Halten Sie OPEC für eine legitime Organisation?

Baron: Ich kommentiere das wie gesagt nicht.

Zusatzfrage: Herr Seibert?

StS Seibert: Die Kollegin hat sich da ausgesprochen und ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Flüchtlinge, genauer gesagt zur Verteilung der 1600 Kinder und Jugendlichen: Wir haben bisher gehört, das liege in der Hand der Kommission. Nun ist Luxemburg vorangegangen, und alle Beteiligten sind sich einig, dass die Zeit sehr drängt. Ist es in dieser Situation nicht an der Zeit, tatsächlich als Deutschland zu handeln, und nicht darauf zu warten, dass die andere noch verbliebenen sechs Staaten, in denen es anscheinend Verzögerungen gibt, sich zur Aufnahme bereiterklären?

Grünewälder: Dazu haben wir ja schon verschiedentlich von dieser Stelle aus gesprochen. Ziel der Bundesregierung und auch des Bundesinnenministers ist es hier, schnellstmöglich eine humanitäre Lösung insbesondere für die Kinder aus den Flüchtlingslagern zu finden. Die EU-Kommission hat hier - auch auf Drängen des Bundesinnenministers - die Koordinierung übernommen. Die Gespräche werden geführt, auch im Hintergrund mit dem Kreis der Staaten, die sich da bereiterklärt haben. Auch da ist der Bundesinnenminister sehr aktiv. Wir hoffen, dass hier sehr zeitnah konkret gehandelt werden kann. Von unserer Seite aus liegt da alles Erforderliche vor. Es sind verschiedene Stellen, die hier zusammenarbeiten: nicht nur die EU-Kommission, sondern auch die IOM und der UNHCR. Die technischen Abstimmungen laufen, und es wird morgen auch eine weitere Telefonkonferenz der zuständigen EU-Kommissarin mit den Innenministern der Mitgliedstaaten, die sich bereiterklärt haben, geben.

Es läuft also, wir arbeiten mit Hochdruck daran, und wir sind zuversichtlich, dass wir hier im europäischen Verbund bald eine Lösung hinbekommen.

Zusatzfrage: Das sagen Sie nun schon seit geraumer Zeit und das Ganze läuft schon seit mehreren Wochen. Haben Sie für sich als Haus oder hat die Bundesregierung intern eine Frist, ab der Sie sagen "Nein, jetzt handeln wir allein"?

Grünewälder: Der Bundesinnenminister hat wiederholt deutlich gemacht, dass für ihn ein Vorgehen im europäischen Gleichklang von äußerster Wichtigkeit ist. Es ist nun Aufgabe der EU-Kommission, die Voraussetzungen zu schaffen, um die Gespräche zu einem guten Ende zu führen. Wir sind sehr optimistisch, dass wir bald Fortschritte sehen.

Frage: Ich habe es noch nicht ganz verstanden. Durch das Vorgehen von Luxemburg gibt es jetzt ja eine neue Lage. Offenbar ist es nicht erforderlich - das ist jedenfalls meine Interpretation -, dass man ein EU-weites Handeln beziehungsweise einen EU-Beschluss abwartet, sondern jedes Land kann offenbar selber entscheiden, ob es Kinder aufnimmt oder nicht. Warum nimmt Deutschland keine Kinder auf?

Grünewälder: Nach meiner Information nimmt Luxemburg 10 Kinder auf. Der Bundesinnenminister hat wiederholt deutlich gemacht, dass ihm ein Vorgehen im europäischen Gleichklang hier sehr wichtig ist. Deswegen koordiniert die EU-Kommission und führt hierzu ernsthafte Gespräche. Wir unterstützen das im Hintergrund sehr intensiv, allen voran der Bundesinnenminister, und wir gehen davon aus, dass wir zeitnah eine europäische Lösung hinbekommen. Das ist die Position von Deutschland.

Frage: Herr Seibert, ist die Lage der Flüchtlinge mittlerweile Chefinnensache? Bis wann müssen aus Sicht der Kanzlerin die Menschen da raus sein? Kann das noch den ganzen April dauern, müssen wir bis zur Katastrophe warten?

StS Seibert: Das ist ein Thema, das die Bundeskanzlerin bewegt, so wie es die Bundesregierung insgesamt bewegt. Der Innenminister ist da, wie sein Sprecher gerade gesagt hat, sehr engagiert, auch hinter den europäischen Kulissen. Wir hoffen und haben auch den Optimismus, dass es eine zeitnahe europäische Lösung geben wird.

Zusatzfrage: Aber keine Chefinnensache?

StS Seibert: Ich weiß ehrlich gesagt gar nicht, was Sie mit diesem Begriff meinen. Wie alles, was wichtig ist, beschäftigt das auch die Bundeskanzlerin, die dieser Bundesregierung vorsitzt, ja.

Frage: Doch noch einmal ein Coronathema: Es gibt ja die Klagen einiger gemeinnütziger Organisationen - beispielsweise der Jugendherbergsverband -, dass sie keinen Rettungsschirm finden. Da geht es, glaube ich, um 10 000 Arbeitsplätze, die möglicherweise verlorengehen. Ist da irgendetwas angedacht, sodass auch diese gemeinnützigen Organisationen in den Genuss von staatlicher Hilfeleistung kommen?

Kolberg: Vielleicht kann ich dazu etwas sagen. Die Soforthilfen des Bundes
für die Gewährung von Überbrückungshilfen in der Coronakrise werden für
Unternehmen und Soloselbstständige zur Verfügung gestellt und stehen
selbstverständlich auch gemeinnützigen Organisationen offen. Voraussetzung
ist jedoch, dass der Antragsteller wirtschaftlich und damit dauerhaft am
Markt als Unternehmen tätig ist. Die Unterstützung durch den WSF, also den
Wirtschaftsstabilisierungsfonds beziehungsweise die Sonderkredite, dürfte
dagegen aufgrund der Gemeinnützigkeit und auch aufgrund der Größenkriterien
ausscheiden. Der Investitionskredit Kommunale und Soziale Unternehmen der
KfW ermöglicht kommunalen Unternehmen und gemeinnützigen Organisationen
aber eine zinsgünstige und langfristige Finanzierung von Investitionen in
die kommunale und soziale Infrastruktur sowie bis zum 30. Dezember 2020
auch die Finanzierung von Betriebsmitteln.

Montag, 6. April 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 6. April 2020
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EUROPA/1679: Müssen in Europa endlich wieder über private Investitionen sprechen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. April 2020

TONCAR: Müssen in Europa endlich wieder über private Investitionen
sprechen



Zu den Beratungen der Eurogruppe erklärt der finanzpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Die Eurogruppe muss Beschlüsse fassen, die ein starkes Signal des
europäischen Zusammenhalts senden und die finanzielle
Handlungsfähigkeit der Mitgliedsstaaten sichern. Genau dafür steht
der Europäische Stabilitätsmechanismus zur Verfügung, dieser sollte
bei Bedarf genutzt werden. Euro-Bonds und andere Formen einer
gemeinschaftlichen Haftung für Schulden sind dagegen grundlegend
falsch. Sie führen nicht zum Erfolg, da Anreize zum soliden
Wirtschaften verloren gehen. Wichtig ist auch, dass wir in Europa
endlich wieder über private Investitionen sprechen. Der Staat kann
Wirtschaftswachstum nicht einfach mit Geld erkaufen. Er kann nur die
Bedingungen dafür schaffen, dass Privatunternehmen am Markt
erfolgreich sind. Kurzfristig sollte die Europäische Investitionsbank
den Unternehmen mit Bürgschaften und günstigen Krediten durch die
Krise helfen. Wir sollten aber schon heute an einer europäischen
Agenda 2030 arbeiten: Dazu gehört vor allem den Binnenmarkt zu
vollenden, um Europa im globalen Wettbewerb zu stärken. Denn nach
dieser Krise werden wir unsere gesamte Leistungskraft mobilisieren
müssen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. April 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





INNEN/4867: Brauchen umfassende Strategie im Kampf gegen Rechtsextremismus


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. April 2020

THOMAE: Brauchen umfassende Strategie im Kampf gegen Rechtsextremismus



Zum Anstieg rechtsextrem motivierter Straftaten erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Die Zunahme rechtsextrem motivierter Straftaten ist eine große
Gefahr für unsere Demokratie. Die gestiegene Zahl bei
Propagandadelikten, Fällen von Volksverhetzung und antisemitischen
Straftaten ist besorgniserregend. Es ist richtig, dass sich die
Bundesregierung dieser Gefahr in den letzten Monaten intensiver
gewidmet hat, doch das bisher beschlossene Maßnahmenpaket reicht
schlichtweg nicht aus. Wir brauchen eine umfassende Strategie im
Kampf gegen Rechtsextremismus. Dafür muss die Justiz besser
ausgestattet werden. Zudem gilt es, Rechtsextreme konsequent zu
entwaffnen, rechtsextreme Vereinigungen schneller zu verbieten sowie
die Präventionsarbeit zu stärken. Letztlich ist eine Neuordnung der
Sicherheitsarchitektur in Deutschland überfällig, um den Rechtsstaat
handlungsfähiger zu machen: Wir brauchen eine Föderalismuskommission
III, die systematisch und gemeinsam mit den Ländern die Vernetzung
sowie Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der
Sicherheitsbehörden reformiert."

 * 

Quelle:
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1187: Wie werden Gelder zur Pandemie-Bekämpfung verwendet (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 32/2020

Nach Anlaufen der Corona-Hilfsmaßnahmen:

Finanzausschuss informiert sich, wie Gelder zur Pandemie-Bekämpfung
verwendet werden



Stuttgart. Am 19. März 2020 machte der Landtag in einer Sondersitzung
den Weg frei für Hilfsgelder in Milliardenhöhe zur Bekämpfung der
Auswirkungen der Corona-Pandemie. In der von den Fraktionen SPD und
FDP/DVP beantragten Sondersitzung des Ausschusses für Finanzen am
Montag, 6. April 2020, informierten sich die Mitglieder des Gremiums,
wofür und in welchem Umfang diese Hilfsgelder derzeit eingesetzt
werden. Dies teilte der Ausschussvorsitzende, Rainer Stickelberger
(SPD), mit. Erstmalig nahmen die Mitglieder des Finanzausschusses per
Video- und Telefonschalte an einer Sitzung teil.

Insgesamt 6,2 Milliarden Euro stehen Baden-Württemberg zur Verfügung,
um die Auswirkungen der Corona-Pandemie einzudämmen: 1,2 Milliarden
Euro kommen aus der Rücklage für Haushaltsrisiken, weitere fünf
Milliarden Euro kann das Land an neuen Krediten aufnehmen. "Das Geld
fließt einerseits in Maßnahmen zur gesundheitlichen Bekämpfung der
Pandemie und wird andererseits dazu verwendet, Soloselbstständigen und
Kleinunternehmen über finanzielle Schwierigkeiten aufgrund der
Pandemie hinwegzuhelfen", erklärte Stickelberger. Nach Informationen
des Wirtschaftsministeriums hätten bis vergangenen Freitagnachmittag
225.834 kleine Betriebe Anträge auf Soforthilfe gestellt, von denen
etwa rund 104.000 an die für die Auszahlung zuständige L-Bank
weitergeleitet wurden. Etwa 10.000 Anträge mit einer Gesamthöhe von
ca. 104 Millionen Euro seien inzwischen bewilligt worden.

Neben den Betrieben der freien Wirtschaft könnten nun auch
Organisationen des Bevölkerungsschutzes wie das Deutsche Rote Kreuz,
die Johanniter oder der Arbeiter-Samariter-Bund Hilfsgelder vom Land
beantragen. Hierfür stünden 15,3 Millionen Euro zur Verfügung, so das
Finanzministerium. Dieses Geld sei dazu gedacht, Ehrenamtliche zu
entschädigen, denen aufgrund ihres Einsatzes im Rettungswesen der
Arbeitslohn oder Einnahmen aus ihrer selbstständigen Tätigkeit fehlen
würden. Außerdem zahle das Land für Dienstkleidung und
Schutzausrüstung wie Masken und Schutzanzüge. Wie der
Ausschussvorsitzende mitteilte, würden rund 200 Millionen Euro in die
Beschaffung von Schutzkleidung sowie in den Kauf von Beatmungsgeräten
fließen.

Darüber hinaus genehmigte der Finanzausschuss jeweils einstimmig
Mittel zur Förderung von Forschungs- und Fertigungsprojekten. So
willigten die Mitglieder laut Stickelberger ein, Gelder im Umfang von
35,5 Millionen Euro zur Förderung der Batteriezellfertigung zu
verwenden; konkret sollen damit die Projekte "summer IPCEI" und
"autumn IPCEI" kofinanziert werden. Außerdem erhält das
"Kompetenzzentrum Quantencomputing" Finanzmittel in Höhe von bis zu 40
Millionen Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 32/2020 - 6. April 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5425: Während der Corona-Krise gewinnt digitaler Verbraucherschutz an Bedeutung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.04.2020

Während der Corona-Krise gewinnt digitaler Verbraucherschutz an
Bedeutung

Verbraucherrechte dürfen nicht ausgesetzt oder abgeschafft werden



Zur heutigen Pressekonferenz der Verbraucherschutzministerin Anne
Spiegel und der Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz erklärt Anke
Simon, die verbraucherschutzpolitische Sprecherin der
SPD-Landtagsfraktion:

"Während der Corona-Krise, die das private und öffentliche Leben sowie
das Geschäftsleben in der Bundesrepublik Deutschland in einem nicht
gekannten Ausmaß beeinträchtigt, gewinnt Verbraucherschutz an
Bedeutung. Viele Bürgerinnen und Bürger haben offene Fragen, ob und
wie sie sich vor Betrügereien oder Abzocke schützen und wann sie bei
Absagen von Reisen oder Veranstaltungen Geld zurückverlangen können.
Es ist sehr gut, dass die Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz einen
großen Schwerpunkt auf digitalen Verbraucherschutz legt, insbesondere
auf Video-Chat- und Telefonberatung. Zudem werden Web-Seminare und
Video-Chat-Angebote organisiert. Für uns als SPD-Fraktion ist klar: In
diesen Wochen geht es darum, die Verbreitung des Coronavirus
SARS-CoV-2 einzudämmen. Allerdings dürfen Verbraucherrechte nicht
ausgesetzt oder abgeschafft werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. April 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5424: "Pflege-Bonus" als erster Schritt zu einer neuen Wertschätzung (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.04.2020

COVID-19: "Pflege-Bonus" als erster Schritt zu einer neuen
Wertschätzung



Die Corona-Krise stellt uns als Gesellschaft vor ungekannte
Herausforderungen. Insbesondere die Pflegekräfte in unseren
Krankenhäusern und in den Alten- und Pflegeheimen, aber auch alle
anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im gesamten
Gesundheitsbereich leisten jeden Tag unschätzbare Dienste und begeben
sich in unmittelbare persönliche Gefahr. Schon in normalen Zeiten sind
die Belastungen in diesen Berufen besonders hoch. Es braucht deshalb
gerade jetzt ein deutliches Zeichen an die Mitarbeitenden. Dazu
erklärt Katharina Binz, gesundheitspolitische Sprecherin der GRÜNEN
Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz:

"Dass den Pflegeberufen in der aktuellen Krisensituation endlich die
Wertschätzung und Anerkennung zuteilwird, die sie eigentlich längst
verdient hätten, ist ein wichtiges und gutes Zeichen. Warme Worte oder
täglicher Applaus reichen aber nicht aus, um unsere Dankbarkeit und
unseren Respekt zum Ausdruck zu bringen. Die Wertschätzung muss sich
auch in konkreten Hilfen und Leistungen niederschlagen.

Wir wollen deshalb Mitarbeitenden im Gesundheitsbereich einen
steuerfreien Bonus zukommen lassen. Das Land Schleswig-Holstein bringt
hierzu eine Initiative im Bundesrat auf den Weg. Wir fordern die
Landesregierung auf, sich dieser Bundesratsinitiative anzuschließen,
damit Menschen, die in unmittelbarem Kontakt mit COVID-19-Patientinnen
und -Patienten arbeiten, in einem ersten Schritt mit einer
bundesweiten Bonuszahlung unterstützt werden können. Das
Bundesfinanzministerium hat angekündigt, dass Bonuszahlungen im Rahmen
der Corona-Krise bis zu 1500 Euro steuer- und sozialbeitragsfrei
bleiben sollen. Ein "Pflege-Bonus" sollte sich also an dieser Höhe
orientieren. Wie zudem berichtet wird, sind die Pflegekassen bereit
einen Beitrag in dieser Höhe zu finanzieren.

Wir wollen mit diesem Bonus unsere Anerkennung für alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesen Berufen ausdrücken und
ihnen für ihre Aufgaben den Rücken freihalten. Die Krise hält uns aber
auch einmal mehr vor Augen: Wir müssen die Löhne und
Arbeitsbedingungen in den Pflegeberufen vor allem auch strukturell
verbessern. Es muss deshalb endlich ein Flächentarifvertrag mit
deutlichen Lohnzuwächsen geschlossen werden."

 * 

Quelle:
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ARBEIT/1222: Erntehelfer vor Ausbeutung schützen


SPD-Pressemitteilung vom 7. April 2020

Erntehelfer vor Ausbeutung schützen



Zum Kompromiss zur Einreise von Erntehelfern aus Osteuropa erklärt der
AfA-Bundesvorsitzende Klaus Barthel:

"Seehofer und Klöckner haben einen Kompromiss gefunden, der wieder auf
dem Rücken der Arbeiter ausgetragen werden könnte. Mal abgesehen von
der Frage, ob es die angedachten Flüge überhaupt gibt, stellt sich
zunächst das Problem mit dem Mindestabstand, den wir ja alle einhalten
müssen. Er kann weder bei der Anreise noch in den Sammelunterkünften
so ohne weiteres gewährleistet werden. Wie außerdem der Einsatz
zigtausender freiwilliger Helfer und Helferinnen oder auch der
geforderte "Gesundheitscheck" unter diesen Bedingungen organisiert
werden soll, bleibt völlig unklar. Es scheint, als würde hier unter
dem Druck wirtschaftlicher Interessen eine Schneise gesundheitlicher
Risiken geschlagen. Das untergräbt die Glaubwürdigkeit der
Notmaßnahmen und Kontaktsperren für 80 Millionen Bundesbürger enorm.

Neben dem in der Praxis drohendem Fehlen des gesetzlich
vorgeschriebenen Arbeits- und Gesundheitsschutzes besteht die Gefahr,
dass die traditionellen Billiglöhne auf den Feldern noch weiter unter
Druck geraten. Die Auftraggeber haben bisher keinerlei Bereitschaft
gezeigt, hieran etwas zu ändern. Deshalb fordern wir, dass die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung (FKS) in diesem
Bereich in den nächsten Wochen massiv kontrolliert, damit wenigstens
die gesetzlichen oder tariflichen Mindeststandards eingehalten werden.
Dies ist einfacher als bisher, da bezüglich der "Rückmeldungen des
Berufsstandes" und der damit verbundenen Nachweispflichten die
Datenbasis wesentlich besser als bisher sein müsste.

Die schwierige Situation der Landwirtschaft darf nicht zu einer neuen
Spirale der Lohndrückerei führen, weder bei den osteuropäischen
Arbeitern noch bei den einheimischen Freiwilligen. Alle sind dringend
auf das Geld angewiesen. Billiger Spargel ist kein Argument für
verschärfte Ausbeutung."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 7. April 2020
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BILDUNG/1542: Ausbildungsplätze sichern - Allianz für Aus- und Weiterbildung muss aktiv werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. April 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Ausbildungsplätze sichern: Allianz für Aus- und Weiterbildung muss aktiv werden



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Für das kommende Ausbildungsjahr 2020 muss ein dramatischer Abbau von
Ausbildungsplätzen verhindert werden. Neben den bereits jetzt
spürbaren Auswirkungen auf Auszubildende, wie zum Beispiel verschobene
beziehungsweise abgesagte Prüfungen, ist das die drängendste Frage,
auf die die Allianz für Aus- und Weiterbildung schnell tragfähige
Antworten finden muss.

"Die SPD-Bundestagsfraktion fordert nachdrücklich die Aktivierung der
Allianz für Aus- und Weiterbildung zur Klärung dringender Fragen.
Insbesondere um den Erhalt von Ausbildungsplätzen für das Jahr 2020 zu
sichern, bedarf es schneller Entscheidungen. Daher muss
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier die Sozialpartner
schnellstmöglich zu einer Krisensitzung zusammenzurufen. Als zentrale
politische Plattform der dualen Ausbildung sind sie die richtigen
Ansprechpartner, um gemeinsam Lösungen für die drängendsten Probleme
zu vereinbaren.

Vorrang muss dabei die Sicherstellung des Ausbildungsjahres 2020
haben. Alle Allianzpartner sind aufgerufen miteinander die notwendigen
Verabredungen zu treffen, um das Schlimmste zu verhindern. Auch ein
überbetrieblicher Fonds zur Sicherstellung von Ausbildungsplätzen
sollte mit Augenmaß und Verantwortung beraten werden.

Mit Blick auf die Auszubildenden, die aktuell kurz vor ihren Prüfungen
stehen, ist zudem zeitnah zu klären, wie mit verschobenen Prüfungen,
beziehungsweise ersatzlos abgesagten Zwischenprüfungen, umgegangen
werden soll. Auszubildenden dürfen keine Nachteile entstehen. Und
Zwischenprüfungen müssen als Prüfungsvoraussetzungen für die
Abschlussprüfungen im kommenden Jahr ausgesetzt werden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/071: Brasil Felipe Honorato - Auswirkung von Corona auf die arme und periphere Bevölkerung wird verheerend sein (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion São Paulo vom 2. April 2020

Brasilien

Die Auswirkung auf die arme und periphere Bevölkerung wird 
verheerend sein



Eine noch nie dagewesene Krise sucht Brasilien und die Welt
heim. Covid-19, das neue Coronavirus, hat die Volkswirtschaften der
Welt erschüttert und sich als komplexe Krise erwiesen. Um das Thema
besser zu verstehen, interviewte Pressenza Brasil Felipe Honorato,
einen Universitätsprofessor und Mitarbeiter von Pressenza.

 * 

Pressenza Brasilien: Wie schätzen Sie die aktuelle
Coronavirus-Krise ein und was werden die Auswirkung für die ärmsten,
benachteiligten Bevölkerungsgruppen in Brasilien sein?

Felipe Honorato: Ich habe vor allem noch nie eine so große Krise
erlebt. Ich hätte mir nie vorstellen können, dass die großen
städtischen Zentren so zum Stillstand kommen würden wie derzeit Paris,
Madrid und Mailand; ebenso wenig hätte ich mir vorstellen können, dass
ein Ereignis die Macht hätte, Sportveranstaltungen wie die Copa
Libertadores, die NBA, die Formel 1, welche riesige Geldsummen
bewegen, abzusagen oder zu verschieben.

Dass die deutsche Kanzlerin Angela Merkel sagte, die Pandemie sei die
größte Herausforderung für Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg,
gibt eine Vorstellung vom Ausmaß der Krise, die wir gegenwärtig
erleben. Es ist schwierig, die finanziellen und sozialen Auswirkungen
zu erfassen, die diese Krise sowohl zum Schlechten als auch zum Guten
hat und weiterhin haben wird - die CO2-Emissionen sind seit Beginn der
Quarantäne weltweit dramatisch zurückgegangen, die Kanäle von Venedig,
ohne Touristen, haben zum Beispiel wieder kristallklares Wasser.

Ich glaube, dass die Auswirkungen auf die arme und periphere
Bevölkerung verheerend sein werden. Wir sehen, dass das Coronavirus
hochgradig ansteckend ist. In einem Umfeld, in dem der Zugang zum
Gesundheitssystem erschwert ist, grundlegende sanitäre Einrichtungen
und der Zugang zu wesentlichen Dingen der Körperpflege fehlen, was in
den Vororten die Realität ist, wird es wie ein Feuer im Stroh sein.
Das Virus hat sich schnell auf allen Kontinenten ausgebreitet. Stellen
Sie sich nun vor, welches Übertragungspotential dieses Virus in einer
bevölkerungsreichen Favela von Rio de Janeiro oder SÃo Paulo
haben wird, Gebiete mit extremer Verwundbarkeit. Wenn wir nicht an
konkrete Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie unter diesen Menschen
denken, werden wir meiner Meinung nach eine große Katastrophe erleben.

Wie bewerten Sie die Bemühungen der Bundes- und Landesregierungen?


Ich denke, dass der Präsident sehr schlecht gehandelt hat, als er in
die USA gereist ist, während sich das Virus dort ausbreitet, und die
Vorsichtsmaßnahmen in Frage gestellt hat, die von allen eingehalten
werden sollten, die zurzeit aus dem Ausland einreisen. Auch die
Haltung eines seiner Söhne, der Parlamentarier ist, und des
Außenministeriums gegenüber der drohenden diplomatischen Krise mit
China war verwerflich - die asiatische Nation, unser heutiger
Hauptwirtschaftspartner, wird für Brasilien sehr wichtig sein, um die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie zu überwinden. Abgesehen
davon ist es ein Land, das mit Materialspenden und Fachleuten anderen
vom Coronavirus betroffenen Nationen hilft. Der Präsident ist nicht
auf der Höhe der Zeit, er verachtet die Wissenschaft, und diese Art
des Denkens spiegelt sich in der Abschätzigkeit wider, mit der er über
das Coronavirus und die Pandemie - eine "kleine Grippe" - spricht.
Meiner Meinung nach hätten die Beschränkungen für ausländische
Reisende aus Asien, Westeuropa und den Vereinigten Staaten schon
früher eingeführt werden müssen, vor der Beschränkung für Venezolaner
und Staatsangehörige anderer südamerikanischer Länder. Ich glaube,
dass die Landes- und Kommunalregierungen dabei sind, die Führung im
Kampf gegen das Coronavirus zu übernehmen, und dass die Situation noch
ernster wäre, wenn es diese anderen föderalen Einheiten nicht gäbe.

Welche Bedeutung hat der Staat angesichts akuter Krisen wie
dieser?

In Brasilia gab es den Fall einer Person, die sich mit dem Coronavirus
angesteckt hatte, ein privates Krankenhaus aufsuchte und von diesem an
SUS [1] überwiesen wurde. Das SUS wird bei der Steuerung der
Krankenhäuser in dieser Krise unweigerlich die Führung übernehmen,
weil die meisten Brasilianer keine Krankenversicherung haben. Das SUS
ist das Hauptinstrument für die Umsetzung der öffentlichen
Gesundheitspolitik im Land, weil es von vielen Krankenhäusern und
Fachleuten gebildet wird, die in ihren jeweiligen Bereichen eine
führende Rolle spielen. Auch die Universitäten und öffentliche
Forschungsinstitute sind bei der Erforschung von COVID-19 in Brasilien
führend, wobei USP [2], UNICAMP [3], FIOCRUZ [4] und das
Adolfo-Lutz-Institut hervorzuheben sind.

Dem Staat obliegt auch das Gewaltmonopol, das im Falle einer totalen
Quarantäne unerlässlich ist, sowie die Umsetzung öffentlicher
Maßnahmen, die notwendig sind, um zu entscheiden, wie die Pandemie
bekämpft werden soll, wie mit den wirtschaftlichen Auswirkungen dieser
gesamten Krise umgegangen werden soll, usw. ... Kurz gesagt, zumindest
im Fall Brasiliens wird die gesamte Zuständigkeit für die Bewältigung
der Pandemie und ihrer unterschiedlichsten Folgen in der Verantwortung
des Staates liegen.


Die Übersetzung aus dem Portugiesischen wurde von Petra Raue
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:


[1] Sistema único de saúde (staatliches kostenloses
Gesundheitswesen)

[2] Universidade de São Paulo

[3] Universidade Estadual de Campinas, Bundestaat Sao Paulo

[4] Fundação Oswaldo Cruz


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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BERUF/1975: Neue Ausbildungsordnung für Hauswirtschafter/-innen (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 06.04.2020

Gut versorgt und gut betreut - alles aus einer Hand!

Neue Ausbildungsordnung für Hauswirtschafter/-innen



Ein außerordentlich breites Spektrum an Einsatzfeldern bei der Versorgung
und Betreuung von Personen - das ist die Besonderheit des anerkannten
dualen Ausbildungsberufs Hauswirtschafter und Hauswirtschafterin. Denn
neben Einrichtungen der Alten-, Kinder-, Jugend- und Familienhilfe,
Wohngruppen, Schulen und Kindergärten sind Fachkräfte auch in
Kureinrichtungen und Krankenhäusern, Privathaushalten und
landwirtschaftlichen Unternehmen, Beherbergungsbetrieben, Tagungshäusern,
gastronomischen Einrichtungen, Dienstleistungszentren und Quartieren
tätig.

Gerade die aktuellen Herausforderungen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
belegen, wie hoch der Stellenwert der in diesem Bereich beruflich
Qualifizierten für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft sowie
der Sicherung von Grundbedürfnissen ist.

Gemeinsam mit den zuständigen Bundesministerien sowie den Sozialpartnern
und Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis hat das Bundesinstitut
für Berufsbildung (BIBB) im Auftrag der Bundesregierung die
Berufsausbildung für Hauswirtschafter und Hauswirtschafterinnen nunmehr
modernisiert. Die neue Ausbildungsordnung tritt zum 1. August 2020 in
Kraft.

Der Breite an Einsatzfeldern entspricht auch die Breite des
Kompetenzprofils. Ausgehend von einer systematischen Bedarfsermittlung
werden Versorgungs- und Betreuungsleistungen personen- und
zielgruppenorientiert geplant und umgesetzt sowie deren Wirkungen
überprüft und Prozesse situationsbezogen gesteuert. Hierbei kommt der
Zusammenarbeit im Team, auch interdisziplinär, eine besondere Bedeutung
zu. Versorgungstätigkeiten, die auch zur Aktivierung zu betreuender
Personen eingesetzt werden, wie zum Beispiel das Zubereiten von Speisen,
die Gestaltung und Reinigung von Räumen sowie die Pflege von Textilien,
runden das Profil ab.

Teil der beruflichen Handlungsfähigkeit ist aber auch das Thema
Nachhaltigkeit, beispielsweise das Beschaffen von Gebrauchs- und
Verbrauchsgütern unter Berücksichtigung von Herkunft, Herstellung und
langfristiger Nutzbarkeit. Weitere Kompetenzen sind erforderlich im
Zusammenhang mit der Kalkulation und Vermarktung von Produkten und
Dienstleistungen sowie Maßnahmen zur Hygiene und Qualitätssicherung. In
der zweiten Hälfte ihrer Ausbildung können die angehenden
Hauswirtschafter/-innen dann ihre Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
in einem der Schwerpunkte personenbetreuende Dienstleistungen,
serviceorientierte Dienstleistungen sowie ländlich-agrarische
Dienstleistungen vertiefen.

Bundesweit werden insgesamt rund 2.500 meist weibliche Fachkräfte
ausgebildet, der Bedarf an in diesem Bereich beruflich Qualifizierten ist
sehr groß. Im Anschluss an die Ausbildung besteht die Möglichkeit, eine
Aufstiegsfortbildung zu absolvieren - etwa zum/zur Geprüften
Fachhauswirtschafter/-in, zum/zur Meister/-in der Hauswirtschaft, zum/zur
Staatlich geprüften hauswirtschaftlichen Betriebsleiter/-in oder zum/zur
Staatlich geprüften Agrarbetriebswirt/-in.

Die jetzt modernisierte Ausbildungsordnung und der darauf abgestimmte, von
der Kultusministerkonferenz (KMK) für den schulischen Teil der dualen
Ausbildung entwickelte Rahmenlehrplan lösen die bestehende Regelung aus
dem Jahr 1999 für den gleichlautenden Vorgängerberuf ab.

Weitere Informationen zur modernisierten Ausbildungsordnung
"Hauswirtschafter/-in" unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/360: "Schneckentempo des Digitalpakts nach der Corona-Krise beenden" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 7. April 2020

GEW: "Schneckentempo des Digitalpakts nach der Corona-Krise beenden"

Bildungsgewerkschaft: Masterplan notwendig - Lehrkräfte und Lernende
schützen und besser ausstatten!



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
einen Masterplan angeregt, der während der Corona-Krise die Gesundheit der
Lehrkräfte und Lernenden schützt und die digitale Ausstattung der Schulen
vorantreibt. Der Plan solle für guten Datenschutz sorgen und das
professionelle Arbeiten der Lehrkräfte unterstützen. "Dieser Masterplan
kann auch einen Beitrag leisten, um der sozialen Spaltung in der Schule und
der Gesellschaft zu begegnen. Die Schulschließungen wegen der
Corona-Pandemie haben gezeigt: Das Schulsystem ist auf Online-Lernen und
einen flächendeckenden Einsatz digitaler Medien und Tools nicht gut
vorbereitet. Jetzt rächt sich, dass die Ausstattung der Schulen und
Lehrkräfte zu langsam lief und der Digitalpakt Schule nur im Schneckentempo
in Gang kam", sagte Ilka Hoffmann, GEW-Vorstandsmitglied Schule, am
Dienstag in Frankfurt a.M. mit Blick auf die Probleme des 
Online-Unterrichts. Dennoch wüchsen viele Lehrkräfte und Schulen in der Krise über
sich hinaus und entwickelten neue Kommunikations- und Unterrichtsformen.
Dabei nutzten sie die digitalen Möglichkeiten, soweit es geht.

"Alle Lehrkräfte müssen dienstliche Endgeräte und eine dienstliche
Mailadresse bekommen", betonte Hoffmann. Dies sei bisher bei weitem nicht
der Fall: 90 Prozent der Lehrkräfte nutzen laut Zwischenergebnis einer
repräsentativen, bisher nicht veröffentlichten GEW-Studie private
Endgeräte, ein Großteil der Lehrkräfte besitzt lediglich private
Mailadressen. Dies löse Datenschutzprobleme aus, die geklärt werden müssen.
"Nur die Hälfte der Lehrkräfte sagt, dass der Datenschutz an ihrer Schule
grundsätzlich geregelt sei. Wir brauchen aber juristische Sicherheit für
alle Lehrerinnen und Lehrer", betonte die GEW-Schulexpertin.

"Die Krise könnte der Entwicklung von Konzepten, die digitale und analoge
Lernformen miteinander verbinden, einen neuen Schub verleihen", sagte
Hoffmann. Allerdings seien dafür einige Fragen zu klären. Aktuell seien die
Schulen technisch schlecht ausgestattet. Zudem gebe es zu wenige
Fortbildungsangebote für Lehrkräfte, Nutzung und Anwendung digitaler Tools
zu erlernen. Für das unüberschaubare digitale Angebot benötigten Familien
und Lehrkräfte mehr Orientierungshilfen. "Wir brauchen einen öffentlich
finanzierten und verantworteten Kompass für allgemeinbildende und
berufsbildende Schulen, der Materialien, Apps und Tool bewertet und
empfiehlt", stellte Hoffmann klar. Zudem brauchten die Schulen mehr
Unterstützung sowie größere Freiräume, auf die Einrichtung zugeschnittene
Konzepte zu entwickeln. "Sinnvolle und nachhaltige pädagogische Konzepte
entstehen nur im Dialog mit den Lehrerinnen und Lehrern", sagte Hoffmann.

Sie machte sich dafür stark, dass der Staat jetzt verstärkt in die
Entwicklung sicherer, öffentlicher und kommerzfreier IT-Dienstleistungen
und Unterrichtsressourcen investiert. "Es ist nicht das Gebot der Stunde,
Privatunternehmen, die Plattformlösungen anbieten, mit Geldspritzen zu
pampern. Schnellschüsse, die lediglich privaten Lobbyinteressen dienen,
führen auf dem Weg zu einem Masterplan nicht weiter", unterstrich Hoffmann.
So lange grundsätzliche Fragen wie Ausstattung der Schulen, Entwicklung
didaktischer Konzepte und der Datenschutz nicht geklärt seien, nutzten
Plattformen, die die meisten Schülerinnen und Schüler zudem gar nicht
erreichen, nichts.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. April 2020

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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GEWERKSCHAFT/359: Studentische Forderungen zum Umgang mit Coronakrise (unter_bau)


Alternative Hochschulgewerkschaft unter_bau - 6. April 2020

Studentische Forderungen zum Umgang mit Coronakrise.

unter_bau unterstützt Bündnis Solidarsemester 2020



Im Bündnis Solidarsemester 2020 haben sich der freie zusammenschluss von
student*innenschaften (fzs), die Landesstudierendenvertretungen von
Sachsen, Brandenburg, NRW, der Bundesverband ausländischer Studierender,
die Hochschulgewerkschaft unter_bau, der Bundesausschuss der Studentinnen
und Studenten der GEW (Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft), das
Aktionsbündnis gegen Bildungs- und Studiengebühren, die politischen
Hochschulverbände Campusgrün, die Juso-Hochschulgruppen und der SDS, die
Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland, die Zusammenkunft
aller deutschsprachigen Physik-Fachschaften, der AStA der CAU zu Kiel, der
AStA der Goethe-Universität Frankfurt sowie die StuVe der Hochschule
München versammelt, um die studentische Perspektive der aktuellen Situation
an Hochschulen darzustellen und die studentischen Forderungen zu
präzisieren.

Anna Wunderlich, Pressesprecherin von unter_bau: "Wir freuen uns, Teil des
Bündnisses Solidarsemester 2020 zu sein und dadurch unseren studentischen
Forderungen angesichts der Corona-Krise eine bundesweite Stimme zu
verleihen. Der Hochschulbereich steht aktuell vor erheblichen
Herausforderungen. Konkrete Problemlagen ergeben sich bereits in der
Semestergestaltung. Hochschulen sind beispielsweise durch unzureichende
digitale Infrastruktur nicht auf eine flächendeckende Umstellung ihrer
Lehre auf ein digitales Studium eingestellt. Außerdem ist die
Mehrbelastung, die durch die Digitalisierung der Lehre für Lehrende und
technisches Personal entsteht, enorm. Daher fordern wir auch, dass durch
Digitalisierungsmaßnahmen zusätzlich anfallende Arbeit gesondert entlohnt
wird."

unter_bau ist eine statusübergreifende, basisdemokratische Gewerkschaft an
der Goethe-Universität Frankfurt am Main. Bereits am 13. März stellte die
Gewerkschaft Forderungen angesichts der Probleme durch die Corona-Krise
auf. Die Forderungen, die sich auf alle Angehörigen der Universität
beziehen, werden seitdem regelmäßig aktualisiert.

Der Forderungskatalog des gemeinsamen Bündnisses an Bund, Länder und
Hochschulen findet sich unter: 

https://solidarsemester.de/

Die Forderungen von unter_bau finden sich hier:

https://unterbau.org/2020/03/30/gegen-unsicherheit-in-der-corona-krise/

 * 

Quelle:

Hochschulgewerkschaft unter_bau

Mertonstraße 26, 60325 Frankfurt am Main

E-Mail: kontakt[ät]unterbau.org

Internt: https://unterbau.org
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GEWERKSCHAFT/358: ver.di fordert Krisen-Sofortprogramm für Studierende, Forschung und Lehre (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. April 2020

ver.di fordert Krisen-Sofortprogramm für Studierende, Forschung und
Lehre



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert ein
Zehn-Punkte-Sofortprogramm für Studierende und Beschäftigte an
Wissenschaftseinrichtungen. Dort seien die massenhaft prekär
Beschäftigten und die Studierenden, für die es kein soziales Netz
gebe, besonders hart von der Krise getroffen. ver.di fordert deshalb
Bund und Ländern, Wissenschaftseinrichtungen und Drittmittelgeber zum
entschlossenen und unverzüglichen Handeln auf.

"Tausende befristete Beschäftigte und Lehrbeauftragte an den
Hochschulen und Forschungseinrichtungen wissen nicht, ob und wie es
für sie weitergeht. Gleichzeitig sollen sie in einem Kraftakt
Online-Angebote aus dem Boden stampfen, um das kommende Semester zu
retten. Das passt nicht zusammen, deshalb müssen sofort alle Verträge
zunächst um sechs Monate verlängert werden", betont Sylvia Bühler,
für Bildung, Wissenschaft und Forschung zuständiges Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand.

Für hunderttausende Studierende stehe nicht nur das Semester auf dem
Spiel, sondern das gesamte Studium. Sie sind darauf angewiesen, neben
dem Studium zu arbeiten. In der Krise verlieren die meisten gerade
auch ihre Stellen und haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld. ALG
II können sie nur erhalten, wenn sie ihr Studium unterbrechen oder
gar abbrechen. ver.di fordert daher schnellstmöglich eine deutliche
Öffnung des BAföG und einen zusätzlichen Notlagenfonds für
Studierende.

Weitere Forderungen des Sofortprogramms beziehen sich auf die
Verlängerung von Stipendien, die Nichtanrechnung des Sommersemesters
auf Regelstudienzeit und BAföG-Förderdauer, großzügige
Fristverlängerungen bei Prüfungen und Bewerbungen, die deutliche
Aufstockung des Kurzarbeitsgelds, die Abfederung besonderer Notlagen
ausländischer Studierender und die Sicherung der Studierendenwerke.
"Diese Maßnahmen sichern nicht nur prekär Beschäftigte und
Studierenden ab., Sie sind auch eine Investition für die Zeit nach
der Corona-Krise. Um die absehbaren sozialen und ökonomischen Folgen
der Krise zu meistern, braucht es gut ausgebildete Menschen und auch
funktionierende Hochschulen und Forschungseinrichtungen", so Bühler.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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WEITERBILDUNG/168: Bildungsministerium bringt Innovationen in der Weiterbildung voran (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 06.04.2020

Karliczek: BMBF bringt Innovationen in der Weiterbildung großen Schritt
nach vorn

Innovationswettbewerb INVITE (Digitale Plattform Berufliche
Weiterbildung) gestartet



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat heute die
Förderrichtlinie zum Innovationswettbewerb INVITE (Digitale Plattform
Berufliche Weiterbildung) veröffentlicht. Dazu erklärt
Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Die zentralen Herausforderungen der Bundesregierung sind aktuell eindeutig
die Eindämmung der Corona-Pandemie, die bestmögliche Behandlung der
Erkrankten und das Abfedern wirtschaftlicher Auswirkungen. Gleichzeitig
müssen wir auch an die Zeit nach der Krise denken. Denn die Themen, die uns
vor der Pandemie beschäftigt haben, werden bestehen bleiben. Dazu gehört
insbesondere die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Dafür
werden die Unternehmen in Deutschland gut ausgebildete Fachkräfte
benötigen. Viele können wir selbst ausbilden. Zudem wollen wir verstärkt
ausländische Fachkräfte gewinnen.

Das A und O wird aber die Weiterbildung der Fachkräfte sein, weil das Tempo
des Wandels nicht abnehmen wird. Deshalb werden wir bestehende
Weiterbildungsangebote so ausbauen, dass jeder Einzelne sein Potenzial
bestmöglich entfalten kann. Herfür werden wir die Chancen der
Digitalisierung stärker für die Weiterbildung nutzen. Mit dem
Innovationswettbewerb INVITE wird das Bundesbildungsministerium einen
großen Schritt nach vorn machen: Wir stellen insgesamt 35 Millionen Euro
zur Verfügung, damit in den nächsten Jahren konkrete Innovationen für die
berufsbezogene Weiterbildung entwickelt werden. Diese Innovationen sollen
dazu beitragen, dass alle Menschen digital möglichst unkompliziert und
schnell die Weiterbildung finden, die zu ihnen passt.

Für den Innovationswettbewerb haben wir drei Ziele vor Augen: Zum einen
wollen wir erreichen, dass sich Weiterbildungsplattformen besser
untereinander vernetzen. Das macht das Angebot besser überschaubar.
Außerdem soll die Qualität von Weiterbildungsplattformen verbessert werden.
Zum Beispiel könnten den Menschen verstärkt personalisierte Empfehlungen
angezeigt werden - eine Art ?könnte Ihnen auch gefallen' wie wir das von
Amazon, Netflix und Co. kennen. Als drittes Ziel - und hier sind wir bei
der digitalen Weiterbildung selbst: Wir wollen mit dem Wettbewerb die
Chancen von Künstlicher Intelligenz (KI) auch für den eigentlichen
Lernprozess nutzen. Das heißt wir wollen mit KI-gestützten
Lehr-Lernangebote Lernen flexibler und bedarfsgerechter gestalten. Und
schließlich soll INVITE in Ergänzung zu den Zielen Leitlinien für einen
innovativen digitalen Weiterbildungsraum schaffen.

Der Innovationswettbewerb INVITE war ein zentrales Versprechen aus der
Nationalen Weiterbildungsstrategie. Dieses Versprechen können wir schon
wenige Monate später einlösen. Ich freue mich sehr, dass die Partner der
Nationalen Weiterbildungsstrategie und der Digitalrat der Bundesregierung
INVITE ausdrücklich befürworten."

Hintergrund:

Der Innovationswettbewerb adressiert drei Entwicklungsfelder und ein
Metavorhaben:


	Entwicklungsfeld 1: Vernetzung von Weiterbildungsplattformen

	Entwicklungsfeld 2: Entwicklung und Erprobung plattformbezogener Innovationen

	Entwicklungsfeld 3: Entwicklung und Erprobung von KI-unterstützen Lehr-Lernangeboten

	Metavorhaben: Entwicklungsorientierte Begleitforschung zu Standards eines innovativen digitalen Weiterbildungsraumes



Zu Entwicklungsfeld 3 kann beispielsweise eine Art intelligentes
Assistenzsystem gehören, das persönliche Lernstrategien berücksichtigt.
Außerdem sollen die unterschiedlichen innovativen digitalen Formate, wo
sinnvoll, kombiniert werden, um Lerninhalte besser zu vermitteln oder auch
ein realitätsnahes Lernerlebnis zu ermöglichen. Hierbei können
beispielsweise auch Systeme zur Spracherkennung genutzt werden.

Für alle an einer Antragstellung Interessierte wird das BMBF ein Format
anbieten, das der weiteren Information, dem Austausch und der Verabredung
von Kooperationen zwischen den potenziellen Antragstellenden dienen soll.
Informationen zu diesem Angebot werden zeitnah auf der Website des
Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) zu INVITE bereitgestellt.

Förderinteressierte haben bis zum 15. September 2020 Zeit, eine
Projektskizze einzureichen. Eine unabhängige Jury nimmt die Prüfung und
Bewertung der eingegangenen Skizzen vor. Diejenigen, die positiv bewertet
wurden, werden schließlich aufgefordert, einen förmlichen Antrag auf
Projektförderung einzureichen. Die ausgewählten Projekte sollen dann 2021
starten können. Für die Projekte in den drei Entwicklungsfeldern beträgt
die Laufzeit bis zu 36 Monate, für die Begleitforschung ist eine Laufzeit
von bis zu 42 Monaten vorgesehen.

Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) ist mit der fachlichen und
administrativen Begleitung des Wettbewerbs beauftragt.




Weiterführende Informationen

Weiterführende Informationen zu INVITE stehen auf der BMBF-Website zu
INVITE sowie auf der Website des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB)
zur Verfügung.

Förderrichtlinie: 

https://www.bmbf.de/de/innovationswettbewerb-invite-11103.html

FAQ zur Förderrichtlinie:

https://www.bibb.de/de/120851.php

Nationale Weiterbildungsstrategie:

https://www.bmbf.de/files/NWS_Strategiepapier_barrierefrei_DE.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 041/2020 vom 06.04.2020

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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ASYL/1470: Flüchtlingsrat fordert konsequente Verteilung von Geflüchteten aus Großlagern (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 7. April 2020

Flüchtlingsrat fordert konsequente Verteilung von Geflüchteten aus
Großlagern



Der Flüchtlingsrat beklagt den doppelten Standard, den die Landesregierung
bei der Ergreifung von Maßnahmen zum Schutz vor dem Corona-Virus anlegt.
Während sich die Landesregierung anderswo darum bemüht, Das Risiko einer
Infektion durch die Vermeidung von Kontakten zu reduzieren und etwa für
Saisonarbeitskräfte, Erntehelferinnen und Erntehelfer eine Unterbringung
möglichst nur in Einzelzimmern verfügt hat, sieht die Landesregierung
weiterhin kein Problem darin, Geflüchtete monatelang in großen Lagern in
Sechsbettzimmern unterzubringen. Nach wie vor werden neu ankommende
Flüchtlinge in den niedersächsischen Erstaufnahmeeinrichtungen in viel zu
großen Lagern untergebracht: In Bramsche sind es annähernd 900 Flüchtlinge,
in Bad Fallingbostel über 700, in Braunschweig und Osnabrück rund 500, in
Oldenburg und Celle rund 200.

Kai Weber, Geschäftsführer des Flüchtlingsrats Niedersachsen, stellt fest:

"Es ist fahrlässig, in diesen Zeiten weiterhin hunderte Menschen in
Aufnahme- und Sammelunterkünften zusammenzupferchen. Wir fordern die
Landesregierung auf, endlich adäquate Maßnahmen für einen wirksamen Schutz
der Geflüchteten zu ergreifen und Asylsuchende nach spätestens zwei Wochen
auf die Kommunen zu verteilen, um so die Belegungszahlen in den
Landesaufnahmeeinrichtungen drastisch zu reduzieren."

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen erkennt ausdrücklich an, dass die
Landesaufnahmebehörde sich große Mühe gibt, im Rahmen der gegebenen
Möglichkeiten auf dem Gelände der jeweiligen Standorte Schutzmaßnahmen für
die Bewohnerinnen und Bewohner der Erstaufnahmeeinrichtungen in
Niedersachsen zu ergreifen und die Betroffenen in ihren Herkunftssprachen
zu informieren ( siehe hierzu das Antwortschreiben der LAB-NI zum Konzept
der LAB NI in der Coronakrise sowie das an die Geflüchteten ausgegebene
Informationsschreiben zum Coronavirus Stand 19.03.2020). Das reicht jedoch
nicht, um auf die Krise angemessen zu reagieren. Die Kommunen sind viel
besser geeignet, um eine angemessene Unterbringung und den Schutz der
Geflüchteten zu organisieren. Dazu müssen die Menschen in den Kommunen
rasch dezentral untergebracht werden - am besten natürlich in eigenen
Wohnungen.

Es erscheint absurd, wenn ein Geflüchteter, der in der Aufnahmeeinrichtung
mit sechs Personen in einem Zimmer zusammen wohnen muss, auf der Straße ein
Bußgeld erhält, weil er sich dort mit zwei anderen Personen trifft. "Wir
müssen das Risiko, dass der eine den anderen ansteckt, so begrenzen, wie
wir nur können", hat die Bundeskanzlerin in ihrer Fernsehansprache vom
18.03.2020 erklärt. Wann gilt dies endlich auch für Geflüchtete? "Bisher
sind Geflüchtete bei den Sicherheitsmaßnahmen nicht ernsthaft mitgedacht
worden. Das muss sich schnellstens ändern", so Kai Weber.

Wenn Menschen aus den Erstaufnahmeeinrichtungen jetzt auf die Kommunen
verteilt werden, entstehen auf Landesebene auch weitere Kapazitäten für die
Aufnahme von Schutzsuchenden von den griechischen Inseln. Aus den dortigen
Lagern wie Moria müssen die Menschen dringend evakuiert und auch in
Niedersachsen aufgenommen werden.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover
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MELDUNG/169: Zu wenige Frauen an der Spitze - die Bilanz 25 Jahre nach der Pekinger Erklärung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Zu wenige Frauen an der Spitze - die Bilanz 25 Jahre nach der 
Pekinger Erklärung

Von IDN InDepthNews, 6. April 2020



Die Vertretung von Frauen in politischen Entscheidungsprozessen nimmt
weiter zu, allerdings mit schleppendem Tempo - drei Viertel der
Parlamentssitze werden immer noch von Männern besetzt, so die neuen
Daten in der Ausgabe 2020 der IPU-UN-Women-Karte [1] von Frauen in der
Politik. Die Veröffentlichung der Daten deckt sich mit der Überprüfung
der Umsetzung der Aktionsplattform von Peking von 1995, die nach wie
vor die weltweit umfassendste Agenda für die Gleichstellung der
Geschlechter darstellt.

Die aktuelle IPU-UN-Women-Karte präsentiert globale Rankings für
Frauen in Führungspositionen, in der Regierung und im
parlamentarischen Bereich zum 1. Januar 2020. Sie zeigt Spitzenwerte
hinsichtlich der Anzahl der Länder mit weiblichen Staats- und/oder
Regierungschefinnen und des weltweiten Anteils von Ministerinnen,
Parlamentssprecherinnen und Parlamentarierinnen. Trotzdem sind auch 25
Jahre nach der Pekinger Erklärung und der Aktionsplattform [2], die
das internationale Ziel einer Geschlechterparität in politischen
Entscheidungsprozessen festlegten, Frauen auf allen Machtebenen
unterrepräsentiert.

Die UN-Women Geschäftsführerin Phumzile Mlambo-Ngcuka erklärte: "Wir
haben eine Welt geschaffen, in der Frauen in nur 25 Prozent des
verfügbaren Raums - in Parlamenten und anderen wichtigen
Entscheidungsebenen - vertreten sind. Doch wir wissen, dass eine
größere Anzahl von Frauen in hochrangigen politischen
Entscheidungspositionen zu einer Politik führt, die der gesamten
Gesellschaft zugutekommt. Frauen und Mädchen erwarten einen radikalen
Wandel, und wir fordern die Führungspersönlichkeiten und
Parlamentarier*innen auf, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass ihre Stimmen gehört und ihre Prioritäten
berücksichtigt werden."

"Es ist unmöglich vorherzusagen, wann Frauen in der Politik gleiche
Chancen haben werden, da wir keinen klaren Trend erkennen können",
erklärte IPU-Präsidentin Gabriela Cuevas. "Aber es ist absolut klar,
dass die derzeitigen Maßnahmen nicht ausreichen, einige Länder machen
sogar Rückschritte. Wir können es uns nicht leisten, zu warten ... Es
ist höchste Zeit, die Worte in Taten umzusetzen und entsprechende
Verantwortlichkeiten und rechtliche Veränderungen zu fordern. Wir
müssen uns mit den 46.000 Parlamentsmitgliedern in der Welt
zusammensetzen, um alle diskriminierenden Gesetze zu beseitigen und
sicherzustellen, dass Frauen die Chance haben, in der Politik
mitzuwirken."


Frauen als Staats- und Regierungschefinnen

Weniger als ein Zehntel der Länder werden heute von einer Frau
regiert. Zwanzig Länder haben heute Frauen als Staats- und
Regierungschefinnen - 2019 waren es 19 Länder. Am 1. Januar 2020 sind
6,6 Prozent der gewählten Staatschef*innen Frauen (10 von 152) und 6,2
Prozent der Regierungschef*innen (12 von 193); in zwei dieser Länder
(Bolivien und Schweiz) sind Staats- und Regierungschefin dieselbe.

Während der Fortschritt hinsichtlich der Repräsentation von Frauen in
Führungspositionen in der Welt nach wie vor gering ist, waren dagegen
nur acht weibliche Führungspersönlichkeiten an der Macht, als die IPU
und die UN Women 2005 eine der ersten Ausgaben der Karte
herausbrachten.

Heute zählt Europa mehr als die Hälfte aller weiblichen Staats- und
Regierungschefinnen. Fast alle Regierungen in den skandinavischen
Ländern (Dänemark, Finnland, Island, Norwegen) werden von einer Frau
geleitet, mit Ausnahme Schwedens.

Drei weibliche Staats- und Regierungschefinnen sind in Amerika im Amt,
das entspricht der Hälfte der Zahl derer, die im Jahr 2015 vertreten
waren. Die Region erlebte einen deutlichen Rückgang der Zahl der
weiblichen Staats- und Regierungschefinnen von sechs weiblichen
Staats- und/oder Regierungschefinnen im Jahr 2015 zu einer Vertreterin
in 2017.

Drei Frauen sind als Staats- und Regierungschefinnen in Asien
(Bangladesch, Nepal, Singapur), eine in Afrika (Äthiopien) und eine im
Pazifik (Neuseeland) tätig.

In keinem Land der arabischen Welt gab es bisher eine Frau als
Staats- oder Regierungschefin.


Frauen in der Regierung

Es gibt einen vielversprechenden Trend zu mehr Regierungen mit
geschlechtergerechten Kabinettsstrukturen: In 14 Ländern haben Frauen
inzwischen einen Anteil von 50 Prozent oder mehr in Ministerien,
verglichen mit neun Ländern im Jahr 2019. In weiteren 16 Ländern sind
mehr als 40 Prozent der Ministerialposten mit Frauen besetzt.

Europa und Amerika sind die Vorreiter, wenn es darum geht, die
Geschlechterparität in den Kabinetten zu garantieren. In zwei Ländern
haben Frauen über 60 Prozent der Kabinettssitze inne (Spanien und
Finnland). Finnland ist auch das einzige Land, in dem sowohl die
Gleichstellung der Geschlechter im Kabinett als auch eine weibliche
Regierungsspitze gegeben ist.

Die 14 Länder mit 50 Prozent oder mehr Frauen im Kabinett sind:
Spanien mit 66,7 %; Finnland mit 61,1 %; Nicaragua mit 58,8; Kolumbien
mit 57,9 %; Österreich mit 57,1 %; Peru mit 55,0 %; Schweden mit 54,5
%; Ruanda mit 53,6 %; Albanien mit 53,3 %; Frankreich mit 52,9 %;
Andorra, Kanada, Costa Rica und Guinea-Bissau mit jeweils 50,0 %.

Insgesamt ist der Anteil weiblicher Ministerinnen mit 21,3 Prozent
(851 von 4003) so hoch wie nie zuvor und liegt damit um 7,1
Prozentpunkte höher als in 2005, als nur 14,2 Prozent der
Minister*innen Frauen waren.

In den 190 Ländern, für die Daten vorliegen, dominieren Männer
weiterhin bestimmte Ministerialressorts. So gibt es beispielsweise nur
25 Finanz-/Haushaltsressorts und 22 Verteidigungsmandate, die von
Ministerinnen geleitet werden.

Trotz einiger Verschiebungen in den letzten Jahren sind Ministerinnen
immer noch am häufigsten für Familien- und Sozialangelegenheiten
zuständig, dicht gefolgt von den Ressorts Umwelt und Energie.

Die top fünf Bereiche, die von Frauen geleitet werden: (1) Familie /
Kinder / Jugendliche / Senior*innen / Menschen mit Behinderungen; (2)
soziale Angelegenheiten; (3) Umwelt / natürliche Ressourcen / Energie;
(4) Beschäftigung / Arbeit / Berufsausbildung; (5) Frauenfragen /
Gleichstellung der Geschlechter.

Zum ersten Mal seit 2015 sank die Zahl der Länder, in denen Frauen in
den Führungsgremien nicht vertreten sind, in einen einstelligen
Bereich, wobei neun Länder ohne Ministerinnen blieben (Brunei,
Kiribati, Papua-Neuguinea, St. Vincent und die Grenadinen,
Saudi-Arabien, Thailand, Tuvalu, Vanuatu und Vietnam).


Frauen als Parlamentspräsidentinnen

In allen Regionen der Welt sind Frauen mittlerweile als
parlamentarische Sprecherinnen tätig. Nur im Pazifik gibt es
gegenwärtig keine Frau, die den Vorsitz im Parlament führt.

Der Anteil der weiblichen Parlamentspräsidentinnen insgesamt beträgt
20,5 Prozent im Jahr 2020 (57 von 278 Posten der Vorsitzenden in 192
Ländern). Das ist doppelt so viel wie vor 25 Jahren, als die
UNO-Konferenz in Peking ihren zukunftsweisenden Aktionsplan für die
Gleichstellung der Geschlechter auf den Weg brachte.

Der Anteil der weiblichen Stellvertreterinnen ging jedoch gegenüber
2019 um 3 Prozentpunkte auf 25,3 Prozent zurück.

Im Jahr 2019 haben sieben Länder zum ersten Mal Frauen zu ihren
Parlamentspräsidentinnen ernannt (Andorra, Belarus, Demokratische
Republik Kongo, Indonesien, Kasachstan, Malawi und Togo).

[IDN-InDepthNews - 10. März 2020]


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Elena Heim vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Eine Karte kann aufgerufen werden unter:

Englisch

https://unwomen.us6.list-manage.com/track/click?u=4a4c7b832288dbbd2a91f5cfa&id=a2ef60e019&e=5eb60f3758

Spanisch 

https://unwomen.us6.list-manage.com/track/click?u=4a4c7b832288dbbd2a91f5cfa&id=117844f37b&e=5eb60f3758

Französisch 

https://unwomen.us6.list-manage.com/track/click?u=4a4c7b832288dbbd2a91f5cfa&id=edffe8afcb&e=5eb60f3758

IPU Pressemitteilung

https://unwomen.us6.list-manage.com/track/click?u=4a4c7b832288dbbd2a91f5cfa&id=f3c35e3f9f&e=5eb60f3758


Anmerkungen:

[1] https://www.unwomen.org/en

[2] https://www.who.int/news-room/detail/08-03-2020-women-s-health-and-rights-25-years-of-progress

Erstveröffentlichung:

https://www.indepthnews.net/index.php?option=com_content&view=article&id=3370:too-few-women-in-power-25-years-after-beijing-declaration&catid=9


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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REPRESSION/1691: Pandemie - die Chance Versprechen zu brechen ... (SB)




Die Vorstellung, dass über 20.000 Menschen auf engstem Raum,
durch Flucht und Entbehrung sowieso geschwächt, erkranken, das ist für
mich die Hölle.

Die evangelische Bischöfin Beate Hoffmann [1]

Im Zuge der COVID-19-Pandemie hat die Bundesregierung eine
Rückholaktion in Gang gesetzt, um deutsche Staatsbürger im Ausland
wieder nach Deutschland zu bringen. Diese in Politik und Medien auch
"Luftbrücke" genannte Operation wurde am 16. März 2020 gestartet und
ist mit Kosten von 50 Millionen Euro die größte Rückholaktion in der
Geschichte der Bundesrepublik. Heimgebracht werden "Deutsche und ihre
Familienangehörigen in den besonders von Reiseeinschränkungen
betroffenen Regionen, die sich vorübergehend im Ausland aufhalten
(z.B. zum Urlaub)". Für Personen, die einen Aufenthaltstitel für
Deutschland haben, in Deutschland leben und von dort in den Urlaub
gereist sind, bemüht sich das Auswärtige Amt im Rahmen der Kapazitäten
nach Lösungen. [2] Für die Aktion chartert die Bundesregierung bis zu
40 Flugzeuge, zusätzliche Rückflüge führen Reiseveranstalter und die
Lufthansa durch. Inzwischen sind mehr als 200.000 zur Rückholung
registrierten Personen wieder in Deutschland.

Anfang März haben sich Deutschland und sieben weitere EU-Staaten
bereiterklärt, 1600 unbegleitete oder kranke Kinder und Jugendliche
von den griechischen Inseln aufzunehmen. Seitdem ist kein einziges
krankes oder unbegleitetes Kind aus Griechenland in die Bundesrepublik
oder eines der anderen EU-Länder gebracht worden. Wie die
Gegenüberstellung mit der Rückholaktion für deutsche Urlauber
zweifelsfrei zeigt, können weder die Corona-Pandemie noch die Kosten
oder logistische Probleme, geschweige denn humanitäre Erwägungen
diesen Widerspruch erklären. Flüchtlinge sind eben keine deutschen
oder europäischen Menschen und sollen es nach Ratio der "Festung
Europa" auch nicht werden. Globalisierung macht im Kontext des
weltweiten Raubzuges nur dann Sinn, wenn sie eine Einbahnstraße der
Ausbeutung bleibt.

Nun hat EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen angekündigt,
daß die Verteilung von rund 1.600 unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen aus Griechenland dieser Tage beginnen soll. Luxemburg
fange als erstes Land damit an: "Jetzt können wir damit starten, und
ich bin sehr dankbar, dass wir das nun tun." [3] So sehr die Rettung
dieser Menschenleben zu begrüßen ist, besteht doch kein Anlaß, das als
Durchbruch zu feiern und davon auszugehen, daß in naher Zukunft noch
sehr viel mehr Flüchtlinge aus griechischen Flüchtlingslagern in
anderen europäischen Ländern Aufnahme finden werden. Es ist ein
Feigenblatt, das nicht etwa die Tür öffnen, sondern noch nachhaltiger
schließen soll. Daß geflohene Menschen an den Außengrenzen der EU
unter unwürdigen und elenden Bedingungen eingepfercht werden oder
zugrunde gehen, ist als Strategie der Abschreckung politisch
beabsichtigt.

Ende Februar spielte Recep Tayyip Erdogan keineswegs seinen höchsten
Trumpf aus, sondern drohte allenfalls damit, die Grenze für
Flüchtlinge zu öffnen. Ein begrenztes Kontingent wurde ins
Niemandsland vor der Nordgrenze Griechenlands gebracht, um die
türkische Position in den angestrebten Verhandlungen mit
Repräsentanten der EU zu verbessern. Die konservative Regierung in
Athen gab den Kettenhund ab und schlug die Flüchtlinge massiv zurück,
beglückwünscht von Ursula von der Leyen und weiteren führenden
Vertretern der EU, die sich das per Hubschrauber aus nächster Nähe
ansahen. Brüssel gewährte dabei volle Rückendeckung für höchst
umstrittene Maßnahmen, die Kyriakos Mitsotakis mit seinem nationalen
Sicherheitskabinett beschloß.

Er setzte das Recht auf Asyl für einen Monat aus und verfügte, daß neu
ankommende Asylsuchende ohne Verfahren und schnellstmöglich wieder
abgeschoben werden sollten. In einem Gutachten kommen vier deutsche
Völkerrechtler zu dem Schluß, daß Griechenland mit der Aussetzung des
Asylrechts und den gewaltsamen Abschiebungen internationales und
europäisches Recht gebrochen habe. Die griechische Regierung hatte
sich auf den Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise
der EU berufen. Dieser besagt, daß der Europäische Rat Maßnahmen
zugunsten eines Mitgliedstaats beschließen kann, sollte dieser
"aufgrund eines plötzlichen Zustroms von Drittstaatsangehörigen in
einer Notlage" sein. Die Klausel erlaube es einem Mitgliedstaat aber
nicht, im Alleingang Maßnahmen zu ergreifen, heißt es in dem
Gutachten.

Die vier Juristinnen und Juristen machen den griechischen Behörden
noch einen weiteren Vorwurf. So brachten Grenzer offenbar zahlreiche
Flüchtlinge gegen ihren Willen zurück über den Grenzfluß in die
Türkei, was Berichten von Migranten zufolge dort schon lange
stattfindet. Solche Rückführungen verstoßen laut Gutachten ebenfalls
gegen geltendes Recht, darunter das Non-Refoulement-Prinzip. Es ist
ein Grundpfeiler des internationalen Flüchtlingsrechts und schreibt
vor, daß jeder Asylsuchende ein Recht auf ein individuelles
Asylverfahren hat. [4]

Am 17. März fand eine Videokonferenz mit Erdogan, Angela Merkel,
Emmanuel Macron und Boris Johnson statt. Dabei wurden der Türkei im
Gegenzug für die Schließung der Grenze weitere EU-Hilfen in Aussicht
gestellt. Daraufhin war die Eskalation in der Grenzregion recht
schnell beendet, da türkische Polizisten die letzten Flüchtlinge
abtransportierten und in Lager in anderen Städten verfrachteten. Die
griechische Regierung setzte das Asylrecht wieder in Kraft. Der Zweck
des Manövers war vorerst erreicht, die repressive Klaviatur für den
künftigen Gebrauch erheblich erweitert.

Bezeichnenderweise ging es bei der parallel dazu vielfach geforderten
und weithin diskutierten Aufnahme von Flüchtlingen aus Griechenland
nie um die Menschen, denen am nördlichen Grenzfluß Evros der Durchgang
gewaltsam verwehrt wurde. Im Fokus standen ausschließlich die
sogenannten Hotspots auf den Ägäisinseln, deren katastrophalen
Zustände seit langem bekannt sind und sich weiter verschärfen. Rund
40.000 Flüchtlinge leben dort in Lagern, davon etwa 20.000 in Camp
Moria auf Lesbos, das ursprünglich für 2.840 Menschen vorgesehen war.
Dennoch stand in Brüssel, Berlin oder Paris nie zur Debatte, einen
erheblichen Teil dieser Menschen oder wenigstens der 14.000 dort
lebenden Kinder aufzunehmen, wie dies von diversen gesellschaftlichen
Gruppen auch in Deutschland gefordert wurde.

Vor rund einem Monat sagten Irland, Portugal, Bulgarien, Litauen,
Finnland, Frankreich und Luxemburg zu, schutzbedürftige Kinder aus
Griechenland aufzunehmen. Finnland etwa kündigte an, 150
Minderjährigen Schutz zu bieten. Frankreich gab an, 400 Minderjährige
zu sich zu holen. Daraufhin beschlossen Union und SPD beim
Koalitionsausschuß am 8. März, ebenfalls helfen zu wollen. Luxemburg
war frühzeitig bereit, ein Dutzend Minderjährige aufzunehmen. Doch die
Prüfung durch die griechischen Behörden gestaltet sich gerade bei
minderjährigen Schutzsuchenden extrem aufwendig. Nach einem Monat
Verhandlungen sieht es endlich so aus, als könne Luxemburg den Anfang
machen. Außenminister Jean Asselborn setzt auf eine Signalwirkung:
"Ich hoffe, dass Deutschland nicht auf Frankreich wartet und
Frankreich nicht auf Deutschland wartet und in der Zwischenzeit
geschieht nichts." Es gehe darum, im Interesse der Kinder, aber auch
im Interesse des Bildes, das Europa von sich abgebe, zu handeln.

Die Bundesregierung bleibt vage, und es ist noch nicht einmal klar,
wie viele Minderjährige aufgenommen werden sollen. Offenbar gibt es
unterschiedliche Vorstellungen im Außen- und Innenministerium.
Zuständig für die Verteilung sei die EU-Kommission, heißt es zudem.
Wie im Koalitionsbeschluß vereinbart, müßte wenigstens eine Handvoll
europäischer Staaten vorangehen, Luxemburg allein reiche da nicht aus.

Gerald Knaus von der Denkfabrik "European Stability Initiative", der
Konstrukteur des Abkommens der EU mit Griechenland und der Türkei,
bleibt skeptisch. Luxemburg könne zwar ein wichtiges Zeichen setzen,
doch sei auch die geplante Gesamtzahl von 1600 Minderjährigen
angesichts von 14.000 Kindern auf den griechischen Inseln nur "ein
Tropfen auf den heißen Stein". Es gehe darum, eine humanitäre
Katastrophe auf den griechischen Inseln abzuwenden. Auf Lesbos gebe es
insgesamt nur sechs Intensivbetten. Sollten Menschen dort an
Covid-19 erkranken, stünde man völlig hilflos da. Erforderlich sei
eine Strategie der EU-Kommission, die Schutzsuchenden, die unter
menschenunwürdigen Bedingungen auf den Inseln leben, aufs griechische
Festland zu bringen. Einige Tausend bereits anerkannte Flüchtlinge auf
dem Festland wiederum könnten schnell von Ländern wie Deutschland
aufgenommen werden. So könnte unbürokratisch Platz für Familien von
den Inseln geschaffen werden. [5]

Unterdessen hat der griechische Corona-Krisenstab zum zweiten Mal
binnen weniger Tage ein Flüchtlingslager nahe Athen für 14 Tage wegen
einer Infektion unter Quarantäne gestellt. Es handelt sich um das Camp
von Malakasa rund 45 Kilometer nördlich der griechischen Hauptstadt,
in dem etwa 1.800 Menschen leben. Anfang vergangener Woche war das
Virus bei einer Frau nach der Geburt ihres Kindes in einem Krankenhaus
in Athen festgestellt worden. Die Frau lebte im Lager von Ritsona rund
75 Kilometer nördlich von Athen. Anschließend waren 20 weitere
Flüchtlinge in diesem Camp positiv auf das Virus getestet worden.
Ritsona ist bereits unter Quarantäne gestellt worden. Dort leben rund
3.000 Menschen in Wohncontainern, während die Lage auf den Inseln noch
wesentlich schlimmer ist, da die Flüchtlinge dort mehrheitlich in
Zelten und provisorischen Unterkünften unter Plastikplanen ausharren
müssen. [6]

Von Lesbos haben sich die Hilfsorganisationen aus Angst vor
Infektionen und Übergriffen weitgehend zurückgezogen. In der vom
griechischen Gesundheitsministerium betriebenen Krankenstation kümmern
sich derzeit gerade einmal drei Ärzte um 20.000 Menschen. In den von
der EU betriebenen Hotspots auf den Inseln Leros und Kos wurden im
Zuge der Corona-Bekämpfung weitgehende Ausgangssperren verhängt.
Flüchtlinge dürfen die überfüllten Camps derzeit nicht mehr verlassen.
Auf Chios und Samos darf jeweils nur eine Person pro Familie zwischen
7 und 19 Uhr das Camp verlassen, um einkaufen zu gehen. Auch dort sind
die Menschen weitgehend auf sich allein gestellt.

Florian Westphal, Geschäftsführer von "Ärzte ohne Grenzen" fordert,
Evakuierungen aus griechischen Lagern ohne weitere Verzögerung
umzusetzen. Die Covid-19-Pandemie stelle eine potentiell tödliche
Bedrohung für die auf den Inseln festsitzenden geflüchteten Menschen
dar. "Seit Wochen sehen wir eine Katastrophe auf die Lager zukommen
und verzweifeln langsam, weil niemand sich verantwortlich zu fühlen
scheint. Deutschland will Kinder mit komplexen chronischen Krankheiten
aufnehmen, die zur Covid-19-Risikogruppe gehören. Die Teams von Ärzte
ohne Grenzen behandeln allein auf Lesbos etwa 100 solcher Kinder, die
eine spezielle Behandlung benötigen. Sie müssen jetzt dringend aus
diesen gefährlichen Bedingungen geholt werden." [7]

Während die beteiligten Ministerien, Bundesregierung und
EU-Kommission, Deutschland und die anderen sieben EU-Länder wochenlang
verhandeln und die Verantwortung hin und her schieben, nimmt das
Verhängnis seinen Lauf. Abgeordnete von Union und SPD, Regierung und
Opposition, Kirchen und Hilfsorganisationen, Medien fast jeder Couleur
und nicht zuletzt die EU-Kommissionspräsidentin stimmen in den
Hilferuf ein. Alle wollen angeblich die Kinder retten, doch nichts
geschieht. Und sollte sich doch etwas bewegen, wäre es so geringfügig,
daß es dem Ausmaß der Katastrophe Hohn spräche. Man könnte insofern
von einer neuen Qualität lebensvernichtender Flüchtlingsabwehr
sprechen, als dies vor aller Augen geschieht, doch wie eine
Naturkatastrophe abgewettert wird, bis niemand mehr übrig ist, der
deutschen Menschen vielleicht doch noch schlaflose Nächte bereiten
könnte.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/griechische-fluechtlingslager-bundesregierung-zoegert-bei.1783.de.html

[2] COVID-19. Auswärtiges Amt, 20. März 2020, abgerufen am 21. März 2020

[3] rp-online.de/politik/eu/fluechtlingslager-in-griechenland-werden-naechste-woche-evakuiert_aid-49916987

[4] www.spiegel.de/politik/ausland/griechenland-aussetzung-des-asylrechts-war-laut-gutachten-illegal-a-2f6cb548-8333-4283-ae54-526e0f255df0

[5] www.tagesschau.de/ausland/fluechtlinge-eu-139.html

[6] web.de/magazine/news/coronavirus/zweites-fluechtlingslager-nahe-athen-corona-quarantaene-34581890

[7] www.jungewelt.de/artikel/375840.geflüchtete-kinder-endlich-evakuieren.html
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STELLUNGNAHME/080: "Irina" Operation für Libyen und fünf Fragen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Irina" Operation für Libyen und fünf Fragen

Von Günter Buhlke, 5. April 2020



Ausgerechnet am 1. April, dem "Scherztag" der Deutschen, soll ein
weiterer Schritt zur Beendigung des Dramas in Libyen unternommen
werden (Berliner Zeitung) [1]. Ein dringendes Vorhaben mit dem
Endziel, Totschlag und Chaos im erdölreichen Land zu beenden. Endlich
den Weg für normale Verhältnisse für die Bevölkerung frei machen, ist
das humanistische Gebot der Stunde. Auch muss die Todespforte für
Flüchtlinge nach Europa geschlossen werden.

Alle 27 Botschafter der Mitgliedsländer der EU hätten einer Variante
des Textes der Vereinbarung mit Namen "Irina" zugestimmt, meldete die
dpa Agentur (01.04.2020). Der Text müsse nur noch von den Regierungen
bestätigt werden, wird berichtet.

Der Name Irina erinnert an die Initiative Putins vom Januar 2020, der
in Moskau Verhandlungen mit den Spitzen der Konfliktparteien unter
General Chalifa Haftar und Ministerpräsident Fajes al Sarradsch
führte. Eine Fortsetzung der Gespräche gab es am 19. Januar 2020 auf
der Berliner Libyen-Konferenz. Beide Treffen erzielten keinen
Durchbruch. Der Verhandlungsfaden wird nun mit "Irina" weiterverfolgt.


Das Prinzip Hoffnung für Libyen gilt weiter

Die erste mehr formale Frage lautet, ob das Wort Starttermin 1. April
von der Berliner Zeitung oder dpa richtig gewählt wurde. Die
Regierungen der EU sind nicht für schnelle Entscheidungen bekannt. Sie
benötigen in der Regel Monatsfristen, um die Hürden ihrer Bürokratie
zu überwinden.

Unklar bleibt, warum die Ebene der Botschafter Fortschritte für Libyen
erbringen soll, nachdem die Spitzen der Politik auf zwei Konferenzen
die Ziele verfehlt hatten.

Die zweite löst Zweifel aus, ob sich die USA, Russland oder auch die
Türkei an einen Lieferstopp für Waffen halten. Alle drei gehören ja
nicht der EU an. Sie haben sich offensichtlich auch nicht an das seit
Monaten geltende Waffen-Embargo der UNO zu Libyen gehalten, sicherlich
genauso wenig Länder der EU. Die USA haben bekanntlich
Erdöl-Interessen in Libyen, Russland möchte seinen strategischen
Einfluss im Mittelmeerraum stärken und die Türkei glaubt Rechte in
Libyen und Syrien zu haben.

Die dritte Frage wäre, ob der Textentwurf der 27 Botschafter den
Reexport verbietet, damit Waffen nicht über Drittländer in die Hände
der Konfliktparteien geraten. Waffenlieferungen nehmen viele, oft
krumme Lieferwege und die Zollbeamten der Welt kennen eine Menge
Varianten, wie Deklarationen der Begleitpapiere gestaltet werden
können. Das Geschäft mit Waffen ist gewinnträchtig und erfolgserprobt.

Eine vierte stellt sich, ob die bestehenden Verträge zur
Waffenlieferung noch bindende Fristen haben. Schließlich verfügen
gewitzte Anwälte der Lieferfirmen über Erfahrungen, um Vorschriften
der Regierungen noch innerhalb eines rechtlichen Rahmens zu umgehen.

Die fünfte Frage geht dahin, wie die Waffenproduzenten in eine
wirksame Vereinbarung eingebunden werden können. Die Waffenschmieden
haben Horrorgefühle vor Frieden und sind neben den beiden
Konfliktparteien eine besonders starke Kraft, die eigene Interessen
verfolgt. Zu hoffen ist, dass die Waffenlager der beiden
Konfliktparteien nicht "vorsorglich" aufgefüllt wurden.

Der Generalsekretär der UNO, António Guterres, hat aus Anlass der
Corona-Epidemie aufgerufen [2], unverzüglich alle Kampfhandlungen in
der Welt einzustellen. Ein mediales Echo ist in Deutschland nicht zu
vernehmen.

Die Präambel des Grundgesetzes verpflichtet die Regierung und im Fall
von Waffenlieferungen das Außenministerium "dem Frieden der Welt zu
dienen". Es ist beschämend, wie der deutsche Rechtsstaat mit dem
Waffen Embargo der UNO umgeht.

Vom Bismarck stammt der Aphorismus:

"Nirgendwo wird so viel gelogen, wie vor einer Wahl, im Kriege und
nach der Jagd"


Anmerkungen:

[1] https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/mit-irini-zurueck-aufs-mittelmeer-eu-einig-ueber-neue-marinemission-li.79670

[2] https://www.pressenza.com/de/2020/03/un-generalsekretaer-guterres-ruft-zu-einem-globalen-waffenstillstand-auf/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AFRIKA/2210: Coronavirus - mittellose Hilfsversprechen ... (SB)


"Sicherlich hat es Fortschritte gegeben, aber die genügen bei
weitem nicht, und wir wissen, daß wir gegenwärtig nicht auf dem
richtigen Weg sind, um die 17 Nachhaltigkeitsziele bis 2030 zu
erreichen, besonders nicht hinsichtlich des Zugangs zu sauberem
Wasser, und insbesondere nicht in Afrika, wo sich die
Bevölkerungszahl in den nächsten 30 Jahren verdoppeln
wird."

(Alain Boinet, Gründer der Hilfsorganisation SOLIDARITÉS
INTERNATIONAL) [1]



Regelmäßig mindestens 20 Sekunden lang und mit Seife sollten sich die
Menschen die Hände waschen, empfiehlt die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) zur Bekämpfung der Pandemie mit Sars-CoV-2. Das ist zur Zeit,
da weder Impfstoff noch ein Medikament gegen die von diesem Virus
ausgelöste schwere Lungenentzündung Covid-19 entwickelt ist, das
Mittel der Wahl. Diesen Rat zu befolgen ist Hunderten Millionen
Menschen auf dem afrikanischen Kontinent schlicht unmöglich, da sie
keinen Zugang zu sauberem Wasser, geschweige denn zu Seife haben.
Jetzt rächt sich, daß den vollmundigen Absichtserklärungen der
Regierungen, Geberländer und UN-Einrichtungen, die Wasserversorgung
und hygienischen Verhältnisse verbessern zu wollen, keine
angemessenen Taten gefolgt sind. Woran wiederum deutlich wird, daß
Leben und Unversehrtheit des einzelnen Menschen für die Gesellschaft
keinen Wert haben.

Weltweit mangelt es über vier Milliarden Menschen an sauberem
Trinkwasser, geschlossenen Abwassersystemen und angemessenen
sanitären Einrichtungen. In vielen Regionen der 53 Länder des
afrikanischen Kontinents haben Menschen überhaupt kein fließendes
Wasser zur Verfügung. Laut der WHO sterben jedes Jahr weltweit mehr
als 3,4 Mio. Menschen an wasserbedingten Krankheiten wie Diarrhoe.
Seit dem Jahr 2000 sind mehr Menschen an der "versteckten
Wasserpandemie" gestorben, wie es Vladimir Smakhtin, Direktor des UN
University Institute for Water, Environment and Health, aus aktuellem
Anlaß nennt, als Menschen während des Zweiten Weltkriegs. [2]

Auch wenn noch niemand seriös abschätzen kann, wie sich die
Infektionsrate mit Sars-CoV-2 und die Mortalität durch Covid-19 bei
Europas südlichen Nachbarn entwickeln werden, besteht kein Zweifel
daran, daß dort vielerorts die Voraussetzungen für die allereinfachsten 
Schutzmaßnahmen gegen die Virenverbreitung, Hände zu waschen, 
nicht gegeben sind.

Investitionen in Höhe von jährlich 28 Mrd. Dollar wären erforderlich,
um den Bevölkerungen in den ärmsten Ländern zumindest einen
grundlegenden Zugang zu sauberem Trinkwasser zu ermöglichen. Eine
unbedeutende Summe verglichen mit vielen anderen Maßnahmen der
reichen Länder, beispielsweise zur Rettung der Wirtschaft oder der
Aufrechterhaltung ihres militärischen Bedrohungspotentials. Doch bei
dem in diesem Zusammenhang, insbesondere am 22. März, dem
Weltwassertag, häufig zu vernehmenden Vergleich wird nicht bedacht,
daß Rüstung und Armut nicht gegeneinander gerechnet werden können.
Sie liegen auf dem gleichen Kurs.

Die Vorstellung, man bräuchte bloß einen Bruchteil der Ausgaben
beispielsweise der NATO (ca. 1000 Milliarden Dollar jährlich)
abzweigen, das mehrere Jahre hintereinander machen, die Gelder
koordiniert einsetzen und schon wäre der Wassermangel in den
Entwicklungsländern behoben, führt in die Irre. Mit den Waffen und
der Finanzierung von Streitkräften werden gewaltsam Vorteile
gegenüber den Lebens- und Überlebensinteressen nach außen -
Nationenkonkurrenz - wie nach innen - Klassengesellschaft -
durchgesetzt.

Die Nationenkonkurrenz, ob in der Variante der multilateralen
Kooperation oder des Protektionismus, beruht auf der territorialen
Grenzziehung und begründet diese. Mit dem daraus hergeleiteten,
ideologisch konnotierten "Wir" werden alle anderen ausgeschlossen.
Darum leiden nicht "wir" administrativ so festgelegten Deutschen unter
Wassermangel, sondern "die anderen". Diese in seiner formallogischen
wie faktischen Konsequenz vernichtende Unterscheidung setzt sich
nahtlos im Innern der einzelnen Nationen fort. Wie sollte es auch
anders sein, bleibt doch die Interessenlage die gleiche. Vermittels
der Ungleichheit vor allem der finanziellen Möglichkeiten haben in
Deutschland die Reichsten ein durchschnittlich zehn Jahre längeres
Leben als die Ärmsten. Nicht nur das. Manche Menschen verbringen
einen erheblichen Teil ihres vergleichsweise kürzeren Lebens mit dem
Heranschaffen von Wasser und legen dabei viele Kilometer zurück, zum
Beispiel vier Stunden bis zum Fluß und vier Stunden zurück. [3] Hände
zu waschen liegt gar nicht drin. Andere hingegen haben Bedienstete
dafür eingestellt, daß sie ihnen ihre Golfplätze mit Wasser sprengen.


Fußnoten:

[1] https://reliefweb.int/report/world/water-crisises-2020-water-hygiene-and-sanitation-barometer-6th-edition-inventory-access

[2] https://www.ipsnews.net/2020/03/coronavirus-water-pandemics-math/

[3] https://www.unicef.de/informieren/aktuelles/blog/ayshas-weg-zum-wasser/148018
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ASIEN/952: Indien - Regulationsvorwand Religion ... (SB)


Indien - Regulationsvorwand Religion ...



In kaum einem anderen Land stellt die Ausbreitung des Corona-Virus die
Behörden vor so große Herausforderungen wie in Indien, dem mit 1,37
Milliarden Menschen bevölkerungsreichsten Staat der Erde. Anfangs
wollte Premierminister Narendra Modi von der hindunationalistischen
Bharatiya Janatha Party (BJP) von der Ausbreitung der Seuche nichts
wissen. Zu wichtig war ihm ein glatter Ablauf des Staatsbesuchs von
US-Präsident Donald Trump Ende Februar gewesen. Doch der prunkvolle
Empfang des New Yorker Machomanns samt Trophy Wife Melania wurde von
einem tagelangen Pogrom in Neu-Delhi überschattet, in dessen Verlauf
aufgebrachte Hindufanatiker Dutzende muslimische Mitbürger ermordeten
und ganze Straßenzüge in Schutt und Asche legten. Den Anlaß zu der
grausamen Gewaltorgie lieferte eine friedliche Protestaktion, mit der
eine Gruppe Frauen gegen das im Dezember vom indischen Parlament auf
Betreiben der BJP verabschiedete Staatsbürgerschaftsgesetz, das
Indiens muslimische Minderheit von rund 200 Millionen Menschen
eindeutig benachteiligt, demonstriert hatte.

Am 24. März leistete sich Modi eine folgenschwere Entscheidung, als er
ohne jede Vorwarnung eine dreiwöchige Ausgangssperre einschließlich
der Stillegung aller nicht lebensnotwendigen Betriebe für ganz Indien
verhängte. Hauptleidtragende der Maßnahme waren die zahlreichen
Tagelöhner in den Slums der indischen Großstädte. Wie sollten sie sich
und ihre Familien durchbringen? Neu-Delhi hatte im Vorfeld keine
Hilfsmaßnahmen vorbereitet. Schwer betroffen war auch das
millionenfache Heer der Wanderarbeiter, die von einem Tag auf den
anderen nicht nur die Arbeitsstelle, sondern häufig auch die damit
verbundene Unterkunft verloren. Da Indiens Busse und Bahnen nicht mehr
fahren, machten sich Millionen von Wanderarbeitern, zum Teil von Frau
und Kindern begleitet, zu Fuß über die Autobahnen auf dem Weg in ihre
Heimatdörfer und wurden dabei häufig von den Ordnungskräften mit
Schlagstock, Tränengas und Gummigeschoß angegriffen.

Modis Machtdemonstration hat zur Eindämmung der Epidemie nichts
beigetragen. Im Gegenteil hat sie mittels des von ihr verursachten
Chaos vermutlich die Verbreitung der Lungenkrankheit befeuert.
Sinnvolle Maßnahmen, wie die von der WHO empfohlenen Massentests, um
die Infizierten zu identifizieren und die Übertragungsrate zu
verlangsamen, lassen in Indien auf sich warten. Wie desolat das
indische Gesundheitssystem ist, zeigt der Fall des nördlichen
Bundesstaats Uttar Pradesh. Dort traten am 1. April 19.000 Ärzte,
Krankenschwestern, Krankenwagenfahrer und Pfleger in den Streik, weil
sie seit zwei Monaten ihr Gehalt nicht bekommen und die Krankenhäuser
unter einem chronischen Mangel an Schutzkleidung und -masken leiden.
In Uttar Pradesh haben die Behörden - auch die der Bundesregierung -
Mitte März eine große, neuntägige Feier zu Ehren des Hindugotts Rama,
an der Hunderttausende Pilger aus allen Teilen Indiens teilnahmen,
stattfinden lassen.

Unfähig oder nicht willens, eine Massenepidemie, von der man weiß, daß
sie mit Abstand mehr ärmere als wohlhabende Menschen töten wird,
wirksam zu bekämpfen, hat die Modi-Regierung den Obersten Gerichtshof
Indiens angerufen, um neue Medienregeln erlassen zu dürfen. Der
Vorwand ist dasselbe Schreckgespenst, das derzeit in fast allen
anderen Ländern mit grellen Farben an die Wand gemalt wird, nämlich
die "Fake News". Die neuen Regeln sehen im Falle ihrer Einführung vor,
daß alle indischen Nachrichtenredaktionen künftig sämtliche Berichte
und Meldungen über Covid-19 vor der Veröffentlichung von einer
staatlichen Zensurstelle genehmigen lassen müssen. Damit wollen Modi
und die BJP vor allem die öffentliche Kritik am eigenen
Krisenmanagement unterdrücken.

Um zusätzlich von Pleiten, Pech und Pannen im Umgang mit dem
Corona-Virus abzulenken, lastet die BJP den Muslimen einseitig an,
sich nicht ausreichend in den großen patriotischen Kampf gegen die
Seuche einzubringen. Am 31. März hat die Polizei das fünfstöckige
Hauptquartier der islamischen Missionarsbewegung Tablighi Jamaat in
Neu-Delhi gewaltsam geschlossen. Dort sollen sich Hunderte von
Gläubigen mit dem Corona-Virus infiziert haben, von denen mindesten
sieben an den Folgen der Lungenkrankheit gestorben sind. Tatsächlich
muß sich die Führung der rund 100 Jahre alten Organisation vorwerfen
lassen, ihrer gesellschaftlichen Verantwortung nicht gerecht geworden
zu sein. Über ein viertägiges internationales Treffen von mehr als
16.000 Anhängern der Tablighi Jamaat Ende Februar, Anfang März in
Kuala Lumpur soll sich Covid-19 in ganz Südostasien verbreitet haben.
Teilnehmer der Veranstaltung haben nachweislich die Krankheit nach
Bangladesch, Brunei, Indonesien, Kambodscha und Thailand eingeschleppt
und dort andere Menschen infiziert. Doch die Entstehung des
Covid-19-Hotspots in der Tablighi-Jamaat-Zentrale in Neu-Delhi ist
auch auf die eingangs erwähnten religiösen Unruhen Ende Februar in der
indischen Hauptstadt zurückzuführen. Die Wohltätigkeitsvereinigung
hatte ihre Pforten für viele muslimischen Familien, die vor dem
rasenden Hindumob auf der Flucht und deren Wohnungen niedergebrannt
waren, geöffnet und ihnen Schutz gewährt. So kam es zu der Überfüllung
und in der Folge der Seuchenverbreitung.

Am 1. April hat die Modi-Regierung zudem ein neues
Niederlassungsgesetz für die Sonderverwaltungszone Jammu und Kaschmir
erlassen, deren Autonomiestatus sie im August aufhob und gleichzeitig
dort den Ausnahmezustand verhängte. In Jammu und Kaschmir leben 13
Millionen Menschen, von denen 70 Prozent dem muslimischen Glauben
angehören. In Kaschmir glauben die meisten Menschen, daß Neu-Delhi so
viele Hindus wie möglich zur Niederlassung in Jammu und Kaschmir
veranlassen will, um auf dem demographischen Weg langfristig das
Streben der einheimischen Bevölkerung nach Unabhängigkeit bzw. der
Vereinigung mit Pakistan ein für allemal zu beenden. Die Kaschmiris
unterstellen Modi und der BJP, sie so behandeln zu wollen, wie Israel
es mit den Palästinensern tut. Der Verdacht liegt auf der Hand.
Tatsächlich betrachten sich Indien und Israel gegenseitig als enge
Partner im Kampf gegen den "islamistischen Terrorismus". Und seit Modi
in Neu-Delhi regiert, ist Indien zum größten Abnehmer israelischer
Rüstungsgüter geworden.
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FRAGEN/055: Kinderschutz in Zeiten von Corona (idw)


Hochschule Landshut - 06.04.2020

Kinderschutz in Zeiten von Corona



Aufgrund der derzeitigen Ausgangsbeschränkungen befürchten Politik,
Opfer- und Kinderschutzverbände eine starke Zunahme von häuslicher Gewalt.
Prof. Dr. Mechthild Wolff von der Hochschule Landshut erklärt, welche
Ursachen dahinterstecken, wo sich Opfer Hilfe holen können und warum eine
starke Soziale Arbeit systemrelevant ist.

In der öffentlichen Diskussion ist das Thema häusliche Gewalt derzeit sehr
präsent: Die Generalsekretärin des Europarates Pejcinovic Buric macht
darauf aufmerksam, dass Berichten der Mitgliedsländer zufolge Kinder und
Frauen derzeit einem höheren Missbrauchsrisiko ausgesetzt seien. Grönland
führt aus Sorge vor Gewalt gegen Kinder ein vorübergehendes Alkoholverbot
für die Hauptstadt Nuuk ein. Und die deutsche Kinderschutzstiftung Hänsel
+ Gretel betont, dass wir in der jetzigen Coronazeit besonders auf
Kinderleben achten und Kinder schützen müssen. Wie das konkret aussehen
kann, erklärt Prof. Dr. Mechthild Wolff von der Hochschule Landshut. Sie
ist Expertin im Bereich Pädagogik, Kinder-, Jugend- und Familienhilfe
sowie Kinderschutz und leitet an der Hochschule die beiden
Forschungsprojekte Foster-Care und SchutzNorm.


Frau Prof. Wolff, das Thema häusliche Gewalt erfährt in der öffentlichen
Diskussion derzeit eine erhöhte Brisanz. Gibt es statistisch gesehen eine
tatsächliche Zunahme von Missbrauchsfällen?

Prof. Wolff: Es gibt keine empirisch verlässlichen Zahlen über einen
Anstieg an Partnergewalt oder Gewalt an Kindern in Familien, die sich nur
auf die letzten Wochen beziehen. Das wäre auch unrealistisch. Das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend verweist
derzeit auf einen Anstieg von 21 Prozent des Elterntelefons "Nummer gegen
Kummer". Die Chat-Beratung für Kinder und Jugendliche hat sich um 26
Prozent erhöht. Das sind einige alarmierende Anzeichen.

Aber wir müssen bedenken, dass häusliche Gewalt auch vor der Corona-Krise
bereits ein massives Problem darstellte. 16-mal pro Stunde wird in
Deutschland ein Mensch Opfer von Partnerschaftsgewalt, davon sind in 81
Prozent der Fälle Frauen die Opfer. Fast 15.000 Kindern widerfährt in
Deutschland jährlich sexuelle Gewalt, ca. 140 Kinder werden im Jahr
getötet und in 38.891 Fällen haben Jugendämter Kinder in Obhut genommen
aufgrund von dringender Kindesmisshandlung oder auf Bitte des Kindes.

Was sind die Ursachen?

Prof. Wolff: Wir wissen, dass häusliche Gewalt dann ansteigt, wenn
sich Risikofaktoren in Familien verschärfen, z. B. durch finanzielle
Existenzsorgen, beengten Wohnraum, Erziehungsprobleme und psychischen
Stress. Haben Familien wenig Ressourcen oder Unterstützung, um solche
Krisen zu bewältigen, erhöht sich das Risiko für mögliche Gewalt -
Partnergewalt und/oder Gewalt gegen Kinder. Derzeit sind die Fachkräfte in
Frauenhäusern und der Jugendhilfe besonders herausgefordert, weil
Einrichtungen teilweise schließen müssen, weil sie Existenzsorgen haben
und gleichzeitig kreative Notlösungen für Menschen in Not finden: durch
Hotelunterbringungen in eskalierten Situationen, zusätzliche 
Online-Beratung, Chat-Möglichkeiten für Kinder mit Fachkräften und
Ehrenamtlichen, etc.

Gibt es Personengruppen, die besonders gefährdet sind?

Prof. Wolff: Viele Menschen zahlen derzeit einen hohen Preis für
diese Corona-Krise: Es sind potentiell alle Frauen, denn sie tragen im
Moment die meiste Last in den Familien. An ihnen oder den Kindern entlädt
sich auch oft Stress in der Familie und Überforderung. Es sind zudem
Alleinerziehende, benachteiligte Familien mit wenig Einkommen. Neben
diesen Gruppen müssen wir derzeit auch besonders achtgeben auf alte und
psychisch kranke Menschen, Menschen ohne festen Wohnraum, Menschen mit
Fluchterfahrungen. Das Bittere ist, dass die Corona-Krise die Menschen am
härtesten trifft, die auch vorher schon benachteiligt waren und zu
"vulnerablen" Personengruppen gehörten.

Der Opferhilfeverein Weißer Ring ruft zu Achtsamkeit auf, wenn die Lage
in der Wohnung nebenan eskaliert.

Prof. Wolff: Grundsätzlich ist es eine zivilgesellschaftliche
Aufgabe, Gewalt in Familien frühzeitig zu erkennen und immer einzuschreiten,
wenn Menschen in Not sind. Es geht darum, Haltung zu zeigen und deutlich zu
machen, dass Gewalt nie eine Lösung ist und dass man sich immer Hilfe
holen kann. Wir müssen allerdings aufpassen, kein grundsätzliches
Misstrauen gegenüber Familien mit Kindern aufzubauen und einen
Generalverdacht gegen Eltern oder Männer zu hegen. Das wäre falsch
verstandener Kinder- und Gewaltschutz.

Wie können Nachbarn Hilfestellung geben?

Prof. Wolff: Hoch belastete Familien benötigen derzeit zunächst
konkrete finanzielle Hilfe, um existentielle Sorgen zu lindern.
Nachbarschaftlich kann man zusätzlich mithelfen durch Ansprache, Zuversicht
und emotionalen Halt, z. B. indem man im Gespräch bleibt und im Bedarfsfall
Unterstützung und Entlastung anbietet. Das können ganz konkrete
Alltagshilfen sein: einkaufen, Essen kochen, Gespräche mit den Kindern,
Spiele ausleihen etc. Wenn man ein komisches Bauchgefühl hat, dass Gewalt im
Spiel sein könnte, sollte man motivieren und Hinweise geben, wo sich Frauen,
Eltern und Kinder professionellen spezifischen Rat holen können.

Welche konkreten Angebote gibt es, auf die ich verweisen kann?

Prof. Wolff: Wenn ich Partnergewalt mitbekomme oder eine
Kindeswohlgefährdung vermute, kann ich auf die "Nummer gegen Kummer" 0800
111 0550 hinweisen, auf das bundesweite und 24 Stunden erreichbare
Hilfetelefon gegen Gewalt an Frauen 08000 116 016 oder auf die
Beratungsseiten der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung. Dort gibt es
Angebote wie Mailberatung, Gruppen- und Themenchats, offene Sprechstunden
und Foren: www.bke-jugendberatung.de und www.bke-elternberatung.de. Ich
kann auch auf das örtliche Frauenhaus (Frauenhaus Landshut: 0871-805100)
oder auf örtliche spezialisierte Beratungsstellen verweisen. (Die
Landshuter Interventions- und Beratungsstelle bei häuslicher und
sexualisierter Gewalt bietet z.B. in der Corona-Krise eine Online-Beratung
an unter beratung.lis@protonmail.com). Wenn man sich ganz sicher ist, dass
akute Gewalt im Spiel ist, ist es eine Bürgerpflicht das örtliche
Jugendamt oder die Polizei zu informieren. Derzeit arbeiten Fachkräfte in
Jugendhilfeeinrichtungen auf Hochtouren an zusätzlichen Formen, um
Familien niederschwellige Hilfen zu ermöglichen.

Was können Kitas, Heime, Schulen oder sonstige Wohngruppe für junge
Menschen jetzt in der Corona-Krise tun, um Kinder zu schützen?

Prof. Wolff: Es gibt bereits viele gute Beispiele, wie Erzieherinnen
und Erzieher sowie Sozialpädagoginnen und -pädagogen über Chats,
Online-Foren, Skype oder WhatsApp-Gruppen mit Kindern und ihren Eltern im
Gespräch bleiben. Sie können als Profis wichtige pädagogische und
didaktische Hinweise geben, so dass nicht aufgrund von Langeweile
Aggressionen aufgebaut werden. Gerade jetzt sind Patenmodelle gefragt, die
vielerorts existieren. Sie stellen Eltern und Kindern vertraute
Bezugspersonen von außen zur Seite und motivieren sie bei Stress, sich
anzuvertrauen und sich nicht zu isolieren. Kindern und Eltern muss Halt
gegeben werden. Sie brauchen die Zuversicht, dass die Corona-Krise auch ein
Ende hat. Es gibt inzwischen unzählige Anregungen im Internet, wie sich
Kinder auch selbsttätig mit Fragen oder Themen auseinandersetzen oder
einfach Spaß haben können (z.B. [1]).

Brauchen wir neue Schutzkonzepte in Zeiten von Corona?

Prof. Wolff: Soziale Einrichtungen haben jetzt nach einem hohen
politischen Druck die Zusage bekommen, dass auch ihre Existenz unter dem
Corona-Schutzschirm abgesichert wird. Soziale Einrichtungen sind
systemrelevant, weil sie die soziale Infrastruktur in unserer Gesellschaft
sicherstellen. Das ist existentiell wichtig. Vor allem in den Jahren nach
2015 und der Flüchtlingswelle haben die Fachkräfte in der Kinder-, Jugend-
und Familienhilfe unter Beweis gestellt, dass sie unter Hochdruck schnell
und kreativ gute Lösungen entwickeln können. Der Kinderschutz sowie die
Hilfseinrichtungen für Frauen nach Gewalt in der Familie arbeiten
zuverlässig, wenn sie gut abgesichert sind und gesellschaftlich
wertgeschätzt werden. Wir brauchen darum keine neuen Schutzkonzepte oder
Einschränkungen in der Corona-Krise, sondern wir brauchen eine gut
abgesicherte Soziale Arbeit und ein Gemeinwesen, das
zivilgesellschaftliche Verantwortung übernimmt. Jeder ist gefragt
hinzuschauen und Haltung zu zeigen. Vor allem müssen die guten Beispiele
in der Praxis, von denen einige oben genannt wurden und die auf allen
Kanälen weiterentwickelt werden, sichtbar und zum Modellfall für andere
werden.

Das Interview führte Veronika Barnerßoi von der Hochschule Landshut.


Anmerkung:

[1] https://www.br.de/radio/bayern-plus/service-zur-kinderetreuung-in-corona-zeiten-lernen-wissen-pumuckl-die-maus-100.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1886
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FRAUEN/838: Corona-Krise - Gewaltschutz für geflüchtete Frauen endlich umsetzen (medica mondiale)


medica mondiale - 7. April 2020

Corona-Krise: Gewaltschutz für geflüchtete Frauen muss endlich umfassend
umgesetzt werden



Wegen dutzenden Corona-Fällen steht seit vergangener Woche in Euskirchen
die erste Landesunterkunft für Geflüchtete in Nordrhein-Westfalen unter
Quarantäne. In mehreren Bundesländern wurden bereits ähnliche oder
weitergehende Maßnahmen für andere Geflüchtetenunterkünften getroffen.
medica mondiale befürchtet, dass geflüchtete Frauen in den überfüllten
Unterkünften damit mehr denn je von Gewalt bedroht sind.

"Das Ausbrechen von Corona in den überfüllten Unterkünften war nur eine
Frage der Zeit. Alle, die noch nicht erkrankt sind, müssen nun
schnellstmöglich dezentral untergebracht werden", sagt Jessica Mosbahi,
Referentin für Politik und Menschenrechte bei medica mondiale. "Wo Hunderte
auf engstem Raum zusammenleben, ist nicht nur die Gefahr der Verbreitung
des Virus extrem hoch, sondern es steigt auch der Stress für die
Bewohnerinnen und Bewohner. Stress, der sich meist in Form von Gewalt
gegenüber Frauen und Kindern entlädt."

In Krisen nimmt Gewalt typischerweise zu, auch als Folge von Stress und
Ängsten, wie sie aktuell durch die mit der Corona-Pandemie verbundenen
Einschränkungen vorhanden sind. Dies gilt umso mehr für Menschen, die sich
bereits in einer Ausnahmesituation befinden. "Bereits vor Ausbruch des
Corona-Virus waren die Frauen in den vollen Unterkünften gewaltsamen
Übergriffen, darunter auch sexualisierter Gewalt, ausgesetzt. Trotzdem
wurde das Thema Gewaltschutz in den Flüchtlingsunterkünften nur schleppend
angegangen", so Mosbahi. "Fortbildungen des Personals zu sexualisierter
Gewalt und einem gender- und trauma-sensiblen Arbeitsansatz sind bis heute
nicht institutionalisiert. Und das, obwohl die verbindliche 
Istanbul-Konvention den Schutz geflüchteter Frauen vor Gewalt ausdrücklich
einfordert."

"Gewaltschutzkonzepte müssen endlich umfassend umgesetzt werden. Alle
Maßnahmen zur Eindämmung von Corona in den Unterkünften sollten auch die
besondere Situation geflüchteter Frauen sowie ihre Bedarfe in den Blick
nehmen", sagt Mosbahi. "Die Bundesregierung begründet ihre Schutzmaßnahmen
mit der Bitte um Solidarität und gesamtgesellschaftliche Verantwortung.
Doch auch geflüchtete Menschen sind Teil unserer Gesellschaft - ob in
deutschen Unterkünften oder auf den griechischen Inseln. Hier gilt es
deutlich zu machen, dass unsere Solidarität und damit auch der Schutz vor
dem Corona-Virus auch für sie gelten muss."


Seit 25 Jahren kompromisslos für Frauenrechte

medica mondiale setzt sich seit 25 Jahren für Frauen und Mädchen in Kriegs-
und Krisengebieten ein. Dabei versteht sich die Organisation als Anwältin
für die Rechte und Interessen von Frauen, die sexualisierte Kriegsgewalt
überlebt haben. Neben medizinischer, psychosozialer und rechtlicher
Unterstützung bietet medica mondiale Programme zur Existenzsicherung und
leistet politische Menschenrechtsarbeit. 2008 wurde die Gründerin der
Organisation, Dr. Monika Hauser, mit dem Right Livelihood Award, dem so
genannten Alternativen Nobelpreis, ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

medica mondiale e.V.

Pressemitteilung vom 7. April 2020

Hülchrather Str. 4, 50670 Köln

Telefon: +49-(0)221 / 93 18 98-0, Fax: +49-(0)221 / 93 18 98-1
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GEWERKSCHAFT/340: Einigung auf Tarifvertrag für Corona-Sonderprämie von 1500 Euro in der Pflegebranche (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. April 2020

ver.di und Arbeitgeberverband BVAP einigen sich auf Tarifvertrag für
Corona-Sonderprämie von 1500 Euro in der Pflegebranche -
Allgemeinverbindlichkeit wird beantragt



Berlin - Am Wochenende haben sich die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) und die Bundesvereinigung der Arbeitgeber in der
Pflegebranche (BVAP) auf Eckpunkte eines Tarifvertrages für eine
Sonderprämie aufgrund der besonderen Belastung der Beschäftigten in
der stationären Langzeitpflege und der ambulanten Pflege in der
Corona-Krise geeinigt. Beschäftigte in Vollzeit erhalten danach mit
dem Juli-Gehalt eine Sonderprämie von 1.500 Euro,
Teilzeitbeschäftigte einen Anteil entsprechend ihren tatsächlich
geleisteten Stunden. Die Prämie soll an Pflegefachkräfte,
Pflegehilfskräfte und Pflegeleitungen gezahlt werden. Auch
Alltagsbegleiterinnen und -begleiter, Betreuungskräfte und
Assistenzkräfte sind einbezogen. Hierbei haben sich die
Tarifvertragsparteien am Geltungsbereich des Pflegemindestlohnes
orientiert. Auszubildende in der Pflege sollen eine Prämie von 900
Euro erhalten.

Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand, betont: "Wir
wollen, dass die Pflegekräfte in der Altenpflege eine Prämie
bekommen, unabhängig davon, ob sie einen Tarifvertrag haben oder
nicht. Deshalb werden wir beantragen, dass der Tarifvertrag für
allgemeinverbindlich erklärt wird und alle Arbeitgeber diese Prämie
zahlen müssen - auch die kommerziellen Anbieter, die faire Löhne für
die verantwortungsvolle Arbeit in der Pflege verweigern."

Für die BVAP weist Vorstandsmitglied Gero Kettler darauf hin, dass
die Prämie eine Anerkennung der besonderen Belastung in dieser Krise
sei und keineswegs eine angemessene Vergütung für die auch im Alltag
verantwortungsvolle, oft auch belastende und zu schlecht bezahlte
Arbeit ersetze. Deshalb würden BVAP und ver.di auch weiter daran
arbeiten, einen Tarifvertrag abzuschließen, der auf alle Arbeitgeber
erstreckt werden soll.

"Die Corona-Pandemie führt allen vor Augen, wie wichtig die
Versorgung von alten und pflegebedürftigen Menschen ist. Markt und
Wettbewerb haben hier nichts verloren, die Politik muss hier dringend
umsteuern", sagt Bühler. Auch ein Tarifvertrag, der auf alle Träger
erstreckt werde, könne keinen Tarifvertrag ersetzen, der alle
Beschäftigten in den Einrichtungen erfasse und die Arbeitsbedingungen
umfassend regele. "Die falsche politische Weichenstellung der
Ökonomisierung bzw. Kommerzialisierung der Pflege kann auch mit Hilfe
des Arbeitnehmerentsendegesetzes nicht geheilt werden", so Bühler

Kettler weist zum weiteren Vorgehen darauf hin, dass der
Tarifabschluss unter Gremienvorbehalt stehe und die jeweiligen
Entscheidungsgremien der Tarifvertragsparteien auch ohne persönliches
Zusammenkommen zeitnah über das Ergebnis beraten werden.

Wichtig sei den Tarifvertragsparteien, dass Altenpflegeheime und
ambulante Dienste unverzüglich mit Schutzausstattung versorgt würden.
Hier sitze man auf einem Pulverfass, das kein Geld der Welt
ausgleichen könne, warnen Kettler und Bühler übereinstimmend.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de
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JUGEND/366: www.forum-transfer.de für Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe online (idw)


Stiftung Universität Hildesheim - 06.04.2020

www.forum-transfer.de für Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe
online

Kinder- und Jugendhilfe in Zeiten von Corona



Die neue Kommunikations- und Transferplattform für Fachkräfte in der
Kinder- und Jugendhilfe www.forum-transfer.de kann ab sofort genutzt
werden. Junge Menschen und Familien sollen in Zeiten von Corona in ihren
Lebenslagen unterstützt und in Krisen interveniert werden. Die
Online-Plattform enthält Hinweise und Empfehlungen. An dem Projekt ist das
Forschungsteam um Tanja Rusack, Wolfgang Schröer und Severine Thomas vom
Institut für Sozial- und Organisationspädagogik der Uni Hildesheim
beteiligt. Das Bundesfamilienministerium unterstützt die Plattform. "Trotz
der massiven Einschränkungen im öffentlichen Leben muss die Kinder- und
Jugendhilfe arbeits- und handlungsfähig bleiben", so Schröer.

"Diese Plattform soll die Kinder- und Jugendhilfe unterstützen, gute
Modelle möglichst schnell in die Breite zu bringen", sagt Matthias Röder,
Jugendamtsleiter.

Ein zentrales Kennzeichen der Kinder- und Jugendhilfe ist, dass sie in all
ihren Handlungsfeldern auf sozialen Kontakten und Interaktionen aufbaut.
Von den Frühen Hilfen über die Kindertagesbetreuung, die Hilfen zur
Erziehung, die Kinder- und Jugendarbeit und die Jugendsozialarbeit bis hin
zum Kinderschutz erfolgt Erziehung, Beziehung, Beratung, Bildung, Hilfe
und Schutz zumeist in unmittelbarem Kontakt mit Menschen. In der aktuellen
Situation ist allerdings die Veränderung der Sozialkontakte der einzige
wirksame Weg zur Eindämmung der Corona-Pandemie.

"Überall in der Republik suchen öffentliche und freie Träger nach neuen
Möglichkeiten, um Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene und Familien
bestmöglich weiter zu unterstützen. Trotz der massiven Einschränkungen im
öffentlichen Leben muss die Kinder- und Jugendhilfe arbeits- und
handlungsfähig bleiben", betont Wolfgang Schröer, Professor für
Sozialpädagogik an der Universität Hildesheim und Vorsitzender des
Bundesjugendkuratoriums.

Junge Menschen und Familien - gerade in Zeiten von Corona - in ihren
Lebenslagen unterstützen und in Krisen intervenieren

Die Kinder- und Jugendhilfe erfindet sich gerade neu. Sie eröffnet viele
Wege, um junge Menschen und Familien weiter - gerade jetzt in der
Corona-Zeit - in den ganz unterschiedlichen Lebenslagen zu unterstützen und
in Krisen zu intervenieren. Dabei entstehen an vielen Orten neue Ansätze und
wertvolle Methoden, Verfahren und auch Richtlinien - vielfach digital,
aber nicht nur. Darum bedarf es des Austausches und einer Plattform, in
der die Fachkräfte ihre Ansätze vorstellen und präsentieren können. Nicht
an jedem Ort muss alles neu erfunden werden.

Die Plattform www.forum-transfer.de enthält aktuelle Hinweise und
Empfehlungen sowie fachlich systematisierte Beispiele "guter Praxis", wie
die Arbeitsfähigkeit der Kinder- und Jugendhilfe unter den Bedingungen der
"Corona" Pandemie und für die Zeit bis zu einer wiederkehrenden Routine
gesichert und weiterentwickelt werden kann.

"Gemeinsam können wir die aktuelle Situation besser meistern", so Heinz
Müller vom Institut für Sozialpädagogische Forschung (ism) in Mainz. Er
hat die Plattform zusammen mit seinen Kolleg*innen und weiteren
Expert*innen der Kinder- und Jugendhilfe von der Internationalen
Gesellschaft für erzieherische Hilfen (IGfH), dem Deutschen Institut für
Jugendhilfe- und Familienrecht (DIJuF) und der Universität Hildesheim
aufgebaut. Heinz Müller sagt: "Wir müssen jetzt miteinander nach Wegen
suchen, wie die Kinder- und Jugendhilfe nicht nur in Kontakt mit jungen
Menschen und Familien bleibt, sondern ihnen gerade jetzt reelle
Unterstützung anbieten kann."

Mit der neuen Online-Plattform sollen unkompliziert Praxistipps für
öffentliche und freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe veröffentlicht,
ausgetauscht und erprobt werden.

"Dabei kommt es nicht darauf an, wer die beste Idee hat, sondern wie gute
Ideen schnell dazu führen, dass den Kindern, Jugendlichen, jungen
Erwachsenen und Familien geholfen wird", ergänzt Matthias Röder,
Jugendamtsleiter in Hessen, der die Plattform ebenfalls mitentwickelt hat.
"Dafür braucht es vor allem Information, Austausch und Vernetzung. Recht
sollte für gute Ideen keine Hürde, sondern eine Stütze sein. Das wollen
wir auf der Plattform mit einer breiten Verlinkung zu den DIJuF-FAQ
zeigen", sagt Katharina Lohse, fachliche Leiterin des DIJuF.

"Letztlich wird die Plattform nur dann ihren Dienst erfüllen, wenn sie von
Fachkräften angenommen und mitgestaltet wird. Darum sind ihre Hinweise und
Tipps so wichtig", so Tanja Rusack von der Universität Hildesheim. "Wir
wollen zeigen, dass junge Menschen, die zum Beispiel in Wohngruppen oder
Pflegefamilien leben, weiterhin in der Kinder- und Jugendhilfe sehr gut
begleitet werden und auch junge Menschen in sehr kritischen Situationen,
wie junge Menschen auf der Flucht oder im Wohnungsnotstand, Angebote
finden können", unterstreicht Josef Koch von der IGfH.

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
hat den Vorschlag für die Plattform sofort unterstützt und unkompliziert
eine Projektförderung zugesagt.

Alle Initiatior*innen und beteiligten Organisationen sind seit Jahren in
der Kinder- und Jugendhilfe praktisch, beratend oder wissenschaftlich
tätig. Ihnen ist es wichtig, dass die Menschen gerade jetzt merken, dass
die Kinder- und Jugendhilfe für die jungen Menschen und Familien da ist.

Die Beteiligten rufen Fachkräfte dazu auf, die Plattform zu nutzen und
mitzugestalten, um gemeinsam für die jungen Menschen und Familien eine
krisenfeste Kinder- und Jugendhilfe zu schaffen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ORGANISATION/394: Schutzausrüstung fehlt - Wir müssen uns zu Ostern unbedingt an die Schutzmaßnahmen halten (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 6. April 2020

Schutzausrüstung fehlt - Wir müssen uns zu Ostern unbedingt an die
Schutzmaßnahmen halten



Berlin - "So schwer es vielen, gerade uns Christen, fallen wird: Auch zu
Ostern müssen wir uns an die behördlichen Infektionsschutzmaßnahmen halten:
Auf Osterfeiern in der Gemeinde und Beisammensein im Familien- und
Freundeskreis müssen wir in diesem Jahr verzichten", mahnt
Caritas-Präsident Peter Neher zu Beginn der Karwoche. "Gerade angesichts
des weiter eklatanten Mangels an Schutzkleidung in den Einrichtungen der
Alten- und Behindertenhilfe sind wir das allen schuldig, die vom Virus
lebensgefährlich bedroht wären, und allen, die sie unermüdlich pflegen".

"Knappheit an Schutzausrüstung setzt unsere Mitarbeitenden einer hohen
Gefahr aus. Sie führt auch unter Umständen dazu, dass wir unseren Dienst an
den Menschen nicht so umfassend leisten können, wie es diese
außergewöhnliche Situation gebieten würde", so Neher weiter. "Dazu gehört
der Schutz vor Infektionen aber auch, gerade in dieser Zeit der extremen
Verunsicherung, die Zuwendung, die Nähe und die Begleitung der pflege- und
hilfebedürftigen Menschen".

Abschied nehmen

Besonders belastend ist es nach Erfahrungen der Caritas-Einrichtungen, wenn
Angehörige nur noch unter massiv erschwerten Bedingungen in die
Einrichtungen gehen können. "Wir tun tatsächlich alles, um den Angehörigen
zu ermöglichen, sich von ihren sterbenden Verwandten zu verabschieden. Dazu
brauchen wir Schutzausrüstung und einen hohen Personaleinsatz. Beides ist
in diesen Zeiten allerdings Mangelware", erklärt dazu beispielhaft Anke
Schäflein, Geschäftsführerin des Caritasverbandes für den Landkreis
Haßberge in Unterfranken, der Träger verschiedener stationärer
Einrichtungen und ambulanter Pflege ist.

Zeit gewinnen

Es darf jetzt keine Verteilungskämpfe um knappe Schutzkleidung geben, bei
denen die Schwächsten den Kürzeren ziehen. Die Vorräte müssen dahin
fließen, wo sie aktuell am dringlichsten benötigt werden: In die
Krankenhäuser, in die Pflege - sowohl stationär als auch ambulant -, in die
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen.

Mit dem Lockdown haben die politisch Verantwortlichen strenge Maßnahmen zur
Verlangsamung der Virusausbreitung ergriffen. Diese Entscheidung
unterstützt der Deutsche Caritasverband, da nur so die nötige Zeit gewonnen
werden kann, um bis zum Höhepunkt der Krankheitsfälle die Produktion und
Beschaffung von Schutzkleidung anzukurbeln. "Mit jedem Tag, mit dem die
Kontaktbeschränkungen die Infektionskurve abflachen, können sich unsere
Einrichtungen besser auf das Virus vorbereiten", so Neher. Der Erfolg
dieser Strategie setzt voraus, dass alle sich an die Maßnahmen halten, auch
in der Ferienzeit und auch an Ostern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. April 2020
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Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





WOHNEN/179: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung veröffentlicht Broschüre zu "Cluster-Wohnungen" (idw)


Fachhochschule Potsdam - 06.04.2020

BBSR veröffentlicht Broschüre zu "Cluster-Wohnungen", einem
Forschungsprojekt der FH Potsdam



Neues Planungswissen für gemeinschaftliches Wohnen: In den vergangenen
Jahren sind unter dem Sammelbegriff "Cluster-Wohnungen" Pilotprojekte zum
gemeinschaftlichen Wohnen entstanden. Eine vom Bundesinstitut für Bau-,
Stadt- und Raumforschung (BBSR) herausgegebene Broschüre zeigt, die
Ergebnisse einer Studie, die unter der Leitung von Prof. Dr.-Ing. Michael
Prytula, Forschungsprofessor für "Ressourcenoptimiertes und
klimaangepasstes Bauen" an der Fachhochschule Potsdam und Prof. Dr.-Ing.
Susanne Rexroth von der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin
durchgeführt wurde.

Cluster-Wohnungen kombinieren die Vorteile einer Kleinstwohnung mit denen
einer Wohngemeinschaft. Mehrere private Wohneinheiten sind mit
gemeinschaftlich genutzten Räumen verbunden. Anders als bei WGs sind die
Wohneinheiten mit einem Bad und manchmal auch einer Küche ausgestattet.
Die Gemeinschaftsfläche
setzt sich aus Wohn-, Koch- und Essbereichen sowie weiteren Räumlichkeiten
zusammen. Damit sind Cluster-Wohnungen ideale Ergänzungen für baulich und
sozial anpassungsfähige Wohnkonzepte einer resilienten Stadtentwicklung.

Im Fokus des Forschungsprojekts "Cluster-Wohnungen" steht die Untersuchung
einer neuen Wohnungstypologie, die eine Kombination aus Kleinstwohnung und
Wohngemeinschaft darstellt und Raum für vielfältige Lebensmodelle bietet.
Aufbauend auf einer umfangreichen Bestandsaufnahme von Cluster-Wohnungen
in Deutschland und der Schweiz wurden acht Fallstudien mit quantitativen
und qualitativen Methoden hinsichtlich folgender Aspekte vergleichend
untersucht:


	Projektentwicklung, Finanzierung und Rechtsformen

	Planungsprozesse, bauliche Umsetzung und Flächeneffizienz

	Vermietung, Inklusion und Organisation des Zusammenlebens

	Räumliche Aneignung, Nach- oder Umnutzung und Resilienz



Die Ergebnisse zeigen, dass Cluster-Wohnungen neue Qualitäten des Wohnens
ermöglichen, die eine hohe Anpassungsfähigkeit aufweisen für sich
verändernde und auch besondere Wohnbedarfe wie betreutes oder
altengerechtes Wohnen.

Die Projekte prägt ein hohes Maß an Selbstorganisation und Mitwirkung. Die
Belegungspolitik orientiert sich am Gemeinwohl, soziale Inklusion und
Diversität werden großgeschrieben.

"Die Studie zeigt, wie bemerkenswert vielfältig die Formen des
gemeinschaftlichen Wohnens sind", sagt BBSR-Expertin Helga Kühnhenrich.
"Die Projekte erfüllen den Wunsch nach Partizipation, aber auch nach
Selbstbestimmung. Sie bieten kostengünstigen Wohnraum und unterstützen
einen schonenden Umgang mit Ressourcen - allen voran mit der Fläche."

Gefördert wurden die vorliegende Studie von Zukunft Bau. Das
Innovationsprogramm setzt seit über zehn Jahren wichtige Impulse für
Architektur und Bauwesen und schlägt Brücken zwischen Bauforschung und
-praxis. Das BBSR setzt Zukunft Bau für das
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) um.

Der Titel der Veröffentlichung lautet "Cluster-Wohnungen - eine neue
Wohnungstypologie für eine anpassungsfähige Stadtentwicklung". Sie ist als
Band 22 der vom BBSR herausgegebenen Reihe "Zukunft Bauen - Forschung für
die Praxis" erschienen. Interessierte können sie kostenfrei per Mail
anfordern: zb@bbr.bund.de. Die digitale Version ist auch unter
www.zukunftbau.de abrufbar.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution144

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Potsdam, 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1949: Branchentarifvertrag Kurzarbeit für die deutschen Seehäfen erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
7. April 2020

Branchentarifvertrag Kurzarbeit für die deutschen Seehäfen erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat am 6. April
2020 mit dem Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe (ZDS)
einen Tarifvertrag zur Kurzarbeit für die deutschen Seehäfen
abgeschlossen.

Danach sind die Beschäftigten in den tarifgebundenen Betrieben
während der Kurzarbeit in der COVID-19-Krise vor betriebsbedingten
Beendigungskündigungen geschützt. Das gesetzliche Kurzarbeitergeld wird für
Beschäftigte in tarifgebundenen Betrieben um 20 Prozent durch die
Arbeitgeber aufgestockt. Es erfolgt eine Sicherung der tariflichen Sonder-
und Einmalzahlungen für Beschäftigte in den tarifgebundenen Betrieben.

"Dieser zentrale Tarifvertrag für die Seehafenbetriebe ist ein
starkes solidarisches Zeichen in dieser Krisenzeit. Alle
Beschäftigten der tarifgebundenen deutschen Seehafenbetriebe bekommen
in dieser Krisenzeit eine gleichwertige Aufstockung zum
Kurzarbeitergeld, die das wirtschaftliche Überleben der Kolleginnen
und Kollegen sichert", sagte Robert Hengster,
ver.di-Verhandlungsführer und Leiter der Fachgruppe Maritime
Wirtschaft. 

Diese Maßnahmen sichern den Betrieben das wirtschaftliche Überleben
und erhalten ihnen die Fachkräfte in den Unternehmen. Hierdurch sind
diese für die Versorgungssicherheit systemrelevanten Betriebe in der
Lage, die wichtigen internationalen Transport- und Logistikketten
aufrecht zu erhalten und nach der COVID-19 Krise wieder ohne
Anlaufschwierigkeiten den Güter- und Warenverkehr in gewohntem Umfang
aufzunehmen.

"Das wirtschaftliche Überleben der Unternehmen ist für die deutsche
und europäische Wirtschaft von herausragender Bedeutung, wenn nach
der Krise die Produktion wieder hochgefahren wird. Hierzu bedarf es
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach der Krise noch in den
Unternehmen sind, um die internationalen Logistikketten wieder zum
Laufen zu bekommen. Dieser Tarifvertrag zur Kurzarbeit in den
Seehäfen schafft eine sozialpartnerschaftliche Lösung, um beide Ziele
zu erreichen" so Hengster.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 07.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1948: Seeleute müssen dringend entlastet werden (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. April 2020

Seeleute müssen dringend entlastet werden



Berlin - 90 Prozent der weltweit und 40 Prozent der innerhalb Europas
gehandelten Güter werden auf dem Seeweg transportiert. Damit sind die
Seeleute ein essentielles Glied in den globalen Lieferketten. Ohne
sie würde kein Schiff den Hafen sicher erreichen, kein LKW, Güterzug
oder Binnenschiff im Anschluss beladen werden können.

"Covid-19 belastet die ganze Welt und damit auch die Seeleute",
betont Robert Hengster, Bundesfachgruppenleiter Maritime Wirtschaft
in der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Aufgrund der
angespannten Flugsituation müsse der Crewwechsel häufig eingestellt
werden. Ablösungen könnten kaum mehr stattfinden und viele Seeleute
müssten notgedrungen ihre Verträge verlängern, statt zu Familie und
Freunden heimzukehren.

"Der Landgang leidet gerade aufgrund der nationalen
Schutzbestimmungen. Häfen waren für Seeleute auch so etwas wie eine
Tankstelle; es gab die Möglichkeit zum Einkaufen von Dingen, die es
an Bord nicht gab und es bestand die Möglichkeit, in der
Seemannsmission mit der Familie zu telefonieren, was an Bord nur
eingeschränkt möglich ist. All das ist aktuell so gut wie unmöglich.
Damit das wichtige Glied der Lieferkette nicht ausfällt, gibt es
dringenden Handlungsbedarf", betont der Gewerkschafter.

ver.di fordert die Politik auf, dafür zu sorgen, dass Seeleuten ein
besonderer Status zuerkannt wird. Grenzüberschreitungen müssen
möglich sein, sodass Seeleute wieder weltweit abgelöst und in ihre
Heimatländer reisen können. Das bedeutet auch, dass die entsprechende
Ablösung zum Schiff kommen kann. Zudem müsse allen Seeleuten,
unabhängig von ihrer Nationalität, unter Berücksichtigung der
allgemeinen Sicherheitsstandards, der Landgang ermöglicht werden.
Auch die ärztliche Versorgung in den Häfen müsse abgesichert sein,
Handelsschiffe haben keinen Arzt an Bord.

Die Reeder fordert ver.di auf, die Kommunikationsmöglichkeiten der
Seeleute umgehend zu verbessern und die entsprechenden Kapazitäten
dafür an Bord kostenlos zur Verfügung zu stellen; gerade in diesen
Zeiten besonders auf die physische aber auch seelische Gesundheit der
Crew zu achten. Den Seeleuten müsse sowohl die notwendige
Schutzausrüstung gestellt werden, als auch darüber hinaus alles
möglich gemacht werden, damit die Seeleute diese schwierige Zeit
gesund überstehen können.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2268: 1500 Kinder noch vor Ostern aus Flüchtlingslagern evakuieren (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 06.04.2020

1500 Kinder noch vor Ostern aus Flüchtlingslagern evakuieren

EKD-Ratsvorsitzender Bedford-Strohm appelliert an Bundesregierung



Angesichts der dramatischen Situation in den Flüchtlingslagern in
Griechenland äußert sich der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm wie folgt:

"Es ist mir nicht mehr begreiflich, warum das vor vier Wochen vom
Koalitionsausschuss beschlossene Kontingent von mindestens 1500 Kindern
nicht längst nach Deutschland evakuiert wurde. Das kleine Luxemburg geht
nun voran und fliegt noch vor Ostern die ersten Kinder aus. Daran sollte
sich die Bundesregierung ein Beispiel nehmen und nicht länger zögern,
sondern schnell helfen! Auch die überfüllten Lager müssen unverzüglich
geräumt und die Schutzsuchenden europäisch verteilt werden. Griechenland
kann diese Last nicht länger alleine schultern. Gerade jetzt in der
Corona-Krise braucht es unsere Solidarität, also ein Relocationprogramm,
das die Menschen schnell und dezentral auf verschiedene europäische Staaten
verteilt."

Vertreter von Kirchen und von Kommunen hatten bereits Anfang März nach
einem Besuch des Flüchtlingslagers Moria in einer "Erklärung von Lesbos"
die sofortige Aufnahme aller unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge durch
EU-Staaten gefordert. Der Rat der EKD erklärte angesichts der Coronakrise
in der vergangenen Woche, die Ausbreitung des Corona-Virus könne ohne die
notwendige Solidarität der Völkergemeinschaft zu einer Katastrophe
unvorstellbaren Ausmaßes werden. "Auch die Aufnahme von Flüchtlingen darf
gerade in dieser Zeit nicht ausgesetzt werden", so der Rat.


Die von einer Delegation aus Kommunen, EKD und SEEBRÜCKE in
Griechenland veröffentlichte gemeinsame "Erklärung von Lesbos" finden Sie
unter:

https://www.ekd.de/delegation-aus-kommunen-ekd-und-seebruecke-in-griechenland-53603.htm

Das "Wort des Rates zum Palmsonntag 2020" finden Sie als Download
unter:

https://www.ekd.de/wort-des-rates-ekd-palmsonntag-2020-54779.htm

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 48/2020 vom 06.04.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07234: Kritik gegen den Polemiker (SB)


Franz Gutmayer, der Polemiker unter den Schachliteraten, besaß eine
ganze Menge an Kritikern, die seine Bücher als das entlarvten, was sie
in Wirklichkeit darstellten. So sagte einst der Kaufmann und
Schachmeister Simon Alapin über ihn: "Gutmayer besitzt höchstens die
Spielstärke eines mittelmäßigen Hauptturnierspielers. Dies bedeutet,
daß er für taktische Witze (Kombinationsspiel) ein Verständnis hat,
nicht aber (oder ungenügend) für Strategie (auch Positionsspiel
genannt). Mit anderen Worten: Wenn in einer durch Zufall entstandenen
Schachposition gewisse Witze (Opfer) möglich sind, so wird er
dieselben eventuell erblicken oder richtig beurteilen können. Wie man
jedoch durch konsequente Berechnungen (von Varianten) aus der
Anfangsstellung der Steine oder sonstwie gleicher Stellung für sich
günstige Positionen schaffen bzw. für den Gegner günstige Positionen
vermeiden soll, in denen ganze Komplexe taktischer Witze eventuell
latent enthalten sind, das ist ein Gebiet, welches ihm, wenn nicht
ganz abgeht, so doch nur äußerst verschwommen vorschwebt." Nun,
Wanderer, ob Gutmayer angesichts der Alapinschen Einschätzung das
heutige Rätsel der Sphinx zu lösen imstande gewesen wäre? Weiß setzte
nämlich in spätestens fünf Zügen matt.






[image: SCHACH-SPHINX/07234: Kritik gegen den Polemiker (SB)]



Schneider - Eschrich

Berlin 1935


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schwarz instrumentalisierte seine angehäuften Stellungsvorteile zu
einem geschickt geführten Angriff auf den weißen König: 1...g6-g5!
2.h4xg5 Tf3-f2+! 3.Tf1xf2 - 3.Dc5xf2 ergibt dasselbe Mattbild -
3...Dg4-h5+ 4.Kh2-g1 Dh5-h1#



Erstveröffentlichung am 18. März 2007
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/598: Medienpädagoge fordert "Digitale Schule Bayern" (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 06.04.2020

FAU-Medienpädagoge fordert "Digitale Schule Bayern"



In der aktuellen Situation ausschließlich digitaler Lehre an Schulen sehe
er Schwierigkeiten auf der Anbieterseite als auch bei den Familien, so
Prof. Dr. Rudolf Kammerl, Lehrstuhl für Pädagogik mit dem Schwerpunkt
Medienpädagogik an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
(FAU). Zwar müsse man Lehrerinnen und Lehrern ein großes Lob aussprechen,
dass sie sehr schnell und aus dem Stand heraus versucht haben, mit den
digitalen Möglichkeiten zu arbeiten. Das sei aber auch nicht in allen
Schulen gleich so gelungen: "Man merkt auch bei den Lehrkräften, dass es
unterschiedliche mediendidaktische Vorkenntnisse gibt, aber auch zum Teil
unterschiedliches Engagement."

Besonders wichtig aus seiner Sicht: eine stärkere Koordination und
Abstimmung über Schulgrenzen hinweg. "Würde jede Lehrkraft nur eine
Unterrichtseinheit vorbereiten und teilen, gäbe es binnen kürzester Zeit
ein reichhaltiges Angebot", so Kammerl weiter. Man brächte - analog zur
Virtuellen Hochschule Bayern - eine Digitale Schule Bayern, so seine
Empfehlung: mit einem Angebot, das professionell gestaltet und allen
Schülerinnen und Schülern zugänglich ist, die - aus welchen Gründen auch
immer - gerade nicht an der Schule teilnehmen können.

Auf der Seite der Familien sieht er dagegen andere Schwierigkeiten - zum
Beispiel aufgrund von sozialer Ungleichheit: "Bei sozial schwächeren
Familien beginnt es schon damit, dass Schüler gar kein Zimmer haben, in
das sie sich zurückziehen können, um zu lernen", meint Kammerl. Vielleicht
stünden auch gar nicht so viele digitale Endgeräte zur Verfügung. Hier
hätten manche Kommunen bereits begonnen, Leihgeräte zur Verfügung zu
stellen. Es bedürfe aber eventuell noch anderer Hilfestellungen. Auch
seien viele Eltern gar nicht mit diesen Formen des Lehrens vertraut und
könnten wenig Hilfestellungen geben.

Auf der anderen Seite beobachte er im Augenblick sehr viel Zustimmung für
die digitale Lehre: "Das sind Eltern, die selbst im Homeoffice arbeiten
und froh sind, dass nebenan der Schüler schulische Aufgabe macht und nicht
vor der Glotze sitzt oder an der Playstation."

Warum Eltern keine Ersatzlehrkräfte sind, wie erfolgreich digitales Lernen
sein kann und wie Lehren und Lernen nach der Krise aussehen wird - darüber
spricht Rudolf Kammerl aktuell in einem YouTube-Talk mit Gastgeber Joachim
Hornegger, Präsident der FAU:

https://www.youtube.com/watch?v=TVubWMB6af8


Eine Übersicht aller Videotalks ist zu finden unter:

https://www.fau.de/corona/videos/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FRAGEN/034: Experten-Interview zur Corona-Krise (idw)


SRH Hochschule Hamm - 06.04.2020

Experten-Interview mit Psychologie-Professorin und mit Professor für
Sozialwissenschaft zur Corona-Krise



Die Corona-Krise hat die Welt verändert und man muss konstatieren, dass
es für diese Situation keine einfache und schnelle Lösung geben wird, jedoch
zum Teil massive Auswirkungen auf jeden einzelnen von uns hat. Einige
Menschen leiden mehr, andere weniger, einige kommen gut mit der
veränderten Situation zu Recht, andere hadern stark mit dem Schicksal. Der
Dekan des Fachbereichs Sozialwissenschaft Prof. Dr. Johannes Emmerich und
die Studiengangleiterin für Psychologie Prof. Dr. Sabrina Krauss lehren
und forschen an der SRH Hochschule Hamm und standen uns für ein Interview
zur Corona-Krise zur Verfügung.


Prof. Krauss, Ausgangssperren, Kontaktverbote und soziale Isolation
widersprechen dem Wesen des Menschen. Welche Auswirkungen hat die soziale
Isolation auf jeden Einzelnen?

Das ist schwer zu sagen, einfache "wenn-dann-Zusammenhänge" gibt es in der
Psychologie nicht. Der Wunsch nach Voraussagen und Prognosen ist dieser
Tage noch größer als sonst, dennoch ist das Verhalten und auch das Erleben
eines einzelnen Menschen immer gebunden an ein komplexes Zusammenspiel von
eigner Persönlichkeit, Lebensgeschichte und aktueller Situation. Wenn
Menschen zur Mittagszeit zum Beispiel in die Küche oder Kantine gehen,
werden die meisten von ihnen dies wohl tun, um etwas zu essen. Es kann
aber auch Personen geben, die lediglich etwas trinken oder jemanden
suchen, etc. Die Psychologie lässt immer nur Prognosen für die Mehrheit zu
- bei dem Versuch etwas für einen einzelnen Menschen voraus zusagen,
bedarf es viel mehr Informationen und die Prognose ist immer sehr
fehleranfällig. Die meisten Menschen werden durch die Isolation
wahrscheinlich nur ein leichtes Unwohlsein oder genervt-sein erfahren.
Aber selbst das hängt davon ab, wie sie gerade leben, in welcher
Verfassung sie sich befinden.

Wie kann man die soziale Isolation erträglicher machen, welche Strategien
gibt es?

Hier sollte man nicht nur - wenn auch gerade beliebt auf digitales
zurückgreifen. Die Digitalisierung macht die jetzige Situation sicherlich
an vielen Stellen besser, die Nutzung technischer Hilfsmittel ist
allerdings kein Allheilmittel. Menschen sind soziale Wesen, denen
Beschäftigung und Gespräche mit anderen gut tun. Sofern man in einer
Familie oder WG lebt, könnte man zum Beispiel Gespräche zu vorher
festgelegten Themen führen. Die Themen können frei gewählt werden: Tolle
Erlebnisse aus dem letzten Jahr, eigene Ziele und Wünsche, etc. Aber auch
kreative und handwerkliche Tätigkeiten wirken sich positiv auf die Psyche
aus. Warum nicht einmal wieder etwas malen? Ein Gedicht schreiben oder die
Nähmaschine aus dem Keller holen?

Kann man aus dieser Situation irgendwelche positiven Rückschlüsse für die
Psyche ziehen?

Grundsätzlich ist das möglich, wichtig ist, sich nicht nur auf die Sorgen
und Ängste zu fokussieren, sondern die gewonnene Zeit zu nutzen, um (wie
oben benannt) handwerklich und oder kreativ tätig zu werden und sich auf
die Ressourcen zu besinnen. Es liegt in der menschlichen Natur zuerst die
Defizite und Mangelzustände zu sehen. In einer Krise wie der jetzigen
natürlich besonders. Man könnte den Kreislauf aus Sorgen und Grübeln
gezielt und willentlich unterbrechen, in dem man sich jeden Tag
aufschreibt, was momentan gut ist - zum Beispiel: ich bin gesund, meine
Familie ist bei mir, ich bekomme so viele Nachrichten von Menschen, die
mich mögen, etc..

Welche Auswirkungen haben Kontaktverbote und Soziale Distanz auf Menschen
mit Angststörungen oder Depressionen?

Auch hier ist eine Generalaussage schwierig. Nicht jede Angststörung
gleicht der anderen und auch das depressive Spektrum hat viel Varianz in
der Symptomatik. Günstig ist sicherlich: in Kontakt bleiben. Mit Ärzten,
Beratern und - sofern möglich - mit der Familie.

Prof. Emmerich, schwelende soziale Konflikte brechen aus, Kinder
verlieren das Gefühl für Gleichaltrige und weitere Auswirkungen im sozialen,
zwischenmenschlichen Bereich werden offensichtlich. Sehen sie ein
Zusammenrücken der Gesellschaft durch die Corona-Ereignisse oder in dieser
bedrohlichen Situation eher den Hang zum Egoismus?

Dem Anschein nach scheint die Gesellschaft trotz Hamsterkäufen und
Corona-Partys augenblicklich eher zusammenzurücken. Dafür spricht die hohe
Bereitschaft zu ehrenamtlichem Engagement und zur Nachbarschaftshilfe.
Dieses Szenario ist für Krisenzeiten auch durchaus typisch. Der Grad der
Solidarität hängt aber sicherlich vom Verlauf der Krise ab. Verschärft
sich die Krise, werden viele Menschen vermutlich wieder vermehrt den Blick
auf das eigene Wohl richten.

Glauben sie, dass die soziale Ungleichheit auch zu einer potentiell
tödlichen Ungleichheit werden kann?

Nicht nur die Infektionswahrscheinlichkeit, sondern auch die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise sind ungleich verteilt.
Putzdienste, Müllabfuhr, Supermarkt - hier ist die Ansteckungsgefahr
größer und die Bezahlung vergleichsweise gering. Auch der
Unterrichtsausfall trifft Familien je nach beruflicher Stellung
unterschiedlich. Alleinerziehende und Familien, in denen beide Elternteile
arbeiten müssen, können die gerade jetzt wichtige Begleitung der Kinder
bei den Schularbeiten nur schwer gewährleisten.

Welche Auswirkungen sind in Flüchtlingsheimen und bei Obdachlosen zu
befürchten?

Für Obdachlose sind die Folgen der Krise dramatisch. In den oft sehr engen
Obdachlosenunterkünften herrscht hohe Ansteckungsgefahr, sodass einige
Einrichtungen bereits geschlossen wurden. Als Ausweichmöglichkeit bleibt
aber nur die Straße. In Flüchtlingsunterkünften erschweren räumliche Enge
und teilweise auch Sprachbarrieren die Prävention. Zudem wirken
Abgeschiedenheit, fehlende Freizeitaktivitäten und Zukunftssorgen
gewaltfördernd, aber keineswegs nur in Flüchtlingsheimen. Viele Fachkräfte
der Sozialen Arbeit befürchten eine Zunahme der häuslichen Gewalt im Zuge
der Corona-Krise.


Vielen Dank für das Interview.


Zur Person Prof. Dr. Sabrina Krauss:
Prof. Krauss ist Professorin für Psychologie und Studiengangleiterin für
die Studiengänge "Arbeits- und Organisationspsychologie" und "Psychologie"
an der SRH Hochschule Hamm. Sie ist seit mehr als 10 Jahren psychologische
Beraterin unterschiedlicher Wirtschaftsunternehmen, insbesondere zu den
Themen Digitalisierung und Change Management.

Zur Person Prof. Dr. Johannes Emmerich:

Prof. Emmerich ist studierter Sozialpädagoge und promovierter Soziologe
und seit mehr als 10 Jahren in der Lehre und Forschung im Hochschulwesen
tätig. Er ist u.a. Mitglied der Deutsche Gesellschaft für Soziale Arbeit
e.V. und seit 2017 ist er Dekan des Fachbereichs "Sozialwissenschaft" an
der SRH Hochschule Hamm.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1292

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule Hamm, 06.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/420: Rückkehr der Sommerboten - Schwalben auf Unterstützung durch Menschen angewiesen (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 6. April 2020

Die Rückkehr der Sommerboten

NABU NRW: Schwalben sind auf Duldung und Unterstützung durch Menschen
angewiesen



Düsseldorf - In den kommenden Wochen kehren Rauch- und Mehlschwalben
aus ihren Winterquartieren südlich der Sahara in ihre Brutgebiete nach
Nordrhein-Westfalen zurück. Leider sind die Bestände hierzulande in
den vergangenen Jahrzehnten dramatisch und kontinuierlich
zurückgegangen. Zu den Hauptursachen zählt das Fehlen geeigneter
Brutplätze. "Rauch- und Mehlschwalben sind Kulturfolger und leben in
der unmittelbaren Nähe des Menschen. Deshalb ist es für die
gefährdeten Tiere entscheidend, dass wir ihnen Zugang zu Ställen
gewähren und ihre Nester an Fassaden dulden", sagt Jonas Brüggeshemke
vom NABU-Landesfachausschuss Ornithologie und Vogelschutz.

Die Bestände sowohl der Rauch- als auch der Mehlschwalbe sind seit
mindestens 30 Jahren stark rückläufig. Im Atlas der Brutvögel
Nordrhein-Westfalens beziffern Fachleute den Rückgang bei
Mehlschwalben mit 45% seit den 1990er Jahren. Beide Schwalbenarten
stehen heute in Nordrhein-Westfalen als gefährdet auf der Roten Liste.
Wenn die Langstreckenzieher jetzt im April nach Tausenden
Flugkilometern aus Afrika in unseren Breiten ankommen, erleben die
ortstreuen Schwalben häufig eine böse Überraschung: Früher genutzte
Viehställe sind verschwunden oder verschlossen, ihre Nester wurden von
Hauswänden entfernt oder Netze und Stacheln hindern sie am Anflug an
ihre Brutplätze.

Neben dem Erhalt der gesetzlich geschützten Nistplätze könnten
Bürgerinnen und Bürger an geeigneten Stellen die Glücksboten laut NABU
auch mit Nisthilfen unterstützen. Mit sogenannten "Lehmtankstellen"
könnten die Schwalben außerdem mit dem nötigen Baustoff für ihre
aufwendigen Nester unterstützt werden. Neben dem Verlust und der
Zerstörung von Brutplätzen bekommen die Vögel auch den Schwund an
Insekten zu spüren: "Als Insektenfresser, die sich fast ausschließlich
von kleinen, fliegenden Insekten wie Mücken, Läusen und Fliegen
ernähren, die sie im Flug erbeuten, sind sie besonders während der
Aufzucht der Jungen auf große Mengen dieser Fluginsekten angewiesen",
so Brüggeshemke.

Trotz der schwierigen Situation können die Schwalben auch in
Nordrhein-Westfalen auf Menschen bauen, die die Gesellschaft der
Schwalben wie in Sprichwörtern überliefert auch heute noch zu schätzen
wissen und die Vögel in oder an ihren Häusern willkommen heißen. Der
NABU NRW zeichnet diese Menschen seit einigen Jahren für den aktiven
Artenschutz am Haus und ihre Toleranz aus. So konnten etwa im Kreis
Minden-Lübbecke fast 60 Schwalbenfreundliche Häuser ausgezeichnet
werden. Auch in diesem Jahr können sich Schwalbenfreunde für eine
Auszeichnung beim NABU bewerben. In welchem Maß und auf welchem Weg
dies praktisch geschehen wird, hängt in diesem Jahr auch von den
weiteren Vorkehrungen beim Umgang mit dem neuen Corona-Virus ab.

Weitere Informationen zur NABU-Aktion "Schwalbenfreundliches Haus" und
zur Hilfe für Schwalben gibt es unter: 

www.nabu-nrw.de/schwalbenschutz

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 22/20, 06.04.2020

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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INITIATIVE/419: Gartenschläfer werden munter - auch im Harz (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 4. April 2020

Gartenschläfer werden munter - auch im Harz. Naturschutz und
Forschung starten - Spurensuche 2020. Machen Sie mit!



Hannover. Wenn die Gartenschläfer in diesen Wochen ihren Winterschlaf
beenden, stehen der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND), die Justus-Liebig-Universität Gießen und die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung wieder bereit: Seit 2019 erforschen
sie, warum die kleine Schlafmaus mit der typischen "Zorro-Maske"
vielerorts in Deutschland und Europa in dramatisch kurzer Zeit
verschwunden ist. Ihr Ziel: Den Gartenschläfer als heimische Tierart
in Deutschland vor dem Aussterben zu bewahren. Unterstützen können
alle, die einen Gartenschläfer gesehen haben, indem sie ihren Hinweis
auf www.gartenschlaefer.de eintragen. Gefördert wird das Projekt
"Spurensuche Gartenschläfer" im Bundesprogramm Biologische Vielfalt
durch das Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums.




[image: Foto: © Walter Wimmer]

Gartenschläfer Sankt Andreasberg

Foto: © Walter Wimmer



Erste Geheimnisse konnten die Naturschützer*innen und Forscher*innen
mit ihrer Spurensuche bereits lüften. Allein rund 1.500 Hinweise aus
der Bevölkerung - davon 40 aus Niedersachsen - sind bereits
eingegangen, die während des Winterschlafs der Tiere ausgewertet
wurden. Die regionalen Unterschiede fielen besonders auf: "Im
Vergleich zu dem Südwesten Deutschlands, aus dem sehr viele Hinweise
kamen, erreichten uns aus Niedersachsen fast nur Meldungen aus dem
Harz", erklärt Andrea Krug, Projektkoordinatorin vom BUND
Niedersachsen. Im Harz ist auch der Nationalpark Harz in das Projekt
einbezogen.

"Und obwohl uns bekannt war, dass der Gartenschläfer im Harz vorkommt,
ist die Anzahl der tatsächlichen Funde bislang deutlich geringer als
im Südwesten Deutschlands. Es scheint, dass die Bestände in vielen
Regionen schwächer sind, als wir gehofft hatten." Auch in diesem Jahr
soll deshalb weiter geforscht und die "weißen Flecken" auf der
Verbreitungskarte geschlossen werden. Wer einen Gartenschläfer gesehen
oder gehört hat, kann direkt mithelfen: Melden Sie Ihren Hinweis auf
www.gartenschlaefer.de, gerne mit Foto oder Audioaufnahme. Denn nicht
nur die Gesichtszeichnung mit den dunklen Ringen um die Augen ist beim
Gartenschläfer unverkennbar, sondern
auch seine Stimme - nachzuhören auf 

www.gartenschlaefer.de/geraeusche.

Obwohl der Gartenschläfer eine heimische Tierart ist, gibt es zu ihm
und dem dramatischen Rückgang seiner Bestände noch viele offene
Fragen: Auf welche Lebensräume ist er angewiesen? Gibt es Krankheiten,
die ihm zusetzen? Wie steht es um das Nahrungsangebot? Und vieles
mehr. "Wenn wir die Tierart vor dem Aussterben bewahren wollen, müssen
wir Antworten finden und ein wirkungsvolles Schutzkonzept
entwickeln und umsetzen", so Krug. "Das ist ebenso Teil unserer
Spurensuche."




Weitere Informationen:

www.gartenschlaefer.de

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/erarbeitung-einesbundesweiten-schutzkonzepts-fuer-den-gartenschlaefer.html

Naturbeobachterinnen
und Naturbeobachter können ihre Gartenschläfer-Hinweise dem
Projektteam melden unter 

www.gartenschlaefer.de

Die typischen Geräusche des Gartenschläfers zum Nachhören: 

www.gartenschlaefer.de/geraeusche

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.04.2020

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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AKTION/717: Zum Weltgesundheitstag - Kreativer Klimaprotest in Corona-Zeiten (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 7. April 2020

Kreativer Klimaprotest in Corona-Zeiten

ROBIN WOOD-Aktive demonstrieren zum Weltgesundheitstag on- und offline
für den klimafreundlichen Umbau der Gesellschaft



Zum heutigen Weltgesundheitstag machen ROBIN WOOD-Umweltaktivist*innen
in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern mit kreativen Mitteln auf die
drohenden Folgen der Klimakatastrophe aufmerksam. Die Aktivist*innen
hängten an verschiedenen Orten Plakate auf, die gemeinsam den Satz
ergeben: "Corona ist nur ein Vorgeschmack auf die Klimakrise". Die
Aktion dokumentierten sie per Video (https://bit.ly/2Xhjdme), das sie
auf den social media-Kanälen von ROBIN WOOD verbreiten. ROBIN WOOD
fordert, mit den Milliarden an öffentlichen Geldern zur Bewältigung
der Corona-Krise die Gesellschaft konsequent sozial-ökologisch
umzugestalten.

Die Corona-Krise verdrängt zurzeit alle anderen Themen von der
politischen Agenda und aus den Medien. Massive politische Eingriffe in
die Grundrechte sowie in die Wirtschaft werden derzeit - schnell und
weitgehend ohne Debatte - umgesetzt, um die Pandemie aufzuhalten.
Jeden Tag sterben Menschen an Covid19. Daher leuchtet es ein, dass die
Gesellschaft Einschränkungen in Kauf nimmt.

Im Kontrast dazu tritt besonders deutlich hervor, wie wenig die
Regierungen bisher gegen die Klimakrise getan haben. Dabei ist der
Klimawandel eine globale Gefahr mit ebenfalls tödlichen Folgen. Die
internationale Klimaforschung hat erdrückende Belege dafür, welche
verheerenden Folgen ein weiterer globaler Temperaturanstieg,
insbesondere für die Menschen des globalen Südens, haben wird.
Extremwetterereignisse wie Hitze, Dürren und Überschwemmungen rauben
schon jetzt Millionen Menschen ihre Existenzgrundlage, und werden
weiter zunehmen.

Daher muss jetzt verhindert werden, dass nach der Corona-Krise für
Unternehmen, etwa aus der Automobil- und Energiebranche,
Umweltauflagen gelockert werden, um den Aufschwung zu fördern - und
damit das Wachstum ausgerechnet der fossilen Branchen anzukurbeln, die
am stärksten zur Klimakatastrophe beitragen.

Stattdessen sollte die Gesellschaft aus der Pandemie- und der
Klimakrise lernen: Machbar und nötig sind insbesondere eine
Energieversorgung auf Basis erneuerbarer Energien, der Umstieg auf
öffentliche Verkehrsmittel und aufs Rad, die Verlagerung von Flügen
bis 1.000 Kilometer auf die Schiene und Verkehrsvermeidung, etwa durch
regionale Produktion von Lebensmitteln. Zudem muss - auch mit Blick
auf den Artenschutz und die Vorbeugung weiterer Pandemien - die
Zerstörung von Wäldern gestoppt werden.

"Gegen den Klimawandel muss die Welt zusammenhalten wie gegen die
Corona-Pandemie", fordert Sylvester Kaben von ROBIN WOOD Berlin. "Bei
der Klimakrise gibt es keine Herdenimmunität, aber es gibt wirksame
Gegenmittel: den radikalen Umstieg auf eine klimafreundliche
Energieversorgung, Ernährung und Mobilität."

Links:

- Video zur Aktion auf youtube: https://bit.ly/2Xhjdme

- Mehr zur ROBIN WOOD-Regionalgruppe Berlin:

https://www.robinwood.de/berlin, Twitter: RoWo_Berlin

ROBIN WOOD online:

www.robinwood.de

https://twitter.com/robin_wood

https://www.facebook.com/robinwood.ev

https://www.instagram.com/robin.wood.e.v

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.04.2020

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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PROJEKT/004: Pflanzenbestimmung mit Flora Incognita App im März verzehnfacht (idw)


Technische Universität Ilmenau - 03.04.2020

TU Ilmenau: Pflanzenbestimmung mit Flora Incognita App im März
verzehnfacht



Das Forscherteam des "Flora Incognita"-Projekts freut sich über den
derzeit starken Anstieg der Nutzung ihrer gleichnamigen App für
Smartphones, mit der die wildwachsenden Pflanzen Deutschlands per Foto
bestimmt und die Beobachtungen digital gesammelt werden können.

Im Projekt "Flora Incognita" arbeiten Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen der TU Ilmenau und des Max-Planck-Instituts für
Biogeochemie Jena fächerübergreifend an Methoden zur halbautomatischen
Pflanzenbestimmung. Die Nutzung der Flora-Incognita-App ist aktuell
enorm: Im März 2020 verzeichnete das Projektteam mit etwa 15.000
Pflanzenbestimmungen am Tag eine Verzehnfachung der
Pflanzenbestimmungen im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Vorjahr.
"Wir sehen ganz klar, dass die Menschen sich gerade auf das
fokussieren, was sie umgibt. Wir erhalten eine Vielzahl von positiven
Rückmeldungen, dass in den letzten Wochen das Bewusstsein von
regionaler Vielfalt gestärkt werden konnte und die Menschen Freude
daran haben, ihre Artenkenntnis auf langen Spaziergängen durch die
nähere Umgebung zu erweitern" sagt der Ilmenauer Informatiker und
Leiter des Flora-Incognita-Projekts, Professor Patrick Mäder.

Viele Anfragen erreichen das Team derzeit auch von Schulen und
Universitäten, die die App in ihren Unterricht und ihre e-Learning
Angebote einbeziehen möchten. Speziell für Lehrer und Lehrerinnen
stellt das Team Arbeitsblätter zum Download bereit, die die Gestaltung
von Unterrichtseinheiten zum Thema Pflanzenerkennung erleichtern. Die
der gewonnenen Vielzahl an Daten ermöglicht es den Forschern nun auch,
ihre wissenschaftlichen Auswertungen zu erweitern. So arbeitet das
Flora-Incognita-Team auf Grundlage der Daten intensiv daran, die
Veränderung im zeitlichen Auftreten von Arten zu erkennen. "Im
Vergleich zum letzten Jahr konnten wir in diesem Jahr beispielsweise
eine deutliche Verschiebung der Blühzeit der Winterlinge, der Eranthis
hyemalis, verzeichnen", so Dr. Jana Wäldchen, Teilprojektleiterin in
Jena. "Mit Hilfe solcher Daten können wir feststellen, wie sich die
Entwicklung von Pflanzen verändert und Trends für die Zukunft
vorhersagen."

Mit der App "Flora Incognita" können Laien und Experten alle
wildwachsenden Pflanzenarten Deutschlands und angrenzender Gebiete
bestimmen. Die App wurde bereits 990.000-mal installiert, die Zahl der
Pflanzenbestimmung pro Tag reicht bis zu 60.000.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news744180

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution97

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Ilmenau - 03.04.2020
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STADT/520: Lichtverschmutzung - Schlafen Stadt-Fische schlechter? (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
03.04.2020

Schlafen Stadt-Fische schlechter? 

Lichtverschmutzung unterdrückt Melatoninbildung bei Barschen



Melatonin taktet die innere Uhr, dank eines hohen Melatoninspiegels
werden Menschen abends müde. Melatonin ist auch bei Tieren wichtig für
den Biorhythmus. Künstliches Licht bei Nacht - Lichtverschmutzung -
kann die Bildung von Melatonin bei Fischen schon bei sehr niedrigen
Lichtintensitäten unterdrücken, fanden Forschende des Leibniz-
Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) heraus.




[image: Flussbarsch hinter Wasserpflanze - Foto: © Michael Feierabend]

Flussbarsche reagieren empfindlich auf Lichtverschmutzung.

Foto: © Michael Feierabend



Melatonin prägt den Tag-Nacht-Rhythmus beim Menschen und bei
Wirbeltieren. Organe, Gewebe und Zellen stellen abhängig von der
Konzentration dieses Hormons ihre innere Uhr. Dadurch steuert
Melatonin auch Prozesse wie Fortpflanzung und Wachstum. Über
Lichtrezeptoren, beispielsweise auf der Netzhaut im Auge, nehmen
Wirbeltiere und der Mensch Unterschiede in der Helligkeit ihrer
Umgebung wahr. Wenn viel Licht auf die Rezeptoren trifft, wird die
Bildung von Melatonin unterdrückt, bei Dunkelheit hingegen wird viel
Melatonin gebildet. Künstliches Licht bei Nacht kann den
Melatoninhaushalt stören.

Das Team vom IGB untersuchte die Melatoninbildung von Europäischen
Flussbarschen. Tagsüber herrschte für alle Tiere Tageslicht, nachts
variierte die Beleuchtung je nach Gruppe: Die Kontrollgruppe
verbrachte die Nacht in vollkommener Dunkelheit, die anderen drei
Gruppen waren Lichtintensitäten von 0,01, 0,1 und 1 Lux ausgesetzt.
Nach 10 Tagen bestimmten die Forschenden die Melatoninkonzentrationen
im Abstand von drei Stunden über 24 Stunden hinweg. Das Ergebnis:
Schon die geringste Beleuchtungsintensität von 0,01 Lux verringerte
die Melatoninbildung, bei den höheren Beleuchtungsintensitäten
reduzierte sich Melatonin stufenweise immer stärker.

Dazu im Vergleich die Beleuchtungsstärken, die Lebewesen in der Nacht
erfahren: In einer sternenklaren Nacht liegt die Beleuchtungsstärke
bei weniger als 0,001 Lux. In einer Vollmondnacht erreicht sie ein
Maximum von 0,3 Lux. Die Lichtglocke einer Stadt kann
Beleuchtungsstärken bis zu 1 Lux und mehr, eine Straßenbeleuchtung
sogar bis zu 150 Lux erreichen.

Schon die nächtliche Lichtglocke von Städten unterdrückt die
Melatoninbildung:

"Das Erstaunliche ist, dass die Intensitäten der Lichtglocke einer
Stadt ausreichen, um die Melatoninbildung bei Fischen zu
unterdrücken", sagt Erstautorin Franziska Kupprat vom IGB. Von dieser
Art Lichtverschmutzung sind weltweit große Areale betroffen. Denn das
Licht von künstlicher Beleuchtung strahlt in den Himmel und wird an
Wolken und Partikeln reflektiert, wodurch eine große Lichtglocke
entsteht, die über den eigentlichen Beleuchtungsradius der Lichtquelle
hinausgeht.

Auf die Rhythmik der Melatoninbildung hatte die Beleuchtungsintensität
keinen Einfluss. Bei allen Tieren stieg die Melatoninbildung im Laufe
des Nachmittags an und erreichte ihren Maximalwert in der Nacht.
"Frühere Studien haben gezeigt, dass höhere Intensitäten von
nächtlicher Beleuchtung wie 10 und 100 Lux auch die Melatoninrhythmik
der Flussbarsche beeinflussen, da das nachts gebildete Melatonin so
stark reduziert wurde, dass kein Unterschied mehr zu den niedrigen
Tageswerten messbar war", erläutert Dr. Franz Hölker vom IGB.

Fische verschlafen einen Großteil ihres Lebens, man sieht es nur
nicht, da sie keine Augenlider haben. Wie auch bei anderen Lebewesen
dient ihnen der Schlaf zur Regeneration. Studienleiter Professor
Werner Kloas vom IGB erläutert die Auswirkungen eines gestörten
Melatoninhaushalts: "Ob Stadt-Fische durch Lichtverschmutzung unter
einem Schlafdefizit leiden, können wir mit unseren bisherigen
wissenschaftlichen Methoden nicht bewerten. Wir vermuten es
allerdings, da Melatonin ein wichtiger Einflussfaktor für den Schlaf
von Wirbeltieren ist, auch von Fischen. Sicher ist, dass andere
Körperfunktionen wie die Immunabwehr, das Wachstum und die
Fortpflanzung durch eine veränderte Melatoninbildung gestört werden
können."

Originalpublikation:

Franziska Kupprat, Franz Hölker, Werner Kloas (2020). Can skyglow
reduce nocturnal melatonin concentrations in Eurasian perch?
Environmental Pollution, Volume 262 

https://doi.org/10.1016/j.envpol.2020.114324

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news744208

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 03.04.2020
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MELDUNG/431: Weltkorallenriffkonferenz in Bremen wird um ein Jahr verschoben (idw)


Universität Bremen - 03.04.2020

Weltkorallenriffkonferenz in Bremen wird um ein Jahr verschoben



Wegen der Coronakrise wird das Internationale Korallenriff Symposium
(ICRS) nicht in diesem Sommer stattfinden. Neuer Termin in Bremen ist
der 18. bis 23. Juli 2021. Zu dieser Entscheidung haben die dynamische
Verbreitung des Virus, der Schutz aller Teilnehmenden, sowie die
Reisebeschränkungen geführt, teilen die Veranstalter der Universität
Bremen mit. Die Begleitveranstaltungen, die für die Öffentlichkeit in
der Stadt geplant waren, sollen soweit wie möglich auch ein Jahr
später stattfinden. Ein Trost könnte sein, dass die Konferenz dadurch
Teil des Jubiläumsjahrs der Universität wird. Diese feiert 2021 ihr
50-jähriges Bestehen.

"Diese Entscheidung war für unsere Partnerinnen und Partner sowie
unser Team sehr schwierig, aber notwendig", sagt Professor Christian
Wild von der Universität Bremen. Der Wissenschaftler organisiert die
bedeutende Weltkonferenz über die Ökosysteme der Korallenriffe mit
seinem Team. Es ist die größte Meereskonferenz, die es bis dahin in
Deutschland gab. "Oberste Priorität hat für uns der Schutz der
Gesundheit und die Sicherheit aller Konferenzteilnehmenden sowie
Besucherinnen und -besucher unserer geplanten Ausstellungen und
Veranstaltungen."

Bis zu 3.000 Teilnehmende aus über 90 Ländern

Die nächsten Monate werden nun arbeitsreich. Denn eine Konferenz mit
etwa 2.500 bis 3.000 Teilnehmenden aus über 90 Ländern um ein Jahr zu
verschieben ist keine Kleinigkeit. Vor allem das umfangreiche
wissenschaftliche Programm muss aktualisiert werden. Denn die neu
gewonnene Zeit bringt neue wissenschaftliche Erkenntnisse mit sich.
Der Einsatz lohnt sich jedoch. Schließlich sind die in ihrer Existenz
bedrohten Korallenriffe die bedeutendsten Ökosysteme der Ozeane.
Wissenschaftliche Erkenntnisse, die zu ihrem Schutz beitragen, werden
2021 genauso wichtig sein wie heute. Ausgerichtet wird das
Internationale Korallenriff Symposium auch 2021 von der Universität
Bremen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.icrs2020.de

http://www.uni-bremen.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news744220

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution59

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bremen - 03.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/430: Becherflechten am Oderteich (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 3. April 2020

Entdeckt am Wegesrand: "Korallen" im Schnee am Oderteich



Der sich verabschiedende Winter und die Coronakrise beeinflussen
derzeit unser Leben. Aber auch wenn Fernreisen gerade nicht möglich
sind, so gibt es doch in der Heimat viel zu entdecken. Bei einem
Spaziergang am Oderteich leuchtete es an einem alten Fichtenstubben
korallenrot. Das sind die Fruchtkörper der Becherflechte.




[image: Fichtenstubben im Schnee mit Becherflechte in Blüte - Foto: © Sabine Bauling, Nationalpark Harz]

Becherflechte

Foto: © Sabine Bauling, Nationalpark Harz



Becherflechten sind kleine Lebewesen, ca. 1,5 cm hoch, die vornehmlich
auf dem Erdboden und dort auf Humus, morschem Holz oder Fels leben.
Flechten sind keine richtigen Pflanzen, sondern eine
Lebensgemeinschaft, auch Symbiose genannt, von Pilzen und Algen.

Das Typische sind die "Becher", die sie auf kleinen Stielen ausbilden,
darauf sitzen die roten Fruchtkörper, die diese kleinen
Totholzbewohner sehr attraktiv sichtbar machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.04.2020

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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WETTBEWERB/355: Vögel an der Futterstelle - Foto-Wettbewerb verlängert bis 26.4. (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 7. April 2020

NABU: Foto-Wettbewerb verlängert

- Bereits 31 Teilnehmer machen mit

- Weiter Vögel an der Futterstelle fotografieren

- Bilder jetzt bis zum 26.4 per Mail einsenden

- Mehrere Futterstellenpakete zu gewinnen



(Bremen, den 07.04.20) Der NABU freut sich über die vielen
Einsendungen im Rahmen seines Futterstellen-Foto-Wettbewerbs und
erweitert und verlängert die Aktion. Bereits 31 Vogelfreunde haben dem
NABU Bilder zugeschickt. Wer nun auch mit seinem besten Bild von
Vögeln an der Futterstelle mitmachen möchte, hat nun noch bis zum 26.4
die Möglichkeit Fotos per Mail an info@nabu-bremen.de zu senden.

Nicht nur der Einsendezeitraum wurde verlängert, auch die Gewinnchance
erhöht sich. Statt nur einen Gewinner mit einem Futterstellen-Paket zu
beschenken werden nun 3 Gewinner im Rahmen des von der Bremer
Umweltsenatorin geförderten Wettbewerbs ausgewählt und mit Preisen
bedacht.

Weitere Infos unter www.NABU-Bremen.de 

oder info@nabu-bremen.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.04.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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